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MaRnahmenpaket zur Bekdmpfung des Wohnungseinbruchsdiebstahls (Antrag der
Fraktion der CDU, Drucksache 16/12344)

Das Malinahmenpaket zur Bekdmpfung des Wohnungseinbruchdiebstahls der Fraktion der
CDU zielt darauf ab, die Fallzahlen von Wohnungseinbrichen zu senken und die
Strafverfolgung zu verbessern. Im Folgenden beziehen wir auf der Grundlage der Ergebnisse
des Forschungsprojektes ,Vergleichende Regionalanalyse des Wohnungseinbruchdiebstahls®
des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsens e.V. (KFN) zu der
Sachverhaltsbeschreibung und den einzelnen vorgeschlagenen MaRnahmen der CDU-Fraktion
Stellung. Herangezogene Veréffentlichungen, die im Rahmen des KFN-Forschungsprojektes
entstanden sind, stellen wir dem Ausschuss im Anhang zur Verfligung.

Ziel der Studie des KFN war es, die Situation der Opfer, die Ermittlungstatigkeit von Polizei und
Staatsanwaltschaft, die justizielle Entscheidungspraxis und die Merkmale der Tater/innen zu
untersuchen. Hierzu wurden 1.329 Opfer befragt, 3.668 Strafakten analysiert und funf
Gruppeninterviews mit Experten/innen der Polizei und Justiz gefihrt. Mit den
Untersuchungsorten Berlin, Bremerhaven, Hannover, Minchen und Stuttgart wurden gezielt
Stadte einbezogen, die sich hinsichtlich der polizeilichen Aufklarungsquoten und der
Haufigkeitszahlen des Wohnungseinbruchs aber auch in Bezug auf die Polizeiorganisation und
—ausstattung zum Teil deutlich voneinander unterscheiden.

Sachverhaltsbeschreibung

Wie in der Sachverhaltsschilderung des Antrags der CDU-Fraktion festgestellt, ist die
Haufigkeitszahl des Wohnungseinbruchs im Bundesgebiet (205,8) sowie in NRW (353,6) erneut
gestiegen. Zusatzlich kann erwahnt werden, dass sich auch der Anteil der versuchten
Einbriche weiter erhdéht hat (Bund: 42,7 %, NRW: 43,7 %), was als Erfolg flir bisherige
Praventionsmalinahmen gewertet werden kann.

Da in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) erkennbar ist, dass es beim Wohnungseinbruch
ein deutliches Stadt-Land-Gefélle gibt und die Wahrscheinlichkeit, Opfer eines
Wohnungseinbruchs zu werden, vor allem in groRstadtischen Ballungsgebieten hoch ist
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(Bartsch et al. 2014: 101f.; Baier et al. 2012: 732), ist ein Vergleich der Haufigkeitszahlen
zwischen unterschiedlich dicht besiedelten Regionen nur bedingt aussagekraftig. Nordrhein-
Westfalen durfte unabhangig von der Bevolkerungszahl auch aufgrund seiner vergleichswiese
dichten Besiedelung und ausgepragten Urbanisierung starker von Wohnungseinbruch betroffen
sein als weniger dicht besiedelte, landlichere Bundeslander.

Die Aufklarungsquote im Bereich des Wohnungseinbruchdiebstahls ist gemaf der Polizeilichen
Kriminalstatistik (PKS) mit bundesweiten 15,2 % und innerhalb NRW mit 13,8 % fur das Jahr
2015 gering. Dazu muss allerdings betont werden, dass die Aufklarungsquote nicht den Anteil
der Falle mit verurteilten Tatern angibt, sondern lediglich den Anteil der Falle, in denen eine
tatverdachtige Person ermittelt wurde unabhangig vom weiteren Verlauf des Strafverfahrens.
Innerhalb der KFN-Studie ergab sich, dass nur 2,6 % der untersuchten Falle mit der
Verurteilung mindestens eines Taters endeten (DreilBigacker et al. 2015a: 309). Insgesamt
wurden 80,1 % der Strafverfahren gegen Tatverdachtige eines Wohnungseinbruchs bereits von
der Staatsanwaltschaft eingestellt. Der Hauptgrund fir diese Entscheidung war das Fehlen
eines genltgenden Anlasses zur Erhebung offentlicher Klage (§ 170 Il StPO), weil der
Tatverdacht nicht hinreichend begriindet werden konnte (ebd.: 308). Insofern ist zu der
Sachverhaltsbeschreibung anzumerken, dass die erwahnte Aufklarungsquote von 13,8 % in
NRW keine Aussage dariber zulasst, wie viele Tater in dem jeweiligen Jahr beweiskraftig
ermittelt wurden; die Verurteilungsquote duirfte also noch deutlich darunter liegen.

Ein weiteres Ergebnis der KFN-Studie deutet darauf hin, dass die regionalen Unterschiede bei
den Aufklarungsquoten zum Teil das Ergebnis unterschiedlicher Ermittlungspraktiken sind, die
allerdings kaum Auswirkungen auf die Verurteilungsquote haben. Wahrend sich die an der
KFN-Studie teilnehmenden Stadte noch signifikant bei der Aufklarungsquote unterscheiden (9,9
% bis 24,8 %), liegt die Verurteilungsquote bei allen auf einem vergleichbar niedrigen Niveau
(1,5 bis 3,6 %; Dreildigacker et al. 2016: 72). Ein regionales Ranking auf Basis der
Aufklarungsquoten ist daher wenig sinnvoll.

Verdoppelung der Anzahl von Ermittlungskommissionen (1.)

Die erste Mallnahme des Antrags der CDU-Fraktion sieht vor, die Anzahl von
Ermittlungskommissionen zu verdoppeln. Diese Kommissionen sollen laut Ausfiihrungen
insbesondere die Ermittlung bei banden- bzw. gewerbsmaRig begangenen Wohnungseinbruch
u.a. mit einer taterzentrierten Arbeitsweise verbessern.

Einerseits ist diese MaRnahme mit Bezug auf die Einschatzung der interviewten
Experten/innen, dass ein gezielter Personaleinsatz und eine Deliktspezialisierung von Polizei
und Staatsanwaltschaft zur besseren Aufklarung beitragen kénnte (Wollinger et al. 2016: 387),
zu begrufRen. Zusatzlich wird auch fir die Schaffung fester Ansprechpartner fiir die Polizei auf
Seiten der Staatsanwaltschaft pladiert (ebd.). Andererseits ist vor dem Befund der Aktenanalyse
vergleichbar geringer Verurteilungsquoten (s.0.) trotz unterschiedlicher Arbeitsweise,
Ausstattung und Organisation der Polizei in den teilnehmenden Stadten keine entscheidende
Erhéhung der Verurteilungsquote durch die Veranderung der personellen und organisatorischen
Struktur der Polizei zu erwarten. Die Polizei bleibt auf vorhandene Spuren und Zeugen
angewiesen, was kaum zu beeinflussen ist.

Der verstarkte Fokus der Ermittlungsmaflnahmen auf professionelle Einbrecherbanden
erscheint problematisch, insofern es aufgrund geringer Aufklarungs- und Verurteilungsquoten
kaum empirisch gesicherte Erkenntnisse zu den Tatern des Wohnungseinbruchs gibt und bei
der Zusammensetzung der verurteilten Tater in der Aktenanalyse keine dominante Gruppe
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erkennbar ist bzw. lediglich Hinweise auf regionalspezifische Besonderheiten zu finden sind
(DreiBigacker et al. 2016: 102). Daher ist es wenig ratsam, Ermittlungs- und
Praventionsstrategien einseitig auf bestimmte Tatergruppen auszurichten.

»Erster Angriff" durch feste Teams mit klar definierten Aufgaben (2.)

Die Verbesserung der Spurenerkennung und —sicherung durch den Einsatz spezialisierter
Polizeibeamten/innen beim ,ersten Angriff ist vor dem Ergebnis, dass insbesondere
Fingerabdruck- und DNA-Spuren eine grofle Bedeutung fiir die beweiskraftige Ermittlung von
Tatverdachtigen haben (DreiBigacker et al. 2016: 77), sinnvoll und kénnte mdglicherweise einen
kleinen Beitrag fir die Steigerung der Erfolgsaussichten der Ermittlungen leisten. Bezlglich der
vergleichsweise langen Auswertungszeiten von DNA-Spuren (ebd.: 45) muss allerdings
gleichzeitig die notwendige Struktur zur Auswertung bereitgestellt werden, denn aus Sicht der
Experten kann selbst eine relativ kurze ,Bearbeitungszeit von mehreren Wochen [...] die
Ermittlungsarbeit behindern® (Wollinger et al. 2016: 386).

Schleierfahndung ermdéglichen (3.)

Des Weiteren wird innerhalb des Antrags angeregt, die Malinahme der ,,Schleierfahndung“ zu
ermdglichen. Hierbei handelt es sich um ein Vorgehen, welches v.a. auf mobile Tater aus dem
Ausland, sogenannte ,reisende“ Tater, abzielt. Auch hierzu ist anzumerken, dass es kaum
empirisch gesichertes Wissen Uber diese Tatergruppe gibt (s.0.). In der Aktenanalyse der KFN-
Studie fanden sich lediglich bei 12,8 % der Tatverdachtigen Hinweise darauf, dass es sich um
eine/n reisende/n Tater/in handeln kénnte (Dreildigacker et al. 2016: 60). Zudem ergaben sich
signifikante Unterschiede zwischen den untersuchten Stadten. Insbesondere Stadte mit eher
schwéacherer Sozialstruktur, d.h. einem hoheren Arbeitslosenanteil und sozialen Problemen,
wiesen einen hoheren Anteil an ortsansassigen Tatern auf, wie beispielsweise
Drogenabhangigen, Spielstichtigen und Jugendlichen ohne Arbeits- bzw. Ausbildungsplatzen.
Dass diese regional unterschiedliche Zusammensetzung der Tatverdachtigen und Tater/innen
nicht nur die Folge mdéglicher Differenzen bei der Ausrichtung der Ermittlungsarbeit der Polizei
ist, zeigen z.B. regionale Unterschiede bei den verschiedenen Begehungsweisen sowie in
Hinblick auf den Zustand der Wohnung nach der Tat (ebd.: 40).

Daruber hinaus wurde in den Experteninterviews nicht die rechtliche Grundlage der
~Schleierfandung“ problematisiert, sondern die der Funkzellenabfrage. Diese bietet aufgrund
vorsichtig werdender Tater/innen und einer damit verbundenen schlechteren Spurenlage haufig
den einzigen Ermittlungsansatz fir die Polizei, der allerdings ebenso haufig an den durchaus
hohen rechtlichen Hirden scheitert. Trotz identischer normativer Voraussetzungen scheinen
diese Hirde zudem von Region zu Region unterschiedlich hoch zu sein (Wollinger et al. 2016:
388). Vor diesem Hintergrund kénnte dariber nachgedacht werden, die Anordnung einer
Funkzellenabfrage in Fallen des Wohnungseinbruchs im Wege einer erneuten Reform des §
100g Abs. 3 StPO zu erleichtern.

Zeitnaher landesweiter Einsatz von ,,Predictive Policing“ (4.)

Anders als im Antrag der CDU-Fraktion suggeriert, gibt es zum Einsatz von Prognosesoftware
im Rahmen von Predictive Policing unter Einbezug von Daten aus verschiedenen Quellen
zurzeit kaum belastbare und zudem widersprichliche Evaluationsbefunde (siehe z.B. Gluba
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2014; Merz 2016). Eine aktuelle von den Entwicklern einer Prognosesoftware durchgefiihrte
Studie (Mohler et al. 2015) weist im Vergleich zur herkdbmmlichen Hot-Spot-Analyse eine
bessere Prognose durch die verwendete Software und eine damit verbundene hoéhere
Praventivwirkung der Streifentatigkeit nach. Hingegen findet die erste unabhangige Studie
(Hunt et al. 2014) keinen bedeutsamen Einfluss der Prognosesoftware auf die Reduktion der
Fallzahlen verschiedener Eigentumsdelikte. Die softwarebasierte Prognose kann auch nicht
losgeldst von anschlieBenden Praventionsstrategien gesehen werden (Ridgeway 2013). Neben
einer falschen oder zu unprazisen Prognose kdnnten u.a. eine falsche Praventionsstrategie und
die Missdeutung oder Missachtung der Prognose durch die involvierten Polizisten/innen eine
ausbleibende Wirkung (Saunders et al. 2016, S. 348; Perry et al. 2013, S. 119-125) oder
unbeabsichtigte Folgen wie die Diskriminierung bestimmter Bevolkerungsgruppen begrinden
(Ferguson 2015, S. 398-404). Die Frage, welche spezielle Praventionsstrategie auf die
softwarebasierte Prognose folgen sollte bzw. welche am erfolgversprechendsten ist, wurde
bisher nicht untersucht. Darliber hinaus kénnen spontane Taten von Drogenabhangigen oder
Gelegenheitstatern aufgrund fehlender Muster kaum vorhergesagt werden. Ein von Forschung
begleitetes Modellprojekt zur Wirksamkeit von Predictive Policing ware vor dem Hintergrund
vieler offener Fragen aus wissenschaftlicher Perspektive sehr wiinschenswert.

Sicherheitskooperation mit angrenzenden Bundeslandern (5.) sowie verbesserte
Polizeizusammenarbeit in der Euregio (6.)

Des Weiteren beinhaltet das MalRnahmenpaket das AbschlieRen von Sicherheitskooperationen
mit angrenzenden Bundeslandern sowie eine verbesserte internationale Zusammenarbeit mit
der Polizei angrenzender Lander. Derartige Kooperationen werden innerhalb der
durchgeflihrten Experteninterviews sehr begrifdt und als sehr effektiv in Bezug auf mobile nicht
ortsansassige Tatergruppen eingestuft (Wollinger et al. 2016: 387f.). Hierbei ist der direkte
Kontakt und Austausch der Beamten von besonderer Bedeutung. Hingegen erscheint eine
Erweiterung der Spurendatenbanken in Bezug auf Schuh- und Werkzeugspuren auf Grundlage
der KFN-Studienergebnisse nicht erfolgversprechend. Anders als Fingerabdruck- und DNA-
Spuren stellten gesicherte Schuh- und Werkzeugspuren innerhalb der Aktenanalyse keinen
relevanten Einflussfaktor zu Ermittlung eines Tatverdachtigen dar und trugen allenfalls
zusammen mit anderen beweiskraftigeren Spuren (insbesondere Fingerabdruck- und DNA-
Spuren) oder Zeugenaussagen zur Verurteilung eines Taters bei (DreilRigacker et al. 2016: 44
u. 76).

Ubergeordnete Ziele des Antrags

Der Antrag der CDU-Fraktion zielt vor allem darauf ab, die Strafverfolgung beziglich des
Wohnungseinbruchs zu verbessern und so die Fallzahlen zu senken.

Nach den Ergebnissen der KFN-Studie sind die Mdglichkeiten dazu, deutlich mehr Tater
beweiskraftig zu ermitteln, begrenzt. Dies liegt hauptsachlich an dem Mangel an
Ermittlungsansatzen fir die Polizei, da beweiskraftige Spuren und Zeugen oft fehlen. Wie oben
schon erwahnt, ist nicht zu erwarten, dass die alleinige Erhéhung der Polizeikrafte sich in
hohem MaRe auf die Erhdhung der Aufklarungs- und Verurteilungsquote auswirken wird.
Dennoch zeigte sich in bestimmten Bereichen der Strafverfolgung auch ein
Verbesserungspotenzial. Zu den aussichtsreichen Malinahmen zahlen insbesondere ein
gezielter Personaleinsatz, die Deliktspezialisierung bei Polizei und Staatsanwaltschaft, die
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Verkirzung der Auswertungszeit von DNA-Spuren, die Zusammenarbeit der jeweiligen
Ermittlungseinheiten in  Deutschland und Europa sowie die Erleichterung der
Funkzellenabfrage. Eine zu einseitige Konzentration auf bestimmte Tatergruppen in den
Ermittlungs- und Praventionsstrategien erscheint hingegen vor dem Hintergrund mangelnder
empirischer Erkenntnisse zu den Tatern/innen als wenig ratsam.

Zwar ist das Ziel, den Erfolg der Strafverfolgung, d.h. die Verurteilungsquote, entscheidend zu
erhéhen, schwer zu erreichen, aber es gibt daneben erfolgversprechende Mdglichkeiten, den
Anteil der erfolgreichen Einbriiche zu verringern und damit das Delikt auf langere Sicht flr
potenzielle Tater unattraktiv zu machen und die Fallzahlen zu senken. Ein wichtiger Faktor in
diesem Zusammenhang ist die Erhéhung von Sicherheitsstandards von Wohnungen in Ein- und
Mehrfamilienhdusern. Der Ansatz, die Bewohner und vor allem die Vermieter starker in die
Verantwortung zu nehmen, spielt zwar innerhalb des Antrags der CDU-Fraktion keine Rolle,
dennoch zeigt sich in der Opferbefragung, dass fast drei Viertel der Befragten (72,7 %) vor dem
Einbruch keine zusatzliche Sicherheitstechnik genutzt haben (Dreildigacker et al. 2015: 59).
Hinzu kommt der Befund, dass insbesondere Mietwohnungen noch schlechter gesichert werden
als Wohneigentum (Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen 2015: 43f.) und damit ein
besonders attraktives Ziel flr Tater bieten.

Zur Verbesserung der technischen Sicherung kann einerseits die Polizei beitragen, indem die
polizeiliche Praventionsberatung weiter ausgebaut bzw. bei guten Strukturen aufrechterhalten
wird. Hierflr spricht der Befund der KFN-Studie, dass Einbruchsversuche bei Bewohnern, die
sich vorher insbesondere von der Polizei und von Fachgeschéaften beraten lieRen und
anschlieltend Sicherungsmallnahmen umsetzten, signifikant haufiger scheiterten (Drei3igacker
et al. 2015: 60). Andererseits konnte die Erhdhung von Sicherheitsstandards auch durch eine
gesetzliche Verordnung fir Sanierungen und Neubauten geschaffen werden, welche nur noch
den Einbau bestimmter zertifizierter Fenster und Tiiren zulassen wiirde."

Abschlielend bleibt noch einmal zu betonen, dass der Wohnungseinbruchdiebstahl auch eine
gesellschaftspolitische Dimension hat und nicht allein durch Veranderungen bei den
Strafverfolgungsbehdérden geldst werden kann.
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Wohnungseinbruchsdiebstahl in Deutschland —
empirische Erkenntnisse zu Tat und Folgen

Tillmann Bartsch, Arne DreifSigacker und Katharina Blauert

Gliederung

1. Einleitung 4. Kriminologische Regionalanalyse

2. Folgen fiir die Betroffenen — Ergeb- des Wohnungseinbruchs in Deutsch-
nisse des KFN-Viktimsurvey 2011 land

3. Befunde aus amtlichen Kriminal-
statistiken

1. Einleitung

In den letzten Jahren ist der Wohnungseinbruchsdiebstahl (§ 244 Abs. 1 Nr. 3
StGB) — vor allem wegen eines erheblichen Anstiegs der polizeilich re-
gistrierten Kriminalitit in diesem Deliktsbereich — in den Fokus von Medien
und (Innen-)Politik geriickt. Der vorliegende Beitrag greift dieses brisante
Thema auf. Anhand von empirischen Erkenntnissen aus einer Dunkelfeldstu-
die des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen €.V. (KFN) von
2011 — dem sog. KFN-Viktimsurvey — werden zunéchst die Folgen einer sol-
chen Tat fiir dic Betroffenen dargestellt (2.). Im Anschluss werden auf Basis
einer Auswertung von amtlichen Kriminalstatistiken aktuelle Entwicklungen
im Bereich des Wohnungseinbruchs aufgezeigt (3.). AbschlieBend erfolgt ein
skizzenhafter Uberblick zu einem derzeit am KFN durchgefiihrten For-
schungsprojekt zum Wohnungseinbruch (4.).

2. Folgen fiir die Betroffenen — Ergebnisse des KFN-
Viktimsurvey 2011

Bei einem Wohnungseinbruch treffen Téter und Opfer in der Regel nicht di-
rekt aufeinander. Auch deshalb werden die iiber den materiellen Schaden
hinausgehenden Folgen einer solchen Tat wohl teilweise unterschitzt. Doch
verschiedene Forschungsstudien zeigen, dass ein Wohnungseinbruch kein
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gewohnliches Eigentumsdelikt darstellt, sondern ,,im Hinblick auf die Vikti-
misierung Ziige eines Gewaltdeliktes“ in sich trigt und auch bei einem ,,indi-
rekten Titer-Opfer-Kontakt mit erheblichen psychischen Auswirkungen®' zu
rechnen ist. Die sichtbaren Spuren und vor allem der Gedanke daran, dass
Fremde sich Zugang zum privatesten Riickzugsraum verschafften, in persén-
lichen Sachen wiihlten und hdufig auch Gegenstinde mit hohen ideellen
Werten nicht mehr vorhanden sind, bringen viele Betroffene in groBle psychi-
sche Belastungssituationen, die durchaus mit kérperlichen Beeintrichtigun-
gen in Folge von Schlafstérung und Angst verbunden sein kénnen. Die laut
KFN-Viktimsurvey 2011 vergleichsweise hohe Anzeigenquote von iiber
80%? kann als ein zusitzliches Indiz fiir das hohe AusmaB der Verunsiche-
rung bzw. als ein Versuch der Bewiltigung erlebter Kontingenz interpretiert
werden. Dies gilt umso mehr, als die Hohe der Anzeigequote nach den Er-
gebnissen der vorbenannten Untersuchung vom Bestehen einer Hausratsver-
sicherung unabhingig ist.

Frithe empirische Untersuchungen in Deutschland zu den Folgen eines Woh-
nungseinbruchs fiihrten Kilchling (1995) und Deegener (1996) durch. Die
daraus resultierenden Erkenntnisse iiber das AusmaB des Opferleids® trugen
maBgeblich zu einer Verschirfung des gesetzlichen StrafmaBes fiir Woh-
nungseinbruch bei.* Im Jahr 2011 fand die bereits erwihnte Dunkelfeldbefra-
gung durch das KFN statt. Es handelt sich um die derzeit aktuellste Repri-
sentativbefragung zur Viktimisierung durch Wohnungseinbruch. Die Befun-
de stiitzen sich auf die im Wege eines face-to-face-Interviews erhobenen An-
gaben von 255 Betroffenen, die innerhalb der letzten fiinf Jahre zumindest
einen Wohnungseinbruch erlebt hatten.’ Die Daten wurden nunmehr erstmals

' Schmelz 2000, S. 1.

2 Baier/Rabold/Bartsch/Pfeiffer 2012b, S. 733f.

3 Kilchling (1995, S. 152) fand in einem Vergleich verschiedener Delikte mittels einer Op-
ferbefragung heraus, dass ein Wohnungseinbruch die Betroffenen deutlich léinger psy-
chisch belastet als andere Eigentumsdelikte. Knapp ein Drittel der 113 von Deegener
(1996, S. 67) befragten Einbruchsopfer gab an, nach der Tat Angst empfunden zu haben,
{iber ein Fiinftel litt anschlieBend unter Schlafstdrungen. Als weitere Opferstudien, deren
Ergebnisse sich jedoch im GroBen und Ganzen mit denen Kilchlings und Deegeners de-
cken, sind Hermanutz/Lasogga 1998, Baurmann/Schéidler 1999, Bidiker/Segler 2009 so-
wie Schubert-Lustig 2011 zu nennen.

So wurde im Rahmen des Sechsten Strafrechtsreformgesetzes der Wohnungseinbruchs-
diebstahl von einem Regelbeispiel zu einem Qualifikationstatbestand hochgestuft. Damit
verbunden war eine Anhebung des gesetzlichen MindestmaBes der Freiheitsstrafe auf
sechs Monate; vgl. dazu BT-Drs. 13/8586, 43.

Zur Zusammensetzung und Ziehung der Stichprobe siehe Baier/Rabold/Bartsch/Pfeiffer
2012a, S. 641-643.
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differenziert nach Geschlecht ausgewertet. Hierbei zeigte sich, dass Frauen
im besonderen MaBe unter einer solchen Tat leiden:

Rund 39% der Befragten fiihlten sich unmittelbar nach dem Bemerken der
Tat geschockt. Sie waren im Innersten getroffen und benétigten einige Zeit,
um das ganze Ausmall zu realisieren und die néichsten notwendigen Schritte
zu unternehmen. Bereits hier reagieren Frauen deutlich empfindlicher. Wh-
rend sich von den minnlichen Befragten lediglich jeder vierte geschockt
zeigte, berichtete jede zweite Frau von Empfindungen dieser Art. Angstge-
filhle entstanden bei knapp einem Viertel aller Befragten. Dies kann die
Angst vor den fremden Titern sein, Angst, erneut Opfer eines Wohnungsein-
bruchs zu werden, oder eine diffuse Angst vor dem Alleinsein, der Dunkel-
heit usw. Auch dies gab mit 35% ein groBerer Anteil der Frauen als der Mén-
ner (14%) an. Nach einer solchen Tat traten bei 17% der Befragten Schlafst6-
rungen, d.h. Einschlaf- oder Durchschlafprobleme, auf. Ein Unsicherheitsge-
fithl in der eigenen Wohnung noch einen Monat nach der Tat wurde von
knapp einem Drittel der Befragten beschrieben. Diese Unsicherheit fiihlen
10% der Frauen seither dauerhaft, wihrend dies im Unterschied dazu fiir le-
diglich 4% der Minner zutrifft.®

Die Reaktionen auf einen Wohnungseinbruch sind vielféltig. Sie reichen vom
Anbringen zusitzlicher Sicherungsvorkehrungen iiber Verhaltenséinderungen
im Alltag (z.B. gesteigertes Misstrauen gegeniiber Fremden, Uberpriifen der
Fenster und Tiiren beim Verlassen der Wohnung, gezielte Auswahl von Mit-
wissenden bei einer lingerer Abwesenheit, keine Neuanschaffung von Wert-
gegenstéinden, Nutzung von BankschlieBfiichern usw.) bis hin zu ¢iner &u-
Berst drastischen Mallnahme: dem Auszug aus der betroffenen Wohnung,
Unter den befragten Einbruchsopfern gaben 18% an, aufgrund des Einbruchs
in eine andere Wohnung umgezogen zu sein. Weitere 13% &dullerten, dass sie
nach der Tat am liebsten ausgezogen wiren.

® Berichtet wurde von Schlafproblemen (24% der Frauen und 11% der Ménner) und von
einem Gefiihl der Unsicherheit in der eigenen Wohnung einen Monat nach der Tat (35%
der Frauen und 24% der Ménner). Abgesehen von materiellen Verlusten gab indes knapp
ein Viertel der Befragten an, keinerlei weiteren Folgen erlitten zu haben (Frauen: 13%,
Mainner: 33%). Alle hier angesprochenen Geschlechtsunterschiede erwiesen sich als sta-
tistisch signifikant (Chi-Quadrat-Test, p < 0,05). Eine detaillierte Ubersicht der Befunde
im Vergleich zu Gewaltopfern findet sich bei Baier/Rabold/Bartsch/Pfeiffer 2012b.
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3. Befunde aus amtlichen Kriminalstatistiken

Vor diesem Hintergrund erscheinen die Fallzahlenentwicklung des Woh-
nungseinbruchs in der PKS und deren U-férmiger Verlauf noch eindriickli-
cher. Nachdem die Fallzahlen des Wohnungseinbruchs in den 1990er Jahren
sukzessive zuriickgingen, setzte um das Jahr 2006 eine gegenldufige Ent-
wicklung ein. Nimmt man den Tiefpunkt im Jahr 2006 zum Vergleich, et-
fasste die Polizei sechs Jahre spiter gut 38.000 Fille mehr. Dies entspricht
einer Steigerungsrate von 36% auf Bundesebene, die auch unter Kontrolle
der Einwohnerzahl Deutschlands, also dargestellt als Haufigkeitsziffer, erhal-
ten bleibt. Damit unterscheidet sich der Wohnungseinbruch von anderen Ei-
gentumsdelikten, die zuletzt teils deutlich seltener polizeilich registriert wur-
den als in den Jahren zuvor.” Insbesondere im Vergleich zu den Fallzahlen
des Diebstahls in/aus Kraftfahrzeugen, die im selben Zeitraum (2006-2012)
um weitere 39% sanken, wird dies sehr deutlich. Méglicherweise zeigt sich
insoweit eine Art Verlagerungseffekt innerhalb des Bereichs der Eigentums-
delikte. Die Téater konnten vom KFZ-Diebstahl zum Wohnungseinbruch
~gewechselt” sein. Als Griinde hierfiir kommen méglicherweise in Betracht:
die Sensibilisierung und Verhaltenséinderung der Fahrzeugnutzer, die weni-
ger Wertgegenstéinde im Inneren zuriicklassen, die nach und nach verbesserte
mechanische und elektronische Sicherung von Krafifahrzeugen sowie das
hohere (gefiihlte) Entdeckungsrisiko durch polizeiliche Observation und Vi-
deotliberwachung im 6ffentlichen Raum. Dem steht das lohnende und noch
immer héufig unzureichend gesicherte Tatobjekt ,,Wohnung* gegeniiber.
Auch wenn es nicht mehr géingig ist, groe Bargeldreserven zu Hause aufzu-
bewahren, lassen sich heute leicht transportable und gut abzusetzende elekt-
ronische Geréte mehr denn je in Wohnungen vorfinden. Die zumeist rein me-
chanischen Sicherungen der Tiiren und Fenster sind vor allem in stidtischen
Mehrfamilienhdusern in den letzten Jahren weitgehend unverindert geblie-
ben,® und die Observationsméglichkeiten der Polizei sind aufgrund des Tat-
ortes innerhalb von Gebduden vergleichsweise begrenzt.

Die These eines Wandels der Delinquenzformen in der postmodernen Gesellschaft (Bun-
desministerium des Innern (Hg.) 2006, S. 193), die sich auch auf (weiter) sinkende Hiu-
figkeitszahlen des Wohnungseinbruchs stiitzt und nach der es eine schwerpunktmiBige
Verlagerung von Eigentums- hin zu Vermégensdelikten gegen soll, ist hinsichtlich des
beschriebenen Trendwechsels zu relativieren.

Abgesehen vom Einbrechen mittels roher Gewalt, haben das zum Offnen von Tiiren und
Fenstern nétige Wissen und Werkzeug eine hohere ,,Halbwertzeit bei Wohnungen als bei
Kraftfahrzeugen.
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Dartiiber hinaus sind weitere Verdnderungen im Hellfeld des Wohnungsein-
bruchs zu erkennen. Innerhalb der letzten 18 Jahre nahm der prozentuale An-
teill von Tageswohnungseinbriichen ebenso wie der Anteil der versuchten
Einbriiche um rund 10 Prozentpunkte zu.” Dies konnte verschiedene Ursa-
chen haben: Es ist denkbar, dass sowohl die Abwesenheit von Berufspend-
lern am Tage als auch die Unaufmerksamkeit von Passanten in einer ,be-
schleunigten“ Gesellschaft vor allem in Grofstddten zunchmend zur Bege-
hung von Tageswohnungseinbriichen ausgenutzt wird.'” Der erhdhte Ver-
suchsanteil kénnte dadurch zu erklidren sein, dass bestimmte Tédter und Téter-
gruppen sich vermehrt gut gesicherte Wohnungen und Gebidude als Tatobjekt
aussuchen und deshalb héiufiger einen Fehlschlag der Tat in Kauf nehmen
miissen.'! Ebenso ist eine gesteigerte Anzeigebereitschaft bei versuchten
Einbriichen, d.h. eine Verkleinerung des Dunkelfeldes, moglich.

Hinsichtlich der Frage, wo Wohnungseinbriiche am h#ufigsten stattfinden,
gibt die PKS zumindest Auskunft iiber verschiedene Gemeindegrof3enklas-
sen, in denen die Tatorte liegen. Um Klassifizierungseffekte zu reduzieren,
werden im Folgenden die Fallzahlen in Beziehung zum Bevolkerungsanteil
in den jeweiligen Klassen gesetzt.'> Wie in Tabelle 1 dargestellt, fiel im Jahr
2011 gut ein Fiinftel der Wohnungseinbriiche in lédndlichen und kleinstédti-
schen Gemeinden an, in denen jedoch zwei Fiinftel der deutschen Bevilke-
rung lebt. Demgegentiiber werden in den 80 gréfiten Stéidten Deutschlands, in
denen weniger als ein Drittel der Bevolkerung lebt, iiber die Hilfte aller
Wohnungseinbriiche veriibt. Die Wahrscheinlichkeit, Opfer eines Woh-
nungseinbruches zu werden, scheint also mit zunehmender Gemeindegrof3e

?  Seit 1994 gilt die Eingrenzung der Tatzeit auf die Zeitspanne von 6.00 bis 21.00 Uhr als
Definition fiir Tageswohnungseinbriiche (TWE). Im Jahr 1994 lag deren Anteil bei 32%,
2012 bei 43%. Die prozentualen Anteile der versuchten Einbriiche lagen in diesen Jahren
bei 29% (1994) bzw. 39% (2012).

19 Nach Rosa (2008) beschleunigt sich u.a. das soziale Leben in der Moderne, d.h., in kiirzer

werdenden Zeitspannen werden immer mehr Aufgaben bewiltigt und gréBere Distanzen

iiberwunden. In diesem Zusammenhang erscheint auch die von Simmel (2006) am Anfang
des 20. Jahrhunderts aufgestellte These einer ,Blasiertheit® und ,Reserviertheit“ von

GroBstadtbewohnern ggii. Unbekannten noch heute plausibel. Zu iiberpriifen wire, ob in

GroBstadten iiber 500.000 Bewohner, die am stérksten von Wohnungseinbruch belastet

sind, ein griBerer Anteil der Einbriiche am Tage festzustellen ist als bspw. in Kleinstidten

und dorflichen Gemeinden.

In dieser Richtung argumentieren Kersting/Kiefert 2012.

12 Zurzeit liegen lediglich die klassierten Bevélkerungszahlen fiir das Jahr 2011 vor. Daher
werden diese entsprechend mit den Daten der PKS des Jahres 2011 in Bezichung gesetzt.
Zur Anzahl der Haushalte klassiert nach GemeindegroBe auf Bundesebene sind zum der-
zeitigen Stand keine Daten verfiigbar.

11
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anzusteigen.'? Auch wenn dieser Zusammenhang angesichts des in der Kri-
minologie seit langem bekannten Stadt-Land-Gefiilles im Bereich der Krimi-
nalititsverteilung'® nicht iiberrascht, bleibt die Frage unbeantwortet, wie die
an spéterer Stelle aufgezeigten groBen Unterschiede in der Deliktshiufigkeit
zwischen einzelnen Stédten zustande kommen.

Tabelle 1: Wohnungseinbriiche und Einwohner in Dentschland nach GemeindegréBenklassen

GemeindegréBenklasse Einwohner Gemeinden Wohnungseinbriiche
iiber 500.000 13.394.152 16,4% 14 0,1% 40.508 30,6%
100.000 bis unter 500.000 12,294,780 15,0% 66 0,6% 27720 20,9%
20.000 bis unter 100.000 22.313.935 27,3% 605 54% 35.145 26,5%
unter 20.000 33.840.876 41,3% 10.607 93,9% 29212 22,0%
81.843.743 100% 11292 100% 132.585 100%

Nur wenige Erkenntnisse lassen sich den amtlichen Kriminalstatistiken iiber
die Tater des Wohnungseinbruchs entnehmen. Die Griinde hierfiir liegen
vornehmlich in den seltenen polizeilichen Aufklirungserfolgen bei diesem
Delikt. Nur in 16% aller polizeilich registrierten Fille wird iiberhaupt ein
Tatverddchtiger (TV) ermittelt. Hiervon werden wiederum weniger als 20%
wegen eines Wohnungseinbruchs abgeurteilt oder verurteilt.'> Dariiber hin-
aus ist zu beachten, dass die (insoweit ohnehin nur Zerrbild liefernden) Hell-
felddaten der PKS lediglich Auskunft {iber die ermittelten TV geben. Infor-
mationen dariiber, ob sich der Tatverdacht im Einzelfall erhértet hat oder ob
es sogar einer Anklage und Verurteilung kam, enthilt die Statistik hingegen
nicht.'® Diese Restriktionen sind bei einer Analyse der PKS stets zu verge-
genwirtigen und schrinken deren Aussagekraft dementsprechend ein. Den-

3 Dies bestatigte sich bereits im KFN-Viktimsurvey 2011. Wihrend in groBstidtischen Ge-
bieten die Opferrate 3% betrigt, ist sie in lindlichen Gebieten mit 1,3% nicht mal halb so
hoch (Baier/Rabold/Bartsch/Pfeiffer 2012b, S. 732). Zu bedenken ist allerdings, dass die
Haushaltsgrofe in lindlichen Gebieten grofler ist als in Grofistiddten (Statistisches Bun-
desamt (Hg.) 2011, S. 4). Der gezeigte Zusammenhang ist insofern zu relativieren, als
dass in lindlichen Gebieten pro Wohnungseinbruch durchschnittlich mehr Haushaltsmit-
glieder gleichzeitig betroffen sind.

4 Ausfiihrlich dazu etwa Schwind 2011, § 2 Rdnr. 22.

15 In Wahrheit handelt es sich bei der in der PKS aufgefiihrten und darin explizit so be-
zeichneten ,, Aufklirungsquote® daher keineswegs um eine Quote aufgeklirter Fille, son-
dern lediglich um eine ,, Tatverdichtigenermittlungsquote®.

16 Eine weitere Einschrinkung betrifft die PKS auf Bundesebene. Erst seit dem Jahr 2009
wird eine ,,echte” Tatverddchtigenzihlung durchgefiibrt. D.h., tritt ein TV im Erfassungs-
zeitraum in mehreren Bundesldindem mehrfach in Erscheinung, wird er auf Bundesebene
dennoch nur einmal erfasst. Vorher kam es durch die Datenaggregation auf Landesebene
zu einer Uberzihlung der TV auf Bundesebene, womit der Vergleich mit den Daten ab
2009 nicht mehr moglich ist.
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noch kénnen mit der voraussetzungsvollen Annahme, dass sich innerhalb der
Tatverdichtigenstruktur der PKS zumindest Hinweise {iber das Auftreten
verschiedener Tatergruppen finden lassen, insbesondere Verdinderungen in
dieser Richtung ausgewertet werden. Hier zeigt sich innerhalb der letzten vier
Jahre ein groBer werdender Anteil nichtdeutscher TV, und auch die Alters-
struktur verdnderte sich. Bei steigenden Fallzahlen ist die Zahl der unter 21-
jahrigen TV riickliufig, wihrend die der iiber 21-jahrigen ansteigt.'®

Der innerhalb der PKS erfasste Schaden, d.h. der Wert der durch Wohnungs-
einbruch erlangten Beute, lag im Jahr 2012 bei rund 405 Millionen Euro.”
Im Vergleich zum Jahr 2006 verzeichnen die h6heren Schadensklassen (iiber
500 Euro Schaden) prozentuale Zuwichse, wihrend die Klassen darunter an
Anteilen verlieren. Unter der (vagen) Annahme, dass die durchschnittliche
Uberhohung der eingetretenen Schiden mit betriigerischer Absicht zum
Nachteil der Versicherungen durch die Betroffenen des Wohnungseinbruchs
in etwa gleich geblieben ist, kann davon ausgegangen werden, dass die Téter
unabhingig von der z7unehmenden Fallzahl im Schnitt gréBere Beute machen
als noch vor 6 Jahren.

Wie bereits angedeutet, gibt es dariiber hinaus zwischen den einzelnen Bun-
deslindern wund GroBstidten Unterschiede hinsichtlich der Fall-
zahl/Haufigkeitsziffer sowie der Aufkldrungs- und Verurteiltenquote. Wie in
Tabelle 2 anhand der Héufigkeitsziffer zu sehen ist, sind einige Stidte durch
Wohnungseinbriiche vergleichsweise wenig belastet (Dresden, Rostock,
Miinchen, Stuttgart), wihrend andere stiirker bzw. besonders stark betroffen
sind (Hannover, Berlin, Bremerhaven). Ein #hnliches Bild ergibt sich auch
im Vergleich der Aufkldrungsquoten. In Rostock oder Dresden werden iiber
Jahre hinweg relativ viele Tatverdichtige eines Wohnungseinbruchs polizei-
lich ermittelt, in Berlin oder Bremerhaven hingegen nur sehr wenige.?’

17 Im Jahr 2009 betrigt dieser 23%, im Jahr 2012 sind 29% aller TV eines Wohnungsein-
bruchs Nichtdeutsche. Der Anteil der Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels
116 Absatz 1 des Grundgesetzes sind und offiziell in Deutschland leben, liegt bei 9%
(Statistisches Bundesamt (Hg.) 2013, S. 26).

1% Den starksten Zuwachs zwischen 2009 und 2012 weist die Klasse der 30- bis 40-Jahrigen
auf (+22%). Betrachtet man die Gruppe der nichtdeutschen TV gesondert, verzeichnen
die Klassen der 30- bis 40-Jdhrigen (+56%), der 40- bis 50-Jdhrigen (+62%) und der 50-
bis 60-Jéhrigen (+54%) in den letzten Jahren hohe prozentuale Zuwichse.

1 Im Jahr 2006 lag der Schaden insgesamt laut PKS bei rund 240 Millionen Euro. Der Me-
dian 1asst sich zwar mit den klassierten Daten nicht berechnen, kann jedoch in der Scha-
densklasse 500-2.500 Euro verortet und iiber die Daten des KFN-Viktimsurvey 2011 mit
1.800 Euro beziffert werden.

® Die Haufigkeitsziffer gibt die Fallzahl pro 100.000 Einwohner in einem bestimmten Ge-
biet an und dient der Vergleichbarkeit. Neben dem Unterschied zwischen den Stéidten fal-
len auch die teilweise groBlen Spriinge zwischen den Jahren auf. Dies kann u.a. auf Fille
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Tabelle 2: Aufklirungsquoten in Prozent und Hiufigkeitsziffern des Wohnungseinbruchs im Stiadtevergleich

Dresden Rostock Stuttgart Miinchen Berlin Bremerhaven  Hannover

2006 41% 53 39% 93 19% 125 17% 106  15% 185 12% 425 16% 242
2007 30% 62 36% 84 16% 125 17% 87 11% 204 15% 398 15% 278
2008 27% 60 40% 107 21% 97 30% 88 12% 241 11% 414 18% 224
2009 23% 48 32% 83 13% 107 18% 72 11% 263 14% 431 17% 262
2010 34% 60 29% 74 10% 131 16% 60 10% 253 16% 539 23% 265

2011 28% 67 29% 78 22% 154  25% 64 8% 318 16% 576 27% 198
2012 24% 96 37% 85 6% 144 16% 71 7% 355 13% 562 23% 282

Zur Quote der wegen eines Wohnungseinbruchs Abgeurteilten und Verurteil-
ten” liegen die Daten der amtlichen Strafverfolgungsstatistik lediglich auf
Landesebene vor. Es kann jedoch angenommen werden, dass sich durchaus
Parallelen zu den Grof3stddten innerhalb dieser Lénder ziehen lassen. Um den
oft langen Verfahrenszeitriumen Rechnung zu tragen, bilden die summierten
iiber 14-jdhrigen TV der Jahre 2006 bis 2011 die Basis des Vergleichs ver-
schiedener Bundeslédnder in Abbildung 1. Relativ hohe Abgeurteilten- und
Verurteiltenquoten finden sich beispielsweise im Stadtstaat Berlin sowie den
Bundeslidndern Bayern und Baden-Wiirttemberg. Demgegeniiber werden in
Sachsen, Bremen, Niedersachsen und Mecklenburg-Vorpommern ver-
gleichsweise wenige Personen wegen eines Wohnungseinbruchs angeklagt
bzw. verurteilt.

35% 1
30% A
25%

0, -
20% u Abgeurteilte
1 0, -

A Verurteilte
10% -

5% A

0% - T T T T T T 1
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Abbildung 1: Abgeurteilten-/Verurteiltenquote des WED auf Basis aller iiber 14-jiihriger TV der Jahre 2006-2011

zuriickzufiihren sein, die im Berichtszeitraum geschehen, aber aufgrund andauernder Er-
mittlungen erst im nichsten Berichtsjahr als aufgeklért gezahlt werden.

21 Abgeurteilte sind diejenigen Personen, gegen die Strafbefehle erlassen wurden bzw. bei
denen das Strafverfahren nach Eréffnung des Hauptverfahrens durch Urteil oder Einstel-
lungsbeschluss rechtskriftig abgeschlossen worden ist. Verurteilte sind Straffillige, gegen
die nach allgemeinem Strafrecht eine Freiheitsstrafe, ein Strafarrest und/oder eine Geld-
strafe verhdngt worden ist oder deren Straftat nach Jugendstrafrecht mit Jugendstrafe
und/oder MaBnahmen geahndet wurde.
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Fiihrt man sich vor Augen, dass beispielsweise die Polizei in Mecklenburg-
Vorpommern im Vergleich zu Berlin sehr hohe Aufkldrungsquoten erreicht
(Durchschnitt 2006-2011 in MV: 37,0%; Berlin: 11,1%) , dann liegt in Ge-
samtschau mit der Quote der Verurteilten in den jeweiligen Lénder die Ver-
mutung nahe, dass die Linderpolizeien unterschiedliche Malistibe bei der
Begriindung eines Tatverdachts anlegen. Dies kénnte zumindest einen Teil
der unterschiedlichen Aufkldrungsquoten erkléren.

Restimierend lésst sich neben einem Trendwechsel hin zu ansteigenden Fall-
zahlen des Wohnungseinbruchs in Deutschland seit dem Jahr 2006 eine ab-
nehmende Aufklirungsquote auf bereits geringem Niveau sowie eine prozen-
tnale Zunahme der WED am Tage und der Versuche feststellen. Im Verhélt-
nis sind GroBstddte nach wie vor am stérksten betroffen. Die Gruppe der un-
ter 18-jdhrigen TV verringerte sich, wihrend die der {iber 21-jdhrigen TV,
insbesondere der 30- bis 40-jahrigen nichtdeutschen TV, wuchs. Weiterhin
gibt es neben geringen Aufklarungs-, Abgeurteilten- und Verurteiltenquoten
grofie regionale Unterschiede, die sich allein mit den amtlichen Kriminalsta-
tistiken nicht erkldren lassen.

4. Kriminologische Regionalanalyse des Wohnungsein-
bruchs in Deutschland

Seit einem Jahr befasst sich das KFN in einem umfangreichen Forschungs-
projekt mit dem derzeit in Deutschland viel diskutierten Thema ,,Wohnungs-
einbruch®. Die Studie wird in fiinf deutschen GroBstidten (Berlin, Bremer-
haven, Hannover, Miinchen und Stuttgart) mit Unterstiitzung durch den Ge-
samtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. durchgefiihrt. Das
Ziel besteht darin, durch die empirische Forschung einen Beitrag dazu zu
leisten, dass sich der Schutz der Biirger vor solchen Taten nachhaltig verbes-
sert. Um dieses Ziel zu erreichen, sollen mit der Forschung in erster Linie die
nachfolgenden Forschungsfragen beantwortet werden:

Die erste Frage ist die nach den Tatverdichtigen bzw. Tétern des Wohnungs-
einbruchs. Hierbei geht es zunéchst darum, sich ein Bild zu verschaffen iiber
soziodemographische und kriminologische Merkmale von Tatverdichtigen
bzw. Titern. Dabei steht schon jetzt fest, dass dieses Bild auch am Schluss
der Untersuchung ein unfertiges sein wird, weil ein GroBteil der Téter des
Wohnungseinbruchs angesichts der seltenen Aufklidrungserfolge der Polizei
unbekannt und damit auch fiir die Forschung unerreichbar bleibt. Aufierdem
ist nach dem Vorgehen der Téter und den Strukturen der Tatbegehung zu fra-
gen. Auf diese Weise wird es méglich sein, den am Projekt beteiligten Stid-
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ten ein Lagebild iiber die Wohnungseinbruchskriminalitit in ihrer Stadt zu
verschaffen.

Zweitens sind die Opfer des Wohnungseinbruchs in den Blick zu nehmen. Im
Mittelpunkt dieses Teils der Untersuchung stehen sowohl die soziodemogra-
phischen Merkmalen der Betroffenen als auch die Folgen der Tat und die
Bewertung der Arbeit der Strafverfolgungsbehérden sowie etwaiger Haus-
ratsversicherer durch die Opfer.

Drittens soll nach Erkldrungen gesucht werden fiir die insgesamt sehr niedri-
gen Aufkldrungsquoten und die regionalen Unterschiede, die diesbeziiglich
bestechen. Insoweit ist in erster Linie die Arbeit der Polizei zu untersuchen.
Konkret ist u.a. nach der Organisation und Struktur der polizeilichen Arbeit
im Bereich des Wohnungseinbruchs zu fragen, aber auch nach den im Ein-
zelnen durchgefiihrten Ermittlungsmafinahmen sowie jeweils nach méglichen
regionalen Besonderheiten in der Ermittlungstiitigkeit der Polizei. Aullerdem
wird zu eruieren sein, ob die Linderpolizeien tatséchlich unterschiedliche
Malistibe bei der Begriindung eines Tatverdachts anlegen.

Viertens geht es um Erklidrungen fiir die niedrigen Abgeurteilten- und Verur-
teiltenquoten sowie die in diesem Bereich bestehenden regionalen Unter-
schiede. Auch insoweit kommt der polizeilichen Arbeit Bedeutung zu. So ist
insbesondere in Erfahrung zu bringen, warum der Staatsanwaltschaft in vie-
len Fillen die polizeilichen Beweisangebote nicht fiir eine Anklage ausrei-
chen. Im Zentrum des Erkenntnisinteresses steht hier aber die Tatigkeit von
Staatsanwaltschaften und Gerichten. In den Blick zu nehmen sind u.a. die
abschlieBenden Verfahrensentscheidungen der Staatsanwaltschaften, also die
Frage, ob angeklagt, eingestellt oder ein Strafbefehl erlassen wurde. Selbst-
verstéindlich sind aber auch die Gerichtsverfahren und deren abschlieBende
Entscheidung zu betrachten. Das alles ist schlieBlich auf etwaige regionale
Besonderheiten hin zu untersuchen.

Um die vorstehenden Forschungsfragen beantworten zu kénnen, bedarf es
einer Kombination dreier Forschungsmethoden:

Am Beginn des Forschungsprojekts steht eine Analyse von ca. 900 Ermitt-
lungs- bzw. Strafverfahrensakten pro Stadt. Dabei erfolgt die Auswahl der
Akten teilweise im Wege einer zufilligen Ziehung und teilweise im Wege
ciner bewussten Auswahl. Dieses zweigleisige Vorgehen ist erforderlich, um
cinerseits die Reprisentativitit der Untersuchung zu gewihrleisten und um
andererseits sicherzustellen, dass geniigend Fille in der Stichprobe enthalten
sind, die von der Polizei aufgekldrt bzw. gerichtlich bearbeitet wurden. Mit
der Aktenanalyse sollen breit fundierte Erkenntnisse {iber die Téter des Woh-
nungseinbruchs und ihre Vorgehensweise einerseits sowie liber die Opfer des
Wohnungseinbruchs und deren materielle Schiiden andererseits gewonnen
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werden. Zudem dient die Aktenanalyse zur Ermittlung etwaiger Unterschiede
in der polizeilichen Ermittlungsarbeit, in der Entscheidungspraxis der Staats-
anwaltschaften und in der Sanktionspraxis der Gerichte in den Teilnehmer-
stddten.

Fiir das Ziel des Forschungsprojekts, den Schutz der Biirger vor Wohnungs-
einbruch zu verbessern und eine geeignete Nachsorge zu ermdglichen, er-
scheint es unverzichtbar, eine umfassende Befragung von Opfern dieses De-
likts durchzufiihren. In allen Teilnehmerstéddten wird deshalb ein Fragebogen
an jeweils 500 Menschen geschickt, die in den letzten vier Jahren einen
Wohnungseinbruch erleben mussten. Den Schwerpunkt dieses Forschungs-
teils bilden die kurz-, mittel- und langfristigen Folgen eines Wohnungsein-
bruchs. AulBerdem wird erhoben, ob und wie zufrieden die Betroffenen mit
der Arbeit von Strafverfolgungsbehérden und Hausratsversicherern sind und
welche staatlichen bzw. privaten Hilfsangebote sie erhalten und wahrge-
nommen oder vermisst haben. Zum Vergleich sollen hier ferner die Befunde
des KFN-Viktimsurvey von 2011 herangezogen werden.

Den Abschluss der empirischen Untersuchung bilden Expertengespréche mit
Vertretern von Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichten in jeder teilneh-
menden Stadt. Viele der oben skizzierten Forschungsfragen lassen sich nur
dann kliren, wenn man ergénzend zu den erhobenen Daten der Aktenanalyse
und der Opferbefragung erfahrene Praktiker hinzuzieht. Dies erscheint un-
verzichtbar, wenn es darum geht, die Rahmenbedingungen zu erfassen, unter
denen in den Teilnehmerstidten die Ermittlungsarbeit der Polizei und die
staatsanwaltschaftliche bzw. gerichtliche Entscheidungspraxis stattfinden.
Moglicherweise erweisen sich gerade diese Faktoren als sehr bedeutsam da-
fiir, ob ein Fall aufgeklirt werden kann, ob anschlieBend Anklage erhoben
wird und eine Verurteilung erfolgt. Die akustisch aufgezeichneten Experten-
gespriche sollen aber auch dazu genutzt werden, mit den Praktikern die erar-
beiteten Forschungsbefunde zu erdrtern, um ihre Interpretation der Daten in
den abschlieBenden Forschungsbericht miteinbeziehen zu kdnnen.

Das Projekt ist auf insgesamt drei Jahre angelegt. Die Aktenanalyse und die
Opferbefragung wurden inzwischen in vier teilnehmenden Stidten (Berlin,
Bremerhaven, Hannover und Miinchen) durchgefiihrt. Die Datenerhebung zu
Stuttgart beginnt voraussichtlich im Januar 2014. Mit Teilergebnissen des
Projekts ist Mitte des vorgenannten Jahres zu rechnen. Der Abschluss ist fiir
das Ende des Jahres 2015 vorgesehen.
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1 Einleitung

Der Wohnungseinbruchdiebstahl, im Folgenden kurz als Wohnungseinbruch oder auch nur
Einbruch bezeichnet, ist ein Delikt, das in den letzten Jahren vermehrt 6ffentliche Aufmerk-
samkeit erfahrt. Dies hat seinen Grund darin, dass er zu den wenigen Delikten in Deutschland
gehort, zu denen in der Polizeilichen Kriminalstatistik steigende Fallzahlen berichtet werden.
Wurden im Jahr 2006 deutschlandweit noch 106.107 Wohnungseinbriche in der Kriminalsta-
tistik ausgewiesen, waren es im Jahr 2014 bereits 152.123 Falle. Zu berucksichtigen ist aller-
dings, dass es in der Vergangenheit mehrfach Jahre gab, in denen die Fallzahlen noch deutlich
hoher lagen, so z.B. im Jahr 1993 mit 227.090 Wohnungseinbrichen. Nicht zu verkennen ist
jedoch, dass die Entwicklung in den letzten Jahren besonders dynamisch und im Vergleich zu
anderen Delikten besonders untypisch ist. Dies illustriert Abbildung 1.

Abbildung 1: Entwicklung der Haufigkeitszahl verschiedener Delikte (2006 = 100; Polizeiliche Kriminalstatistik)
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Fur sieben relativ verbreitete Delikte zeigt Abbildung 1 die Entwicklung der vergangenen
Jahre, wobei das Jahr 2006 zum Ausgangspunkt genommen wird. Dargestellt wird die Héau-
figkeitszahl, d.h. die an 100.000 Personen der Bevdlkerung relativierte Anzahl an Wohnungs-
einbriichen.® Hiernach ist der Wohnungseinbruch in acht Jahren um 46,3 % gestiegen.? Der
zweithdchste Anstieg ist fur die Rauschgiftkriminalitat insgesamt zu beobachten, die im Ver-

Dadurch werden Verénderungen in der Bevolkerungsanzahl beriicksichtigt. Bei steigender Bevélkerungs-
zahl wére bspw. zu erwarten, dass es ein steigendes Fallzahlaufkommen gibt. Allerdings ist die Bevolke-
rungsentwicklung der letzten Jahre nicht von einem Anstieg gekennzeichnet: Lebten im Jahr 2006 noch
82,3 Millionen Menschen in Deutschland, waren es im Jahr 2014 — nach den zwischenzeitlich fortgeschrie-
ben Daten des Zensus (vgl. FuBnote 2) — nur rund 81,1 Millionen (Quelle: Statistisches Bundesamt).

Die Berechnung der Haufigkeitszahlen erfolgt ab dem Jahr 2013 auf Basis der fortgeschriebenen Daten des
Zensus 2011. Dies hat zur Folge, dass die Haufigkeitszahlen vorher nur eingeschrankt vergleichbar sind,
was in der Abbildung durch eine Liicke kenntlich gemacht wird.



gleich lediglich um 10,6 % zugenommen hat. Die Haufigkeitszahlen der vorsétzlichen leich-
ten Korperverletzung und des Betrugs sind leicht um 6,2 % bzw. 3,6 % gestiegen; flr die rest-
lichen Delikte, insbesondere auch den Diebstahl insgesamt, ist ein mehr oder weniger stark
ausgepragter Ruckgang der Haufigkeitszahlen festzustellen. Besonders ausgepragt sind die
Rickgange bei der Gewaltkriminalitat und der Sachbeschéadigung: Diese Delikte haben im
Bezugszeitraum um 14,3 % bzw. 19,4 % abgenommen.

Neben der untypischen Entwicklung lassen sich der Polizeilichen Kriminalstatistik noch min-
destens zwei weitere Merkmale des Wohnungseinbruchs entnehmen, die ihn fir eine krimino-
logische Untersuchung relevant erscheinen lassen. Erstens handelt es sich um ein Delikt mit
weit unterdurchschnittlicher Aufklarungsquote. Bundesweit wurden im Jahr 2014 nur 15,9 %
aller Einbriiche aufgeklart (Aufklarungsquote fir alle Delikte: 54,9 %), d.h., es wurde gemaR
den Richtlinien fir die Fiihrung der Polizeilichen Kriminalstatistik®> mindestens ein/e Tatver-
dachtige/r namentlich ermittelt. Dieser Tatverdacht muss sich im weiteren Verlauf der Straf-
verfolgung allerdings nicht als gerechtfertigt erweisen (s.u.). Im Durchschnitt der Jahre 2013
bis 2014 lag die Aufklarungsquote bei 15,7 % (Abbildung 2).* Zweitens gibt es zwischen den
Bundeslandern erhebliche Unterschiede hinsichtlich der polizeilich erfassten Fallzahlen des
Wohnungseinbruchs sowie hinsichtlich der Aufklarungsquote.

Abbildung 2: Mittlere Haufigkeitszahl und Aufklarungsquote der Jahre 2013 bis 2014 nach Bundeslédndern (PKS)
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®  Inder Fassung vom 01.01.2010, BKA Wiesbaden, S. 6

Gerade im Vergleich der Bundeslander erscheint es notwendig, einen Durchschnittswert fir zwei Jahre zu
bilden, unabhdngig davon, ob es um die Haufigkeitszahl oder die Aufkl&rungsquote geht, damit Ausreiler-
werte eines einzelnen Jahres nicht Uberbewertet werden. Um der verénderten Datengrundlage fiir die Be-
rechnung der Haufigkeitszahl seit dem Jahr 2013 Rechnung zu tragen, wurden friihere Jahre fir die Berech-
nung des Durchschnittswertes nicht mit hinzugezogen.



Die regionale Variabilitat der Haufigkeitszahl und der Aufklarungsquote ist ebenfalls in Ab-
bildung 2 dargestellt. Demnach kamen in Thuringen in den Jahren 2013 bis 2014 auf 100.000
Einwohner gerade einmal 49,9 Einbriiche. In Bayern lag die Haufigkeitszahl nur unwesentlich
hoher. Demgegeniber waren in den Stadtstaaten die hochsten Haufigkeitszahlen festzustellen.
Bremen sticht dabei mit einer Haufigkeitszahl von 533,0 besonders hervor; d.h., hier sind be-
zogen auf 100.000 Einwohner/innen 10-mal mehr Falle registriert worden als in Thiringen. In
Thiringen wurden zugleich besonders viele Einbriiche aufgeklart, ndmlich 31,9 % der in den
Jahren 2013 bis 2014 erfolgten Einbruchstaten. Die geringste Quote ist fir Berlin festzustel-
len, wo nur zu 6,9 % der Einbriiche mindestens ein/e Tatverdachtige/r ermittelt werden konn-
te. Bei Betrachtung dieser Zahlen fallt auf, dass grundsatzlich in Bundesldndern mit geringer
Haufigkeitszahl viele Einbriiche aufgeklart werden, in Bundeslandern mit hoher Haufigkeits-
zahl dagegen wenige. Die Korrelation zwischen beiden Zahlen betragt r = -.74, was einer ho-
hen negativen Korrelation entspricht. Eine Erklarung kénnte lauten, dass Polizeidienststellen
in Gebieten mit geringer Belastung mehr Kapazitaten fur die intensivere Ermittlung haben,
was sich dann eher in einem Ermittlungserfolg niederschlagt. Andere Erklarungen sind frei-
lich ebenfalls denkbar, so z.B. dass eine hohe Entdeckungswahrscheinlichkeit fur Tater/innen
abschreckend wirkt.

Abbildung 3: Félle pro 10.000 Haushalte sowie pro 100.000 Einwohner nach Bundeslandern fir das Jahr 2013 (Sta-
tistisches Bundesamt®, PKS)
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Eingewendet werden kann, dass die Haufigkeitszahlen des Wohnungseinbruchdiebstahls we-
niger aussagekraftig sind als bspw. bei Korperverletzungsdelikten, da beim Wohnungsein-
bruch ganze Haushalte betroffen sind, die mehr als nur ein Mitglied und damit gleichzeitig
mehrere Betroffene haben kdnnen. Insbesondere fiir den regionalen Vergleich ist daher zu
uberprifen, ob sich die gefundenen Unterschiede auch zeigen, wenn die unterschiedliche An-
zahl der Haushalte beriicksichtigt wird. Die Ergebnisse einer solchen Berechnung nach Haus-
halten werden in Abbildung 3 ausgewiesen. Sie zeigt, dass die Reihenfolge der belasteten
Bundeslander sich nur geringfligig verandert, wenn die registrierten Fallzahlen an der Anzahl
der Haushalte statt an der Bevolkerungszahl relativiert werden.

Sowonhl die ansteigenden Haufigkeitszahlen im Bereich des Wohnungseinbruchs, die immer
auch bedeuten, dass es ansteigende Zahlen von Opfern bzw. Betroffenen gibt, als auch die
niedrigen Aufkldarungsquoten und die regionalen Disparitdten haben das Kriminologische
Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) dazu bewogen, im Jahr 2012 ein Forschungsprojekt
zum Wohnungseinbruch zu initiieren. Bevor die Forschungsfragen und die methodische Her-
angehensweise dieses Projekts vorgestellt werden, ist zu erldutern, wie die regionalen Unter-
schiede im Projekt repréasentiert werden sollten. Moglich wére gewesen, die Bundeslander
zum Ausgangspunkt eines Regionalvergleichs zu nehmen und bspw. Untersuchungen in Thi-
ringen und Bremen durchzufiihren. Ganze Bundeslander aufzunehmen, ware allerdings prob-
lematisch gewesen, wenn ein Ziel darin besteht, die divergierenden Aufklarungsquoten zu
erklaren und hierbei auch die Arbeit der Polizei in den Fokus zu nehmen. Die Polizeidienst-
stellen eines Bundeslandes dirften bei Wohnungseinbriichen im Einzelnen recht verschieden
vorgehen; d.h., die Varianz innerhalb eines Bundeslandes ist wahrscheinlich recht groB. Dies
hatte es schwierig gemacht, verlassliche Aussagen bzgl. der Arbeit der Polizei zu treffen. Statt
ganze Bundeslander in die Untersuchung aufzunehmen, erschien es vielversprechender, ein-
zelne Stéadte einzubeziehen. Diese Strategie wurde auch deshalb verfolgt, weil bereits im No-
vember 2011 der Oberburgermeister der Stadt Bremerhaven, Melf Grantz, mit der Bitte an
das KFN herantrat, das in seiner Stadt aufgrund stetig gestiegener Fallzahlen &uf3erst relevante
Phanomen Wohnungseinbruch wissenschaftlich zu untersuchen. Damit war in Bezug auf
Bremerhaven der Zugang zur Analyse des Wohnungseinbruchs und damit der Zugang u.a. zu
Polizei, Staatsanwaltschaft usw. wesentlich erleichtert. Um eine Studie durchzufuhren, die
nltzliche Erkenntnisse zu diesem Delikt erbringt, mussten anschliefend weitere Stadte ge-
wonnen werden, die sich von Bremerhaven unterscheiden. Nach Kontaktaufnahme mit ver-
schiedenen Stadten bzw. den jeweils zustandigen Landesjustiz- und Landesinnenministerien
war es moglich, die Stadte Berlin, Hannover, Miinchen und Stuttgart einzubeziehen.

Aufgrund der Befunde der Polizeilichen Kriminalstatistik, nach denen in den ostdeutschen
Bundeslandern uberdurchschnittlich hohe Aufklarungsquoten bestehen — alle fiinf ostdeut-
schen Bundeslénder finden sich unter den sechs Bundeslandern mit den hdchsten Aufkla-
rungsquoten (vgl. Abbildung 2) —, wurde ebenfalls versucht, eine ostdeutsche Stadt in die
Studie aufzunehmen. Von den vier angefragten Stadten (Magdeburg, Leipzig, Dresden und
Rostock) erklarte sich aber keine bereit, am Projekt teilzunehmen; andere ostdeutsche Stadte
kamen aufgrund zu geringer Fallzahlen des Wohnungseinbruchs nicht fir eine Kooperation in
Frage.



Die Unterschiedlichkeit der fiinf einbezogenen Stadte lasst sich einerseits mit Blick auf struk-
turelle Daten verdeutlichen.® So variiert die Einwohnerzahl zwischen 113.000 (Bremerhaven)
und 3,5 Millionen (Berlin). Das Durchschnittseinkommen, ein fir den Wohnungseinbruch
nicht irrelevanter Indikator, insofern er auf das Vorhandensein attraktiver Ziele fiir Einbre-
cher/innen hinweist, schwankt zwischen 16.600 Euro (Berlin) und 25.000 Euro (Miinchen). In
vergleichbarer Weise interessant ist der Anteil an Geb&uden mit nur einer Wohneinheit, der
gewissermalien den Anteil an Einfamilienhdusern reprasentiert: Dieser Anteil ist am hdchsten
in Bremerhaven, am niedrigsten in Stuttgart.

Die Unterschiede zwischen den Stadten lassen sich andererseits — und fur das hier untersuchte
Thema wichtiger — hinsichtlich des Wohnungseinbruchs verdeutlichen. Abbildung 4 belegt
diesbeziiglich zweierlei: Erstens sind die Haufigkeitszahlen sehr verschieden. Im Jahr 2014
hatte Bremerhaven mit 456,6 die hochste Haufigkeitszahl — hier kamen auf 100.000 Einwoh-
ner rund 457 Wohnungseinbriiche. In Munchen lag diese Zahl hingegen bei nur 101,3. Zwei-
tens ergeben sich unterschiedliche Entwicklungen: In Bremerhaven und Berlin stiegen die
Einbruchzahlen starker als in den anderen Stadten.” Allerdings sind auch relativ gleichblei-
bende Haufigkeitszahlen festzustellen und in der getroffenen Stadteauswahl reprasentiert.

Abbildung 4: Entwicklung der Haufigkeitszahl des Wohnungseinbruchs nach Stadten (Polizeiliche Kriminalstatistik)
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Die Stadte unterscheiden sich zugleich hinsichtlich der im Zeitraum 2010 bis 2014 erzielten
Aufklarungsquoten, die von 8,2 % bis 24,3 % reichen. Daneben l&sst sich mit den Daten der
Strafverfolgungsstatistik ndherungsweise errechnen, wie viele Verurteilte es pro 100 Tatver-

Die Daten beziehen sich auf das Jahr 2010 (Quelle: www.regionalstatistik.de [Statistische Amter des Bun-
des und der Lander], Stichtag 31.12.2010).

Der zuletzt festzustellende, relativ starke Rickgang der Haufigkeitszahl in Bremerhaven liegt zum einen in
den vergleichsweise niedrigen Fallzahlen im ersten Halbjahr 2014 begriindet. Zum anderen lag der Schwer-
punkt der Wohnungseinbriiche am Jahresende, wobei ein Grof3teil der im November und Dezember re-
gistrierten Félle aufgrund von laufenden polizeilichen Ermittlungen erst in das PKS-Berichtsjahr 2015 ein-
fliet. Ob dieses niedrigere Niveau im Jahr 2014 auch kiunftig gehalten wird, bleibt daher abzuwarten.



dachtige gibt.® Dabei kann mit Ausnahme von Berlin nicht auf stadtbezogene Zahlen zuriick-
gegriffen werden, weil die Strafverfolgungsstatistik nur Daten zu Bundeslédndern enthalt. Fir
Hannover wurden daher die Zahlen Niedersachsens, fur Miinchen die Zahlen Bayerns usw.
herangezogen, mit der Annahme, dass diese in etwa auch die Verhaltnisse in den ausgewahl-
ten Stadten widerspiegeln. Dabei ergibt sich fir denselben Zeitraum eine Spanne von 12,4 %
bis 26,4 %, wobei tendenziell in Gebieten mit hoheren Aufklarungsquoten weniger Tatver-
déachtige verurteilt werden und vice versa. Die Aufklarungs- und Verurteilungsquote zusam-
men betrachtet flhren zu dem Schluss, dass es zwischen den Stadten letztlich doch keine allzu
grolRen Unterschiede gibt, wenn die schlie3lich erzielten (Verurteilungs-)Erfolge in den Blick
genommen werden: In allen Stadten werden pro 100 Falle von Wohnungseinbriichen zwi-
schen zwei und finf Personen wegen eines Einbruchs verurteilt. Unabhéngig davon, dass sich
die Stadte diesbeztglich &hnlich sind, deutet diese Betrachtung auf Folgendes hin: In
Deutschland scheint das Risiko, wegen eines Wohnungseinbruchs verurteilt zu werden, aus-
gesprochen niedrig zu sein. Es durfte nicht viele schwerwiegende Delikte geben, bei denen
das Verhéltnis von Fallzahlen zu Verurteilten derart niedrig liegt. Dies unterstreicht einmal
mehr, dass es notwendig ist, ein eigens diesem Delikt gewidmetes Forschungsprojekt durch-
zufthren.

Aus den vorgestellten Auswertungen der Kriminalstatistiken ergeben sich bereits verschiede-
ne Forschungsfragen, denen sich das Forschungsprojekt des KFN widmen sollte, wobei bei
jeder dieser Forschungsfragen vermutet wurde, dass gerade der Stadte-Vergleich Antworten
zutage fordern kann. Dieser Bericht konzentriert sich auf ein Modul dieses aus insgesamt drei
Teilen bestehenden Projekts: Berichtet werden die Ergebnisse einer Aktenanalyse, die in iden-
tischer Weise in allen finf Stadten durchgefihrt wurde. Dabei wird nachfolgend der inhaltli-
che Schwerpunkt neben der Beantwortung phdnomenologischer Fragestellungen zu Tatzeit,
Tatort, Modus Operandi u.a. auf die polizeiliche und staatsanwaltschaftliche Ermittlungsar-
beit, die staatsanwaltschaftliche und gerichtliche Entscheidungspraxis sowie die ermittelten
Tatverdéchtigen und verurteilten Tater/innen gelegt.

Im Kern lassen sich drei zentrale Forschungsfragen identifizieren:

Eine erste zentrale Fragestellung lautet: Warum ergeben sich in den Aufklarungserfolgen der
Polizei derart groRRe regionale Unterschiede? Ausgewahlte Einzelfragen sind hier: Wie ist die
Ermittlungsarbeit der Polizei bei Féllen des Wohnungseinbruchs organisiert? Wie ist die Poli-
zei bei den Ermittlungen wegen Einbruchs vorgegangen und welche MaRnahmen zur Spuren-
sicherung wurden ergriffen? Gibt es unterschiedliche Tatstrukturen und Zusammensetzungen
der Tatverdachtigen? Wodurch unterscheiden sich die polizeilich aufgeklarten Félle des
Wohnungseinbruchs von den nicht aufgeklarten im Hinblick auf verschiedene Tatmerkmale
und eingesetzte Ermittlungsmethoden?

8 Wahrend die Polizeiliche Kriminalstatistik auf registrierten Fallen basiert, werden in der Strafverfolgungs-

statistik von deutschen Gerichten rechtskréftig abgeurteilte und verurteilte Personen erfasst. Daher ist eine
Gegenuberstellung nur sehr eingeschrankt moglich (vgl. dazu: Dreiligacker et al. 2015a, S. 307).
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Die zweite zentrale Fragestellung betrifft die Téatigkeit und die Entscheidungspraxen der
Staatsanwaltschaften und der Gerichte: Wie erklaren sich die Vielzahl der Einstellungen von
als aufgeklart geltenden Fallen und die geringe Verurteilungsquote? Auch hier lassen sich
verschiedene weitere Unterfragen formulieren: Nach welchen Vorschriften und wie héufig
sind Verfahrenseinstellungen erfolgt? Wodurch zeichnen sich die Falle aus, in denen die
Staatsanwaltschaft Anklage erhoben bzw. Untersuchungshaft beantragt hat? Durch welche
besonderen Merkmale sind die Félle gekennzeichnet, in denen eine Verurteilung erfolgte?

Neben der Arbeit der Polizei und Staatsanwaltschaften bzw. Gerichte ergibt sich drittens For-
schungsbedarf zu den Tatverdachtigen und verurteilten Tatern/innen: Wer sind die Ta-
ter/innen bzw. Tatverdachtigen des Wohnungseinbruchs? Wie lassen sich diese sozio-
demografisch charakterisieren? Gibt es dominante und maoglicherweise regional unterschied-
lich haufig auftretende Téatergruppen?

Neben der Aktenanalyse enthalt das Forschungsprojekt noch weitere Module. Wollinger et al.
stellten bereits Ergebnisse des ersten Moduls, einer Betroffenenbefragung, vor.” Das dritte
Element des Forschungsprojekts, Interviews mit Experten, befindet sich derzeit noch in der
Durchfiihrungsphase. Dabei sollen in jeder Stadt jeweils ein Expertengesprach mit Vertre-
tern/innen der Polizei, der Staatsanwaltschaft und der Gerichte erfolgen. Verschiedene For-
schungsfragen lassen sich nur dann klaren, wenn man ergénzend zu den erhobenen Daten der
Aktenanalyse und der Betroffenenbefragung erfahrene Praktiker/innen hinzuzieht. Dies er-
scheint unverzichtbar, wenn es darum geht, die Rahmenbedingungen zu erfassen, unter denen
in Berlin, Bremerhaven, Hannover, Miinchen und Stuttgart die Ermittlungsarbeit der Polizei
und die staatsanwaltschaftliche bzw. gerichtliche Entscheidungspraxis stattfinden. In die Ge-
sprache sollen jeweils ca. drei erfahrene Polizeibeamte/innen bzw. ca. zwei Staatsanwal-
te/innen und eine/e Richter/in einbezogen werden. Mit diesem Personenkreis sollen zudem die
erarbeiteten Forschungsbefunde erortert werden. Das Ziel besteht darin, die Sicht der Praxis
in die Forschung einzubeziehen.

Die Unterschiedlichkeit der finf Stadte, die in die Studie einbezogen wurden, soll — wie er-
wahnt — dabei helfen, Erkenntnisse bzgl. der verschiedenen Forschungsfragen zu generieren.
Ein Stadtevergleich beinhaltet zugleich immer das Risiko, dass er als Ranking gelesen wird.
Eine solche Lesart beschéaftigt sich mit der Frage, wo eine Stadt besser oder schlechter als
andere Stadte abschneidet. In dieser Weise mochten wir die Befunde, die in diesem Bericht
prasentiert werden, nicht interpretiert wissen. Aus diesem Grund haben wir uns dazu ent-
schieden, die Stadtevergleiche wie bereits im Forschungsbericht zur Betroffenenbefragung™
in anonymisierter Form zu présentieren. Aus unserer Sicht reicht es aus, zu wissen, dass es
beziiglich der Angaben der Betroffenen bzw. der Ergebnisse der Aktenanalyse Unterschiede
zwischen den Stadten gibt, wie diese ausfallen und ob diese mdglicherweise mit Unterschie-

Wollinger et al. 2014b. Eine Zusammenstellung zentraler Ergebnisse findet sich auch bei: Wollinger et al.
2014a. Weitere daruberhinausgehende Ergebnisse, etwa zur Erfahrung von Betroffenen mit der Polizei oder
zur Wirksamkeit von PraventionsmalRnahmen auf Grundlage dieser Befragung, finden sich bei: Baier et al.
2015 und DreiRigacker et al. 2015b.

10 Wollinger et al. 2014b
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den in anderen Bereichen korrelieren. Es ist dabei ohne Bedeutung, welche konkrete Stadt
welches Ergebnis aufweist. Im gesamten Bericht wird daher nur von Stadt 1, Stadt 2, Stadt 3,
Stadt 4 und Stadt 5 gesprochen. Stadt 1 ist dabei bei jeder Auswertung dieselbe Stadt, ebenso
Stadt 2 usw. Die Zuweisung der Stédte zu diesen Platzhaltern erfolgte zufallig; ihr liegt inso-
fern kein irgendwie geartetes Prinzip zugrunde. Von Seiten des KFN wird in der 6ffentlichen
Darstellung der Projektergebnisse die Anonymitat der Stadte gewahrt bleiben. Wir werden
allerdings einem ausgewahlten Kreis an Ansprechpersonen in jeder Stadt mitteilen, welche
Bezeichnung sie erhalten hat. Dies ermdglicht, dass jede Stadt selbst Starken und Schwachen
einschétzen und Handlungsbedarfe identifizieren kann. Dies muss nicht durch 6ffentlichen
Druck von auBBen geschehen. Die Differenzierung zwischen den Stadten wird in den meisten
der nachfolgend durchgefiihrten Auswertungen vorgenommen.

Das Projekt hatte ohne die Unterstlitzung verschiedener Personen, Gremien oder Ministerien
nicht durchgefiihrt werden kénnen. An dieser Stelle sprechen wir allen involvierten Akteuren
daher nochmals unseren Dank fir die Unterstiitzung aus. Zuerst danken wir dabei der Stadt
Bremerhaven daflr, unsere Neugier fir das Phdnomen des Wohnungseinbruchs geweckt zu
haben. Der Stadt Bremerhaven gilt dabei ebenso wie der Stadt Berlin sowie dem Gesamtver-
band der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) unser Dank fur die finanzielle For-
derung des Projekts. Hierdurch war es mdglich, teilweise Sach- und Personalkosten zur
Durchfiihrung der unterschiedlichen Projektmodule zu decken. Gleichwohl hat das KFN
durch Eigenmittel den grofReren Teil der Projektkosten selbst getragen. Dies war nur moglich
aufgrund der institutionellen Foérderung durch das Land Niedersachsen, speziell durch das
Niedersdchsische Ministerium fur Wissenschaft und Kultur, dem wir an dieser Stelle ebenfalls
danken mochten. Da der Kreis weiterer Personen, denen wir unseren Dank aussprechen
madchten, recht groB ist, haben wir uns dazu entschieden, diese in der nachfolgenden Uber-
sicht namentlich auszuweisen (erganzt um Informationen zur Téatigkeit). All diese Personen
kdnnen gewiss sein, dass wir um ihren Beitrag zum Gelingen des Projekts wissen und ihnen
hierfur sehr verbunden sind. Darlber hinaus gilt unser Dank auch den vielen namentlich un-
genannten Helferinnen und Helfern, die vor allem bei der Suche, der Versendung bzw. dem
Transport der Akten beteiligt waren, sowie den Studentinnen und Studenten des Aktenanaly-
seteams in Hannover und Bremerhaven.

Versicherungswirtschaft:  Dr. Andreas Grote (Gesamtverband der Deutschen Versicherung e.V., Berlin)

Stadt Bremerhaven: Melf Grantz (Oberbiirgermeister Bremerhaven)

Harry Gotze (Direktor der Ortspolizeibehérde Bremerhaven)

Jorn Muller (Polizeidirektor und Amtsleiter, Ortspolizeibehdrde Bremerhaven)

Jorg Seedorf (Kriminaldirektor und Amtsleiter, Ortspolizeibehtrde Bremerhaven)

Jan Miiller (Kriminaloberrat und stellv. Amtsleiter, Ortspolizeibehérde Bremerhaven)

Susanne Viehweger (Kriminalhauptkommissarin, Ortspolizeibehérde Bremerhaven)

Fred Koellner (Polizeihauptkommissar, Ortspolizeibehérde Bremerhaven)

Jargen Weinert (Kriminalhauptkommissar und stellv. Leiter des Technischen Erken-
nungsdienstes, Ortspolizeibehérde Bremerhaven)

Prof. Dr. Kirsten Graalmann-Scheerer (Generalstaatsanwaéltin, Staatsanwaltschaft
Bremen)

Janhenning Kuhn (Leitender Oberstaatsanwalt, Staatsanwaltschaft Bremen)

Oliver Constien (Staatsanwalt und Leiter der Zweigstelle Bremerhaven, Staatsanwalt-
schaft Bremen)
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Stadt Berlin:

Stadt Hannover:

Stadt Miinchen:

Stadt Stuttgart:

Thomas Heilmann (Senator fir Justiz und Verbraucherschutz, Berlin)
Frank Henkel (Senator fir Inneres und Sport, Berlin)

Dieter Glietsch (damaliger Polizeiprasident, Polizei Berlin)

Stephan Harnau (Erster Kriminalhauptkommissar, Polizei Berlin)
Regina Vaupel (Kriminalhauptkommissarin, Polizei Berlin)

Andreas Behm (Leitender Oberstaatsanwalt, Staatsanwaltschaft Berlin)
Michael Stork (Oberstaatsanwalt, Staatsanwaltschaft Berlin)

Sebastian Biichner (Staatsanwalt, Staatsanwaltschaft Berlin)

Uwe Schiinemann (damaliger Minister fur Inneres und Sport Niedersachsen)
Axel Brockmann (damaliger Polizeiprasident, Polizeidirektion Hannover)
Jens Radke (Kriminalhauptkommissar, Polizeidirektion Hannover)

Michael Nickel (Polizeioberkommissar, Polizeidirektion Hannover)

Michael Fritsch (Kriminalhauptkommissar, Polizeidirektion Hannover)

Dr. Jorg Frohlich (Leitender Oberstaatsanwalt, Staatsanwaltschaft Hannover)
Ulrich Gropp (Oberstaatsanwalt, Staatsanwaltschaft Hannover)

Christiane Gottwald (Staatsanwaltschaft Hannover)

Harald Pickert (Leitender Kriminaldirektor, Polizeiprasidium Minchen)

Josef Klarner (Kriminaloberrat, Polizeiprasidium Minchen)

Jorg KirchgaRner (Kriminalhauptkommissar, Polizeiprasidium Minchen)

Markus Gogelein (Kriminalhauptkommissar, Polizeipréasidium Miinchen)

Manfred Notzel (Leitender Oberstaatsanwalt, Staatsanwaltschaft Miinchen)

Hans Kornprobst (Oberstaatsanwalt und Hauptabteilungsleiter, Staatsanwaltschaft
Minchen)

Eveline Juttner (Rechtspflegeamtsrétin, Staatsanwaltschaft Miinchen)

Thomas Zifle (damaliger Polizeiprasident, Polizeiprasidium Stuttgart)

Andreas Stolz (Polizeidirektor, Polizeiprésidium Stuttgart)

Christof Glos (Erster Kriminalhauptkommissar, Polizeiprasidium Stuttgart)

Erich Drexler (Kriminalhauptkommissar, Polizeiprasidium Stuttgart)

Siegfried Mahler (Leitender Oberstaatsanwalt, Staatsanwaltschaft Stuttgart)

Dr. Hansjorg Gotz (Oberstaatsanwalt und stdndiger Vertreter des Behdrdenleiters,
Staatsanwaltschaft Stuttgart)
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2 Forschungsstand

In der Forschung®* zum Wohnungseinbruch und zu den Tatern/innen dieses Delikts*? findet
sich eine Vielzahl von Studien mit verschiedenen methodischen Zugéngen: Analysen der Po-
lizeilichen Kriminalstatistik zielen zumeist auf die explorative Erschliefung des Phanomens
und zeichnen die Entwicklung des Delikts im Hellfeld iiber groRere Zeitraume nach.™
Kersting und Kiefert'* werten dariiber hinaus die jahreszeitlichen Veranderungen in der Zu-
sammensetzung der Tatverdachtigen in der PKS aus."® Der regionale Vergleich ist mit PKS-
Daten ebenfalls mdglich, Unterschiede konnen aber lediglich beschrieben und nicht erklart
werden. Hinzu kommt, dass Tatverdéchtige ,,erst mit einer rechtskraftigen Verurteilung mit
(rechtlicher) Gewissheit zu Titern werden“'®. Der PKS konnen jedoch nur Daten zu Tatver-
dachtigen entnommen werden. Somit kénnen diese Studien zu den oben dargestellten Haupt-
fragestellungen kaum Antworten geben.

Neben den PKS-Analysen findet sich die Methode der Téaterinterviews'’, mit der vor allem
Erkenntnisse Uber den sozialen Hintergrund, die Tatmotivation, die Objektwahl und das Vor-
gehen von verurteilten Tatern/innen erlangt werden. Auch wenn diese Studien wertvolle In-
formationen zu Wohnungseinbrechern/innen geben, limitieren die geringe Anzahl und die
Selbstrekrutierung der interviewten Tater/innen auf freiwilliger Basis*® die Aussagekraft die-
ser Studien und lassen zudem keinen regionalen Vergleich zu. Eine Methode, die eher geeig-
net erscheint, die obigen Forschungsfragen zu beantworten, ist die Analyse von Ermittlungs-
und Strafverfahrensakten.'® Deshalb wird auf diese im Folgenden detaillierter eingegangen.

In den alteren Studien zum Strafverfahren, die Hermann® tberblicksartig darstellt, wird zwar
der Wohnungseinbruch hin und wieder in verschiedenen Kontexten thematisiert — dazu zéhlen

1 Die Darstellung des Forschungsstandes beschrankt sich auf den deutschsprachigen Raum, da insbesondere

Forschungen, die sich mit dem Strafverfahren beschéftigen, nur schwer mit denen anderer Lander ver-
gleichbar sind (vgl. Hermann 2009, S. 645).

Eine Darstellung des Forschungsstandes zu den Opfern des Wohnungseinbruchs findet sich bei Wollinger et

al. 2014b sowie Uberblicksartig bei Bartsch et al. 2014.

¥ pPKS-Analysen wurden durchgefiihrt bei: Bundeskriminalamt (Hg.) 1982, Kohl 1997, Ittemann 2003, Meyr
2006, Dierks und Krug 2012, Polizeiprasidium Koéln (Hg.) 2012, Kersting und Kiefert 2012; 2013a und
Klob 2013.

¥ Kersting und Kiefert 2012; Kersting und Kiefert 2013b

> Die Hypothese, dass das ,.hohe Fallaufkommen beim Wohnungseinbruch wéhrend der dunklen Jahreszeit
(Winterhalbjahr) [..] auf das Auftreten professioneller Téter zuriickzufuhren [ist]*, finden die Autoren we-
der bestétigt noch widerlegt (Kersting und Kiefert 2012, S. 26).

1 Klob 2013, S. 169.

17 Auf die Methode der Taterbefragungen griffen folgende Studien zuriick: Rehm und Servay 1989, Krainz

1988; 1990, Struth et al. 1991, Deusinger 1993, Miller-Monning 2003, Feltes 2004 und Kitzberger 2012.

Maoglicherweise sind bestimmte Tatergruppen besonders hdufig im Geféngnis anzutreffen, wovon sich dann

wiederum vermutlich auch nur einige zu einem Interview bereiterkléren. Vgl. dazu Bartsch et al. 2014, S.

486.

19 Aktenanalysen wurden eingesetzt bei: Délling 1987, Albrecht 1994, Wernitznig 2002, Schlembach 2008,
Kawelovski 2012b und aktuell auch bei Willing et al. 2015.

2 Hermann 2009.
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die Arbeiten von Délling?* und Albrecht?? — aber keine dieser Untersuchungen beschaftigt
sich ausschliel3lich mit diesem Delikt.

Die Ergebnisse der Studie von D6lling zum Ermittlungsverfahren und der Wahrscheinlichkeit
der Tataufklarung bzw. Verurteilung der Téater/innen beruhen auf der Grundlage einer Zu-
fallsstichprobe von 1.414 Fallakten verschiedener Delikte aus den Stadten Hannover, Gottin-
gen und Kassel und lassen sich bezogen auf Einbruchdelikte® wie folgt zusammenfassen:
Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Ermittlungsverfahrens ist der Verfahrensausgang beim
Einbruchdiebstahl im Wesentlichen abhéngig vom Vorhandensein eines namentlich bekann-
ten Tatverdachtigen, von der Beweissituation (abhangig vom Aussageverhalten des Verdach-
tigen und Beweismitteln), der strafrechtlichen Vorbelastung des Beschuldigten und vom et-
waigen Bestehen eines Zusammenhangs der vorliegenden Tat mit anderen Delikten.** Etwa
die Hélfte aller insgesamt aufgeklarten Falle wurde innerhalb des ersten Tages nach Be-
kanntwerden der Tat aufgeklart, 70 % konnten innerhalb der ersten Woche geklért werden. Je
langer die Ermittlungen andauerten, umso geringer wurde die Aufklarungswahrscheinlichkeit.
Wesentliche Informationen und Beweise zur Aufdeckung der Félle stammten aus der An-
fangsphase der Ermittlungen.?® Dabei gab es in 46,1 % der aufgeklarten Falle entweder be-
reits vor Beginn der eigentlichen Ermittlungsarbeit einen konkreten Tatverdacht oder ein/e
Tatverdachtige/r wurde zuféllig ermittelt. Tatspuren, Zusammenhénge mit der Beuteverdul3e-
rung und Angaben zum Tatfahrzeug spielten eine untergeordnete Rolle bei der Ermittlung des
Tatverdachtigen.”® Das Augenmerk der Staatsanwaltschaft und der Gerichte lag auf der Be-
weislage — insbesondere auf dem Aussageverhalten des Beschuldigten. Die Staatsanwaltschaft
erhob in 31,4 % der Verfahren Anklage und stellte 63,3 % der Verfahren aufgrund eines nicht
hinreichenden Tatverdachts ein.?” Tatverdachtige, die bei einer Vernehmung nicht gestandig
waren, wurden lediglich zu 36,0 % verurteilt, gestdndigen Tatverddchtige hingegen zu
87,8 %.%

In der Untersuchung von Albrecht werden die relevanten Faktoren fiir die Strafzumessung
gesucht. Die Stichprobe setzt sich zusammen aus 1.283 Akten aufgrund verschiedener Delikte
rechtskraftig Verurteilter aus den Landgerichtsbezirken Stuttgart, Mannheim, Heilbronn,
Karlsruhe und Freiburg der Jahre 1979-1981. Hinsichtlich des Einbruchdiebstahls® wird ge-
schlussfolgert, dass im Wesentlichen ,.die Anzahl der der Verurteilung zugrundeliegenden

21 Délling 1987.
22 Albrecht 1994.

2 Darunter fallen nicht nur Wohnungseinbruchdiebstahle, sondern alle Taten nach § 243 | Nr. 1 und 2 StGB
alter Fassung, d.h. neben Wohnungseinbriichen u.a. auch Diebstahle aus Geschaftsradumen, aus Schaufens-
tern und Automaten (siehe Délling 1987, S. 81).

% Délling 1987, S. 159f.

% Ebd., S. 190.
% Ebd., S. 182f.
2 Ebd., S. 183.
% Ebd., S. 189.

2 Darunter fallen neben Wohnungseinbriichen u.a. auch Einbriiche in Dienst- und Geschaftsraume (siehe

Albrecht 1994, S. 234).
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Delikte des Einbruchdiebstahls, die Schadenshéhe sowie die einschldgige Vorstrafenbelas-
tung [...] die Variation im Strafmaf erkliren.“*® Ob die Tat geplant wurde oder anschlieBend
eine Wiedergutmachung durch die Téater/innen erfolgte, war flr die Varianzerklarung eher
zweitrangig. Unabhéngig davon, ob die Haftstrafe zur Bewahrung ausgesetzt wurde oder
nicht, lag ein Anteil von 93 % der verhéngten Strafen im Bereich von bis zu 2 Jahren Haft;
die durchschnittliche Strafe betrug 11 Monate.!

Wernitznig* fiihrte eine Analyse von 168 Akten vollendeter und rechtskraftig abgeschlosse-
ner Wohnungseinbriiche mit méannlichen jugendlichen Tatverdéchtigen aus den Stadten Min-
chen, Nlrnberg, Wirzburg und Augsburg der Jahre 1991 bis 1994 durch. Forschungsziel war,
den ,,Prozess strafrechtlicher Sozialkontrolle®“® zu erfassen, um etwaige Unterschiede zwi-
schen deutschen und nichtdeutschen Tatverdédchtigen herauszuarbeiten. Im Ergebnis konnte
keine Ungleichbehandlung in der polizeilichen Ermittlung, der staatsanwaltschaftlichen Ent-
scheidung sowie im gerichtlichen Verfahren festgestellt werden, die auf die Herkunft der Tat-
verdachtigen bzw. Tater/innen zuriickzufuhren waren.** Dennoch wurde ein ,,abweichender
Sprachgebrauch® bei der Begriindung strafscharfender Umstédnde festgestellt, der jedoch auf-
grund der geringen Fallzahlen statistisch nicht bedeutsam erschien.®

In der 6sterreichischen Studie von Schlembach® wurde der Fokus auf die Tater/innen des
Wohnungseinbruchs beschrénkt und ein anderer methodischer Zugang gewahlt. Eine Stich-
probe von 120 Strafvollzugsakten aus elf Justizanstalten Osterreichs von verurteilten Ti-
tern/innen des Wohnungseinbruchs wurde im Zusammenhang mit Experteninterviews inhalts-
analytisch ausgewertet. Das Forschungsziel bestand u.a. darin, verschiedene Téaterklassen und
entsprechende Praventionsmoglichkeiten zu entwickeln.®” Im Ergebnis werden vier Klassen
unterschieden (,,Tater aus dem Ausland®, ,,Tater mit Suchtmittelhintergrund®, ,,Gelegenheits-
tiater und ,,Osterreichische Profis*) und zusammen mit den gefiihrten Téaterinterviews be-
schrieben.®®

Eine aktuelle quantitative Aktenanalyse speziell zum Delikt Wohnungseinbruchdiebstahl, die
sowohl nach der Anhebung des gesetzlichen Strafrahmens fir Wohnungseinbruch im Jahr
1998% als auch nach dem erneuten Anstieg der Fallzahlen seit dem Jahr 2006 erfolgte, wurde

% Albrecht 1994, S. 334.

1 Ebd., S.279.
%2 Wernitznig 2002.
¥ Ebd., S. 25.

% Ebd., S. 252f.

% Ebd., S. 146f.

% Schlembach 2008.
% Ebd., S. 17f.

% Ebd., S. 95ff.

% S0 wurde im Jahr 1998 im Rahmen des Sechsten Strafrechtsreformgesetzes (Gesetz vom 26.01.1998,
BGBI. I Nr. 6 S. 164) der Wohnungseinbruchsdiebstahl von einem Regelbeispiel zu einem Qualifikations-
tatbestand hochgestuft. Damit verbunden war eine Anhebung des gesetzlichen MindestmaRes der Freiheits-
strafe von drei auf sechs Monate; vgl. dazu BT-Drs. 13/8587, 43.
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von Kawelovski durchgefuhrt.40 Ziel dieser Studie war es, ,,durch neue Erkenntnisse Verbes-
serungsmoglichkeiten zur Verfolgung der ,Briiche* zu gewinnen“**. Der Untersuchung lagen
Akten der Staatanwaltschaft Duisburg zu polizeilich aufgeklarten Wohnungseinbriichen des
PKS-Jahres 2009 zugrunde. Die Einbriiche ereigneten sich in den Stadten Oberhausen und
Mihlheim an der Ruhr sowie im rechtsrheinischen Teil des Landkreises Wesel. Die Stichpro-
be umfasste 303 Akten (93 % der Grundgesamtheit aus 2009 und dem Erhebungsraum).*? Die
Analyse kam hinsichtlich des untersuchten Hellfeldausschnitts zu folgenden Ergebnissen:
Den 303 Féllen waren 234 Tatverdachtige zuzuordnen. Ein Anteil von 11 % hatte drei oder
mehr Wohnungseinbriiche im Untersuchungszeitraum begangen und wurde als Intensivta-
ter/innen definiert. 64 % der Tatverdachtigen stammten aus der Tatortgemeinde, 14 % aus
einer benachbarten. Bei einem Viertel der Félle konnten zwei oder mehr Tatverdachtige er-
mittelt werden; tberwiegend wurde von Einzeltdtern/innen ausgegangen. 87 % der Tatver-
dachtigen waren mannlich. Der Altersdurchschnitt lag bei 27 Jahren. 34 % waren zwischen 14
und 20 Jahren alt, 66 % erwachsen. Der Nichtdeutschenanteil betrug 37 %, hiervon 60 % Ost-
européer.* Kawelovski auBert die Vermutung, dass im Dunkelfeld vor allem Banden aus dem
Ausland fir eine Vielzahl von Wohnungseinbriche verantwortlich seien. Naher begriindet
wird diese Annahme jedoch nicht.** In 61 % der Falle waren sich Téater/innen und Opfer
fremd. In den Fallen, in denen eine Tater-Opfer-Beziehung bestand, handelte es sich um Ver-
wandte (16 %), ehemalige Partner/innen (14 %), Bekannte (52 %) und Nachbarn/innen
(10 %).° Ein groRer Anteil von 85 % der Tatverdéchtigen war bereits vor der Tat polizeilich
oder gerichtlich in Erscheinung getreten, davon 38 % wegen Einbruchdelikten. Bei den Seri-
entatern/innen waren zwei Drittel (64 %) mit dieser Deliktsart aufgefallen. Bei 32 % ergab
sich aus der Akte ein aktueller oder vorheriger Konsum von Betaubungsmitteln (BtM).*® Hin-
sichtlich der polizeilichen Ermittlungsarbeit stellt Kawelovski fest, dass Tatspuren wenig zum
Ermittlungserfolg beitragen; bspw. wurden Uber daktyloskopische Spuren lediglich in 2 % der
aufgeklarten Falle Tatverdachtige ermittelt und weitere 2 % iiber DNA-Spuren.*” Die Staats-
anwaltschaft erhob in 17 % der aufgeklérten Falle Anklage und stellte 51 % nach § 170 Il
StPO wegen eines nicht hinreichenden Tatverdachts ein.*® Als relevante Beweise fiir eine An-
klage werden vor allem Zeugenaussagen, Gestandnisse und die Zuordnung sichergestellten

40 Kawelovski 2012b; siehe dazu auch Kawelovski 2012a.

Kawelovski 2012b, S. 6. Neben der Aktenanalyse wurde auch eine Befragung von 300 Betroffenen des
Wohnungseinbruchs durchgefuhrt.

2 Ebd., S. 22f.

8 Kawelovski 2012b, S. 38-45.

*  Ebd., S. 41. Kritisch zur These auslandischer Einbrecherbanden: DreiRigacker et al. 2015a.
*  Ebd, S.42.

® Ebd., S. 44f.

“ Ebd., S.81undS. 88.

*® " Ein Anteil von 9 % der Einstellungen erfolgte nach § 154 StPO, 2 % nach § 153 StPO und 21 % werden als
,Verfahrenserledigungen ,auf dem kalten Weg**“ beschrieben, wobei die Akten insbesondere bei Gemein-
schaftstaten wegen zu schwacher Beweise fiir eine Tatbeteiligung ,,schlichtweg weggelegt wurden
(Kawelovski 2012b, S. 121).

41
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Stehlguts zu verschiedenen Tatorten genannt.*® Letztendlich endeten nur 2 % aller polizeilich
registrierten Falle mit mindestens einer Verurteilung. Die durchschnittliche Freiheitsstrafe mit
oder ohne Bewiahrung lag bei 3,9 Monaten.*

Der bisherige Forschungsstand l&sst sich wie folgt zusammenfassen: Die verfugbaren Ergeb-
nisse Uber das Ermittlungs- und Strafverfahren bezuglich des Wohnungseinbruchs sind regio-
nal begrenzt und die Erkenntnisse zu den Téatern/innen sind aufgrund der geringen Aufkla-
rungsquote nach wie vor sehr gering. Das letztgenannte Problem ldsst sich auch mit den un-
terschiedlichen, auf das Hellfeld bezogenen Forschungsmethoden nicht 16sen. Ein systemati-
scher Vergleich von Féllen des Wohnungseinbruchs kdnnte jedoch zusatzliche Erkenntnisse
erbringen, was bspw. polizeilich aufgeklarte von nicht aufgeklarten Fallen oder aufgeklarte
Falle mit und ohne Verurteilung mindestens eines/einer Taters/in voneinander unterscheidet.
Ein regionaler Vergleich der Arbeit der Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehérden zum
Wohnungseinbruch l&sst zusatzlich Rickschlisse auf moglicherweise unterschiedlich auftre-
tende Tatergruppen erwarten, die eine unterschiedliche Ausrichtung der Ermittlungsarbeit
notwendig machen.>*

49 Kawelovski 2012b, S. 120f.
%0 Ebd., S. 126f.

°L Eine weitere aktuell in Nordrhein-Westfalen durchgefiihrte umfangreiche Aktenanalyse zum Wohnungsein-
bruch, die vor allem auf weiterfiihrende Erkenntnisse zu den Tdtern/innen abzielt, stellen Kersting und Wil-
ling (2014) vor; die Verdffentlichung des abschlieRenden Forschungsberichts ist Ende 2016 geplant. Erste
Ergebnisse finden sich bei Willing et al. 2015.
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3 Methode

Die Aktenanalyse eignet sich insbesondere dazu, das Ermittlungs- und Strafverfahren nachzu-
zeichnen und diesbezliglich Vergleiche zwischen verschiedenen Regionen zu ziehen. Zum
einen bieten die Akten daflr aufgrund ihrer Standardisierung gute Voraussetzungen, zumal
sie unabhangig von wissenschaftlichen Forschungsfragen angelegt wurden und damit frei von
Verzerrungen ,,reaktiver MeRBverfahren“®? sind. Zum anderen enthalten sie Informationen zu
Taten, Tatverdéachtigen, Tatern/innen und Geschadigten, die tber die entsprechenden Daten in
amtlichen Kriminalstatistiken weit hinausreichen und bspw. eine Differenzierung zwischen
Tatverdachtigen und verurteilten Tatern/innen ermdglichen. Die fiir dieses Forschungsvorha-
ben infrage kommenden Strafverfahrensakten bestehen selbst wiederum aus mehreren
Schriftstiicken. Ein fir die Analyse (insbesondere nach § 170 Il StPO eingestellter Verfahren)
wichtiger Teil ist z.B. die Strafermittlungsakte, die von der Polizei nach Anzeige bzw. Kennt-
niserlangung einer Straftat angelegt und am Ende der Ermittlung an die Staatsanwaltschaft
verfugt wird. Bei der Analyse von Akten geht es um die quantitative Erhebung und Auswer-
tung formell erfasster Informationen ber Taten, Tatverdachtige bzw. Tater/innen und die
offizielle Arbeit der Ermittlungs- und Justizbehtrden. Bei der Bewertung der Ergebnisse ist
zu beachten, dass inoffizielle bzw. nicht dokumentierte MaBnahmen, nicht in den Akten nie-
dergelegte Entscheidungskriterien u.&. systematisch auRen vor bleiben. Auch wenn behdrdli-
che Akten damit lediglich einen selektiven Zugang zur Wirklichkeit zulassen,> bieten sie
dennoch gute Maglichkeiten, sowohl die Arbeit von Ermittlungs- und Justizbehorden als auch
das Hellfeld des Wohnungseinbruchdiebstahls zu erforschen.

3.1 Vorgehen

Den Ausgangspunkt fir die Stichprobenziehung bildete die fallbezogene polizeiliche Regist-
riernummer von Wohnungseinbriichen, die in die PKS eingegangen sind. Damit wurde im
Gegensatz zur Auswahl (iber Justizaktenzeichen® sichergestellt, dass alle angezeigten Falle
des Wohnungseinbruchsdiebstahls im entsprechenden Zeitraum die gleiche Wahrscheinlich-
keit haben, gezogen zu werden.

Zunéchst musste aber geklart werden, welche Anzahl von Fallakten erforderlich ist, um empi-
risch gesicherte Erkenntnisse gewinnen zu konnen. Den Ausgangspunkt bildeten hierzu einer-
seits die auf Grundlage der Polizeilichen Kriminalstatistik und Strafverfolgungsstatistik be-
rechneten Quoten der aufgeklarten Falle sowie der verurteilten Personen. Andererseits war zu
beachten, dass man fur statistisch ausreichend abgesicherte Befunde mindestens 30, moglichst
aber 50 Félle des zu erklarenden Phdnomens benétigt — hier also (fir die Untersuchung der
polizeilichen Ermittlungsarbeit) pro Stadt mindestens 30 bis 50 polizeilich aufgeklarte Féalle

°2  Délling 1984, S. 269.
% Barton 1980, S. 213.

% In Strafverfahrensakten werden bspw. zum Teil ganze Fallserien zusammengefasst und unter einem Justiz-
aktenzeichen gefiihrt.
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des Wohnungseinbruchsdiebstahls und anschliefend (fur die Untersuchung der Entschei-
dungspraxen von Staatsanwaltschaften und Gerichten) pro Stadt mindestens 30 bis 50 wegen
solcher Taten verurteilte Personen.

Im Ergebnis war damit zur Klarung der dargestellten Forschungsfragen eine Aktenanalyse
erforderlich, die sich mit zwei Gegenstanden (Ermittlungspraxis einerseits, staatsanwalt-
schaftliche und gerichtliche Entscheidungen sowie — hieraus resultierend — Verurteilte ande-
rerseits) befasst und damit jeweils unterschiedliche VVorgehensweisen bei der Stichprobenzie-
hung notwendig machte. Die erste zentrale Forschungsfrage betrifft die Ermittlungsarbeit der
Polizei und zielt auf eine Erklarung fiir die in den flinf Stadten sehr unterschiedliche polizeili-
che Aufklarungsquote. Um in Berlin mindestens 30 bis 50 polizeilich aufgeklarte Falle errei-
chen zu koénnen, musste man dort angesichts einer in den letzten Jahren zwischen sechs und
elf Prozent liegenden Aufklarungsquote mindestens 500 angezeigte Félle des Wohnungsein-
bruchs in die Analyse einbeziehen. Im Interesse méglichst aktueller Erkenntnisse sollte sich
dieser Teil der Aktenanalyse auf eine Zufallsauswahl von jeweils 500 Féllen der Wohnungs-
einbriche in Bremerhaven, Berlin, Miinchen, Stuttgart und Hannover aus dem Jahr 2010 be-
ziehen (Zufallsstichprobe). Eine Ziehung von Akten aus den Jahren nach 2010 kam hingegen
nicht in Betracht, weil zumindest in einem nicht unerheblichen Teil dieser Falle das Strafver-
fahren zum damaligen Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen gewesen sein durfte.

Die zweite und dritte zentrale Forschungsfrage der Aktenanalyse betrifft jeweils die justizielle
Bearbeitung bzw. die Tater/innen des Wohnungseinbruchs.>> Um diese Fragen beantworten
zu kdnnen, wurde auch hier eine Zahl von 30 bis 50 einschlagigen Fallen angestrebt, in denen
eine Verurteilung erfolgt ist.

Damit fur die Analyse der justiziellen Entscheidungen 30 bis 50 Falle des Wohnungsein-
bruchdiebstahls mit Verurteilung erreicht werden, mussten in Hannover und Minchen samtli-
che Falle mit Tatverd&chtige des Jahres 2010 einbezogen und anschlie3end aus 2009 noch so
viele von der Polizei als aufgeklart eingestufte Félle zusatzlich beriicksichtigt werden, bis die
Gesamtzahl von ca. 300 Féllen mit Tatverdachtigen erreicht war. Um die gleiche Zahl mit
Verurteilten in Berlin zu erlangen, reichte es angesichts einer dort héheren Anzahl Tatver-
dachtiger und einer relativ hohen Verurteilungsquote aus, ausschliellich Falle des Jahres 2010
zu bercksichtigen. In den zwei Ubrigen Stadten wurden in den vergangenen Jahren jeweils
weniger Tatverdachtige des Wohnungseinbruchs registriert. Um auch dort 30 bis 50 Félle mit
Verurteilungen zu erfassen, waren daher fir Bremerhaven und Stuttgart jeweils auch Falle mit
Tatverdachtigen des Wohnungseinbruchs aus weiter zurlickliegenden Jahren (vor 2009/2010)
einzubeziehen, maximal bis zum Jahr 2005. Die in der Zufallsstichprobe enthaltenen Félle mit
ermittelten Tatverdachtigen wurden also fur alle Stadte mit weiteren bewusst hinzugezogenen
Fallen, die als aufgeklart gelten (bewusste Stichprobe), aufgestockt.

Die nach diesen MaRstédben bestimmten Aktenzeichen von Polizei und Justiz wurden an die
zustandigen Staatsanwaltschaften mit dem Antrag auf Akteneinsicht gesendet. Nach Geneh-
migung und Ubersendung der 700 bis 800 Ermittlungs- und Strafverfahrensakten je Stadt

% Sjehe Abschnitt 1, S. 11f.
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wurden diese an eingehend geschulte wissenschaftliche Hilfskréfte (Studenten/innen der
Rechtswissenschaften ab dem 5. Fachsemester der Leibniz Universitdat Hannover) herausge-
geben.®® Sie erfassten die Daten in standardisierten Analysebogen®, die anschlieBend von
geschulten Kodierern/innen digitalisiert wurden. Um die Einheitlichkeit beim Ausfullen tGber
einen langeren Zeitraum hinweg sicher zu stellen, wurden Koordinatoren/innen eingesetzt, die
entsprechende Rickfragen sammelten und nach Ricksprache mit den Projektverantwortlichen
einheitlich beantworteten sowie regelmagige stichprobenweise Kontrollen durchfihrten.

3.2 Stichprobenbeschreibung

Insgesamt wurden die Akten von 3.668 Féllen ausgewertet (Gesamtstichprobe). Davon gelten
1.606 Falle gemal den Richtlinien fur die Fihrung der Polizeilichen Kriminalstatistik als auf-
geklart (43,8 %), wovon wiederum 377 Félle zu mindestens einer rechtskraftigen Verurtei-
lung bzw. einem rechtskraftigen Strafbefehl fuhrten.

Tabelle 1: Zufallsstichprobe, bewusste Stichprobe und Gesamtstichprobe der Aktenanalyse in finf Stadten

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
n % n % n % n % n % n %
5 % zuféllige Ziehung 500 : 100 | 500 @ 100 | 500 @ 100 | 500 : 100 | 500 : 100 | 2500 :@ 100
§ % erhaltene Fallakten 484 96,8 | 485 97,0 | 495 @ 99,0 | 479 | 958 | 480 | 96,0 | 2423 | 96,9
N3 analysierbare Félle 484 96,8 | 477 954 | 495 @ 99,0 | 479 | 958 | 468 | 93,6 | 2403 | 96,1
% % bewusste Hinzuziehung 359 | 100 | 358 @ 100 | 300 @ 100 | 277 @ 100 | 362 : 100 | 1656 :@ 100
% _g erhaltene Fallakten 313 | 87,2 | 237 66,2 | 280 933 | 254 91,7 | 295 | 81,5 | 1379 | 83,3
m {5 analysierbare Falle 306 | 852 | 227 634 | 274 | 91,3 | 237 | 856 | 221 : 61,0 | 1265 | 76,4
analysierbare Félle insg. | 790 | 100 | 704 : 100 | 769 : 100 | 716 @ 100 | 689 : 100 | 3668 : 100
*é é aufgeklarte Falle 345 437 | 294 418 | 387 50,3 | 298 : 416 | 282 : 40,9 | 1606 : 43,8
2 %’ Félle mit mindestens
O 2 einer/m rechtskréftigen 84 10,6 71 10,1 53 6,9 95 13,3 74 10,7 | 377 : 10,3
Verurteilung/Strafbefehl

Bei der Zufallsstichprobe wurden in jeder teilnehmenden Stadt tGiber 90,0 % der angeforderten
Fallakten zur Verfugung gestellt, die anschliefend auch auswertbar waren (Tabelle 1). Ein
solch grolRer Anteil konnte bei der bewussten Stichprobe aufgeklarter Félle nicht erreicht
werden. Ursache daftir war zum einen, dass anteilméaRig mehr Félle aufgrund neu aufgenom-
mener bzw. noch laufender Verfahren nicht verfigbar waren oder an andere Staatsanwalt-
schaften abgegeben wurden. Zum anderen waren die zu der bewussten Stichprobe gehdrenden
Fallakten vergleichsweise hdufiger unvollstdndig und daher seltener auswertbar. Auch der

% Die Akten aus Bremerhaven wurden nicht zur Analyse ans KFN versandt. Daher musste vor Ort ein weite-

res Analyseteam rekrutiert und geschult werden (Studenten/innen der Rechtswissenschaften der Universitat
Bremen), die die Analyse in Raumlichkeiten der Ortspolizeibehérde Bremerhaven durchfiihrten.

Der Analysebogen ist weitestgehend chronologisch aufgebaut, d.h., er vollzieht die einzelnen, in den Akten
dokumentierten Verfahrensschritte von Polizei, Staatsanwaltschaft und ggf. Gericht nach und umfasst ins-
gesamt, d.h. mit allen optionalen Beiblattern, 57 Seiten.

57
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Versuch einer Neuanforderung entsprechender Akten blieb leider erfolglos.>® Dennoch konn-
ten in jeder Stadt wenigstens 53 Fallakten analysiert werden, in denen mindestens ein/e T&-
ter/in rechtskréftig verurteilt wurde bzw. einen Strafbefehl erhalten hatte, womit fur statistisch
abgesicherte Befunde genuigend Falle vorhanden sind.

Die Zufallsstichprobe dient im Folgenden vor allem den Fragen zur polizeilichen Ermitt-
lungsarbeit sowie zur Bearbeitung durch die Staatsanwaltschaft als Basis. Die mit Fallen der
bewussten Stichprobe angereicherte Gesamtstichprobe wird insbesondere bei der differenzier-
ten Beschreibung der Tatverdéchtigen bzw. Téter/innen und bei den Analysen staatsanwalt-
schaftlicher und gerichtlicher Entscheidungen herangezogen. Um die notwendige Klarheit zu
schaffen, wird am Anfang jedes Abschnitts die jeweils zugrunde gelegte Stichprobe benannt.

Zusétzlich zu der Unterscheidung zwischen Zufalls- und Gesamtstichprobe bewegt sich die
Auswertung entweder auf Fall- oder Personenebene. Dies hat den Hintergrund, dass in eini-
gen Féllen kein/e oder nur ein/e Tatverdachtige/r ermittelt wird, in anderen Fallen hingegen
zwei oder mehr. Die gegen bestimmte Tatverdachtige gerichteten Strafverfahren verlaufen
auch bei gleicher Tat hdufig unterschiedlich (ein/e Tatverdéachtige/r kann angeklagt und verur-
teilt werden, ein anderer nicht 0.4.). Wenn Uber die Tatverdachtigen, Beschuldigten, Ange-
klagten, Verurteilten und das Strafverfahren berichtet wird, beziehen sich die Angaben auf die
Personenebene, Angaben zu Fallmerkmalen und zum Vorgehen der Polizei bei der Ermittlung
der Tatverdachtigen entsprechend auf die Fallebene. Eine Verbindung beider Ebenen wird
hergestellt, indem z.B. von Fallen mit mindestens einem Tatverdachtigen gesprochen oder die
Anzahl der Falle, die hinter der Anzahl der Tatverdachtigen steht, angegeben wird.

Alle prozentualen Angaben beziehen sich auf giltige Félle, d.h. unter Abzug fehlender Werte.
Sobald sich dadurch die Fallzahl deutlich reduziert oder sich die Ergebnisse auf Teilgruppen
beziehen, wird die Basis der Prozentuierung entsprechend ausgewiesen. Wenn sich signifi-
kante Unterschiede zwischen den Stadten ergeben haben, werden diese ebenfalls berichtet.

8 Es kam héaufiger vor, dass lediglich die Handakte der Staatsanwaltschaft versendet wurde, die nur einen

kleinen Auszug des Gesamtverfahrens beinhaltete (hdufig fehlte die fir diese Untersuchung wichtige Straf-
ermittlungsakte) und somit gar nicht oder nur sehr eingeschrénkt auswertbar war. Die Entscheidung Gber
die Einbeziehung wurde im Einzelfall und konsensuell durch das Projektteam getroffen.
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4 Ermittlung von Tatverdachtigen

In diesem Abschnitt steht die erste zentrale Forschungsfrage im Mittelpunkt: Warum ergeben
sich in den Aufklarungserfolgen der Polizei derart grof3e regionale Unterschiede? Um An-
haltspunkte dafiir zu finden, werden auf Basis der Zufallsstichprobe (Fallebene) die Ergebnis-
se des Stadtevergleichs zur polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsarbeit sowie
stadtspezifische Besonderheiten bei den ermittelten Tatverdachtigen dargestellt. Bevor ab-
schlielend nach relevanten Einflussfaktoren fur die Ermittlung eines Tatverdachtigen gesucht
wird, sollen der Ausfilterungsprozess von der polizeilichen Registrierung bis hin zum Ab-
schluss des Strafverfahrens nachgezeichnet und der Anteil der Falle, die mit einer rechtskréf-
tigen Verurteilung enden, berechnet werden.

4.1 Polizeiliche Ermittlungen

Im Folgenden werden verschiedene Aspekte polizeilicher Ermittlungen dargestellt. Da es
hierbei um die durchschnittliche Praxis der Polizeiarbeit in den untersuchten Stadten geht,
wird die Zufallsstichprobe von 2.403 Fallen des Wohnungseinbruchdiebstahls aus dem PKS-
Jahr 2010 herangezogen.

4.1.1 Kenntnisnahme der Tat

In fast allen Féllen (99,2 %; N=2.322) erlangte die Polizei durch eine Anzeige Kenntnis von
dem Einbruch. In 18 Féllen (0,8 %) bemerkte sie selbst die Tat. Zu den anzeigenden Personen
gehorten meistens Mitglieder des betroffenen Haushalts (74,9 %; N=2.246). Nachbarn/-innen
zeigten zu 14,6 % an. In 4,5 % der Félle waren es Familienangehdrige, die nicht zum Haus-
halt gehorten. Selten wurde die Polizei durch Alarmanlagen (0,5 %), Passanten/-innen (0,3 %)
oder sonstige Personen (5,2 %) uber den Einbruch informiert.

In wenigen Fallen wurde die Polizei wahrend der Tat informiert (3,9 %; N=2.209). Meist er-
folgte die Mitteilung unmittelbar nach dem Bemerken des Einbruchs (77,1 %). 7,4 % der An-
zeigenden meldete die Tat innerhalb von einer bis drei Stunden nach dem Entdecken der Tat.
GroRere Abstande von vier bis zwolf Stunden (2,4 %), 13-24 Stunden (3,9 %) oder mehr als
einem Tag (5,2 %) kamen seltener vor.

In fast allen Fallen (98,4 %; N=2.369) war die Polizei mindestens einmal am Tatort. Meistens
(84,0 %; N=2.288) erschien sie einmal in der betroffenen Wohnung; in 14,4 % der Félle auch
zweimal. Selten (1,5 %) suchte sie dreimal den Tatort auf.

4.1.2 Ermittelnde Polizeieinheiten

In den meisten Féllen (66,6; N=2.320) erfolgte der sogenannte erste Angriff, d.h. die erste
Anfahrt und die Sicherung des Tatorts, durch die Schutzpolizei. Dabei zeigen sich signifikan-
te Stadtunterschiede, die neben noch vorzustellenden Unterschieden bzgl. der beteiligten Ein-
heiten auf eine divergierende organisatorische Vorgehensweise der Polizeien der Stadte
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schlieBen lassen.”® Wahrend in einer Stadt mit 99,1 % fast immer die Schutzpolizei zuerst den
Tatort aufsuchte, war es in einer anderen Stadt mehrheitlich die Kriminalpolizei (69,4 %).

In der Mehrzahl der Einbruchsfélle (66,2 %: N=1.825°") ermittelten sowohl die Schutz- als
auch die Kriminalpolizei. In 19,2 % der Félle war es ausschlieflich die Schutzpolizei, in den
ubrigen 14,6 % war es alleinig die Kriminalpolizei, die den Einbruch untersuchte.

Wahrend in einer Stadt fast alle Falle (82,6 %) sowohl von der Schutz- als auch von der Kri-
minalpolizei bearbeitet wurden, war in einer anderen Stadt diese Rate mit 54,1 % niedriger.
Auffallig sind die Unterschiede des Weiteren in Hinblick auf eine ausschlielfliche Ermittlung
durch die Schutzpolizei: In einer Stadt kam dies nur zweimal (0,5 %) vor, in einer anderen mit
38,6 % weit haufiger. Die Spannbreite der Rate an Féllen, in der ausschlieRlich die Kriminal-
polizei ermittelte, reicht von 15,0 % bis zu 41,3 %.

Meist war die Polizei innerhalb von zehn Minuten (43,8 %; N=1.106) bzw. innerhalb von
einer Stunde (46,7 %) nach Kenntnisnahme von der Tat am Tatort. Innerhalb von ein bis zwei
Stunden erschien sie in 6,0 % der Féalle. Selten wurden deutlich spatere Anfahrtszeiten von
zwei bis finf Stunden (1,9 %), funf bis 24 Stunden (1,5 %) oder mehr als 24 Stunden (0,2 %)
verzeichnet.

Signifikante Unterschiede zeigen sich auch hier auf der Stadtebene, wobei die Fallzahl in ei-
nigen Stadten sehr gering ist, da diese Information in den Akten nicht immer enthalten war.
Die Spannbreite der Félle, in denen die Polizei in weniger als zehn Minuten am Tatort war,
reicht von 7,9 % (N=38) bis 90,5 % (N=444).

In drei Viertel (74,0 %, N=2.386) der Falle waren der Kriminaldauerdienst, die Spurensiche-
rung oder die Kriminaltechnik mindestens einmal am Tatort, wobei auch hier die Unterschie-
de zwischen den Stadten signifikant ausfielen und zwischen 51,9 % und 90,4 % lagen.

Abbildung 5: Ermittelnde Polizeieinheit nach Tatstadium (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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¥ Um die Anonymisierung der Stadte aufrechtzuerhalten, werden hier lediglich die Spannbreiten berichtet.

Diese Angaben liegen zu einer Stadt, in der es keine klassische Zweiteilung in Schutz- und Kriminalpolizei
gab, nicht vor.
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Bedeutsame Unterschiede lassen sich ebenfalls in Bezug auf die eingesetzte Polizeieinheit
und das Tatstadium (Vollendung/Versuch) nachweisen (Abbildung 5): 70,5 % (N=1.106) der
vollendeten Taten wurden von beiden Einheiten bearbeitet. In weiteren 14,4 % der vollende-
ten Einbriche war ausschlieBlich die Schutzpolizei tatig. Bei den Versuchen war diese Rate
deutlich groRer: 27,5 % (N=695) dieser Taten wurden allein von der Schutzpolizei bearbeitet;
58,8 % von beiden zusammen. Ahnlich ist dieser Unterschied in Bezug auf den Einsatz spezi-
eller Polizeieinheiten: In 79,8 % (N=1.458) der vollendeten Taten gegeniiber 64,1 % (N=899)
der versuchten Taten waren entweder der Kriminaldauerdienst, die Spurensicherung oder die
Kriminaltechnik am Tatort.

4.1.3 Tatmerkmale

Bereits bei Wollinger et al.®* wurden Ergebnisse zur Phanomenologie des Wohnungsein-

bruchs vorgestellt. Diese basieren auf einer anderen Datenquelle (retrospektiv erhobenen An-
gaben von Betroffenen des Wohnungseinbruchs) und kdnnen daher von aktenkundig gewor-
denen Informationen zur Tat abweichen. Ohne in diesem Rahmen einen Vergleich vorzuneh-
men, haben wir uns dazu entschieden, auch die Ergebnisse zu den polizeilich festgehaltenen
Tatmerkmalen des Wohnungseinbruchdiebstahls auf Grundlage der Aktenanalyse zu doku-
mentieren, insbesondere weil bestimmte Tatmerkmale bei der Bestimmung relevanter Fakto-
ren fur die Ermittlung eines/einer Tatverdachtigen bzw. eines/einer spater verurteilten Téa-
ters/in einbezogen werden sollen und weil die Information zu den Tatumstédnden das Gesamt-
bild der regional vergleichenden Ergebnisse bereichern kdnnen.

Tatstadium

Von den untersuchten Einbriichen wurden 61,5 % von der Polizei als vollendete und 38,5 %
als versuchte Taten eingestuft. Zwischen den einzelnen Stadten ergaben sich dabei keine sig-
nifikanten Unterschiede.®

Die Polizei leitete die Annahme des Versuchs aus verschiedenen Griinden ab. Haufig wurden
lediglich Einbruchspuren an Fenstern oder Tiiren (84,6 %: N=892) gefunden.®® Dass in der
Wohnung nichts entwendet wurde, war ein weiterer haufige in den Akten genannter Grund
(59,2 %). Zeugenaussagen (27,6%) und Spuren in der Wohnung (6,2%) wurden seltener auf-
gefiihrt.

In der Halfte der Versuchsfalle scheiterten die Einbrliche daran, dass die Tater/innen nicht in
die Wohnung gelangten (54,9 %; N=896). In 17,0 % der Falle kamen die Tater/innen zwar in
die Wohnung, wurden allerdings vom Diebstahl abgehalten. Bei 26,0 % sind die Griinde des
Scheiterns unklar und in weiteren 2,1 % der Félle wurden sonstige Griinde den Akten ent-
nommen, wie beispielsweise die Vermutung, dass die Tater/innen kein Stehlgut fanden.

& Wollinger et al. 2014b

%2 Signifikante Unterschiede zwischen den Stadten, die sich im Folgenden ergeben (z.B. beim Modus Ope-
randi), sind somit nicht auf unterschiedlich hohe Anteile der versuchten Einbriiche zuriickzufiihren.

63 Mehrfachantworten waren moglich.
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Das Scheitern des Versuchs eines Eindringens in die Wohnung lag zu 52,8 % (N=477) an der
Sicherung der Tur. In 31,4 % der Félle wurden die Téater/innen noch aufRerhalb der Wohnung
gestort. Die Sicherung der Fenster stellte in 24,3 % der Félle das entscheidende Hindernis dar.
Die Unterschiede zwischen den Stadten erwiesen sich als signifikant. In Stadt 1, 3 und 4
scheiterte die Tat Uberwiegend an der Sicherung der Tur, wahrend in Stadt 5 die Sicherung
der Fenster ebenso ausschlaggebend war. In Stadt 2 wurden die Téater/innen am haufigsten
noch auRerhalb der Wohnung gestort und brachen daraufhin die Tat ab (Abbildung 6).

Abbildung 6: Griinde des Scheiterns (in %; Mehrfachangaben mdglich; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Wenn die Tater/innen in die Wohnung gelangten, aber nichts entwendeten, blieben die Griin-
de dafir in Uber der Halfte dieser Félle ungeklart (53,7 %, N=162). In den restlichen Féallen
waren es zumeist Personen auf3erhalb (37,3 %) und innerhalb (36,0 %) der Wohnung, die den
Diebstahl verhinderten. Bei den sonstigen Griinden (30,7 %) wurde hdufig erfasst, dass die
Tater/innen kein geeignetes Stehlgut fanden; Alarmanlagen und Hunde spielten mit jeweils
5,3 % dieser Falle eine eher geringe Rolle bei der Verhinderung des Diebstahls.

Anwesenheit wahrend der Tat

Bei 13,0 % der analysierten Einbriiche war zum Zeitpunkt der Tat jemand innerhalb der
Wohnung anwesend. Dabei handelte es sich vor allem um Haushaltsmitglieder (96,4 %;
N=309). In den restlichen Fallen waren (auch) andere Personen anwesend (5,5%).%*

Von den Anwesenden bemerkten etwa die Halfte die Tater/innen wéhrend der Tat (52,6 %,
N=312). In einem Freitextfeld konnte bei der Aktenanalyse der weitere Verlauf des Gesche-
hens angegeben werden, wenn es zu einem Kontakt zwischen den Anwesenden und Ta-
tern/innen gekommen war. Hiervon wurde 124-mal Gebrauch gemacht. Mit einem Anteil von
65,3 % wurde erfasst, dass der/die Téter/in floh, als er auf das Haushaltsmitglied traf. Seltener
kam es zu einer (kurzen) verbalen Interaktion zwischen den Beteiligten (17,7 %). Hinweise
auf Gewalttatigkeiten gegenliber den Betroffenen fanden sich nicht in den Akten. Dies durfte
(auch) darauf zurickzufuhren sein, dass bei einer Gewaltanwendung zur Erzwin-

8 Mehrfachangaben waren méglich.
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gung/Duldung der Wegnahme ein (versuchtes) Raub- oder Erpressungsdelikt — und damit
eine Straftat, die in unserer Stichprobe nicht enthalten ist — vorliegt.

Tatzeit

In 62,8 % der Falle (N=2.319), l&sst sich der genaue Tag bestimmen, an welchem eingebro-
chen wurde. Bei weiteren 17,8 % liel? sich die Zeitspanne auf zwei Tage eingrenzen, bei
11,9 % auf drei Tage bis eine Woche. In den restlichen 7,5 % aller Félle war dieser Zeitraum
langer als eine Woche.

Monat

Die untersuchten Wohnungseinbriiche wurden am haufigsten im letzten Quartal des Jahres
begangen (Abbildung 7, N=2.396).° Dabei war der Dezember mit 14,7 % am meisten betrof-
fen, wobei die Fallzahlen in den Monaten davor stetig ansteigen. Im Friihjahr und Sommer
ereigneten sich seltener Taten, wobei der Mai mit 8,9 % eine Ausnahme darstellt.

Abbildung 7: Fallbelastung nach Monaten (in %)
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Abbildung 8: Fallbelastung nach Monaten und Stadten (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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8 Umfasst der in der Akte genannte Tatzeitraum zwei oder mehr Monate, wurde der erstgenannte Monat

gewdhlt.
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Die Verteilung tber das Jahr variiert mit Ausnahme der Monate Januar, Februar, Mai und
November signifikant zwischen den St&dten. Insbesondere in Stadt 5 liegt der zeitliche
Schwerpunkt registrierter Wohnungseinbriiche am deutlichsten in der dunklen Jahreszeit
(Abbildung 8).

Wochentag

Weiter lassen sich Unterschiede in Bezug auf die Verteilung auf die Wochentage konstatieren
(Abbildung 9, N=2.396). So stiegen die relativen Fallzahlen zum Ende der Woche hin an. Der
Freitag war mit 17,6 % am starksten belastet. Dabei ist allerdings zu beachten, dass bei Tat-
zeitraumen, d.h., wenn der Tatzeitpunkt nicht auf einen Tag festgelegt werden konnte, das
Anfangsdatum herangezogen wurde. Waren die Geschédigten tber das Wochenende verreist
und entdeckten die Tat erst am Sonntag, wurde der Freitag als Tattag erfasst. Er diirfte daher
Uberreprasentiert sein.

Abbildung 9: Fallbelastung nach Wochentagen (in %o)
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Feiertage und Schulferien

In 5,7 % der Falle (N= 2.227) wurde an einem Feiertag eingebrochen. In 27,3 % (N=2.283)
fiel der Einbruch in die Schulferien.®® Dabei ergaben sich signifikante Unterschiede zwischen
den Stadten. Wahrend der Anteil der Taten innerhalb von Schulferien in den Stadten 1, 2 und
3 am hdchsten ausfiel, lag der Anteil der Einbriiche an Feiertagen in den Stddten 4 und 5 am
hochsten (Abbildung 10).

% Im Vergleich dazu lagen die Anteile der Feiertage im Jahr 2010 je nach Bundesland zwischen 2,5 % und
3,6 % und der Anteil der Schulferientage bei durchschnittlich 25,1 %. Félle mit mehrtagigen Tatzeitrdumen
wurden auch dazu gez&hlt, wenn ein Feiertag bzw. Ferientag in diesen Tatzeitraum fiel.
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Abbildung 10: Anteil der Taten an Feiertagen oder innerhalb von Schulferien (in %; fett: Unterschiede signifikant bei

p<.05)
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Die Auswertungen zeigen weiterhin, dass in 21,1 % der Falle (N=2.157) zum Tatzeitpunkt
samtliche Haushaltsmitglieder verreist, d.h. mindestens Uber zwei Néchte nicht zu Hause wa-
ren. Dabei ergeben sich signifikante Unterschiede zwischen den Stadten. Wahrend in den
Stadten 1 und 3 jeweils nur bei 18,9 % bzw. 18,6 % der Haushalte alle Mitglieder verreist
waren, waren es in Stadt 4 (ber ein Viertel (25,2 %) (Abbildung 11).

Abbildung 11: Samtliche Haushaltsmitglieder wéhrend der Tat verreist (Angaben in %; fett: Unterschiede signifi-

kant bei p<.05)
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In 86,0 % der Falle (N=1.254) wurde tagstiber (von 6:00 bis 21:00 Uhr) eingebrochen. 14,0 %
der Einbriiche geschahen in der Nachttageshalfte.®” Dabei unterscheiden sich die Stadte eben-

%7 Beachtet werden muss hierbei, dass nur etwa die Halfte der Falle (52,2 %, N=2.403) einer Tageshalfte zu-
geordnet werden konnte. In der PKS werden Tageswohnungseinbriiche nur dann separat ausgewiesen
(Schlusselzahl: 436*00), wenn die Tageshélfte eindeutig bestimmt werden kann und zwischen 6:00 Uhr und
21:00 Uhr liegt. Alle anderen Félle werden zusammen mit den Tageswohnungseinbriichen unter Woh-
nungseinbruch (Schliisselzahl 435*00) gefasst (Richtlinien fur die Fihrung der Polizeilichen Kriminalstatis-

tik i.d.F. vom 01.01.2014, S.14).
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falls signifikant: Wéhrend in Stadt 1 und 5 tber 90 % der Einbriiche am Tage erfolgten, war
der Anteil der Nachteinbriiche mit 22,6 % in Stadt 2 am grof3ten (Abbildung 12).

Abbildung 12: Tatzeit nach Tageshalfte (in %o; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Bei den Tatorten handelte es sich am haufigsten um Wohnungen in Mehrfamilienhdusern mit
mehr als zwei Parteien (67,0 %, N=2.321). Mit 27,2 % waren auch Einfamilienhduser h&ufi-
ger betroffen. Eher selten wurde in Zweifamilienhduser (3,2 %) oder sonstige Wohnungen
(2,6%) eingebrochen (Abbildung 13). Zwischen den Stadten gibt es signifikante Unterschie-
de: In Stadt 1 wurde mit 80,7 % am haufigsten in Mehrfamilienh&user eingebrochen. Im Ver-
gleich dazu war die Anzahl an Einbriichen in Mehrfamilienhdusern in Stadt 2 (54,1 %) eher
gering. Demgegentber wurde in Stadt 1 nur zu 17,0 % in Einfamilienhdusern eingebrochen,
in Stadt 2 immerhin zu 38,0 %.°® Zu den sonstigen Wohnungen zahlen insbesondere Wohn-
heime fir Waisen, Senioren oder Jugendliche sowie bewohnte Raume in vorwiegend ge-
schéftlich genutzten Gebduden; die Stadtunterschiede bei dieser Wohnform sind statistisch
nicht relevant.

Abbildung 13: Betroffene Wohnung nach Art des Geb&udes (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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% Diese Unterschiede hangen mdglicherweise zum Teil mit der unterschiedlichen Wohngebaudestruktur in

den Stadten zusammen.
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Stockwerk

Bei Einfamilienhdusern wurde vorwiegend im Erdgeschoss bzw. Hochparterre eingebrochen
(84,7 %; N=602); deutlich seltener im Tiefparterre (9,3 %) oder in anderen Stockwerken
(6,0 %).

In Mehrfamilienhdusern wurde ebenfalls am h&aufigsten im Erdgeschoss bzw. Hochparterre
(37,4 %; N=1.565) eingebrochen. Daneben waren aber auch Wohnungen im ersten Oberge-
schoss (19,0 %), im zweiten und dritten Obergeschoss (26,5 %) sowie im vierten oder héhe-
ren Obergeschoss (15,5 %) betroffen. Einbriiche im Tiefparterre fanden hingegen selten statt
(1,5 %), was auch daran liegen kann, dass es bei Mehrfamilienhdusern vergleichsweise selten
solche Wohnungen gibt.

Bei den Mehrfamilienhdusern gibt es signifikante Unterschiede zwischen den Stadten (Abbil-
dung 14). Insbesondere die unterschiedlichen Anteile bei den betroffenen Wohnungen im
Tiefparterre und im vierten oder hdheren Obergeschoss dirften zum Teil auch mit der unter-
schiedlichen Gebdaudestruktur zusammenhangen. In Stadt 5 wurde hdufig im Erdgeschoss
bzw. Hochparterre (52,8 %), eingebrochen; in Stadt 1 dagegen nur zu 28,3 %. Bezogen auf
den Anteil an Einbriichen im zweiten und dritten Obergeschoss gibt es zwischen den Stad-
ten 3 (36,8 %) und 5 (18,5 %) grolRe Unterschiede.

Abbildung 14: Betroffenes Stockwerk bei Mehrfamilienhdusern (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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HaushaltsgroRe und -zusammensetzung

Uberwiegend waren Ein-Personen-Haushalte betroffen (45,3 %; N=1.500), zu einem Viertel
auch (Ehe-)Paare ohne Kinder (24,1 %) bzw. mit Kindern (18,3 %). Alleinerziehende mit
Kind (5,5 %) und sonstige Mehrpersonenhaushalte (6,8 %) waren kaum vertreten. Dabei zei-
gen sich signifikante Stadtunterschiede in der Art, dass Ein-Personen-Haushalte in Stadt 4
(40,4 %) und Stadt 5 (38,8 %) weniger belastet sind und Ehepaare/Paare ohne Kinder (27,5 %
bzw. 28,0 %) hdufiger einen Einbruch erleben als in den anderen Stadten (Abbildung 15).
Auch wenn nur ein/e Geschéadigte/r in der Akte aufgefuhrt wurde, ist nicht auszuschliel3en,
dass weitere Personen im selben Haushalt lebten. Daher wurden nur solche Haushalte gezéhlt,
in denen sich aus der Akte Hinweise fir die entsprechende Form des Allein- oder Zusammen-
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lebens fanden, womit sich die Anzahl der fehlenden Werte stark erhéhte. Vor diesem Hinter-
grund sind diese Ergebnisse mit entsprechenden Unsicherheiten verbunden.

Abbildung 15: Form des Zusammenlebens im betroffenen Haushalt (in %6; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Bei etwa jedem dritten betroffenen Haushalt (30,6 %; N=883) bestand Wohneigentum an dem
betroffenen Objekt. Auch hier gibt es signifikante Stadtunterschiede (Abbildung 16): Insbe-
sondere Stadt 1 fallt mit seinem geringen Anteil an Wohneigentum auf (13,8 %), wohingegen
in Stadt 4 und 5 bei Uber einem Drittel der geschadigten Haushalte Eigentum bestand. Bei
diesen Ergebnissen ist allerdings zu beachten, dass in der Mehrzahl der Falle keine Informati-
onen zu den Eigentumsverhéltnissen vorlagen.

Abbildung 16: Geschadigte Haushalte mit Wohneigentum (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Modus Operandi

Einbruchstelle

In Bezug auf die Einbruchstellen waren Turen (51,8 %; N=1.663) nur geringfugig haufiger
betroffen als Fenster (48,8 %). Hierbei gibt es zwischen den Stédten signifikante Unterschie-
de: Wahrend in Stadt 1 immerhin 63,9 % der Einbrecher durch die Tlr kamen, waren es in
Stadt 5 nur 37,3 %. Dagegen gelangten in Stadt 5 in 64,0 % der Félle die Tater/innen durch
das Fenster in die Wohnung; in Stadt 1 waren es nur 36,7 % (Abbildung 17).

Abbildung 17: Einbruchstelle (in %; Félle mit Eindringen; Mehrfachangaben mdglich; fett: Unterschiede signifikant
bei p<.05).
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Diese Unterschiede dirften zum Teil wiederum mit der unterschiedlichen Wohngebau-
destruktur der Stédte zusammenhdangen. In der Tat verschwinden die Stadtunterschiede unter
Kontrolle der Geb&udeart weitgehend: In Ein- bzw. Zweifamilienhdusern drangen die Té-
ter/innen mehrheitlich durch Fenster ein (86,4 % bzw. 81,8 %), vermutlich weil die Eingangs-
tren haufiger straBenzugewandt liegen und damit fir den/die Téater/in ein hoheres Entde-
ckungsrisiko besteht als beim Aufbrechen einer Tir im Hausflur eines Mehrfamilienhauses.
In sonstige Wohnungen und Wohnungen in Mehrfamilienhdausern gelangten die Tater/innen
vornehmlich durch die Tur ins Innere (70,3% bzw. 67,9 %). Lediglich bei Mehrfamilienhau-
sern bleiben die Stadtunterschiede hinsichtlich der Einbruchstelle signifikant: In Stadt 5 dran-
gen die Téter/innen ebenfalls bei Mehrfamilienhdusern tberwiegend und damit signifikant
haufiger Uber die Fenster ein (52,3 %) als in den anderen Stadten (Stadt 1: 26,3 %, Stadt 2:
33,9 %, Stadt 3: 18,8 % und Stadt 4: 35,0 %).

Wurde durch die Tir eingebrochen, war den Akten zu 96,1 % (N=840) zu entnehmen, dass
die Eingangstir betroffen war. Seltener verschafften sich die Tater/innen Zugang durch Ne-
beneingangstiren (1,2 %), Kellertiren (1,7 %) oder sonstige Tiren (1,2 %).

Bei Einbruch durch das Fenster waren am haufigsten Fenstertiiren (48,6 %; N=801) und nor-
male Wohnungsfenster (46,9 %) betroffen, Kellerfenster (4,1 %), Kellerschachte (0,2 %),
Dachfenster (0,6 %) und sonstige Fenster (1,0 %) dagegen nur zu einem geringen Anteil.
Hierbei unterscheiden sich die Stadte erneut signifikant (Abbildung 18). Wenn Tater/innen
durch die Fenster eindrangen, geschah dies in Stadt 4 vorwiegend durch Fenstertlren
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(63,2 %) und in Stadt 2 eher durch (normale) Wohnungsfenster (54,4 %). Ein vergleichsweise
hoher Anteil an betroffenen Kellerfenstern fand sich in Stadt 3 (8,0 %).

Abbildung 18: Einbruchstelle nach Fensterart (in %; Féalle mit Eindringen durch Fenster; fett: Unterschiede signifi-
kant bei p<.05)
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Art des Eindringens

Gelangten die Téater/innen durch die Tir in die Wohnung, wurde diese in den meisten Fallen
aufgehebelt (56,0 %; N=756). Bei den sonstigen Arten des Eindringens durch die Tur
(14,6 %) wurden haufig das Aufbrechen mit roher kérperlicher Gewalt erfasst sowie die Nut-
zung vorhandener Offnungen (Briefschlitz, Katzenklappe, Tirfenster) zur Entriegelung der
Tur von innen. Weitere Methoden zur Uberwindung der Tir waren mit etwa gleichen Antei-
len die Nutzung von (falschen) Schlusseln (6,9 %), das Drucken der Schlossfalle, sog.
Schnapper (6,6 %), das Abbrechen des Schlosszylinders (5,7 %) sowie der Tirblattdurch-
bruch (5,3 %). Bei einem Anteil von immerhin 6,7 % geschah das Eindringen ohne erkennba-
re Spuren.

Die Methode des Aufhebelns wurde ebenfalls in Bezug auf Fenster und Fenstertiiren haufig
festgestellt (67,0 %; N=730). In vielen Fallen wurden aufRerdem gekippte Fenster als Einstieg-
stelle genutzt (15,1 %) oder das Glas des Fensters wurde eingeschlagen, um dieses sodann zu
entriegeln (13,0 %). Auch hier gab es noch weitere Methoden, die jeweils nur zu einem Klei-
neren Prozentsatz zum Einsatz kamen (Abbildung 19).

In Tabelle 2 sind signifikante Unterschiede zwischen den St&dten bei bestimmten Eindringar-
ten zu erkennen. In Stadt 1 kam das Driicken der Schlossfalle vergleichsweise haufig vor
(12,7 %). In Stadt 2 wurden hingegen haufig genannt: der Turblattdurchbruch (10,6 %), das
Ausnutzen gekippter Fenster/ Fenstertliren (23,6 %) sowie das Einschlagen von Scheiben zur
anschlielenden Entriegelung (21,7 %) bzw. zur Schaffung einer Einstiegséffnung (7,5 %). In
Stadt 3 wurde relativ haufig aufgehebelt (Turen: 70,2 %, Fenster: 68,3 %), in Stadt 4 wurden
mehrfach falsche Schlussel genutzt (12,3 %) oder ohne erkennbare Spuren die Tur getffnet
(12,3 %) und in Stadt 5 trat das Abbrechen des Schlosszylinders mit 8,5 % h&ufiger auf als in
den anderen Stadten.
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Abbildung 19: Art des Eindringens (in %; Falle mit Eindringen durch Tiren bzw. Fenster)

Aufhebeln | 56,0
Sonstiges | ] 1456
Mit falschem Schliissel | ] 6,9
Ohne erkennbare Spuren | ] 6,7
S Falle/Schnapper driicken || 6,6
:E Zylinder abbrechen [ ] 57
2 Turblattdurchbruch | ] 5,3
Zylinder (heraus)ziehen, (an)bohren || 4,6
Glas einschlagen und entriegeln [] 1,5
Glas einschlagen und durchsteigen [] 1,2
Zylinder picken, Schlagschliisseltechnik || ,8
Aufhebeln | 67,0
Fenster/Fenstertiir war gekippt [ ] 151
5 Glas einschlagen und entriegeln [ ] 13,0
% Sonstiges [ ] 38
% Glas einschlagen und durchsteigen [] 3,3
= Einsteigen ins offene Fenster [] 2,3
% Einsteigen in die offene Fenstertir [] 1,6
,fc,j Ohne erkennbare Spuren [] 1,5
2 Rollladen zerstoren [] 1,1
Rahmen durchbohren | ,4
Glas schneiden | ,0
Tabelle 2: Art des Eindringens nach Eindringstelle (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
Art des Eindringens Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Zylinder abbrechen 3,2 8,1 7.4 2,2 8,5 5,7
Aufhebeln 49,7 52,0 70,2 46,4 58,5 56,0
&  Turblattdurchbruch 4,2 10,6 3,2 6,5 34 53
5
% ;ﬁﬁgﬁﬂﬁg’er dricken (2.B. 12,7 16 1,6 10,9 5,1 6,6
Mit falschem Schlissel 6,3 41 3,2 12,3 10,2 6,9
Ohne erkennbare Spuren 4.2 6,5 2,7 16,7 59 6,7
é Fenster/Fenstertiir war gekippt 16,4 23,6 14,6 12,1 9,5 15,1
§ Aufhebeln 64,7 52,2 68,3 68,1 79,4 67,0
% § Sr:?rsiezgfrfh'age”' durchgreifen, 138 21,7 138 11,3 5,8 13,0
S : —
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Einbruchwerkzeug

In den meisten Féllen blieb unklar, welches Einbruchwerkzeug zum Einsatz kam (77,6 %;
N=2.278). In 9,4 % der Félle wurde kein Werkzeug verwendet; entweder wurden ,,glinstige
Gelegenheiten™ (z.B. offene Fenster) wahrgenommen, korperliche Gewalt eingesetzt oder
entwendete bzw. ,,falsche Schliissel genutzt. In den wenigen Féllen, in denen ein Einbruchs-
werkzeug identifiziert werden konnte (N=298), waren Schraubendreher das am haufigsten
eingesetzte Werkzeug (42,6 %) (Abbildung 20). Hinter den ebenfalls h&ufig erfassten sonsti-
gen Werkzeugen stehen insbesondere weitere Hebelwerkzeuge (Metallstangen, Holzbeitel,
Messer), Drahte und Sperrhaken sowie verschiedene Gegenstande, die in den Garten gefun-
den wurden (z.B. Steine, Blumenkdibel, Besenstiele, Leitern, Holzpflocke u.d.).

Abbildung 20: Einbruchwerkzeug (in %; Falle mit identifiziertem Werkzeug; Mehrfachangaben mdglich)

Schraubendreher | 42,6

Sonstiges ] 37,6
Nageleisen bzw. KuhfuR 1 7,0
Brechstange [ 4,4
Plastikscheibe (z.B. EC-Karte) [—1 3,7
Akkubohrmaschine [ 3,0
Hammer [ 3,0
Rollgabelschlissel [ 2,3
Dietrich [1 1,3

Stemmeisen [] 1,3
MeiRel [0 1,0

Einbruchschaden

Art und Wert des Stehlguts

Zu den hé&ufigsten Dingen, die bei den analysierten vollendeten Wohnungseinbriichen
(N=1.417) entwendet wurden, zdhlen insbesondere Schmuck und Uhren (57,5 %), Bargeld
(48,6 %), elektronische Kleingerate wie Fotoapparate und Mobiltelefone (31,0 %), EDV-
Hardware (28,9 %) sowie Unterhaltungselektronik wie Fernseher, Musikanlagen und Spiele-
konsolen (16,7 %) (Abbildung 21). Daneben wurden verschiedene weitere Dinge entwendet,
die sich in den Haushalten fanden.®®

8 Zu den haufig genannten, freitextlich erfassten Stehlgiitern zahlen: Taschen und Geldbédrsen, Kosmetikarti-

kel (z.B. Parfim), Schlussel, CDs und DVDs.
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Abbildung 21: Haufigste Stehlgiter (in %; Mehrfachangaben méglich)

Schmuck/Uhren | 57,5
Bargeld ] | 48,6
elektronische Kleingerate (z.B. Handy) ] | 31,0
PC/ Laptop/ EDV-Zubehor ] | 28,9

Fernseher/ Musikanlage/ Spielekonsolen [ 1 16,7

Ausweispapiere/ EC-/ Kreditkarte [ 1 11,7
Kleidung [ 1 10,0
Minzen [ 1 8,0

Tresor/ Geldkassette [ 3,7
Alkohol, Zigaretten [] 3,5
Schlussel fur Kraftfahrzeug [] 2,8
Antiquitaten/Kunstgegenstdnde [ 2,6
Nahrungsmittel [1 1,8
Waffen/ Munition [1 1,6

Wertpapiere [] 1,2

Der durchschnittlich von den Betroffenen angegebene Wert des Stehlguts betrug 5.987 Euro.
Der gegeniiber Extremwerten robuste und daher im Vergleich zum Mittelwert aussagekréafti-
gere Median des angegebenen Werts belief sich auf 1.754 Euro (N=1.027). D.h., in der Halfte
der Falle lag der Schaden aufgrund der entwendeten Werte unter 1.754 Euro, in der andern
Halfte dariiber.”® Zwischen den Stadten gibt es keine signifikanten Unterschiede.”* In Abbil-
dung 22 ist zu erkennen, dass die Schadensklasse 501 bis 2.000 Euro am h&ufigsten vertreten
war (27,9 %).”? Besonders hohe Verluste tiber 10.000 Euro musste jeder siebte Haushalt hin-
nehmen (14,4 %).

Weiterer Schaden

Neben dem Wert des Stehlguts gab es auch weitere Schéden, die zum Beispiel durch Zersto-
rungen an der Einbruchstelle oder innerhalb der Wohnung entstanden sind. Der Mittelwert
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Soweit in den Akten vorhanden, wurden die gestohlenen Werte den Schadensauflistungen der Geschadigten
entnommen. Geschétzte Werte der Schéden innerhalb der ersten polizeilichen Berichte blieben unberlck-
sichtigt.

Willing et al. (2015, S. 577f.) weisen auf Unterschiede des Stehlgutwertes zwischen aufgeklarten und nicht
aufgeklarten Féllen hin. Dies l&sst sich in dieser Untersuchung nicht bestatigen. Zwar lag der durchschnitt-
liche Wert des Stehlguts bei allen aufgeklarten Fallen der Zufallsstichprobe mit 7.125 Euro (iber dem
Durchschnittswert bei nicht aufgeklérten Féllen (5.763 Euro), dieser Unterschied ist allerdings nicht signifi-
kant und die Medianwerte liegen dicht beieinander (1.730 Euro vs. 1756 Euro). Darliber hinaus lassen sich
auch keine signifikanten Unterschiede innerhalb der teilnehmenden Stadte ausmachen.

Der Mittelwert und Median des Stehlgutwertes liegen unter denen der Opferbefragung (vgl. Wollinger et al.
2014b, S. 37).
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liegt hier bei 1.050 Euro (N=1.044); der Median bei 274 Euro. Zwischen den unterschiedli-
chen, nach Tatstadien gruppierten Einbriichen ergeben sich dabei signifikante Unterschiede
(Abbildung 22). Bei den vollendeten Fallen kam es zu hoheren weiteren Schaden (Median:
400 Euro) als bei den versuchten Einbriichen (Median: 200 Euro).

Abbildung 22: Wert des Stehlguts bzw. Hohe des weiteren Schadens (in %)
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Zustand der Wohnung

In 46,9 % der Félle, bei denen die Téater/innen in die Wohnung eindringen konnten (N=1.600),
wurde in personlichen Sachen gewiihlt (Tabelle 3). In 39,5 % wurden partielle Verwiistungen
vorgefunden; weitere 10,5 % der Geschédigten fanden die Wohnung groRtenteils verwistet
vor. Beschmutzungen oder Beschédigungen von Gegenstdnden oder Kleidung innerhalb der
Wohnung wurden nur in wenigen Fallen erfasst (3,3 % bzw. 5,8 %).”* Demgegeniiber blieben
aber auch 41,5 % der Wohnungen in einem dhnlichen Zustand wie vor der Tat. Bis auf die
Beschmutzung von Gegenstanden und Kleidung ergeben sich auch hier signifikante Stadtun-
terschiede. In Stadt 2 fanden sich anteilig mehr Félle, in denen die Wohnung zumindest parti-
ell verwustet wurde. In Stadt 4 blieb hingegen tber die Halfte der Wohnungen (53,5 %) in
einem &hnlichen Zustand wie vor der Tat. Die wenigsten Verwistungen, dafur aber mehr
durchwihlte personliche Sachen fanden sich in Stadt 5. Dies spricht fiir unterschiedliche Vor-
gehensweisen der Tater/innen in den Stadten.

" Mehrfachangaben waren maglich.
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Tabelle 3: Zustand der Wohnung nach der Tat (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
personliche Sachen durchwiihlt 46,5 445 457 37,7 59,7 46,9
partiell verwistet 40,1 45,8 43,7 36,1 31,6 395
groRtenteils verwistet 9,0 24,1 8,6 8,1 3,8 10,5
Gegenstande bzw. Kleidung zerstort 4.8 8,4 7,8 55 2,5 5,8
Gegensténde bzw. Kleidung beschmutzt 3,2 4,3 19 4.8 2,2 3,3
&hnlicher Zustand wie vor dem Einbruch 474 28,8 354 53,5 42,8 41,5

4.1.4 Spuren

In neun von zehn Fallen (88,6 %; N=2.402) wurde von der Polizei nach Spuren gesucht.”* Es
zeigen sich allerdings signifikante Stadtunterschiede (Abbildung 23). Mit 76,1 % (N=473)
wurde in Stadt 2 am seltensten nach Spuren gesucht, wéhrend Stadt 3 mit 97,6 % (N=495) die
hochste Rate aufweist.

Abbildung 23: Spurensuche nach Tatstadium (in %o; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Bezogen auf das Tatstadium lasst sich feststellen, dass signifikant haufiger bei vollendeten
Taten nach Spuren gesucht wurde (91,7 %; N=1.466), bei Versuchsféllen fand nur in 83,3 %
(N=906) der Falle eine Spurensuche statt. Diese Unterschiede zeigen sich aber nicht in allen
Stadten (Abbildung 23). Bei einer stadtspezifischen Betrachtung fallt auf, dass nur in den
Stadten 2 und 4 signifikante Unterschiede in Bezug auf Spurensuche und Tatstadium beste-
hen.

In 60,8 % (N=2.127) der Falle, in denen die Polizei nach Spuren suchte, wurden Spuren ge-
funden. Signifikante Unterschiede ergeben sich hierbei nach dem Untersuchungsort (Abbil-
dung 24). Wahrend in Stadt 2 bei nur 26,4 % der Taten, in denen die Polizei nach Spuren
suchte, auch welche gefunden wurden, liegt dieser Wert in den anderen Stadten bei tber 50,0
%.

™ Als erfolgte Spurensuche wurde erfasst, wenn sich in der Akte ein Spurensicherungsprotokoll oder mindes-

tens der Hinweis, dass keine Spuren gefunden wurden, befand.
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Abbildung 24: Anteil der Falle mit gefundenen Spuren nach erfolgter Spurensuche (in %; fett: Unterschiede signifi-
kant bei p<.05)
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Weiter zeigt sich ein signifikanter Unterschied nach Tatstadium in der Art, dass bei vollende-
ten Taten, in denen die Spurensuche erfolgte, mit 67,1 % (N=1.344) eher Spuren gefunden
wurden als bei versuchten (49,1 %; N=755). Diese Divergenz ist jedoch nicht in allen Stadten
gegeben. In Stadt 2 und 5 ergeben sich keine signifikanten Unterschiede der Spurenfunde
nach dem Tatstadium.

Auch der Zustand der Wohnung nach der Tat steht in einem Zusammenhang mit dem Auffin-
den von Spuren. In den Féllen, in denen Tater/innen in die Wohnung eindringen konnten und
die Wohnung partiell verwisteten und/oder persdnliche Sachen durchwiihlten, konnten signi-
fikant haufiger Spuren gefunden werden. Negativ wirkte es sich hingegen aus, wenn die
Wohnung in einem &hnlichen Zustand verblieb wie vor der Tat oder wenn sie grofitenteils
verwustet wurde. Beschmutzungen und Zerstérungen wirkten sich diesbeziiglich nicht signi-
fikant aus.

Wenn die Polizei Spuren gefunden hatte, wurden diese in den meisten Féllen (94,2 %;
N=1.291) auch gesichert. Griinde daftr, Spuren nicht zu sichern, lagen meist darin, dass diese
als offensichtlich nicht auswertbar angesehen wurden. Die Spannbreite zwischen den Stédten
reicht von 0,6 % bis zu 15,3 % der Félle, in denen trotz Auffindens von Spuren keine Siche-
rung stattfand.

In fast der Hélfte der Falle (48,2 %; N=1.125), in denen Spuren gesichert wurden, war min-
destens ein Fingerabdruck unter den Spuren.” In 26,4 % der Falle mit Spuren wurden Werk-
zeugspuren gesichert. Schuhabdriicke fanden sich zu 26,1 %. Zu einem fast gleich grof3en
Anteil fanden sich DNA-Spuren (25,7 %). Textilfasern wurden kaum gesichert (2,0 %), wes-
halb sie im Folgenden nicht naher betrachtet werden.

Zwischen den Stadten zeigen sich in Bezug auf die Spurensicherung signifikante Unterschie-
de (Abbildung 25). Uber die Halfte der gesicherten Spuren waren in Stadt 1 und 3 Fingerab-
driicke. Unterschiede lassen sich auch in Bezug auf DNA-Spuren nachweisen: In Stadt 4
machten sie 59,1 % der gesicherten Spuren aus, wohingegen in Stadt 3 nur eine Rate von

> In 91 Fallen wurde laut Akte zwar eine Spur gesichert, es ist jedoch unklar, um welche es sich handelt.

Diese Félle kénnen in der hier folgenden spurenspezifischen Auswertung nicht beriicksichtigt werden.
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7,8 % erreicht wurde. Werkzeug- bzw. Hebelspuren wurden v.a. in Stadt 5 und 1 erhoben,
wéhrend dies in Stadt 2 und 3 selten der Fall war.

Abbildung 25: Gesicherte Spuren (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Nicht jede gesicherte Spur ist jedoch auch auswertbar (Abbildung 26).”° In 56,1 % (N=570)
der Falle, in denen mindestens ein Fingerabdruck gesichert wurde, konnte mindestens ein
Fingerabdruck auch ausgewertet werden. Ahnlich hoch ist die Rate der auswertbaren Schuh-
abdricke (53,6 %, N=284). Bezuiglich der DNA-Spuren ist mit 40,6 % (N=276) ebenfalls ein
hoher Anteil nicht auswertbarer Spuren gegeben. Dies kdnnte daran liegen, dass die Einschat-
zung, ob einem Spurentrdger (z.B. Zigarettenstummel) auswertbare DNA-Spuren anhaften,
sehr viel schwieriger am Tatort getroffen werden kann, als dies bei Finger- oder Schuhab-
druckspuren der Fall ist. Dadurch wird hier mehr gesichert, was sich spater als unbrauchbar
herausstellt. Fast die Halfte der erhobenen Werkzeugspuren stellen sich ebenfalls als nicht
auswertbar heraus, wobei hier in vielen Fallen (25,5 %, N=157) keine Informationen in der
Akte enthalten waren.

Abbildung 26: Anteil auswertbarer Spuren an gesicherten Spuren (in %)
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Die Akten wurden weiter auf das Ergebnis der auswertbaren Spuren hin untersucht. Dabeli
war von Interesse, ob Tatverdédchtige durch die Spur ermittelt oder ein zuvor bereits bestehen-
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tungen ausscheiden.

So kann z.B. ein Fingerabdruck nur so rudimentdr oder undeutlich vorhanden sein, dass weitere Auswer-
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der Tatverdacht dadurch erhdrtet werden konnte (Abbildung 27). In nur 5,9 % (N=288) der
Falle, in denen mindestens ein Fingerabdruck ausgewertet werden konnte, flhrte dies zur Er-
mittlung eines Tatverdachtigen. Hoher ist die Rate in Bezug auf DNA-Spuren, hier traf dies in
16,5 % (N=115) der Falle zu, in denen auswertbare DNA-Spuren gefunden wurden. Ein
Schuhabdruck fihrte nur in einem Fall und Werkzeugspuren in keinem Fall zur Ermittlung
eines Tatverdachtigen. Insgesamt wurde in 24 von 100 registrierten Fallen mindestens eine
auswertbare Spur gesichert, allerdings fuhrten Spuren nur in rund drei von 100 Fallen zur Er-
mittlung einer/s Tatverdachtigen bzw. zur Erhartung eines bestehenden Tatverdachts.”’

Abbildung 27: Ergebnis der Spurenauswertung am Anteil der auswertbaren Spuren (in %)
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In Bezug auf die Dauer der Auswertung der Spuren lasst sich feststellen, dass 6,0 % (N=315)
der gesicherten Fingerabdriicke innerhalb von einem Tag ausgewertet werden konnten.”® In-
nerhalb von 14 Tagen lag in 24,1 % der Falle der Polizei ein Ergebnis vor. 38,3 % der Aus-
wertungen der Fingerabdriicke gingen der Polizei in 15 bis 31 Tagen zu. Eine groRere Zeit-
spanne von 32 bis 100 Tagen ist in 26,3 % der Falle zu konstatieren. Langere Zeitrdume von
mehr als 100 Tagen waren selten (5,4 %). Die Stadte unterscheiden sich teilweise signifikant
voneinander. Die Spannbreite der mittleren Dauer reicht von 6,3 bis 57,6 Tagen (Tabelle 4).

Wie erwartet, ist die zeitliche Spanne bei DNA-Spuren groRer: In einem Viertel (25,0 %);
N=105) der Félle, in denen mindestens eine DNA-Spur gesichert wurde, lag das Ergebnis der
Polizei innerhalb eines Monats vor. Die Halfte (52,9 %) wurde innerhalb von einem Monat
bis zu einem halben Jahr ausgewertet. 9,6 % umfassten eine Zeitspanne von einem halben
Jahr bis zu einem Jahr. Zeiten uber einem Jahr trafen auf 12,5 % der Falle zu. Auch hier las-

" Ein ahnliches Ergebnis findet Kawelovski (2012b, S. 82 und S. 88). Beriicksichtigt werden muss, dass der
Anteil an fehlenden Angaben zum Auswertungsergebnis gesicherter und auswertbarer Spuren insbesondere
bei Werkzeugspuren (25,0 %), DNA-Spuren (10,9 %) und Fingerabdruckspuren (10,0 %) vergleichsweise
hoch ist (Schuhabdruckspuren: 6,5 %) und dass auswertbare Spuren auch zukunftig noch Hinweise tber
Tatzusammenhénge und Tatverdachtige liefern kénnen.

Erfasst wurden das Datum des Spureneingangs beim Labor und das Datum, an dem das Ergebnis bei der
Polizei einging. Die Ergebnisse beziehen sich auf diejenigen Falle, zu denen Datumsangaben vorlagen.
Wurden mehrere Spuren einer Kategorie in einem Fall erhoben, wurde die langste Zeitspanne gewahlt.

78

44



sen sich Mittelwertunterschiede zwischen den Stadten festmachen. Die Angaben reichen von
42,5 bis 310,1 Tagen (Tabelle 4)".

Tabelle 4: Mittlere Dauer der Spurenauswertung (in Tagen; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Fingerabdruckspur Mittelwert 57,6 6,3 19,2 31,3 27,9 341
(N=315) Median 455 0,0 16,0 17,5 175 21,0
DNA-Spur Mittelwert 2187 104,2 310,1 42,5 59,5 136,0
(N=105) Median 140,0 60,0 342,0 32,0 53,5 66,0

Foto- oder Videoaufnahmen vom Tatgeschehen waren in den wenigsten Fallen vorhanden
(1,6 %, N=2.395), lieRen dann aber haufig (51,7 %) mindestens eine/n Téater/in erkennen und
fihrten in flnf der 29 Falle (17,2 %) mit entsprechendem Foto- oder Videomaterial vom Tat-
geschehen zur Ermittlung eines Tatverdachtigen.

4.1.5 Zeugenbefragungen

In fast allen Fallen (91,9 %; N=2.248) wurden Zeugen vernommen. Es zeigen sich jedoch
signifikante Unterschiede zwischen den Stadten (Abbildung 28). So wurde in Stadt 2 in nur
61,2 % der Félle mindestens ein Zeuge vernommen, wohingegen dies in den anderen Stédten
fast immer der Fall war.

Abbildung 28: Félle mit Zeugenbefragung (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Die meisten Personen, die als Zeugen/innen vernommen wurden, waren Haushaltsmitglieder
(64,3 %; N=3.251). Uber die Halfte (56,1 %; N=3.276) aller befragten Zeugen konnte jedoch
keine sachdienlichen Hinweise geben, weil sie keinerlei Angaben zum Tatgeschehen machen
konnten. 28,0 % gaben an, etwas gehort zu haben bzw. etwas oder jemand Verdachtiges oder
den Vorgang der Tat selbst gesehen zu haben. 9,5 % duferten einen Tatverdacht. 5,8 % der
Zeugen konnten eine/n Tatverdachtige/n namentlich nennen oder machten néhere Angaben zu

" Die Aussagekraft der nach Stadten differenzierten Spurenauswertungsdauer ist aufgrund der geringen Fall-

zahlen eingeschrankt.
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einem/r Tatverdachtigen. Hinter den 1.437 Zeugen/innen, die in irgendeiner Form Hinweise
zum Tatgeschehen bzw. zum/r Tatverdéchtigen geben konnten, stehen 987 Félle, d.h., in rund
41 von 100 Féllen konnten durch Zeugen/innen Hinweise zur Tat gesammelt werden.
Lediglich in acht von 100 Féllen lieferten Zeugenaussagen wichtige Informationen zur
Ermittlung des/der Tatverdachtigen.

4.1.6 Zusammenhange zu anderen Wohnungseinbrichen

In einem Flnftel der Falle (21,5 %, N=2.372) ergaben sich fur die Polizei Hinweise fir einen
Zusammenhang zu anderen Wohnungseinbriichen, wobei sich dieser Anteil zwischen den
Stadten signifikant unterscheidet: In Stadt 2 ging die Polizei lediglich in 11,0 % der Falle von
solchen Zusammenhéngen aus, wahrend die Polizei in Stadt 4 in 27,1 % der Félle entspre-
chende Hinweise als gegeben ansah (Abbildung 29).

Abbildung 29: Hinweise flir Zusammenhé&nge zu anderen Einbriichen (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Bezogen auf alle Falle (N=2.372) bestanden solche Hinweise am haufigsten darin, dass der
Tatort in rdumlicher Nahe zu anderen Tatorten lag (15,9 %), sich Gemeinsamkeiten hinsicht-
lich der Begehungsweise zeigten (12,5 %) oder um die Tatzeit herum weitere Einbrlche er-
folgten (11,0 %). Seltener wurden Zusammenhange Uber eine bestimmte Spur (2,4 %), ein
gemeinsam aufgefundenes bzw. ein spezielles Stehlgut (2,0 %) oder andere Grinde (1,2 %)
hergestellt.2° Mit Ausnahme der Hinweise iiber das Stehlgut und andere Griinde unterscheiden
sich die Begriindungen fur einen Zusammenhang signifikant zwischen den Stadten (Tabelle
5) In Stadt 2 waren die Anteile der gefundenen Zusammenhénge Uber alle Griinde hinweg am
niedrigsten. In Stadt 3 wurden Zusammenhéange mit andere Taten vergleichsweise haufig tber
die Begehungsweise begriindet (17,9 %), in Stadt 4 ber den Tatort (20,6 %) und die Tatzeit
(14,0 %) und in Stadt 5 fanden sich relativ haufig Hinweise Gber bestimmte Spuren (4,3 %).

8 Mehrfachnennungen waren méglich. Zu den anderen Griinden zhlen vor allem Zeugenaussagen, Gestand-

nisse von Tatverdéchtigen, Einbriiche in der Vergangenheit bei dem-/derselben Geschadigten und Zusam-
menhénge zwischen verschiedenen Geschédigten (z.B. verwandtschaftliche Beziehung).
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Tabelle 5: Hinweise fiir einen Zusammenhang zu anderen Einbriichen (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

:121\,1\1,25; ;‘:lrr:ll“e” Zusam- Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Begehungsweise 119 5,3 17,9 17,8 9,3 12,5
Stehlgut 1,9 1,5 2,9 1,7 1,9 2,0
bestimmte Spur 1,3 11 3,7 1,7 4,3 2,4
Tatort 15,9 8,5 16,6 20,6 18,0 15,9
Tatzeit 9,8 6,1 11,5 14,0 13,6 11,0
anderer Grund 1,3 0,4 1,2 1,7 1,3 1,2

Der Vergleich zwischen Féllen mit und ohne hergestellten Zusammenhang zu anderen Ein-
brichen zeigt, dass lediglich in 10,4 % der Falle ohne Zusammenhang ein/e Tatverdachtige/r
ermittelt wurde, wahrend dieser Anteil bei Féllen, in denen ein solcher Zusammenhang erklart
wurde, dreimal so grof3 ist (34,2 %). Ob die so ermittelten Tatverddchtigen auch verurteilt
wurden, wird spater dargestellt.

4.1.7 Mallnahmen nach der StPO

Die Akten wurden weiter daraufhin untersucht, inwiefern unterschiedliche Ermittlungs- bzw.
Zwangsmalnahmen nach Vorschriften der StPO durchgefiihrt wurden, die zur Ermittlung
eines/r Tatverdachtigen oder zur Erhartung eines bereits bestehenden Tatverdachts dienen
kdnnen. Quantitativ von Bedeutung waren diesbeziiglich insbesondere die Erhebung von
Verkehrsdaten in Form der Funkzellenabfrage nach § 100g StPO®, die Anordnung einer mo-
lekulargenetischen Untersuchung an Spurenmaterial gemaR § 81e I, 1 StPO®, die Sicherstel-
lung oder Beschlagnahme von Gegenstanden, die als Beweismittel in Betracht kommen (§ 94
StPO), die Durchsuchung bei anderen Personen als dem Tatverdachtigen (8 103 StPO) sowie
der Fingerabdruckabgleich.

In 83,5 % (N=2.403) der Falle wurden seitens der Polizei uberhaupt keine MalRnahmen ange-
regt, beantragt oder durchgefiihrt, wobei dieser Anteil bei vollendeten Taten signifikant klei-
ner ist als bei Versuchen (78,5 % vs. 91,4 %) und zwischen den Stadten signifikant variiert.®®
In den restlichen Fallen zeigt sich, dass haufig (46,8 %; N=310) eine Sicherstellung bzw. Be-
schlagnahme von Gegenstanden und ein Fingerabdruckabgleich (41,7 %; N=326) durchge-
fuhrt wurden (Abbildung 30).2% In 21,6 % (N=287) der Falle handelt es sich um eine moleku-

8 \erkehrsdaten sind nach § 3 Nr. 30 TKG Daten, die von einem Telekommunikationsdienstanbieter erho-

ben, verarbeitet oder genutzt werden. Dazu zdhlen z.B.: personenbezogene Teilnehmerkennungen und
Standortdaten (Kartennummer oder Gerdtenummer eines Mobilfunkteilnehmers, dynamische IP-Adressen
eines internetfahigen Gerates) sowie Datum, Uhrzeit und Endpunkte der Verbindungen (vgl. § 96 | TKG).

Ahnlich dem Fingerabdruckabgleich geht es hierbei um die Feststellung, ob einem Spurentrager anhaften-
des genetisches Material (Haare, Speichel, Hautpartikel u.a.) von der/dem Verletzten oder von dem/der Be-
schuldigten stammt.

8 Stadt 1: 86,4 %, Stadt 2: 86,8 %, Stadt 3: 69,3 %, Stadt 4: 83,3 % und Stadt 5: 92,3 %

8 Dieser Anteil variiert ebenfalls signifikant zwischen den Stadten und reicht von 17,0 % (Stadt 1) bis 72,1 %

(Stadt?) Eine nach Stadten differenzierte Angabe bei den anderen Malinahmen ist aufgrund geringer Fall-
zahlen in verschiedenen Stédten nicht sinnvoll.
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largenetische Untersuchung und in 11,8 % um eine Funkzellenabfrage. Eine Durchsuchung
bei einer anderen Person als dem Tatverdéchtigen (3,6 %; N=277) kam hingegen selten vor.

Abbildung 30: Durchgefiihrte MaBnahmen in Fallen mit mindestens einer angeregten oder beantragten MaRnahme
(in %)

Sicherstellung/Beschlagnahme | 46,8

Fingerabdruckabgleich | 41,7

Molekulargenetische Untersuchung 21,6

Funkzellenabfrage 11,8

Durchsuchung bei anderen Personen
als dem Tatverdéchtigen :I 36

In Bezug auf den Erfolg der durchgefiihrten MalRnahmen wurden die Akten dahingehend ana-
lysiert, ob durch die MaBnahme Tatverdachtige ermittelt oder ein bereits bestehender Tatver-
dacht erhartet werden konnte. Eine Sicherstellung bzw. Beschlagnahme fiihrte in 19 Féllen
zur Ermittlung eines Tatverdachtigen bzw. Erhartung eines Tatverdachts. In elf Féllen flhrte
eine molekulargenetische Untersuchung, in zehn Féllen ein Fingerabdruckabgleich und in vier
Féllen eine Funkzellenabfrage zu einem solchen Ermittlungserfolg. D.h., in Bezug auf 100
polizeilich registrierte Falle gelang es lediglich in einem Fall einen Tatverdéchtigen tber eine
Sicherstellung/Beschlagnahme zu ermitteln oder den Tatverdacht zu erharten. Noch kleiner ist
dieser Anteil bei den Gbrigen MaRnahmen.

Neben diesen MaRnahmen hat die Polizei die Mdglichkeit, eine Sachfahndung durchzufihren,
sofern es sich um einen vollendeten Einbruch handelt. In drei Viertel der vollendeten Félle
(75,1 %; N=1.451) fanden sich keine Hinweise auf eine Fahndung nach dem Stehlgut. Bei
10,2 % wurden eindeutig identifizierbare Gegensténde in eine polizeiliche Diebstahldatei auf-
genommen. Das Aufsuchen eines Hehlers (4,5 %) wurde ebenso wie die Durchsuchung bei
einem Tatverddchtigen (2,8 %) seltener erfasst. Es wurde jedoch in nur 38 Féllen (12,3 %;
N=310), in denen laut Akten nach dem Stehlgut gesucht wurde, dieses oder Teile davon ge-
funden.

4.2 Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen

Im Folgenden werden Ergebnisse zu verschiedenen Aspekten der staatsanwaltschaftlichen,
fallbezogenen Ermittlungen nach der Ubersendung der Akte durch die Polizei dargestellt.
Dabei wird ebenfalls auf die Falldaten der Zufallsstichprobe von Wohnungseinbriichen aus
dem PKS-Jahr 2010 zuruickgegriffen.
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4.2.1 Erster Eingang der Akte

Vom Tag der Erstellung des ersten polizeilichen Berichts zum registrierten Wohnungsein-
bruch bis zum erstmaligen Eingang der Strafverfahrensakte bei der Staatsanwaltschaft vergin-
gen durchschnittlich 63,1 Tage (N=2.297). Der Median liegt bei 49,0 Tagen. Das bedeutet,
dass die Hélfte der Falle erstmals nach 49 Tagen oder weniger an die Staatsanwaltschaft wei-
tergeleitet wurde, bei der anderen Hélfte dauerte es langer als 49 Tage.

Dabei zeigt sich ein signifikanter Unterschied nach Tatstadium. Handelte es sich um einen
vollendeten Einbruch, dauerte es im Mittel 70,3 Tage (N=2.268) bis zum ersten Eingang bei
der Staatsanwaltschaft. Bei den versuchten Einbriichen gingen die Falle durchschnittlich
schon nach 50,3 Tagen bei der Staatsanwaltschaft ein.

Auch im Stadtevergleich ergeben sich Unterschiede (Abbildung 31): Wéhrend in den Stad-
ten 2 (Mittelwert 56,1) und 3 (Mittelwert 51,0) der Mittelwert relativ niedrig ausfiel, lag er in
den St&dten 5 (Mittelwert 77,4) und 4 (Mittelwert 70,2) signifikant hoher. Stadt 1 liegt mit
einem Mittel von 61,9 dazwischen.

Abbildung 31: Dauer zwischen der Erstellung des ersten Berichts und dem erstmaligen Eingang des Falles bei der
Staatsanwaltschaft (Mittelwert in Tagen; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Bei der erstmaligen Weiterleitung der Akte an die Staatsanwaltschaft lag der Grund tberwie-
gend darin, dass die Polizei die Ermittlungen als abgeschlossen erachtete (94,8 %; N=2.362).
Selten erfolgte die Aktenubergabe aufgrund der Anregung strafprozessualer (Zwangs-)Mal3-
nahmen seitens der Polizei (3,7 %; ohne Haftbefehlsanregungen). Sonstige Griinde fiir den
erstmaligen Eingang des Falls bei der Staatsanwaltschaft (1,4 %) waren z.B. die Abgabe eines
Zwischenberichts, das Erfragen weiterer Ermittlungsmaoglichkeiten sowie der Erlass eines
Haftbefehls als besonders eingriffsintensive Zwangsmafnahme.

Es zeigen sich dabei signifikante Stadteunterschiede: In Stadt 3 wurden etwas haufiger
(6,7 %) strafprozessuale (Zwangs-)MalRnahmen von der Polizei angeregt als in den tbrigen
Untersuchungsorten. Zudem entfallt ein groRer Teil der sonstigen Griinde auf diese Stadt.
H&ufig handelte es sich hierbei um Rickfragen der Polizei bei der Staatsanwaltschaft.
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4.2.2 Ruckverfigung

Nur in 139 Fallen (5,8 %; N=2.399) hat die Staatsanwaltschaft die Akte an die Polizei riick-
verfiigt. Kam es zu einer solchen Riickverfigung, erfolgte dies in der Hélfte der Falle mit der
Aufforderung, weitere zusétzliche Ermittlungsmafinahmen durchzufiihren (54,0 %). Bei rund
jedem flnften Fall (19,4 %) wurde aufgrund der Anordnung einer polizeilich angeregten
(Zwangs-)MaRnahme riickverfugt. Im Ubrigen erfolgte die Riickverfiigung haufig auf Anfra-
ge der Polizei, die in der Zwischenzeit neue Erkenntnisse erlangt hatte, indem sie z.B. einen
Tatverdachtigen ermittelt hatte (26,6 %).

Hinsichtlich des Aufkommens von Rickverfigungen bestehen signifikante Unterschiede zwi-
schen den St&dten: Bei Stadt 1 (4,1 %), Stadt 4 (3,8 %) und Stadt 5 (1,3 %) wurde fast nie
rickverfugt, wohingegen dies in Stadt 2 (6,5 %) und Stadt 3 (13,0 %) haufiger vorkam.

30 Falle (1,3 %; N=2.397) wurden insgesamt ein zweites Mal von der Staatsanwaltschaft
rickverfugt. Dabei wurden in 27 Féllen weitere ErmittlungsmalRnahmen (auf Betreiben der
Staatsanwaltschaft) durchgefiihrt.

4.2.3 Ermittlungsmalinahmen auf Betreiben der Staatsanwaltschaft

Auf Betreiben der Staatsanwaltschaft wurden in insgesamt 75 Féllen (3,7 %; N=2.403) weite-
re Ermittlungsmalinahmen von der Polizei durchgefuhrt. Dabei wurden meist Tatverdéchtige
(erneut) verhort (27,3 %, N=88)* bzw. Zeugen erneut (19,3 %) oder erstmals vernommen
(12,5 %). Weiterhin erfolgten Durchsuchungen und Beschlagnahmen beim Tatverdéchtigen.

Es zeigen sich signifikante Stadteunterschiede hinsichtlich des Aufkommens von Mafnah-
men, die auf Betreiben der Staatsanwaltschaft von der Polizei durchgefiihrt wurden: Beson-
ders fallt Stadt 3 auf, in der die Staatsanwaltschaft weitaus haufiger die Durchfihrung min-
destens einer ErmittlungsmalRnahme anordnete (8,9 %). In Stadt 5 kam dies hingegen nur in
einem einzigen Fall vor (Abbildung 32).

Abbildung 32 Haufigkeit der Durchfiihrung von Ermittlungsmanahmen auf Betreiben der Staatsanwaltschaft (in
%; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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% In den 75 hier maRgeblichen Fallen wurden auf Betreiben der Staatsanwaltschaft insgesamt 88 Manahmen

durchgefiihrt. Wiederholt wurde also mehr als eine MalRnahme angeordnet.

50



Selbst fiihrte die Staatsanwaltschaft nur sehr selten (0,6 %; N=2.403) Ermittlungen durch.
Dazu zéhlten u.a. die Vernehmung von Beschuldigten oder Zeugen oder das Einholen von
Sachverstandigengutachten.

4.2.4 Information der Verletzten tber ihre Befugnisse (§ 406h StPO)

In 65,6% (N=2.054) der Félle wurde mindestens ein Haushaltsmitglied gemaR § 406h StPO
uber die ihm/ihr als Verletztem/er zustehenden Befugnisse nach 88 406d bis g StPO und sons-
tige Befugnisse i.S.d. § 406h 1 Nr. 1-5 StPO informiert.® Zwischen den einzelnen Stadten
ergeben sich dabei signifikante Unterschiede (Abbildung 33). Wahrend in Stadt 1 95,1% der
Haushalte tber Ihre Befugnisse aufgeklart wurden, waren es in Stadt 2 nur 21,4%. Dies ist
insofern erstaunlich, da die Information nach § 406h StPO bereits im hier maRgeblichen Er-
hebungsjahr 2010 verpflichtend vorgeschrieben war, sofern nicht die Voraussetzung einer
bestimmten Befugnis im Einzelfall offensichtlich nicht vorlag (§ 406h S. 2 StPO).%’

Abbildung 33: Mindestens ein Haushaltsmitglied Giber Befugnisse informiert (in %; fett: Unterschiede signifikant bei
p<.05)
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4.3 Ermittelte Tatverdachtige

Um ein moglichst differenziertes Bild von den ermittelten Tatverdachtigen zu erlangen, wird
im Folgenden auf die Gesamtstichprobe (Personenebene) mit 2.471 Tatverddchtigen aus
3.668 analysierten Fallen zuriickgegriffen (Tabelle 6).

8 Die Befugnisse bestehen u.a. in dem Recht, eine Mitteilung tiber den Abschluss des Verfahrens zu erhalten

(8 406d | StPO), dem Recht, nach MaRgabe der §§ 403 bis 406¢ StPO und des § 81 JGG einen aus der
Straftat erwachsenen vermdgensrechtlichen Anspruch im Strafverfahren geltend zu machen (8 406h S. 1 Nr.
2 StPO), oder der Mdglichkeit, Unterstitzung und Hilfe durch Opferhilfeeinrichtungen erhalten zu kdnnen,
etwa in Form einer Beratung oder einer psychosozialen Prozessbegleitung (8 406h S. 1 Nr. 5 StPO).

Auch wenn hier anzumerken ist, dass die Dokumentation der Information (iber Befugnisse der Verletzten in
den Akten in manchen Stadten mehr und in anderen Stadten weniger formalisiert erfolgte und daher das Er-
gebnis moglicherweise verzerrt ist, bleibt die Frage, wie ohne eine Dokumentation der Nachweis gefiihrt
werden soll, dass die gesetzliche Verpflichtung erfullt wurde.
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Da aus datenschutzrechtlichen Griinden keine eindeutig identifizierenden Daten wie Name
und Geburtsdatum der Tatverdachtigen® erfasst wurden, sind eine Identifizierung von Mehr-
fachtatverdéachtigen im Datensatz und damit eine Echtpersonenzéhlung nicht moglich. Wird
eine Person mehrerer Félle verdachtigt, gehen die an die Person gebunden Daten wie z.B.
Alter und Nationalitat auch mehrfach in diese Auswertung ein. Da davon auszugehen ist, dass
viele Tatverdachtige mehrfach registriert wurden und es zur Uberzdhlung bei der Auswertung
sozialer Merkmale kommt, soll im Abschnitt 4.3.2 der Versuch unternommen werden, mit
bestimmten Variablen den Datensatz von Dubletten zu bereinigen. Auch wenn auf diese Wei-
se keine eindeutige Identifizierung erreicht werden kann, ist die Richtung der Veranderung im
Vergleich zum Gesamtdatensatz dennoch aufschlussreich. Im Abschnitt 4.3.1 ist die Anzahl
der Tatverdéchtigen nicht mit der Anzahl natiirlicher Personen gleichzusetzen.®

Tabelle 6: Anzahl der Tatverdachtigen in der Gesamtstichprobe

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt5 | Gesamt
Falle insgesamt 790 704 769 716 689 3668
Félle mit mindestens einem Tatverdéachtigen 345 294 387 282 298 1606
ermittelte Tatverdachtige 464 454 600 480 473 2471

4.3.1 Soziodemografische Daten

Das Durchschnittsalter aller Tatverdachtigen liegt bei 28 Jahren (N=2.387), der robustere
Median bei 25 Jahren (Tabelle 7). Knapp drei Viertel der Tatverdachtigen waren zur Zeit der
Ermittlung unter 35 Jahre alt, wobei die 21- bis 34-Jahrigen mit einem Anteil von 37,7 % am
starksten vertreten waren. Zwischen den St&dten zeigen sich signifikante Unterschiede. In
Stadt 2 werden im Vergleich zum Gesamtdurchschnitt hdufiger jlingere Personen verdéchtigt,
in Stadt 5 hingegen éltere.

Tabelle 7: Alter zur Tatzeit (in Jahren; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
N 451 440 591 461 444 2387
Mittelwert 26,7 25,7 28,2 26,1 34,2 28,1
Median 22,0 21,0 26,0 23,0 34,0 25,0

8 Als Tatverdachtige werden hier polizeilich mindestens namentlich erfasste Personen bezeichnet, gegen die

sich laut Akte nach dem polizeilichen Ermittlungsergebnis aufgrund zureichender tatsdchlicher Anhalts-
punkte der Anfangsverdacht des Wohnungseinbruchs gerichtet hat; vgl. dazu auch die Richtlinien fiir die
Fuhrung der Polizeilichen Kriminalstatistik i.d.F. vom 01.01.2010, BKA Wiesbaden, S.6f. Punkt 2.1.2
(,,Aufgeklarter Fall*) und Punkt 2.2 (,,Tatverdachtig®).

Ebenso gut kann es pro Tat mehrere Tatverdachtige geben, womit auf Personenebene hinzugezogene Fall-
daten wie z.B. Schadenshéhe oder Tatort ebenfalls mehrfach in eine entsprechende Auswertung eingehen
koénnen.
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Abbildung 34: Tatverdachtige nach Altersklassen (in %6)
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Immerhin jede/r flinfte Tatverdachtige (20,9 %) ist zwischen 35 und 49 Jahre alt, jede/r 15.
(6,7 %) 50 Jahre und &lter (Abbildung 34).

Ein Anteil von 16,3 % (N=2.349) aller Tatverdachtigen ist weiblich (Tabelle 8). In Stadt 2 ist
dieser Anteil unterdurchschnittlich, in Stadt 5 Gberdurchschnittlich, wobei sich die Stadtunter-
schiede als signifikant erweisen.

Tabelle 8: Tatverdachtige nach Geschlecht (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt

weiblich 11,7 8,9 15,0 17,7 28,3 16,3
mannlich 88,3 91,1 85,0 82,3 71,7 83,7

Uber die Halfte der Tatverdichtigen wurde in Deutschland geboren (56,7 %, N=2.406) und
besitzt die deutsche Staatsangehérigkeit (52,4 %, N=2.362)%, wobei sich signifikante Stadt-
unterschiede finden. So ist der Anteil der Tatverdachtigen mit deutscher Nationalitét in Stadt
2 mit 75,3 % am groRten und in Stadt 5 mit 26,2 % am niedrigsten (Tabelle 9). Differenziert
nach den unterschiedlichen nichtdeutschen Staatszugehorigkeiten haben insgesamt betrachtet
tirkische Personen den grofiten Anteil gefolgt von Serben und Ruménen. Vergleicht man die
Verteilung mit der des Geburtslandes, so fallt auf, dass viele der tatverdachtigen tirkischen
Staatsangehdrigen in Deutschland geboren wurden, also der zweiten bis dritten Migrantenge-
neration angehdren (Abbildung 35).

Tabelle 9: Tatverdachtige nach Geburtsland und Staatsangehdrigkeit (in %o; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Deutsch 59,7 75,3 58,7 41,3 26,2 52,4
Staatsangehorigkeit
Andere 40,3 24,7 41,3 58,7 73,8 47,6
Deutschland 64,4 80,9 63,1 48,3 26,4 56,7
Geburtsland
Anderes 35,6 19,1 36,9 51,7 73,6 43,3

% Tatverdachtige, die neben der deutschen eine weitere Staatsangehérigkeit hatten, wurden zu den Personen

mit anderer Staatsangehdrigkeit gezéhlt.
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Etwa ein Funftel der Tatverdéchtigen (19,0 %, N=2.377) hatte zur Zeit der Ermittlung keinen
festen Wohnsitz, zwei Drittel (67,2 %) lebten hingegen in der Stadt, in der der Wohnungsein-
bruch erfolgte. Die restlichen Tatverdéchtigen (13,8 %) hatten ihren Wohnsitz auRerhalb der
Stadt des Tatortes. Deutliche Unterschiede zeigen sich im Stadtvergleich: Wahrend in Stadt 2
90,4 % der Tatverdéchtigen auch dort wohnten und bei lediglich 2,5 % kein fester Wohnsitz
ermittelt wurde, wohnten nur 31,5 % der Tatverdachtigen von Stadt 5 in dieser Stadt und zwei
Funftel (41,4 %) hatten keinen festen Wohnsitz (Tabelle 10).

Abbildung 35: Nichtdeutsche Tatverdachtige nach haufigsten Staatszugehdrigkeiten und Geburtslandern (in %6)

Turkei 7.1 ] 20,0
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Ruménien 154 | ] 14,3
Kroatien 2,9 [ ] 7,3
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Griechenland 1,3 118
Italien 24 1 16
Libanon 23 17116
Russland 30 1112
Mazedonien 12 1,2
Bosnien-Herzegowina 1,3 ] 1,2
Afghanistan 0,8 O 1,2
Ungarn 0,7 O 1,2

O Geburtsland (N=1.033) O Staatsangehorigkeit (N=1.126)

Tabelle 10: Tatverdéchtige nach Wohnsitz (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt

Wohnsitz in der Stadt des Tatorts 82,8 90,4 71,7 60,2 31,5 67,2
Wohnsitz auRerhalb der Stadt des Tatorts™ 4,1 7.1 16,9 12,0 27,2 13,8
Ohne festen Wohnsitz 13,1 2,5 11,4 27,8 41,4 19,0

Informationen zum Familienstand, zur beruflichen Tatigkeit, dem Schulabschluss und der
hdchsten abgeschlossenen Ausbildung bzw. dem Studienabschluss liegen nur bei verhéltnis-
maRig wenigen Tatverddchtigen vor. Die folgenden Ergebnisse sind daher mit Vorsicht zu
interpretieren. Etwa zwei Drittel (72,8 %, N=1.775) der Tatverdéchtigen waren ledig und ein

%8 Dazu zihlen Wohnsitze in anderen Gemeinden, Kreisen, Bundeslandern oder im Ausland.
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Funftel (19,4 %) verheiratet (Tabelle 11). Uber die Halfte der Tatverdachtigen (57,7 %,
N=1.473) ging zum Zeitpunkt der Ermittlung keiner geregelten Arbeit nach, ein Finftel
(19,1 %) war berufstatig und ein weiteres Finftel befand sich entweder in der schulischen
oder beruflichen Ausbildung (19,8 %). Fast die Hélfte hatte zu dieser Zeit keinen schulischen
Abschluss (46,0 %, N=807) oder lediglich einen Hauptschulabschluss (29,9 %); uber die
Hélfte (55,0 %, N=983) verfligte auch nicht tUber eine abgeschlossene Ausbildung. Daneben
zeigen sich im Stadtvergleich signifikante Unterschiede. So ist bspw. der Anteil der verheira-
teten Tatverdédchtigen in Stadt 2 am kleinsten und der Anteil der Tatverdachtigen, die sich
noch in der schulischen oder beruflichen Ausbildung befanden, mit 31,4 % deutlich héher als
in Stadt 5 (9,0 %). In Stadt 1 ist der Anteil Tatverdachtiger ohne einen Schulabschluss oder
mit Hauptschulabschluss (89,6 %) am hdchsten, in Stadt 5 der Anteil derjenigen Tatverdach-
tigen mit Berufsausbildung (69,3 %).

Tabelle 11: Tatverdéchtige nach Familienstand, beruflicher Tatigkeit und Bildung (in %; fett: Unterschiede signifi-
kant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Ledig 79,1 87,2 79,4 78,3 38,3 72,8
Familienstang  é"heiratet 14,2 9,3 16,7 14,9 44,0 19,4
N=1.775 Geschieden 64 35 32 59 17,4 7.3
Verwitwet 0,3 0,0 0,7 0,9 0,3 0,5
Berufstétig 17,1 12,1 19,3 279 14,7 19,1
Arbeitslos 65,9 51,1 46,6 50,0 73,7 57,7
. Hausfrau/-mann 1,0 0,9 0,0 0,7 0,0 0,5
Berufliche
Téatigkeit Rentner/in 1,4 0,9 2,0 0,5 0,6 1,0
N=1.473 :
In Ausbildung 49 6,3 9,6 10,4 1,3 6,7
Sonstiges 0,0 3,6 3,2 0,7 1,9 1,7
Schiiler/in 9,8 25,1 19,3 9,7 1,7 13,2
Ohne Abschluss 59,7 42,3 63,0 459 25,6 46,0
Hauptschulabschluss 29,9 441 24,1 36,1 125 29,9
SCDIIAING  Realschulabschiuss 97 8.1 8,3 126 5,6 95
Abitur 0,0 2,7 2,8 5,4 56,3 13,9
Anderer Abschluss 0,7 2,7 19 0,0 0,0 0,7
Berufsausbildung 28,7 23,0 29,8 37,3 69,3 40,1
Fachhochschulstudium 0,0 0,0 0,0 1,4 0,4 0,5
Hochste abge-
schlossene Hochschulabschluss 15 1,8 0,0 3,1 0,0 14
Ausbildung Andere ab
. geschlossene
N=983 Ausbildung 5,0 4.4 4,0 2,4 0,4 3,0
Ohne abgeschlossene
Ausbildung 64,9 70,8 66,2 55,8 29,8 55,0

Bei zwei Funftel (42,6 %, N=2.278) aller Tatverdachtigen gab es ein Beziehung zu mindes-
tens einem Mitglied des geschadigten Haushalts, wobei dieser Anteil in Stadt 2 mit 53,4 %
doppelt so hoch ist wie in Stadt 5 mit 26,3 % (Abbildung 36). Differenziert nach der Art der
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Beziehung zeigte sich, dass ein hoher Anteil der Tatverdachtigen mit Beziehung aus dem Be-
kannten- oder Freundeskreis kam (43,6 %, N=970). Ein Viertel (26,9 %) bestand aus (Ex-)
Partnern oder Familienangehérigen/Verwandten, ein weiteres Viertel war bekannt vom Sehen
oder aus der Nachbarschaft (23,4 %). Zu den verbleibenden 6,1 % mit sonstigen Beziehungen
zahlen insbesondere (ehemalige) Mitbewohner/innen, Wohngruppenmitglieder und (Unter-,
Ver-, Vor-)Mieter/innen (Tabelle 12). In allen Stadten kannten sich die Geschadigten und die
Tatverdachtigen am haufigsten aus dem gemeinsamen Bekannten- oder Freundeskreis; Stadt-
unterschiede nach der Art der Tater-Opfer-Beziehung sind nicht signifikant.

Abbildung 36: Tatverdachtige mit Beziehung zu mindestens einer Person des geschadigten Haushalts (in %; fett:
Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Tabelle 12: Tatverdéchtige mit Beziehung zu mindestens einer Person des geschadigten Haushalts nach Art der Be-
ziehung (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Bekannt vom Sehen oder aus der Nach- 216 23.9 214 24,0 283 234
barschaft
Jemangl aus dem Bekannten- oder Freun- 464 405 493 402 398 436
deskreis
(Ex)Partner, Familienangehérige oder 28.4 307 201 203 265 26.9
Verwandte
Sonstiges 3,6 49 9,2 6,6 53 6,1

Zusammen mit den signifikanten Unterschieden beim Wohnsitz, dem Familienstand, der
schulischen und beruflichen Bildung sowie dem Beschéftigungsstatus wird der Eindruck ver-
stérkt, dass in den Stadten unterschiedliche Tatergruppen mit entsprechend unterschiedlichen
Einbruchstattypen vorliegen konnten. Bspw. wurden in Stadt 2 zumeist junge, unverheiratete,
mannliche Tatverdachtige deutscher Herkunft, ohne schulischen und beruflichen Abschluss
verdéchtigt, die offiziell in derselben Stadt wohnten und hdufig eine Beziehung zu einem
Mitglied des geschédigten Haushalts hatten. Demgegeniiber verdéchtigte die Polizei in Stadt 5
vergleichsweise &ltere, verheiratete oder geschiedene Méanner nichtdeutscher Herkunft mit
Berufsaushildung, ohne festen Wohnsitz in der Stadt des Tatortes und ohne Beziehung zu den
Betroffenen. Eine weitere Erklarung fur diese Unterschiede wére eine unterschiedliche Aus-
richtung der polizeilichen Ermittlungen, die sich auch in einer unterschiedlichen Begriindung
des Tatverdachts zeigen konnte.
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4.3.2 Zur Uberzahlung der Tatverdachtigen

Bei der Aktenanalyse wurden die Daten zu den Tatverdachtigen fallbezogen erhoben. Sofern
eine relevante Zahl von Mehrfachtatverdédchtigen existierte, ware es bei der von uns vorge-
nommenen Zufallsauswahl sehr wahrscheinlich, dass auch in unserer Stichprobe mehrere
identische Personen mit mehreren Tatverdachtigungen enthalten sind. In diesem Fall wére die
Auswertung personenbezogener Daten der Tatverdachtigen durch eine Uberzahlung beein-
trachtigt. Da die Daten zu den Tatverdéachtigen teilweise anonymisiert (insbesondere ohne
Erfassung der Namen) erhoben wurden, stellt sich die Frage, wie eine Zuordnung von mehre-
ren Féllen zu einem Tatverdéachtigen rickwirkend vorgenommen werden kann. Das Ziel einer
solchen Dubletten-ldentifizierung besteht darin, zumindest naherungsweise eine Echtperso-
nenzéhlung zu erreichen und die Richtung der Verénderung bei der deskriptiven Auswertung
insbesondere soziodemografischer Daten einschatzen zu kénnen.

Vorgehen bei der Dubletten-ldentifizierung

Gute Anhaltspunkte flr eine Personenidentitat geben die erfassten soziodemographischen
Daten der Tatverdachtigen. Einen hohen Identifizierungswert haben sowohl das Geburtsjahr
als auch die Stral’e und Hausnummer, in der der Tatverdachtige wohnhaft war. Zur Erh6hung
der Trefferwahrscheinlichkeit wurde die Variable des Geburtslands hinzugezogen.*? Uber den
automatisierten Vergleich dieser Variablen wurden — unterschieden nach Untersuchungsort —
mehrfach vorkommende Tatverdéchtige identifiziert. Die Angaben zur Staatsangehorigkeit
wurden in Fallen, in denen nach dem automatisierten Vergleich Unklarheiten bestanden, mit
hinzugezogen, um Zweifel an der Personenidentitaten zu erharten oder auszuschliel3en.

Bei den Tatverdachtigen ohne bekannten Wohnsitz mussten zusétzliche Variablen einbezogen
werden, um den Ausfall des Indikators Wohnanschrift zu kompensieren. In Frage kamen da-
fur verschiedene Datumsangaben des strafrechtlichen Verfahrens sowie das justizielle Akten-
zeichen. Stimmten diese Variablen neben dem Geburtsjahr und der Herkunft Gberein, wurde
dies ebenfalls als Ubereinstimmung der Person gewertet.

In einem dritten Schritt wurden alle identifizierten Dubletten durch drei Kodierer konsensuell
validiert und strittige Zuordnungen aufgelost.

Restriktionen der Dubletten-ldentifizierung

Insbesondere wenn die Anschrift des Tatverddchtigen unbekannt war, unterlag eine Tatver-
dachtigenzuordnung zu mehreren Fallen erheblichen Einschrankungen. Der Versuch, diese
fehlende Variable mit Verfahrensdaten und Ubereinstimmenden Aktenzeichen zu kompensie-
ren, konnte nur bei den Tatverdachtigen Erfolg haben, die gleichzeitig fir mehrere Einbruchs-
falle in einem gebundelten Verfahren verantwortlich gemacht wurden. Tatverdachtige, die
ohne bekannten Wohnsitz in mehreren einzelnen Verfahren in Erscheinung traten, konnten so
nicht als ein und dieselbe Person identifiziert werden und filhren weiterhin zu einer Uberzéh-
lung. Des Weiteren konnten bei diesem VVorgehen Personen, die in mehreren der untersuchten

% Sie wurden derjenigen zur Staatsangehorigkeit vorgezogen, weil sie weniger fehlende Werte aufwies.
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Stadte in Erscheinung traten, nicht als solche erkannt werden. Wie viele mehrfacherfasste
Personen letztendlich unerkannt blieben, ist ungewiss. Deshalb ist lediglich von einer mehr
oder weniger guten Ann&herung an eine Echtpersonenzahlung auszugehen. Vor diesem Hin-
tergrund sind die folgenden Auswertungsergebnisse zu werten.

Ergebnisse der Dubletten-ldentifizierung

Jeder dritte Tatverdachtige im Gesamtdatensatz (30,6 %) wurde mindestens ein weiteres Mal
erfasst. Dabei ergaben sich erhebliche Stadtunterschiede (Abbildung 37), die entweder auf
einen unterschiedlichen Anteil an Mehrfachtatern/innen oder ein unterschiedliches VVorgehen
der Polizei beim Begriinden des Tatverdachts hinweisen.

Abbildung 37: Anteil an mehrfach erfassten Tatverdachtigen (in %o; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Da unter den Mehrfachtatverdachtigen vor allem Uber 30-jahrige Personen zu finden sind,
reduzieren sich das Durchschnittsalter von 28,1 auf 27,2 Jahre und der Altersmedian von 25,0
auf 23,0 Jahre. Die gefundenen Stadtunterschiede bleiben signifikant, verringern sich aller-
dings deutlich. Dies ist auch hinsichtlich des Geschlechterverhaltnisses festzustellen. Im Ge-
samtdatensatz sind nunmehr 14,0 % statt 16,3 % der Tatverdachtigen weiblich, wobei die
Varianz zwischen den Stadten von 10,2 % in Stadt 1 bis 20,0 % in Stadt 5 reicht (Abbildung
38)

Abbildung 38: Weibliche Tatverdéchtige vor und nach der Dubletten-Bereinigung (in %)
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Zudem verandert sich auch der Anteil der nicht in Deutschland geborenen Tatverdéchtigen
von 43,3 % vor der Dubletten-Filterung auf 32,1 % danach. Die signifikanten Stadtunter-
schiede bleiben mit 19,4 % Migrantenanteil in Stadt 2 und 46,6 % in Stadt 5 erhalten, die
Spannweite verringert sich aber deutlich (Abbildung 39). Starkste Gruppe unter den Tatver-
dachtigen mit nichtdeutscher Staatsangehorigkeit sind mit 26,5 % weiterhin die turkischen
Staatsangehdorigen (vorher: 20,0 %), gefolgt von 10,4 % serbischen Staatsangehdrigen (vor-
her: 15,9 %). Drittstarkste Gruppe sind allerdings nicht mehr die rumanischen, sondern die
polnischen Staatsangehdrigen mit einem Anteil von 6,8 % (vorher 4,4 %).%

Abbildung 39: Nicht in Deutschland geborene Tatverdachtige vor und nach der Dubletten-Bereinigung (in %)
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Ahnlich zu den verkleinerten Stadtunterschieden bei der Altersverteilung verhalt es sich mit
dem Familienstatus und dem Wohnsitz der Tatverdachtigen. Z.B. findet sich der groRte Anteil
an Verheirateten und Geschiedenen nach wie vor in Stadt 5 (31,3 %), er weicht allerdings
weniger stark von Stadt 2 mit dem kleinsten Anteil (12,5 %) ab (Tabelle 13).

Tabelle 13: Familienstatus vor und nach der Dubletten-Bereinigung (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt

Ledig 79,1 87,2 79,4 78,3 38,3 72,8

Verheiratet 14,2 9,3 16,7 14,9 44,0 19.4
Vorher -

Geschieden 6,4 3,5 3,2 59 17,4 7,3

Verwitwet 0,3 0,0 0,7 0,9 0,3 0,5

Ledig 79,9 87,5 81,0 79,3 68,2 80,1

Verheiratet 14,7 8,9 13,7 12,5 18,2 13,1
Nachher -

Geschieden 5,0 3,6 43 7,0 13,1 6,2

Verwitwet 0,4 0,0 0,9 1,2 0,6 0,6

Auch der Anteil an Tatverdéchtigen ohne festen Wohnsitz ist in Stadt 5 weiterhin am grofiten
(16,8 %) und in Stadt 2 mit 2,7 % am kleinsten (Tabelle 14). Der Anteil der Tatverdachtigen
mit Wohnsitz in derselben Stadt des Tatortes ist in Stadt 5 (63,0 %) am kleinsten und in

% Die groRten Verschiebungen gibt es bei den Anteilen ruménischer (von 14,3 % auf 3,9 %) und kroatischer

Staatsangehdriger (von 7,3 % auf 4,0 %).
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Stadt 2 (87,4 %) am groRten. Entsprechend finden sich auch die anteilmél3ig meisten Hinwei-
se auf ,,reisende Tater/innen” in Stadt 5 (10,1 %) und die wenigsten in Stadt 2 (0,5 %).

Tabelle 14: Wohnsitz vor und nach der Dubletten-Bereinigung (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt

Wohnsitz in der Stadt des

Tatorts 82,8 90,4 71,7 60,2 31,5 67,2
Vorher Wohnsitz auBerhalb der

Stadt des Tatorts 41 7.1 16,9 12,0 27,2 13,8

Ohne festen Wohnsitz 13,1 2,5 11,4 27,8 414 19,0

Wohnsitz in der Stadt des

Tatorts 83,7 89,3 72,5 73,0 64,9 71,7
Nachher Wohnsitz auBerhalb der

Stadt des Tatorts 53 8,0 16,5 13,5 18,3 11,9

Ohne festen Wohnsitz 10,9 2,7 11,0 13,5 16,8 10,4

Auch wenn sich die Stadtunterschiede hinsichtlich der Zusammensetzung der Tatverdé&chtigen
nach der Filterung von Mehrfachtatern/innen nivelliert haben, bleiben sie signifikant beste-
hen. Dies kann als Hinweis auf unterschiedliche Zusammensetzungen der Tatverdachtigen
zwischen den Stadten gedeutet werden, die einerseits in einer unterschiedlichen Ausrichtung
der polizeilichen Ermittlungsarbeit begrindet sein kénnten sowie andererseits im unterschied-
lichen Vorkommen bestimmter Tatergruppen. Da die Ergebnisse der Tendenz nach erhalten
bleiben und die Dubletten-Bereinigung verschiedenen Restriktionen unterliegt, beruhen die
folgenden Auswertungen wieder auf allen erfassten Tatverddchtigen.

4.3.3 Begrundung des Tatverdachts

Insgesamt betrachtet basierte der Tatverdacht aus Sicht der Polizei am hdufigsten auf Zeugen-
aussagen (47,2 %, N=2.395), auf Zusammenhangen mit anderen Einbriichen (26,1 %), auf
dem ,,Ertappen auf frischer Tat* bzw. dem Ergreifen in Tatortndhe (15,9 %) und auf Spuren
(14,8 %, Tabelle 15).* Auch hierbei ergaben sich deutliche Stadtunterschiede: Wahrend zur
Begrindung des Tatverdachts in Stadt 2 Zeugenaussagen mit einem Anteil von 60,2 % eine
bedeutende Rolle spielten, wurden in Stadt 5 vor allem Zusammenhénge zu anderen Einbri-
chen hergestellt (48,6 %) und damit eine Vielzahl von Fallen einem oder einer Gruppe von
Tatverdachtigen zugeschrieben. In Stadt 2 dirfte der hohe Anteil an Tatverdachtigen, die eine
Beziehung zum/zur Geschadigten hatten, mit der vermehrten Begriindung des Tatverdachts
Uber Zeugenaussagen zusammenhéngen.

Damit korrespondierend ging die Polizei in Stadt 5 bei gut einem Drittel (34,9 %) der Tatver-
dichtigen davon aus, dass es sich um ,,reisende Téater/innen* handelte, wihrend dies in Stadt 2
kaum vorkam (0,9 %).%

% Sonstige Griinde fiir einen Tatverdacht finden sich in 4,1 % der Falle (Mehrfachangaben waren méglich).

Zu der Kategorie Sonstiges zdhlen vor allem Gesténdnisse des/der Tatverdachtigen sowie Erkenntnisse aus
Verkehrsdatenerhebungen und Verkehrskontrollen.

% Gesamt: 12,8 % (N=2.447); Stadt 1: 5,2 %; Stadt 3: 3,0 %; Stadt 4: 21,3 %.
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Tabelle 15: Grundlage des Tatverdachts (in %b; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Zeugenaussage 54,5 60,2 44,8 48,2 28,5 47,2
Aussage eines/einer Mittaters/in 2,4 4,5 3,6 2,5 2,5 3,1
Aussage eines anderen TV 2,4 6,6 7,6 45 14 47
Spuren 12,3 12,4 17,3 20,2 10,7 14,8
Zusammenhang mit anderem Einbruch 19,8 5,2 32,8 22,7 48,6 26,1
Uberwachungskamera 2,9 0,2 2,2 0,6 0,7 14
Stehlgut 9,2 6,6 7,6 11,5 3,2 1,7
Hehler 0,7 0,2 0,3 0,0 0,0 0,3
Selbstanzeige 0,9 0,9 1,2 1,7 0,5 1,0
Ergreifen in Tatortnéhe 13,8 16,5 5,6 10,4 6,2 10,2
Ertappen auf frischer Tat 9,5 8,8 2,9 7.4 0,7 57
Sonstiges 2,6 18 2,2 47 10,0 41

4.3.4 Anwaltliche Vertretung und Verhalten wahrend der Vernehmung

Bei 86,4 % (N=2.443) der Tatverdéachtigen versuchte die Polizei u.a., Kontakt zu der tatver-
dachtigen Person aufzunehmen (Tabelle 16). Hierbei ergeben sich signifikante Stadtunter-
schiede: In Stadt 2 versuchte die Polizei, mit 98,2 % der Tatverdéachtigen in Kontakt zu treten.
In Stadt 5 unternahm die Polizei lediglich bei etwas mehr als der Hélfte (56,5 %) der Tatver-
dachtigen einen solchen Versuch.®® Dies diirfte mit dem hoheren Anteil an Mehrfachtatver-
dachtigen und mit dem hoheren Anteil an Verdachtigen ohne festen Wohnsitz bzw. mit
Wohnsitz im Ausland zusammenhangen, bei denen eine postalische Vorladung zur Beschul-
digtenvernehmung oder das Aufsuchen an der Meldeanschrift ausgeschlossen oder zumindest
erheblich erschwert ist.

Tabelle 16: Polizeilicher Kontakt und anwaltliche Vertretung (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Polizei versuchte, mit dem TV Kontakt
aufzunehmen 91,7 98,2 88,6 97,1 56,5 86,4
davon ist die Polizei mit dem TV in Kon-
takt getreten 81,4 77,7 83,5 94,7 91,9 854
davo_n waren Wahre'znd der polizeilichen 227 182 203 34.9 206 252
Ermittlung anwaltlich vertreten
davon Wahlverteidiger 72,9 55,0 96,7 59,0 38,6 63,8
davon Pflichtverteidiger 27,1 46,7 8,2 42,4 61,4 37,7

% Wenn es geniigend tatsachliche Hinweise gibt, die den Tatverdacht begriinden, und die Meldeanschrift der

tatverdachtigen Person bekannt ist, geschieht dies in aller Regel Uber eine postalisch zugestellte terminliche
Vorladung zur Beschuldigtenvernehmung auf einer Polizeidienststelle. In anderen Fallen sind weitere Er-
mittlungen notwendig, wozu u.a. die Aufenthaltsermittlung, das Aufsuchen und Befragen des Tatverdéchti-
gen zéhlen.
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Erfolgreich waren 85,4 % (N=2.056) dieser Versuche.?” In Stadt 2 gelang es bei drei Viertel
der Tatverdachtigen (77,7 %), in Stadt 4 hingegen bei fast allen tatverdachtigen Personen
(94,7 %).

Ein Viertel (25,2 %, N=1.708) der Tatverdachtigen, mit denen die Polizei in Kontakt getreten
ist, wurde wahrend des Ermittlungsverfahrens anwaltlich vertreten. Davon nahmen etwa zwei
Drittel (63,8 %, N=387) einen Wahlverteidiger in Anspruch, einem Drittel (37,7 %) wurde ein
Pflichtverteidiger beigeordnet. Setzt man die anwaltliche Vertretung wahrend des Ermitt-
lungsverfahrens in Verbindung mit dem Ausgang des Strafverfahrens, d.h., mit der Frage, ob
der/die Tatverdachtige am Ende rechtskraftig verurteilt wurde oder nicht, dann zeigt sich fol-
gendes Ergebnis: Diejenigen Tatverdachtigen, die wahrend der polizeilichen Ermittlung an-
waltlich vertreten waren, wurden signifikant h&ufiger rechtskréftig verurteilt bzw. erhielten
einen rechtskréftigen Strafbefehl als Tatverdachtige ohne Anwalt (38,0 % vs. 23,5 %). Dies
weist darauf hin, dass der Tatverdacht bei Tatverdéchtigen mit anwaltlicher Vertretung héufig
begriindeter war und deshalb eine anwaltliche Vertretung eher erforderlich erschien. Unter-
scheidet man nach Art der Verteidigung, wird aulRerdem erkennbar, dass anwaltlich vertretene
Tatverdachtige mit einem Pflichtverteidiger signifikant haufiger verurteilt wurden als Tatver-
dachtige mit einem Wahlverteidiger (53,4 % vs. 33,8 %). Dies drfte vor allem daran liegen,
dass tatverdéchtige Personen, bei denen die Untersuchungshaft vollzogen wurde und entspre-
chend ein dringender Tatverdacht (8 112 | StPO) vorlag, signifikant h&ufiger durch eine/n
Pflichtverteidiger/in vertreten wurden.®

Bei 62,6 % (N=2.462) der Tatverdachtigen wurde mindestens eine Beschuldigtenvernehmung
durchgefuhrt (Abbildung 40).

Abbildung 40: Tatverdéchtige nach Anzahl durchgefuhrter Beschuldigtenvernehmungen (in %; fett: Unterschiede
signifikant bei p<.05)
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% D.h., es gab einen personlichen Kontakt zwischen Polizei und der tatverdéchtigen Person oder die Vorla-

dung konnte postalisch zugestellt werden.

Nach dem am 01.01.2010 in Kraft getretenen Gesetz zur Anderung des Untersuchungshaftrechts (Gesetz
vom 29.07.2009, BGBI. 1, S. 2274) muss jedem Tatverdachtigen ab dem ersten Tag der Vollstreckung der
Untersuchungshaft ein Pflichtverteidiger beigeordnet werden (8 140 | Nr. 4 StPO), vorher war dies erst
nach Ablauf von drei Monaten in Untersuchungshaft verpflichtend der Fall.
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Stadt 5 sticht erneut heraus, insofern hier bei Gber der Halfte der Tatverdachtigen keine Ver-
nehmung durchgefuhrt wurde (53,4 %), wéhrend in Stadt 4 lediglich 16,0 % nicht vernommen
wurden. Haufigster Grund fur das Ausbleiben der Vernehmung war das Nichterscheinen der
tatverdachtigen Person nach einer polizeilichen Vorladung (46,9 %, N=859).%°

Bei 40,2 % der Tatverdachtigen, die nicht vernommen wurden, hatte die Polizei keinen akten-
kundigen Versuch einer Vernehmung unternommen. Die Spanne reicht hier von 8,1 % in
Stadt 2 bis 85,3 % in Stadt 5 und sie korreliert ebenfalls mit dem Anteil Verdachtiger ohne
festen Wohnsitz und mit dem Anteil der Begriindung des Tatverdachts liber Zusammenhéange
zu anderen Taten, d.h. der Zuschreibung mehrerer Félle auf einen Tatverdachtigen oder eine
Gruppe Tatverdéchtiger (Tabelle 17).

Tabelle 17: Griinde fiir das Ausbleiben einer Beschuldigtenvernehmung (in %; fett: Unterschiede signifikant bei
p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
auf Vorladung nicht erschienen 60,4 83,2 51,0 39,7 10,7 46,9
Polizei hat nicht versucht, TV zu vernehmen 331 8,1 28,8 20,5 85,3 40,2
Sonstiges 6,5 8,7 20,2 39,7 4,0 12,9

Abbildung 41: Tatverdéchtige mit Gestéandnis bei Beschuldigtenvernehmung (in %; fett: Unterschiede signifikant bei
p<.05)
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Die Tatverdachtigen, die zu einer ersten Beschuldigtenvernehmung erschienen, machten zu
27,8 % (N=1.533) von ihrem Schweigerecht Gebrauch. Weitere 43,3 % bestritten die kom-
plette Tat. Lediglich 17,6 % der Tatverdachtigen legten ein Gestandnis und 11,3 % ein Teil-
gestandnis ab. Bei denen, die zumindest zu einer weiteren Beschuldigtenvernehmung erschie-
nen, sank der Anteil der Schweigenden und Abstreitenden, wéhrend der Anteil der Gestand-
nisse auf 37,0 % (N=384) stieg. Griinde fir die Anderung des Einlassungsverhaltens im Laufe

% Der Vorladung zur Vernehmung des Beschuldigten durch die Polizei nach § 163 a | StPO muss nicht Folge

geleistet werden und wird bei Fernbleiben dahingehend gewertet, dass der Beschuldigte von seinem Aussa-
geverweigerungsrecht Gebrauch macht.
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des Ermittlungsverfahrens konnten insbesondere neue Ermittlungsergebnisse oder wider-
sprichliche Aussagen sein, mit denen die Tatverdachtigen bei den weiteren Vernehmungen
konfrontiert wurden. Insgesamt betrachtet wurde bei einem Viertel aller Tatverddachtigen mit
mindestens einer Vernehmung ein Gestandnis abgelegt (24,4 %, N=1.537). Ein Anteil von
17,7 % (N=1.456) der Tatverdachtigen mit Beschuldigtenvernehmung gestand dazu noch wei-
tere Einbriiche, wobei diese Gestandnisquote in den Stadten 1, 2 und 3 eher gering und in den
Stadten 4 und 5 hoher ausféllt (Abbildung 41).

Drei Viertel der Verfahren von Tatverdéchtigen, die im Zuge der Beschuldigtenvernehmun-
gen ein Gestandnis ablegten, wurden fortgefiihrt (75,8 %, N=360),'% zwei Drittel filhrten zu
einer rechtskréftigen Verurteilung bzw. einem rechtskraftigen Strafbefehl (68,6 %). Im Falle
einer Pflichtverteidigung wurde bei den gestdndigen Personen signifikant haufiger eine Ein-
stellung (zumeist nach 8 154 | StPO bei unwesentlichen Nebenstraftaten) erzielt (40,0 %) als
bei gestdndigen Personen mit Wahlverteidigung (7,0 %) oder ohne Verteidigung (24,7 %).

4.3.5 Vorahndungen

Angaben dazu, ob tatverddchtige Personen bereits strafrechtlich vorgeahndet waren oder
nicht, konnten nur bei zwei Drittel der Tatverddchtigen aus den Akten enthommen werden.
Der Grofiteil dieser Tatverdachtigen ist bereits strafrechtlich in Erscheinung getreten, d.h. in
Deutschland oder in einem anderen Staat strafrechtlich vorgeahndet (71,5 %, N=1.675). Die
in Abbildung 42 zu erkennenden Stadtunterschiede sind signifikant.

Abbildung 42: Anteil Tatverdachtiger mit Vorahndung (in %; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Hinsichtlich der Delikte, wegen derer die Tatverdachtigen vorgeahndet waren, zeigt sich eine
grolRe Bandbreite. Knapp ein Drittel der vorgeahndeten Tatverdachtigen ist mindestens schon
einmal wegen Wohnungseinbruchs sanktioniert worden (30,9 %, N=1.040). Knapp drei Vier-
tel der strafrechtlich vorbelasteten Tatverddchtigen traten wegen anderer Diebstahls- bzw.
Unterschlagungsdelikte in Erscheinung. Zu den bei 53,1 % erfassten sonstigen Delikten zah-
len Beleidigung, Bedrohung, NOtigung, Erschleichen von Leistungen, Urkundenfalschung
und VerstoRe gegen das Asylverfahrensgesetz (Abbildung 43).

1% 1m Ubrigen wurden die Verfahren zumeist nach § 154 | StPO als unwesentliche Nebenstraftat eingestellt.
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Abbildung 43: Vorgeahndete Tatverdachtige nach Deliktgruppen (in %; Mehrfachnennungen méglich)
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Ein Drittel (31,8 %) der vorgeahndeten Tatverdédchtigen stand zur Zeit der Ermittlungen zum
analysierten Wohnungseinbruch unter Bewahrung. Uber die Halfte (52,4 %, N=985) der be-
reits sanktionierten Tatverdachtigen erhielt in der Vergangenheit bereits eine Jugend- oder

Freiheitsstrafe ohne Bewahrung (Abbildung 44).

Abbildung 44: Vorgeahndete Tatverdéchtige nach schwerster bislang verhangter Sanktion (in %)
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4.3.6 Abhéangigkeiten und Stchte

Bei gut einem Funftel (21,9 %, N=2.471) aller erfassten Tatverdachtigen finden sich Hinwei-
se auf stoffliche oder nichtstoffliche Siichte bzw. Abhangigkeiten.’™ Die Anteile dieser
Gruppe von Tatverdachtigen reichen von 9,9 % in Stadt 5 bis zu 29,5 % in Stadt 2 und unter-
scheiden sich damit signifikant (Abbildung 45). Eine besondere Rolle spielen dabei die ver-
gleichsweise hdufig bestehenden BtM-Abhédngigkeiten und Alkoholsiichte. Signifikante
Stadtunterschiede zeigen sich aber lediglich bei den BtM- und Medikamentenabhangigen
(Tabelle 18).

Abbildung 45: Tatverdéchtige mit Hinweis auf stoffliche oder nichtstoffliche Sucht/Abhéngigkeit (in %o; fett: Unter-
schiede signifikant bei p<.05)
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Tabelle 18: Hinweise auf stoffliche und nichtstoffliche Sucht/Abhangigkeit nach Art der Sucht/Abhéngigkeit (in %;
fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Spielsucht 1,9 0,9 1,0 0,6 0,6 1,0
BtM-Abhéngigkeit 16,8 25,8 22,0 154 74 17,6
Alkoholsucht 47 6,4 6,3 5,8 3,0 53
Medikamentenabhangigkeit 0,4 11 1,8 15 0,0 1,0

4.3.7 Untersuchungshaft

Bei 11,9 % der Tatverdachtigen (N=2.462) wurde gemal} 8§ 112 ff. StPO die Untersuchungs-
haft (im Folgenden: U-Haft) angeordnet und bei 11,6 % auch vollstreckt. Dabei zeigen sich
signifikante Stadteunterschiede: Wéhrend in den Stadten 2 und 3 vergleichsweise selten U-
Haft angeordnet wurde (6,5 % bzw. 4,8 %), erlieBen die Gerichte in Stadt 4 bei jeder vierten
tatverdachtigen Person (25,4 %) einen Haftbefehl (Abbildung 46).

101 Dazu wurden Tatverdachtige gezahlt, bei denen sich Hinweise auf Spielsucht, BtM-Abhéngigkeit, Alkohol-

sucht oder Medikamentenabhéngigkeit in entsprechenden polizeilichen Ermittlungsergebnissen, Aussagen
zu Tatmotiven und gerichtlichen Feststellungen innerhalb des Hauptverfahrens fanden.
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Abbildung 46: Tatverdachtige, bei denen die Untersuchungshaft angeordnet wurde (in %; fett: Unterschiede signifi-
kant bei p<.05)
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Meist hatte die Polizei den Erlass eines Haftbefehls bei der Staatsanwaltschaft angeregt
(62,0 %; N=368). Hier gibt es abermals auffallende, signifikante Stadtunterschiede: In den
Stadten 1, 3 und 5 erfolgte in den meisten Fallen die Anregung eines Haftbefehls durch die
Polizei (81,2 %, 61,9 % bzw. 75,4 %). In Stadt 4 und Stadt 2 war dies mit 54,7 % und 41,9 %
seltener der Fall. Bei der weit Uberwiegenden Mehrheit der Tatverdédchtigen, bei denen die
Polizei einen Haftbefehl anregte, beantragte die Staatsanwaltschaft auch den Erlass eines
Haftbefehls (84,5 %), wobei sich ebenfalls signifikante Stadtunterschiede zeigen. In Stadt 3
wurden nur 50 % der polizeilich angeregten Haftbefehle von der Staatsanwaltschaft beantragt,
in Stadt 4 hingegen 95,3 % (Stadt 2: 80,8 %; Stadt 1: 89,1 %; Stadt 5: 90,7 %). Lediglich bei
4,5 % (N=267) der Tatverdachtigen, bei denen die Staatsanwaltschaft bei Gericht einen Haft-
befehl beantragte, wurde dessen Erlass abgelehnt.

Im Durchschnitt vergingen weniger als zwei Tage von der Beantragung eines Haftbefehls bis
zu dessen Erlass (M=1,6; N=251). Meist erging der Haftbefehl bereits am Tag des Antrags
(66,9 %). In den Stadten 2 und 4 geschah dies am schnellsten (im Durchschnitt am gleichen
oder dem darauffolgenden Tag), in den anderen Stadten dauerte es mit durchschnittlich zwei
bis drei Tagen nur etwas langer. Von der Anordnung bis zur Vollstreckung dauerte es bei
73,3 % der Haftbefehle maximal zwei Tage. Der Anteil der Félle, in denen zwischen Anord-
nung und Vollstreckung mehr als zwei Tage vergingen, war in Stadt 3 und 4 am gréiten
(40,9 % bzw. 37,9 %) und in Stadt 2 mit 7,4 % am kleinsten (Stadt 1: 19,2 %; Stadt 5:
14,9 %).

In 2,0 % (N=251) wurde der Haftbefehl zwar erlassen, konnte aber nicht vollstreckt werden,
da der Tatverdéachtige nicht auffindbar war.

Wenn die U-Haft angeordnet wurde, zahlten die Fluchtgefahr (84,2 %; N=279) sowie die
Wiederholungsgefahr (24,7 %) zu den hdufigsten Haftgrinden (Abbildung 47). Verdunk-
lungsgefahr kam sehr selten vor (1,8 %). In Stadt 2 berwog die Wiederholungsgefahr
(76,9 %) gegenuber der Fluchtgefahr (34,6 %). Bei Stadt 4 und 5 lag hingegen ein deutlicher
Schwerpunkt auf der Fluchtgefahr als Begriindung der U-Haft (89,9 % bzw. 100,0 %).
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Abbildung 47: Haftgriinde (in %; Mehrfachnennungen méglich; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Wie in Abbildung 48 zu sehen, dauerte die U-Haft durchschnittlich rund viereinhalb Monate
an (M=135,3 Tage, N=236). Dies entspricht auch etwa dem Median von rund vier Monaten
(119,0 Tage). Differenziert nach Stadten fallen die Stddte 4 und 5 mit signifikant langeren
Haftzeiten (M=165,1 bzw. 151,2 Tage) und Stadt 1 mit einer kurzen Dauer von gut zwei Mo-
naten auf (M=65,5 Tage).

Abbildung 48: Durchschnittliche Dauer der U-Haft (in Tagen; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Bei Tatverdéachtigen ohne deutsche Staatsangehorigkeit wurde signifikant haufiger die U-Haft
angeordnet (16,6 %) als bei denen mit deutscher Nationalitédt (8,1 %). Noch deutlichere Un-
terschiede zeigen sich bezlglich des festgestellten Wohnsitzes: Bei Tatverdachtigen mit ei-
nem ermittelten Wohnsitz wurde lediglich zu 7,2 % ein Haftbefehl erlassen, wahrend dies bei
Tatverddchtigen ohne (ermittelten) festen Wohnsitz bei einem Anteil von 30,4 % geschah.
Wird beim Vergleich der Staatsangehdrigkeit die Wohnsitzfeststellung kontrolliert, dann ver-
schwindet der signifikante Unterschied zwischen Tatverddchtigen mit und ohne deutsche
Staatsangehorigkeit, denn bei nichtdeutschen Tatverdéchtigen ist auch der Anteil groRer, bei
dem die Polizei keinen festen Wohnsitz ermitteln konnte. Es ist also nicht die Nationalitét
dafir entscheidend, ob die U-Haft angeordnet wird. Mal3geblich ist vielmehr, ob die beschul-
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digte Person einen festen Wohnsitz hat oder nicht. Daneben wird bei arbeitslosen Tatverdach-
tigen sowie bei Tatverdachtigen mit Hinweisen auf stoffliche und nichtstoffliche Stichte und
Abhangigkeiten signifikant hiufiger die U-Haft angeordnet als bei Tatverdéchtigen mit ande-
ren Beschaftigungsstatus bzw. ohne Suchthinweise (23,8 % vs. 8,3 % bzw. 21,0 % vs. 9,3 %).
Diese Unterschiede bleiben auch unter Kontrolle der ermittelten Wohnsituation erhalten.

Etwa drei Viertel (73,9 %, N=261) der Tatverdachtigen, die in U-Haft kamen, wurden am
Ende des Strafverfahrens rechtskraftig verurteilt bzw. erhielten einen rechtskréftigen Strafbe-
fehl. Bei einem Anteil von 16,5 % stellte die Staatsanwaltschaft das Verfahren ein'®, bei
3,8 % (N=211) das Gericht'®®. 5,2 % der Tatverdachtigen mit vollzogener U-Haft wurden im
Hauptverfahren freigesprochen.

4.3.8 Weitere Malinahmen nach der StPO gegen tatverdachtige Personen

Neben der U-Haft kamen weitere strafprozessuale MaRnahmen gegen konkrete tatverdachtige
Personen zur Anwendung. Bei einem Viertel der Tatverdéachtigen (25,6 %; N=2462) wurde
eine Durchsuchung (8 102 StPO) durchgefiihrt und etwa jede achte tatverdachtige Person
(12,1 %) wurde erkennungsdienstlich behandelt, d.h., es wurden Lichtbilder und Fingerabdru-
cke aufgenommen (8 81b StPO). Seltener kam es zur Wahllichtbildvorlage (8,1 %).

Gegenuberstellungen nach § 58 Il StPO (1,0 %), langerfristige Observationen (8§ 163f StPO;
0,9 %), MaRnahmen bei Mobilfunkendgeraten (8 100i StPO; 0,6 %) sowie Ausschreibungen
zur polizeilichen Beobachtung (8 163e StPO; 0,2 %) spielten hingegen kaum eine Rolle.

Statistisch relevante Stadtunterschiede lassen sich bei allen haufiger durchgefihrten Mal-
nahmen erkennen.'® So reicht etwa die Spanne bei Durchsuchungen von 18,3 % in Stadt 2
bis 41,5 % in Stadt 1 (Tabelle 19). Der grofite Anteil der erkennungsdienstlich behandelten
Tatverdachtigen findet sich in Stadt 4 (27,7), Wahllichtbildvorlagen wurden am haufigsten in
Stadt 2 (10,5) durchgefihrt.

Tabelle 19: Weitere haufiger durchgefiihrte MaRnahmen gegen tatverdachtige Personen (in %; fett: Unterschiede
signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt
Durchsuchung des/beim TV 41,5 18,3 21,7 27,1 20,6 25,6
Erkennungsdienstliche Behandlung 16,8 9,6 4.8 27,7 3,4 12,1
Wahllichtbildvorlage 8,4 10,5 9,0 8,5 3,8 8,1

192 Davon 65,1 % nach § 170 11 StPO, 27,9 % nach § 154 | StPO und 7,0 % nach § 154 f StPO (N=43).

103 Davon 75,0 % nach 154 11 StPO und jeweils 12,5 % nach § 153 11 StPO und § 47 1 2 JGG (N=8).
Bei den (ibrigen MalRnahmen unterbleibt eine Differenzierung nach St&dten aufgrund der geringen Fallzahl.
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4.4 Weiterer Verlauf: Ausfilterungsprozess wahrend des Strafverfahrens

Bevor im Kapitel 5 die staatsanwaltschaftlichen und gerichtlichen Entscheidungen auf Basis
aller polizeilich aufgeklarten Félle der Gesamtstichprobe differenziert betrachtet werden, wird
ein sogenanntes ,, Trichtermodell“*®, d.h. der Ausfilterungsprozess auf dem Weg von den
polizeilich registrierten Fallen bis zu den Verurteilungen Gberfuhrter Tater/innen, am Beispiel
des Wohnungseinbruchs dargestellt. Dazu werden noch einmal die Daten der Zufallsstichpro-
be (N=2.403) zugrunde gelegt, was den Vorteil hat, dass alle Falle aus dem PKS-Jahr 2010
stammen und die genaue Anzahl der polizeilich registrierten Félle bekannt ist. Somit kann
diese in Beziehung zur Anzahl der Falle mit mindestens einer Verurteilung gesetzt und eine
Verurteilungsquote errechnet werden. Eine Differenzierung nach Stadten bei der detaillierten
Darstellung des Verlaufs des Ermittlungsverfahrens ist aufgrund der geringen Fallzahlen nicht
sinnvoll. Daher wird an einigen Stellen lediglich die Spannbreite berichtet.*®

4.4.1 Tatverdacht

Bei einem Anteil von 15,3 % (N=2.403) der analysierten Falle wurde nach dem polizeilichen
Ermittlungsergebnis mindestens ein/e Tatverdachtige/r namentlich bekannt. Diese Falle gelten
nach den PKS-Richtlinien*” als aufgeklart, unabhangig davon, wie das Strafverfahren weiter-
ging, ob also die als tatverddchtig ermittelte Person im weiteren Verfahren angeklagt und ver-
urteilt wurde oder ob das Verfahren zur Einstellung gelangte. Die Aufklarungsquote unter-
scheidet sich signifikant zwischen den Stadten und reicht von 9,9 % bis 24,8 %. Insgesamt
wurden in den 368 aufgeklarten Verfahren 619 Tatverdachtige’® von der Polizei ermittelt
(vgl. auch Abbildung 49), also pro aufgeklartem Fall durchschnittlich 1,7 Tatverdachtige.
Nachfolgend wird aufgezeigt, wie viele dieser als tatverdéachtig ermittelten Personen (Perso-
nenebene) schlieBlich angeklagt bzw. verurteilt wurden und bei wie vielen das Verfahren mit
einer Einstellung endete.

4.4.2 Entscheidung der Staatsanwaltschaft

Spétestens nachdem die Polizei ihre Ermittlungen fiir abgeschlossen halt, wird die Akte erst-
mals der Staatsanwaltschaft Gibergeben, die im Anschluss die Rechts- und Beweislage bewer-
tet und auf dieser Basis (ggf. nach Durchfuhrung weiterer Ermittlungen) eine abschlieende
Entscheidung (Einstellung oder Fortfihrung des Strafverfahrens) trifft.

In 93,8 % (N=600) der Verfahren folgte die Staatsanwaltschaft der Einschatzung der Polizei
und bewertete das Geschehen ebenfalls als Wohnungseinbruchdiebstahl (8 244 | Nr. 3

1% schwind 2013, S. 60f.
106 Die folgenden Ergebnisse zum Trichtermodell wurden bereits veréffentlicht: DreiRigacker et al. 2015a.

197 Richtlinien fir die Fuhrung der Polizeilichen Kriminalstatistik i.d.F. vom 01.01.2010, BKA Wiesbaden,
S.6.

108 Sofern eine Person in mehreren Féllen als tatverdachtig ermittelt wurde, wurde sie hier mehrfach gezahlt.
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StGB).' In 1,7 % sah sie hingegen keinen und in 4,5 % einen anderen Straftatbestand als
verwirklicht an.'*°

Einstellung des Verfahrens

Bei 80,1 % (N=587) der Tatverdachtigen filhrte das Verfahren zu einer Einstellung.*™* In
81,9 % (N=469) wurde aufgrund eines fehlenden gentigenden Anlasses zur Erhebung der 6f-
fentlichen Klage (§ 170 Il StPO) eingestellt. In 12,8 % sah die Staatsanwaltschaft von einer
Verfolgung ab, weil es sich bei der Tat um eine unwesentliche Nebenstraftat nach § 154 |
StPO handelte. 2,7 % der Einstellungen erfolgten wegen Geringfiigigkeit (§ 153 | StPO),
1,7 % wegen der langeren Abwesenheit des Beschuldigten (§ 154f StPO) sowie 0,9 % wegen
durchgefuhrter oder bereits eingeleiteter erzieherischer MaRnahmen (8 45 Il JGG). Wenn
nach 8 170 Il StPO eingestellt wurde, dann geschah dies fast immer aus tatsédchlichen Grin-
den (95,5 %, N=380) und nur zu 4,5 % aus rechtlichen Griinden.

Fortfihrung des Verfahrens

Bei 19,3 % (N=587) der Tatverdachtigen wurde das Verfahren fortgefiihrt.'*? Dabei erhob die
Staatsanwaltschaft in 94,7 % (N=113) der Félle Anklage und beantragte die Er6ffnung des
Hauptverfahrens. In 5,3 % stellte die Staatsanwaltschaft einen Strafbefehlsantrag (§8 407
StPO) und strebte damit eine Sanktionierung ohne Hauptverfahren an.

4.4.3 Entscheidung des Gerichts

Die Gerichte haben alle beantragten Strafbefehle erlassen. Da die Angeklagten entweder kei-
nen Einspruch einlegten oder aber eingelegte Einspriiche zuricknahmen, erlangten die Straf-
befehle sémtlich Rechtskraft, so dass die Strafverfahren erheblich abgekirzt wurden. Die An-
klagen der Staatsanwaltschaft wurden in 97,1 % (N=103) der Falle (sémtlich unverandert) zur
Hauptverhandlung zugelassen. Nur in drei Féllen geschah dies nicht: Ein Verfahren flihrte zur
Einstellung, weil die Tat als unwesentliche Nebenstraftat eingestuft wurde (8 154 1l StPO). In
einem weiteren Fall wurde die Eréffnung des Hauptverfahrens abgelehnt, weil der Ange-
schuldigte aus tatsachlichen Griinden nicht hinreichend verdéchtig war, und im dritten Fall
verstarb der Angeschuldigte vor der Eroffnung.

82,8 % (N=99) der erstinstanzlichen Verfahren endeten mit einer Verurteilung; 7,1 % fiihrten
zu einem Freispruch und 10,1 % zu einer Einstellung. Eingestellt wurde nach § 153 Il StPO
wegen Geringfligigkeit (40,0 %, N=10), gemal} § 153a Il StPO bei Erflllung von Auflagen

1% Die angegebenen Prozentwerte beziehen sich auf alle ,,giiltigen* Fille, d.h. abziiglich der Fille, in denen

entsprechende Informationen in der Akte fehlten.

10 Darunter fallen vor allem Hausfriedensbruch (§ 123 StGB), Diebstahl (§ 242 StGB), besonders schwerer
Fall des Diebstahls (88 242, 243 StGB) und Sachbeschédigung (8 303 StGB).

Die Stadtunterschiede sind signifikant und liegen zwischen 64,3 % bis 90,6 %.

Die Stadtunterschiede sind signifikant und liegen zwischen 8,7 % bis 35,7 %. Die neben Einstellungen und
Weiterleitungen an das Gericht verbleibenden 0,6 % der Verfahren befanden sich zur Zeit der Aktenanalyse
noch in der Ermittlungsphase. In einem Fall wurde die Strafverfolgung gem. § 154a | StPO auf schwere
Brandstiftung (§ 306a StGB) beschrankt.
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und Weisungen (20,0 %), nach 8§ 154 11 StPO, weil die Tat als unwesentliche Nebenstraftat
eingestuft wurde (20,0 %), sowie gemall 8 47 1 1 Nr.2 JGG wegen bereits durchgefiihrter oder
eingeleiteter erzieherischer MalRnahmen (20,0 %).

Nach der erstinstanzlichen Verurteilung wurde in 7,3 % (N=82) Berufung durch den Ange-
klagten eingelegt. Dieses Rechtsmittel war in zwei Féllen erfolgreich und endete mit einem
Freispruch durch das Berufungsgericht. In einem Fall wurde das urspringlich wegen Woh-
nungseinbruchdiebstahls ergangene Urteil aufgehoben und der Angeklagte stattdessen wegen
besonders schweren Fall des Diebstahls (8§ 242, 243 StGB) verurteilt. Alle anderen Berufun-
gen wurden als unzul&ssig oder als unbegriindet verworfen.

Insgesamt ergingen 82,4 % (N=80) aller rechtskréaftig gewordenen Urteile (auch) wegen
Wohnungseinbruchdiebstahls™*; in den restlichen 17,6 % kam es vor allem wegen Hausfrie-
densbruchs, Diebstahls, besonders schweren Fall des Diebstahls und Sachbeschadigung zur

Verurteilung der Angeklagten.

4.4.4 Verurteilungsquote

Zusammengenommen wurden 86 der urspringlich 619 Tatverdachtigen rechtskréftig verur-
teilt oder mittels Strafbefehl (der nach § 410 111 StPO einer Verurteilung gleichsteht) sanktio-
niert. Hinter diesen Verurteilungen stehen tatsachlich jedoch nur 80 Personen bzw. 62 der
polizeilich registrierten Félle des Wohnungseinbruchdiebstahls. Die Personenzahl ist Kleiner,
da sechs Tater/innen fiir jeweils zwei Falle in eigenstandigen Strafverfahren sanktioniert wur-
den. Die Fallzahl ist kleiner, weil in 17 Féllen zwei bis vier Tater/innen fur ein und dieselbe
gemeinschaftlich veriibte Tat zur Verantwortung gezogen wurden.

Im Ergebnis zeigt sich somit Folgendes: Bezogen auf die 368 aufgeklérten Falle entsprechen
62 Falle mit mindestens einer Verurteilung einer Quote von 16,9 %. Im Hinblick auf die
2.403 analysierten Falle ergibt sich eine Verurteilungsquote von 2,6 %."** Auch wenn der
Vergleich dieser Verurteilungsquote zwischen den teilnehmenden Stadten aufgrund der ge-
ringen Fallzahl am Ende des Trichters mit groer Vorsicht zu interpretieren ist, kann er als
Hinweis daflr gelten, dass sich die signifikanten Unterschiede bei den Aufklarungsquoten
weitgehend einebnen. Denn die Verurteilungsquote, d.h. der Anteil der polizeilich registrier-
ten Félle des Wohnungseinbruchdiebstahls mit mindestens einer rechtskraftigen Verurtei-
lung/Strafbefehl, unterscheidet sich zwischen den Stadten nicht mehr signifikant und reicht
von 1,5 % bis 3,6 %."°

3 Bei der Strafverfolgungsstatistik wird im Falle der Verurteilung von Personen, ,die in Tateinheit (§ 52

StGB) oder Tatmehrheit (§ 53 StGB) mehrere Strafvorschriften verletzt haben®, nur ,,der Straftatbestand
statistisch erfasst, der nach dem Gesetz mit der schwersten Strafe bedroht ist* (Quelle: Statistisches Bun-
desamt, Fachserie 10, Reihe 3, 2013, S. 13). Hier wurden hingegen auch Urteile berticksichtigt, bei denen
der Wohnungseinbruch nicht als schwerstes Delikt in eine Gesamtstrafe einging.

Damit wird auch das Ergebnis der Ruhrgebiets-Untersuchung von Kawelovski 2012b, S. 137 untermauert.
Er ermittelte eine Verurteilungsquote von 2% (siehe Abschnitt 2, S. 19).

Die im Vorfeld der Aktenanalyse auf Basis der Kriminalstatistiken berechneten Verurteilungsquoten (vgl.
Bartsch et al. 2014, S. 485) sind den durch die Aktenanalyse ermittelten weitgehend &hnlich. Zumindest
beim Wohnungseinbruchdiebstahl scheint daher diese Berechnung recht zuverl&ssig zu sein.
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Wohnungseinbruchdiebstahl (Zufallsstichprobe)

m

Trichtermodell be

Abbildung 49

(z=N) (z=N) (7=N) (z=N) (z=N) m (z9=N) :
(901 v §) (Od3S 11 e€EST §) (Od¥S 11 €ST §) (Od¥S 11 #ST §) ypLeBsBuNNIag ! ETELTERS !
uswyeuge|n ‘yaizia uagunsiap\ ‘n ny HIEN] Ua)eRIISUSGIN ’ I /3unjiBunIaA Jauls !
yaunp yonudsiaig i i
Sunuynjyaang anz UoA Sun|iny3 19q -818n48uueo usBam uaydlpuasamun 3¢ | SUSISAPUIW HW 3|84
1 _ t t $ q ] PO
. 1
: (98=N)
T=N H
w%_,q ‘_wn (01=N) (£=N) HEEN 3a|yay
un)@1suig yanudsiaig -agjens /uasun|i=y
ur aqeduy spuajydy -InJa/ a81yeaysiydal
* + Iy * .-.- A
_ (e=N) - : -
(r=N) so8115U0S (00T=N) : (9=N)
APy Jap /8unuyo13 Jap Bunu suaJyepanrdney IFEJELTERRS :
ul aqeSuy apua|yay a1y /BunPIsuI3 sap Sunuyi3 H J9814e1451Yd3) H
F 0 (£0T=N) f (9=N) F :
(odis10LT8) (Odis Lov §)
8ungaysaadepjuy Sesjues|yajaqienis
f f
(1=N) (r=N) (8=N) (€1=N) (09=N) (v8€=N) H
Yy Jop (99r1157 8) (0d1S 4 ST §) (Od1S1€ST §) (0diS1¥ST §) (Od1s 110LT §) H
Ul 5geSUY 5DUSIUS uswiyeusjelp "yaizud 1dYuasamay U9y U93e1RIISUCIN sasse|uy uapuasnual H
! 9qesuy apuslysy Sunuynyyaung anz J9198ue| ua8am -818ny8ulien usadam uaydljauasamun g S9UI9 Su3|ya4 usSam ( ) H
: ETT =N :
t t t t t i} sualyepan
_ sap Suniynjiod
(ze=N) (0L5=N) (=N) (1=N) .
EINVAETS) Sun mwmc_m_ uasso|yasasqe yalu Sun3sjopianjens
ul agesuy apuajyay I : yoou uagunjpuwiil J3p Sunyjuelyosag :
[ ) ) [ : (619=N) a8nyoep
H BEVSIRCHERIIE]
¥
N N o S _
sus uepjasdine m m mﬁmwm =N) m
auauosIad oI varIpY | 1HEPRBINE UBIUIIYINY:
o aoiag i -Sidgewss |
! -S)d yewas ! ! '
| ousgales | t $
e “ . | S _
(€ov'z =N)

73



4.5 Einflussfaktoren fur einen Ermittlungserfolg

In 15,5 % der Félle der Zufallsstichprobe (N=2.403) wurde mindestens ein/e Tatverdéachtige/r
ermittelt. In diesen Féllen wurde meistens (58,3 %; N=367) ein/e einzige/r Tatverdachtige/r
gefunden. In einem Viertel der Falle (24,0 %) waren es zwei Tatverdéchtige und zu 12,5 %
handelte es sich um drei Personen. Selten wurden vier (2,5 %), funf (1,6 %) oder sechs
(1,1 %) Tatverdachtige pro Fall ermittelt.

Die Spannbreite der Anteile der Félle mit polizeilich ermittelten Tatverdachtigen in den ein-
zelnen Stadten reicht von 9,9 % bis 24,8 % (N=2.403). Signifikante Unterschiede zeigen sich
auch in Bezug auf das Tatstadium: So wurden 17,2 % (N=2.373) der vollendeten Taten auf-
geklart, wobei dies flr nur 12,4 % der Versuche gilt.

Fur die Identifizierung von fallspezifischen Faktoren, die einen polizeilichen Ermittlungser-
folg, d.h. die Ermittlung mindestens eines/einer Tatverdachtigen flir den registrierten Fall,
beglinstigen bzw. erschweren, werden nun auf Basis der Zufallsstichprobe (N=2.403) binar-
logistische Regressionen berechnet (Tabelle 20). Die binér codierte abhéngige Variable poli-
zeiliche Aufklarung unterscheidet in den Modellen 0 bis 2 zwischen Féllen, in denen mindes-
tens ein/e Tatverdachtige/r gefunden werden konnte, und Féllen, in denen kein/e Tatverdach-
tige/r ermittelt wurde.

Unter Modell 0 finden sich die Effektkoeffizienten von bivariaten Regressionen. Der Ver-
gleich mit den entsprechenden Effektkoeffizienten in Modell 2 macht es mdéglich, zu erken-
nen, welche Effekte sich als unabhangig erweisen und welche unter der Kontrolle der anderen
Variablen verschwinden.'® Positiv, d.h. den Ermittlungserfolg férdernd, wirkten sich in die-
sem Schritt (Modell 0) die meisten Variablen aus. Lediglich die Aufnahme von Faser- und
Werkzeug- und Sonstigen Spuren,*’ die Anwesenheit des Kriminaldauerdienstes oder der
Spurensicherung am Tatort, die Durchflihrung einer Sachfahndung sowie die Erhebung von
Verkehrsdaten blieben ohne statistisch relevanten Einfluss. Wenn Geschéadigte wahrend der
Tat anwesend waren, die Tater/innen aber dennoch nicht bemerkt wurden, wirkte es sich ne-
gativ auf den Ermittlungserfolg aus. Bereits in Modell 0 ist ein regionaler Effekt zu erkennen,
insofern in den Stadten 2 und 3 im Vergleich zu Stadt 1 die Chance héher ausfiel, dass die
Polizei einen Tatverdachtigen ermittelte.

Im Modell 1 gehen mehrere Variablen gleichzeitig in die Berechnung ein. In diesem soll ins-
besondere untersucht werden, ob es allgemein etwas brachte, wenn Betroffene wahrend der
Tat anwesend waren, Spuren gefunden wurden, es Anzeichen fur einen Zusammenhang mit
anderen Einbriuchen gab und hdufiger bestimmte Zwangs- bzw. Ermittlungsmafnahmen nach
der StPO™® durchgefiihrt wurden. Die Ergebnisse dieser Analyse sind Tabelle 20 zu entneh-

16 Zeigt sich ein signifikanter Effekt einer Variable in Modell 0 aber nicht mehr im Modell 2, ist dennoch

davon auszugehen, dass die Variable im Zusammenspiel mit anderen durchaus einen Einfluss auf die ab-
hangige Variable entfalten kann.

Unter sonstigen Spuren fallen vor allem zuriickgelassene Gegenstande, Handschuhspuren, Ohrabdriicke
oder Lackspuren.

18 Sjehe dazu Abschnitt 4.1.7.
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men™®: Die Chance der Ermittlung eines Tatverdachtigen erhéhte sich um etwa das Achtfa-
che, wenn Zeugen vernommen wurden, und um das Flinffache, wenn es Videoaufzeichnungen
einer Uberwachungskamera gab. Daneben wirkte es sich begtinstigend fiir die Ermittlung von
Tatverdachtigen aus, wenn Zusammenhange zu anderen Einbriichen hergestellt werden konn-
ten. Spurenfunde, das Tatstadium und die Gebadudeart hatten keinen statistisch relevanten
Einfluss, ebenso wenig Durchfiihrung einer Sachfahndung und die Prasenz der Spurensiche-
rung bzw. des KDD am Tatort. Der regionale Effekt, dass in den Stadten 2 und 3 die Chance
eine tatverdachtige Person zu ermitteln signifikant hoher ausfiel als in Stadt 1, bestatigt sich
auch im Modell 1 und erweist sich als unabhéngig von den anderen Einflussgréfien innerhalb
des Modells, kann also mit diesen nicht erklart werden.

Differenziertere Ergebnisse finden sich nach der Einfuhrung weiterer Variablen im Modell 2.
Bei den Spuren zeigt sich ein einziger signifikanter Effekt bei den DNA-Spuren. Der bivariate
Effekt der Fingerabdruckspuren im Modell 0 verschwindet. D.h., wenn lediglich Fingerab-
druckspuren gefunden wurden, erhohte sich die Chance eines Ermittlungserfolges nicht signi-
fikant. Dennoch kdnnen diese zusammen mit anderen Spuren einen Beitrag zur Aufklarung
leisten. Wenn ein Zusammenhang der Tat mit anderen Einbriichen Uber die Begehungsweise
der Téter/innen, das Stehlgut, bestimmte Spuren oder andere Griinde*? erkannt wurde, wirkte
es sich positiv auf den Ermittlungserfolg aus. Wurde dieser Zusammenhang allein tber Tator-
te oder Tatzeiten hergestellt, hatte es hingegen keinen relevanten Einfluss auf die Ermittlung
eines Tatverdachtigen.

Hinsichtlich der durchgefiihrten ErmittlungsmaRnahmen der Polizei ist erkennbar, dass haupt-
sachlich Sicherstellungen/Beschlagnahmen nach 8 94 StPO und Durchsuchungen bei anderen
Personen als dem spéteren Tatverdachtigen nach 8 103 StPO signifikant hdufiger zum Ermitt-
lungserfolg fuhrten. Die signifikanten bivariaten Effekte der molekulargenetischen Untersu-
chung an Spurenmaterial (8 81e I, Il) sowie des Fingerabdruckabgleichs sind im Modell 2
nicht mehr erkennbar, fuhrten also allenfalls zusammen mit anderen Malinahmen oder Um-
stdnden h&ufiger zum Tatverddchtigen als in den Fallen, in denen diese MaRRnahmen nicht
durchgefihrt wurden.

119 Bei den berichteten signifikanten Effektkoeffizienten (Exp( 8)) in Modell 1 und 2 handelt es sich um parti-

elle, d.h. eigenstandige, Effekte. Diese kommen unter gleichzeitigem Einbezug aller aufgefiihrten Variablen
zustande und sind von den anderen Effektgrofien unabhéngig. Nach Urban und Mayerl (2011, S. 341f.) las-
sen sie sich als Erhdhung (Exp( 8)>1) bzw. Verringerung (Exp( 3)<1) der Chance zur Ermittlung eines

Tatverdachtigen nach einem Wohnungseinbruch interpretieren.

20 Hinter ,,andere Griinde fiir den Zusammenhang* verbergen sich insbesondere Aussagen von Zeugen sowie

(verwandtschaftliche) Beziehungen zwischen Betroffenen verschiedener Félle.
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Tabelle 20: Binar-logistische Regression zur Ermittlung mindestens eines/einer (spater verurteilten) Tatverdachtigen

Abhéngige Variable:
Ermittlung eines/r Tatverdéchtigen (Modell 0 — 2) Modell 0 Modell 1 Modell 2 Modell 3
Ermittlung eines/r spater verurteilten Taters/in (Modell 3)
Stadt 1 Referenz Referenz Referenz Referenz
Stadt 2 1.641 * 5.264 *** 5.710 *** 2.857
Stadt 3 3.003 *** 3.279 *** 3.371 *** .597
Stadt 4 1.452 1.308 1.174 911
Stadt 5 1.387 1.131 1.590 .519
Vollendung (Referenz: Versuch) 1.477 ** .995 .891 .795
Mehrfamilienhaus Referenz Referenz Referenz Referenz
Einfamilienhaus 1.040 .944 .943 .804
Zweifamilienhaus .684 .679 .648 .708
Sonstige Wohnung 1.551 1.027 1.402
Anwesenheit von Betroffenen 978
(Referenz: Abwesenheit wahrend der Tat) )
mit Bemerken der Tat 2.051 *** 1.602 1.835
ohne Bemerken der Tat 555 * .335 **
Spuren gefunden 1276
(Referenz: keine Spuren gefunden) )
Fingerabdruckspuren 1.602 *** 1.375 4.159 ***
Schuhspuren 1.218 1.132 1.993
DNA-Spuren 2.386 *** 3.085 *** 4.502 **
Faserspuren 575 .342
Werkzeugspuren .826 772 .636
Sonstige Spuren 1.218 877 .826
Zeuge(n) vernommen 3216 *** 8038 ***  9274%**| 2170
(Referenz: keine Zeugen vernommen)
Vldeoaufzelchnung einer Ub_enNachungskamera 3.535 *x* 5 269 *** 5 690 *** 6.070 **
(Referenz: keine Videoaufzeichnung)
Spurensicherung oder KDD am Tatort
(Referenz: Spurensicherung/KDD nicht am Tatort) 811 179 808 506
Anzeichen fiir Zusammenhang zu anderen Einbriichen 5.89] *x*
(Referenz: kein Zusammenhang) )
Begehungsweise (Modus Operandi) 4,578 *** 4.468 *** 1.228
Stehlgut 15.591 *** 6.536 *** 6.791 **
bestimmte Spur 2.817 *** 2.488 * .613
Tatort 2.921 *** 1.464 1.449
Tatzeit 3.120 *** 1.105 1.602
anderer Grund 7.545 *** 10.075 *** 5.057 *
Sachfahndung durchgefiihrt
(Referenz: keine Sachfahndung) 1.092 1.106 1116 949
MaRnahmen der StPO zur Ermittlung 1.997 *xx
(Referenz: keine Manahmen) '
Erhebung von Verkehrsdaten 1.488 .617 1.105
molekulargenetische Untersuchung 2.708 *** 1.655 491
Sicherstellung/Beschlagnahme 3.528 *** 1.934 * 3.793 **
Durchsuchung bei anderen Personen als dem TV 13.046 *** 7.945 * 6.232
Fingerabdruckabgleich 2.446 *** 1.618 .846
N 1897 1897 1893
Nagelkerkes R2 242 297 .270

Signifikanzniveau: * p<.05, ** p<.01, *** p<.001
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Die dargestellten Variablen mit signifikanten Effektkoeffizienten beeinflussten den polizeili-
chen Ermittlungserfolg, d.h. die Ermittlung mindestens eines Tatverdachtigen, unabhangig
davon, ob sich der Tatverdacht im Verlauf des weiteren Strafverfahrens bestatigte und der
Fall mit einer Verurteilung endete oder nicht.

Im Modell 3 wird daher die abhéngige Variable verandert. Es werden nicht mehr Falle mit
oder ohne Tatverdachtige verglichen, sondern es wird danach unterschieden, ob die Polizei
mindestens eine tatverdachtige Person ermittelte, die spater auch als Tater/in verurteilt wur-
de?! oder nicht. Die unabhangigen Variablen bleiben bestehen.'?? Der Vergleich der Modelle
2 und 3 macht es im Anschluss maglich, EinflussgroRen zu identifizieren, die einerseits effek-
tiv hinsichtlich der statistischen Aufklarung gemaR PKS-Richtlinien waren und andererseits
auch bei der beweiskraftigen Uberfiinrung der Tater/innen eine eigenstandige Rolle spielten.

Die Ergebnisse sind vor dem Hintergrund folgender Limitationen zu betrachten: Félle, in de-
nen moglicherweise zwar genugend beweiskraftiges Material fur die Verurteilung mindestens
eines/r Tatverdachtigen vorgelegen haben mag, deren Verfahren dann aber gleichwohl nach
MaRgabe der vom Gesetzgeber vorgegebenen Wertungen (z.B.: 88 153, 153a 154 StPO) von
Staatsanwaltschaft oder Gericht eingestellt wurden (Einstellungen aus Opportunitatsgriinden),
wurden zur Vergleichsgruppe der Félle gezahlt, in denen es zu keiner/m Verurtei-
lung/Strafbefehl kam. Daneben bleibt bei den Fallen, in denen mindestens ein/e Tatverdachti-
ge/r angeklagt wurde, unberticksichtigt, welche Beweise das Gericht letztendlich zur Urteils-
findung heranzog. So kdnnten bspw. Zeugen, die im Ermittlungsverfahren ausgesagt haben,
im Hauptverfahren nicht gehért worden und damit irrelevant geblieben sein.

Mit diesem Hinweis zeigt sich, dass Finger- und DNA-Spuren unabhangig von anderen Spu-
ren die Chance daflr erhéhten, mindestens eine/n spater verurteilte/n Tatverdéchtige/n be-
weiskréftig zu ermitteln. Die hergestellten Zusammenhénge zu anderen Einbriichen wirkten
sich nur eigenstandig aus, wenn sie (iber das Stehlgut**® oder andere Griinde'®* aufgezeigt
wurden. Wurde der Zusammenhang hingegen allein durch Gemeinsamkeiten bei der Bege-
hungsweise oder bestimmte Spuren hergestellt, erh6hte dies zwar die Chance zur Ermittlung
einer vorldufig tatverdachtigen Person, aber eben nicht die Chance zur Ermittlung eines/einer
spater verurteilten Téaters/in.

Bei den ErmittlungsmalRnahmen der StPO spielte allein die Sicherstellungen/ Beschlagnah-
men nach 8 94 StPO eine eigenstandige Rolle bei der Erhéhung der Chance, die — spéter ver-
urteilten — Tater/innen zu ermitteln. Daneben wirkte es sich durchgehend positiv aus, wenn
Videoaufzeichnungen einer Uberwachungskamera vorhanden waren.

121 Zu den Fallen mit Verurteilten zahlen solche, in denen in Folge des Wohnungseinbruchs mindestens eine

Person ermittelt werden konnte, die daraufhin rechtskréftig verurteilt wurde oder einen rechtskréftigen
Strafbefehl erhielt.

Aufgrund fehlender Varianz konnten die Variablen Sonstige Wohnung, Anwesenheit von Betroffenen ohne
Bemerken der Tat und Faserspuren nicht in das Modell 3 aufgenommen werden.

Darunter fallen Zusammenhange aufgrund von Gemeinsamkeiten bei der Art der entwendeten Gegenstande
als auch aufgrund von zusammen aufgefundenem Stehlgut verschiedener Taten.

Dazu zahlen insbesondere Zeugenaussagen, Beziehungen zwischen verschiedenen Geschédigten bzw. zu
den Tatern/innen

122
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Der in den Modell 0, 1 und 2 erkennbare regionale Unterschied ist im Modell 3 statistisch
nicht mehr bedeutsam. Wahrend die Chance der polizeilichen Aufklarung in den Stadten 2
und 3 noch signifikant héher ausfiel als in Stadt 1, unterscheiden sich die Stadte hinsichtlich
der Ermittlung eines/r spéater verurteilten Téaters/in nicht. Der relativ grofRe, aber statistisch
nicht relevante Effekt von Stadt 2 deutet zumindest darauf hin, dass hier unabhangig von den
anderen Modellvariablen tendenziell mehr Falle mit mindestens einer rechtskréftigen Verur-
teilung endeten als in anderen Stadten. Die polizeiliche Aufklarungsquote von Stadt 3 scheint
hingegen weniger auf hinreichend beweiskraftigen Ermittlungsergebnissen beruht zu haben.

Alles in allem ist zu erkennen, dass sich der Polizei beim Wohnungseinbruch nur wenige Ein-
flussmoglichkeiten bieten, die Quote der Tatverdachtigen und spéter verurteilten Tater/innen
selbst zu erhohen. Sie ist bei diesem kontaktarmen Delikt weitgehend von der Spurenlage,
dem Vorhandensein von relevanten Zeugen, Videoaufzeichnungen, mehr oder weniger zufal-
ligen Stehlgutfunden u.&. abhdngig. Dennoch kdnnte insbesondere die Suche nach und Aus-
wertung von DNA-Spuren intensiviert werden. Zum einen zeigten sich zwischen den Stadten
signifikante Unterschiede hinsichtlich des Anteils gesicherter DNA-Spuren*? und zum ande-
ren ging von dieser Spurenart der groRte eigenstandige Einfluss fiir die Ermittlung eines/einer
spater verurteilten Téaters/in aus. Demgegenuber war das Begrinden eines Tatverdachts tber
die bloRe Herstellung von Zusammenhangen zwischen verschiedenen Fallen zwar teilweise
geeignet, die polizeiliche Aufklarungsquote zu steigern, zu einer Erhéhung der Verurteilungs-
quote fihrte ein solches Vorgehen — wenn nicht andere Indizien/Beweise hinzukamen — aber
nicht. Auch hinsichtlich durchgefiihrter Zeugenvernehmungen zeigen sich eigenstandige Ef-
fekte in den Modellen 0 bis 2 aber nicht im Modell 3. Auch hier waren Zeugenaussagen allein
entscheidend fur die Ermittlung von Tatverdachtigen, fiihrten aber allenfalls zusammen mit
anderen Indizien/Beweisen zur Verurteilung mindestens eines/einer Téaters/in.

125 Sjehe Abbildung 25, S. 43.
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5 Entscheidungen von Staatsanwaltschaften und Gerichten

Die zweite zentrale Fragestellung betrifft die Entscheidungspraxen von Staatsanwaltschaften
und Gerichten: Wie erkléren sich die Vielzahl der Einstellungen von als aufgeklart geltenden
Fallen und die geringe Verurteilungsquote? Dazu wird im Folgenden der Verlauf des Straf-
verfahrens nach Abgabe der Polizei an die Staatsanwaltschaft bis zur Beendigung durch ndm-
liche Behorde oder durch ein Gericht regional vergleichend dargestellt. Zur anschlieRenden
Identifizierung von Faktoren, die dafiir ausschlaggebend sind, dass ein eingeleitetes Strafver-
fahren auch mit einer Verurteilung eines/einer Téaters/in endet, werden Strafverfahren von
Personen mit einer rechtskraftigen Verurteilung/einem rechtskraftigen Strafbefehl und solche
mit einem anderen Ausgang mit Hilfe multivariater Regressionsmodelle verglichen.

5.1 Staatsanwaltschaftliche Entscheidungen

Um fir die folgende Analyse des Strafverfahrens geniigend Falle auswerten zu kdénnen, wer-
den die Strafverfahrensdaten der Gesamtstichprobe (Personenebene) genutzt. Auch wenn die
Berechnung einer stadtspezifischen Verurteilungsquote auf Basis aller polizeilich registrierten
Félle aufgrund der Stichprobenziehung nicht moglich ist, konnen die Entscheidungspraxen
der Staatsanwaltschaften und Gerichte der einzelnen Stadte miteinander verglichen werden.
Da das Fallaufkommen und die Aufklarungsquote in den teilnehmenden Stédten sehr unter-
schiedlich waren, mussten — wie bereits unter Punkt 3.1 dargestellt — neben Fallen aus dem
PKS-Jahr 2010 in der Regel auch Falle vorausgehender Jahre hinzugenommen werden.*?®

5.1.1 Einstellung des Verfahrens

Nachdem die Polizei einen als aufgeklart geltenden Fall an die Staatsanwaltschaft nach Ab-
schluss der Ermittlungen abgegeben hat, befindet diese Uber die Fortfuhrung oder die Einstel-
lung der Verfahren gegen die Tatverdichtigen. Uber zwei Drittel (69,3 %, N=2.303) der Ver-
fahren wurden von der Staatsanwaltschaft eingestellt.**” Dabei ergeben sich signifikante Un-
terschiede zwischen den Stadten. Wéhrend in Stadt 3 vier Fiinftel (80,4 %) der Verfahren ein-
gestellt wurden, waren es in Stadt 4 nur knapp drei Funftel (57,7 %, Abbildung 50).

Bei den Einstellungsgriinden dominierten die Einstellungen wegen Fehlens eines geniigenden
Anlasses zur Erhebung der 6ffentlichen Klage (§ 170 Il StPO) mit einem Anteil von 74,9 %
(N=1.592). Auch hierbei zeigen sich deutliche Stadtunterschiede. In Stadt 2 war der Anteil
der Verfahren gegen Tatverdéchtige, die nach 8 170 Il StPO eingestellt wurden, mit 58,7 %
am geringsten und in Stadt 4 mit 80,4 % am groften. Gleichzeitig wurden in Stadt 2 anteil-
maRig mehr Verfahren eingestellt, weil es sich nach Einschatzung der Staatsanwaltschaft bei

126 | einer Stadt reichten die Falle des PKS-Jahres 2010 bereits aus, in einer anderen Stadt mussten daftr Falle

der PKS-Jahre 2010 bis 2005 einbezogen werden. Unter der Annahme, dass sich insbesondere bei letzterer
in diesem Zeitraum keine gravierenden Verénderungen in der Praxis der Staatsanwaltschaft und Gerichte
ergeben haben, ist der Vergleich dennoch vertretbar.

127 Zu einem &hnlichen Ergebnis kommt auch Délling 1987, S. 183 (siehe Abschnitt 2).
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der Tat um eine unwesentliche Nebenstraftat nach § 154 1 StPO handelte (26,9 %). Die Ein-
stellung wegen Geringfugigkeit nach § 153 | StPO spielte ebenfalls in Stadt 2 die grofite Rolle
(8,1 %), die vorlaufige Einstellung wegen der langeren Abwesenheit des Beschuldigten
(8 154 f StPO) mit 3,2 % in Stadt 3 (Abbildung 51).

Abbildung 50: Entscheidung der Staatsanwaltschaft nach Abschluss der polizeilichen Ermittlung (in %; fett: Unter-
schiede signifikant bei p<.05)
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Abbildung 51: Verfahrenseinstellungen der Staatsanwaltschaft nach haufigen Einstellungsgriinden (in %; fett: Unter-
schiede signifikant bei p<.05)
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Wenn nach § 170 Il StPO eingestellt wurde, geschah dies weit Gberwiegend aus tatséchlichen
Grinden (93,0 %, N=1.190), weil die Beschuldigten nicht hinreichend verdachtig waren.
7,0 % der Einstellungen nach 8 170 Il StPO erfolgten aus rechtlichen Griinden: Davon war in
26,4 % der Falle der in Betracht kommende Straftatbestand (N=72) objektiv oder subjektiv
nicht erflllt, in 4,2 % lag ein Rechtfertigungsgrund vor, in 40,3 % gab es einen Schuldaus-
schlieungsgrund — etwa die noch nicht gegebene Strafmindigkeit (8 19 StGB) — und in
25,0 % fihrte ein nicht behebbares Verfahrenshindernis zur Einstellung.
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5.1.2 Fortfihrung des Verfahrens

Kaum Unterschiede gab es bei der Art der Fortfihrung des Verfahrens: In 93,6 % (N=692)
wurde durch die Staatsanwaltschaft Anklage erhoben, 3,6 % flihrten zu einem Strafbefehlsan-
trag, 2,6 % zur Beantragung eines vereinfachten Jugendverfahrens (8§ 76 ff. JGG) und in ei-
nem Verfahren (0,1 %) kam es zur Antragstellung im beschleunigten Verfahren (8§ 417 ff.
StPO). Die Unterschiede zwischen den Stadten sind zwar signifikant, aber relativ gering. In
jeder Stadt liefen tber 90,0 % der Verfahren auf eine Anklageerhebung hinaus. Daneben ver-
suchte die Staatsanwaltschaft in Stadt 2 mit 7,5 % der Félle am haufigsten, das Verfahren mit
einem Strafbefehl zu beenden. In Stadt 4 stellte die Staatsanwaltschaft hingegen vermehrt
Antrége auf ein vereinfachtes Jugendverfahren (7,7 %).

5.2 Gerichtliche Entscheidungen

Im Folgenden sollen Umstédnde und Ergebnisse der gerichtlichen Entscheidungen naher be-
leuchtet werden. Daflr wird die Gesamtstichprobe auf Personenebene herangezogen. Die fol-
genden Angaben beziehen sich zunédchst auf 692 (30,0 %, N=2.303) ermittelte Tatverdachti-
ge, bei denen die Staatsanwaltschaft die Entscheidung traf, das Verfahren fortzusetzen. Dabei
erhob sie in der Mehrheit von 93,6 % (N=692) Anklage nach § 170 | StPO. Ein Strafbefehls-
antrag wurde in 3,6 % der Falle gestellt und im Ubrigen beantragte die Staatsanwaltschaft die
Durchfiihrung eines vereinfachten Jugendverfahrens (2,6 %) bzw. eines beschleunigten Ver-
fahrens (0,1 %).

In allen Stadten flhrten tber 90,0 % der Anklageerhebungen zur Eréffnung des Hauptverfah-
rens durch das Gericht.'?® Dabei variierte die gerichtliche Entscheidung tiber dessen Ausgang.
Signifikant wurde der Unterschied aber lediglich hinsichtlich der Einstellungen: In Stadt 2
stellte das Gericht in knapp einem Viertel aller Hauptverfahren das Verfahren ein und ein
vergleichsweise geringer Anteil von 75,2 % flhrte zu einer Verurteilung. Hingegen endeten in
Stadt 4 lediglich 8,2 % der Hauptverfahren mit einer Einstellung und 85,4 % mit einer Verur-
teilung (Abbildung 52).

Dabei sind die Grinde fiir eine gerichtliche Einstellung nach Er6ffnung des Hauptverfahrens
zu beachten. Ein GroBteil dieser Einstellungen wurde damit begriindet, dass es sich bei der
Tat um eine unwesentliche Nebenstraftat (8 154 1l StPO) handele (45,2 %; N=73). Wegen
Geringflgigkeit (8 153 Il StPO) erfolgten 13,7 % der Einstellungen und bei Erfillung von
Auflagen und Weisungen (§ 153a 1l StPO) 11,0 %. Im Ubrigen wurde nach § 47 | 1 JGG
(23,3 %)™ und nach § 47 1 2 JGG (6,8 %) eingestellt.

128 Eingerechnet sind die Antrage im beschleunigten Verfahren oder vereinfachten Jugendverfahren. Die (ibri-

gen Anklagen, die nicht zur Eréffnung eines Hauptverfahrens fiihrten, wurden insbesondere zur Durchfiih-
rung/Einleitung erzieherischer MalRnahmen (8 47 | 1 Nr. 2 i.V.m. § 45 |1l JGG) oder als unwesentliche Ne-
benstraftat (§ 154 Il StPO) eingestellt.

129 Davon wurden wiederum 12,5 % mit Geringftigigkeit (§ 47 | 1 Nr. 1 JGG i.V.m. § 153 StPO), 81,3 % mit
der Durchfuhrung/Einleitung erzieherischer MalRnahmen (§ 47 1 1 Nr. 2i.V.m. § 45 1l JGG) und 6,3 % mit
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Strafbefehle spielten im Rahmen des Hauptverfahrens allgemein kaum eine Rolle; in Stadt 2
endete mit 1,0 % der grofte Anteil mit einem Strafbefehl. Auf einen Freispruch liefen in
Stadt 3 (8,9 %) und 5 (7,9 %) relativ viele Verfahren hinaus. Zwischen 75,2 % (Stadt 2) und
85,4 % (Stadt 4) der eroffneten Hauptverfahren fiihrten zu einer Verurteilung. Lediglich in
zwei Fallen wurde das Urteil in der Berufungsinstanz aufgehoben und der Angeklagte freige-
sprochen.

Abbildung 52: Erstinstanzliche Entscheidung des Gerichts im Hauptverfahren (in %o; fett: Unterschiede signifikant

bei p<.05)
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Hinter der Anzahl an Verurteilungen und Strafbefehlen stehen, wie bereits dargestellt, in der
Regel weniger Einbruchsfalle. Unter Berlicksichtigung von Gemeinschaftstatern/innen und
bezogen auf die Anzahl der aufgeklarten Falle der Gesamtstichprobe endeten 23,5 % mit
mindestens einer rechtskraftigen Verurteilung bzw. mit einem rechtskraftigen Strafbefehl.
Diese Quote variiert signifikant zwischen 13,7 % in Stadt 3 und 31,9 % in Stadt 4 (Abbildung
53).

Abbildung 53: Verurteilungsquote auf Basis polizeilich aufgeklarter Falle (in %; fett: Unterschiede signifikant bei
p<.05)
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13,7

der Entbehrlichkeit einer Entscheidung durch Urteil angesichts eines Gestandnisses und der gleichzeitigen
Anordnung von MaRnahmen (8 47 1 1 Nr. 3i.V.m. § 45 11l 1 JGG) begriindet.
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Zu bedenken ist allerdings, dass den aufgeklarten Fallen unterschiedlich viele registrierte Fal-
le zugrunde liegen. Anhand der Zufallsstichprobe konnte bereits gezeigt werden, dass sich die
Verurteilungsquoten auf Basis registrierter Falle nicht signifikant divergieren (1,5 % bis
3,6 %), wahrend es bei den Aufklarungsquoten bedeutsame Unterschiede gibt (9,9 % bis
24,8 %). Daneben ergab sich im Vergleich zweier Regressionsmodelle, dass die Chance der
Ermittlung eines Tatverdéachtigen insbesondere in Stadt 3 signifikant hoher ausfiel als in der
Referenzstadt 1. Regionale Unterschiede hinsichtlich der Ermittlung spater verurteilter Té&-
ter/innen gab es unter Kontrolle der anderen unabhéngigen Variablen hingegen nicht.**

5.2.1 Beweismittel

Bei den rechtskraftig verurteilten Personen™! stiitzte das Gericht nach den Urteilsgriinden

seine Entscheidung Uberwiegend auf die gestandige Einlassung des Angeklagten (84,1 %,
N=473). Auch Zeugenaussagen waren haufig entscheidungserheblich (24,9 %). Seltener kam
es auf Spuren (10,6 %)™*? oder Sachverstandigengutachten (7,0 %)™ an (Abbildung 54). Zu
den sonstigen relevanten Beweismitteln (7,2 %) zahlten vor allem Einlassungen von Mitange-
klagten. Eine &hnliche Reihenfolge findet sich in allen Stadten wieder, wobei es folgende sig-
nifikante Unterschiede gibt: So war der Anteil der gestdndigen Einlassungen von Angeklagten
als entscheidungserhebliches Beweismittel in Stadt 2 am geringsten (70,7 %) und in Stadt 4
mit 92,2 % am grofiten. Zeugenaussagen spielten hingegen in Stadt 2 die gréRte Rolle
(38,7 %) und in Stadt 3 die geringste (13,0 %). Stadt 3 féallt daneben mit einem sehr geringen
Anteil entscheidungserheblicher Spuren auf (1,3 %), in Stadt 5 ist dieser am groBten (16,5 %).
Sachverstandigengutachten waren vermehrt in Stadt 4 (10,9 %) und Stadt 2 (9,3 %) entschei-
dungserheblich.

Abbildung 54: Entscheidungserhebliche Beweismittel bei rechtskréftig verurteilten Personen (in %; fett: Unterschie-
de signifikant bei p<.05)
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1% sjehe dazu auch Abschnitt 4.5 und 5.3.

131 Dazu wurden auch Personen gezahlt, die einen rechtskraftigen Strafbefehl erhielten (vgl. auch § 410 111
StPO).

Darunter fallen vor allem Fingerabdruckspuren (56,0 %) und DNA-Spuren (42,0 %).

Dabei handelt es sich hauptsachlich um rechtsmedizinische (45,5 %), psychologische/psychiatrische
(27,3 %) und chemische Gutachten (24,2 %).

132

133
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5.2.2 Schuldféahigkeit und Sucht

Ein gerichtlich festgestelltes Tatmotiv konnte nur in zwei Drittel der Falle (62,8 %) verurteil-
ter Tater/innen (N=506) den Urteilsgriinden enthommen werden. In jedem zweiten dieser Fal-
le waren zumindest auch finanzielle Grinde/Schulden handlungsleitend (54,7 %). In etwa
jedem dritten Fall wurde eine Betdubungsmittelabhangigkeit (30,8 %) als Motiv festgestellt.
Jugendtypische Grinde (etwa Gruppenzwang, Langeweile) waren bei jedem zehnten Fall aus-
schlaggebend (10,4 %). Alkoholsucht und Rache an der/dem Geschadigten spielten nur selten
eine Rolle (5,7 % bzw. 7,2 %). Fast nie wurde als Grund fir die Tat eine Spielsucht oder Me-
dikamentenabhangigkeit angegeben (1,9 % bzw. 1,6 %). Sonstige Grunde (16,7 %) waren
insbesondere die Aufforderung durch eine dritte Person und psychische Probleme.

Bei jeder zehnten rechtskraftig verurteilten Person wurde eine verminderte Schuldfahigkeit
(8 21 StGB) festgestellt (11,0 %; N=483). In den Stadten 1 und 2 wurde diese Feststellung
vergleichsweise haufig getroffen (21,6 % bzw. 17,1 %), wahrend in Stadt 5 alle Verurteilten
fur vollumfanglich schuldfahig erachtet wurden (Abbildung 55). Die Feststellung der vermin-
derten Schuldféhigkeit basiert zumeist darauf, dass der Angeklagte bei der Tat unter dem Ein-
fluss von Alkohol oder Drogen stand (97,9 %; N=47) und/oder die Tat ganz allgemein durch
eine Sucht motiviert war (88,7 %; N=53).

Abbildung 55: Verminderte Schuldféhigkeit bei rechtskréftig verurteilten Personen (in %; fett: Unterschiede signifi-
kant bei p<.05)
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Bei gut einem Finftel der rechtskréftig verurteilten Personen stellte das Gericht einen Einfluss
von Drogen oder Alkohol wéhrend der Tatbegehung fest (21,1 %; N=506). Differenziert nach
Stadten zeigen sich erneut signifikante Unterschiede: In Stadt 3 beging etwa ein Drittel
(31,6 %) der verurteilten Tater/innen die Tat unter Drogen- oder Alkoholeinfluss; in Stadt 5
war dieser Anteil mit 9,3 % am geringsten (Abbildung 56).
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Abbildung 56: Alkohol-/Drogeneinfluss wahrend der Tat bei rechtskraftig verurteilten Personen (in %; fett: Unter-
schiede signifikant bei p<.05)
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Bei knapp einem Drittel der rechtskréftig verurteilten Personen hat das Gericht daneben eine
stoffliche oder nichtstoffliche Sucht/Abhangigkeit festgestellt (32,7 %; N=477). Uberwiegend
handelte es sich dabei um BtM-Abhangigkeiten (85,3 %), gefolgt von Alkoholsucht (26,3 %).
Spielsucht und Medikamentenabhangigkeit spielten eine untergeordnete Rolle (3,2 % bzw.
5,1 %). Im Stadtvergleich fallt Stadt 2 mit einem relativ hohen Anteil abhéngiger Tater/innen
(51,3 %) und Stadt 5 mit einem signifikant niedrigerem Anteil von 16,5 % auf (Abbildung
57).

Abbildung 57: Gerichtlich festgestellte Sucht/Abhangigkeit bei rechtskréftig verurteilten Personen (in %; fett: Unter-
schiede signifikant bei p<.05)
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5.2.3 Dauer des Verfahrens

Anzahl der Hauptverhandlungstage

Die durchschnittliche Dauer der Hauptverhandlungen betrug 1,5 Tage (N=580), wobei die
Mehrheit nicht l&nger als einen Tag (77,1 %) in Anspruch nahm. Jede achte Hauptverhand-
lung fand an zwei Tagen statt (12,8 %); maximal wurde an 13 Tagen verhandelt. Hierbei
ergaben sich signifikante Stadtunterschiede: In Stadt 3 ist der Anteil an Hauptverhandlungen,
die zwei und mehr Tage in Anspruch nahmen (11,9 %), am kleinsten und in Stadt 5 (29,2 %)
am grofiten (Stadt 1: 27,4 %, Stadt 2: 18,6 %, Stadt 4: 23,7 %).
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Dauer vom Eingang der Anklageschrift bei Gericht bis zur Entscheidungsverkindung

Im Mittel dauerte es vom Eingang der Anklageschrift bei Gericht (Beginn des Zwischenver-
fahrens) bis zur Verkindung der erstinstanzlichen Entscheidung ungeféhr vier Monate
(M=17,0 Wochen; N=546). Die Halfte der gerichtlichen Verfahren dauerte nicht langer als
rund drei Monate (Median=12,8 Wochen). Hinsichtlich der mittleren Verfahrensdauer in ers-
ter Instanz unterscheidet sich Stadt 2 signifikant von den anderen Stadten mit einer Uber-
durchschnittlichen Dauer von sechs Monaten (M=24,0 Wochen).

Uberwiegend haben die Verfahren zwischen einem und sechs Monaten gedauert, wobei es
signifikante Stadtunterschiede gibt. Besonders Stadt 5 fallt auf, da hier der tUberwiegende Teil
der Verfahren zwischen zwei und vier Monaten (58,8 %) und nur etwa jedes zehnte langer als
sechs Monate dauerte. In Stadt 2 dauerte hingegen knapp ein Drittel der Verfahren langer als
ein halbes Jahr (Abbildung 58).

Abbildung 58: Dauer bis zur erstinstanzlichen Entscheidungsverkiindung (in %; fett: Unterschiede signifikant bei
p<.05)
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Dauer bis Rechtskraft bei Rechtsmittelverfahren

In 11,6 % (N=588) der erstinstanzlich abgeschlossenen Verfahren wurde ein Rechtsmittel
(Berufung oder Revision) eingelegt und dieses bis zum Abschluss des Rechtsmittelverfahrens
verfolgt. In Stadt 2 geschah dies mit 6,1 % relativ selten und in Stadt 4 mit 14,6 % am hau-
figsten (Stadt 1: 14,5 %, Stadt 3: 9,9 %, Stadt 5: 10,5 %). In den Féllen, in denen Rechtsmittel
eingelegt und das Berufungs- bzw. Revisionsverfahren bis zum Abschluss durchgefiihrt wur-
de, verlangerte sich das Verfahren um durchschnittlich 10,2 Monate (Median=8,8 Monate;
N=62).

5.2.4 Sanktionen

Bei 30,0 % der Tatverdachtigen wurde das Verfahren durch die Staatsanwaltschaft fortgesetzt.
Neben der Stellung eines Antrags im beschleunigten Verfahren und von 18 Antrégen im ver-
einfachten Jugendverfahren (2,6 %) erhob die Staatanwaltschaft Uberwiegend Anklage
(93,6 %). Bei weiteren 3,6 % wurden Strafbefehlsantréage gestellt (Abbildung 59).
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Abbildung 59: Gerichtliche Entscheidung (Gesamtstichprobe; Personenebene)
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Strafbefehle

Die Staatsanwaltschaft beantragte bei 25 Tatverdachtigen zum Ende des Ermittlungsverfah-
rens einen Strafbefehl (3,6 % der fortgefiihrten Verfahren). Zumeist handelte es sich bei den
zugrundeliegenden Taten um vollendete Wohnungseinbriiche (68,0 %; N=25); jeder dritte
Strafbefehl erging wegen einer versuchten Tat (32,0 %). Zwei weitere Strafbefehle wurden
erst in der Hauptverhandlung erlassen. Hierbei handelte es sich jeweils um vollendete Woh-
nungseinbriiche.

Zwei Drittel (68,0 %; N=25) der Strafbefehlsantrage waren auf eine Geldstrafe und ein Drittel
(32,0 %) auf eine Freiheitsstrafe gerichtet. Durch das Gericht wurden sémtliche Strafbefehle
erlassen (8 408 111 1 StPO), knapp ein Viertel (24,0 %) mit Ab&nderung (8 408 Ill 2 StPO)
hinsichtlich der rechtlichen Beurteilung oder der beantragten Rechtsfolge.

Ein Anteil von 28,0 % (N=7) der Angeklagten mit Strafbefehl erhob daraufhin Einspruch. In
einem Fall wurde die Klage nach 8 411 I11 1. Alt. 1 StPO zurtickgenommen. Bei vier weiteren
wurde ein Termin zur Hauptverhandlung anberaumt, in der die Verfahren in drei Fallen we-
gen Geringfiigigkeit (8 153 1l StPO) und in einem Fall bei Erfiillung von Auflagen und Wei-
sungen (8 153a Il StPO) eingestellt wurden. Die anderen zwei Angeklagten, die zunachst Ein-
spruch erhoben hatten, nahmen diesen wieder zurick.

Bei den 22 rechtskréftig gewordenen Strafbefehlen variieren die Geldstrafen — jeweils bezo-
gen auf (Einzel-)Strafen fir den hier analysierten Wohnungseinbruch — zwischen 40 und 100
Tagessédtzen von 8,00 bis 25,00 € (zusammen 320,00 bis 1500,00 €) und bei den Freiheitsstra-
fen — wiederum bezogen auf namliche (Einzel-)Strafen — zwischen 4 und 12 Monaten.***

Sanktionen nach Erwachsenenstrafrecht

Ein Anteil von 59,1% (N=484) der rechtskraftig verurteilten T&ter/innen wurde nach Erwach-
senen-, der Rest nach Jugendstrafrecht verurteilt. Hierbei gab es signifikante Stadtunterschie-
de. Der Anteil von nach Erwachsenenstrafrecht Verurteilten war in Stadt 5 mit 74,2 % am
groRten und in Stadt 3 mit 47,4 % am niedrigsten (Abbildung 60).1*°

Die Freiheitsstrafe (88 38 f. StGB) spielte bei den nach Erwachsenenstrafrecht verurteilten
Tatern/innen eine dominante Rolle und wurde bei 55,2 % ohne Bewé&hrung und weiteren

34 Der gesetzliche Strafrahmen fiir den Wohnungseinbruchdiebstahl nach § 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB betragt
sechs Monate bis zu zehn Jahre. Eine Geldstrafe oder eine unter dem in vorgenannter Norm vorgegebenen
Mindestmal liegende Freiheitsstrafe kann beispielsweise verhangt werden in Féllen eines versuchten Woh-
nungseinbruchdiebstahls oder einer verminderten Schuldfahigkeit, vgl. §§ 23 Abs. 2 StGB bzw. 21 StGB
i.V.m. § 49 Abs. 1 Nr. 3 und ggf. 8 47 Abs. 2 StGB. Durch das 44. Strafrechtsdnderungsgesetz vom
01.11.2011 (BGBI. I S. 2130) wurde mit § 244 Abs. 3 StGB Uberdies eine Regelung flr minder schwere
Falle des Wohnungseinbruchdiebstahls eingefuhrt. Sie sieht Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu funf
Jahren vor. Da der GroRteil der hier analysierten Gerichtsverfahren im Zeitpunkt der Einfuhrung dieses
minder schweren Falls bereits abgeschlossen war, kann § 244 Abs. 3 StGB (liber § 2 Abs. 3 StGB) nur noch
in wenigen Fallen unserer Stichprobe Bedeutung erlangt haben.

Auf Heranwachsende (18<21 Jahre), die sowohl nach allgemeinem als auch nach Jugendstrafrecht verurteilt
werden kénnen (vgl. 88 105 f. JGG), fand in der Mehrzahl Jugendstrafrecht Anwendung (93,3 %; N=89). In
Stadt 5 wurden mit 36,4 % (4 von 11) relativ viele Heranwachsende nach allgemeinem Strafrecht sanktio-
niert.
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38,5 % mit Bewéhrung am h&ufigsten verhéngt. Insgesamt wurden in 94 von 1.606 aufgeklar-
ten Féllen des Wohnungseinbruchs 158 Personen nach allgemeinem Strafrecht mit einer Frei-
heitsstrafe ohne Bewahrung sanktioniert.**® Geldstrafen gemaR § 40 StGB (4,2 %), MaRregeln
der Besserung und Sicherung nach 8§ 63 ff. StGB (2,4 %) und Verwarnungen mit Strafvorbe-
halt gemaR § 59 StGB (0,7%) wurden hingegen eher selten verhangt (Abbildung 61)*%'.

Abbildung 60: Rechtskraftig verurteilte Tater/innen nach Erwachsenen- und Jugendstrafrecht (in %; fett: Unter-

schiede signifikant bei p<.05).
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Abbildung 61: Verhéngte Sanktionen (in %; Mehrfachangaben mdglich)
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Hierbei sind Verurteilungen (auch) wegen Wohnungseinbruchs bei einmaliger und ausschlieRlicher Verlet-

zung des Wohnungseinbruchtatbestandes sowie bei Tateinheit und Tatmehrheit (§ 52 bzw. § 53 StGB) zu-

sammengefasst.
137 Siehe FuRnote 136.
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Zur Beantwortung der Frage, wie hoch die Freiheitsstrafe fir einen Wohnungseinbruch aus-
fiel, wurden zundchst — ohne Differenzierung nach versuchten und vollendeten Taten — die
Strafen bei einmaliger und ausschlieBlicher'*® Verletzung des Wohnungseinbruchtatbestandes
(8 244 1 Nr. 3 StGB), die Strafen bei tateinheitlicher Verletzung weiterer Strafgesetze
(8 52 StGB) und die Einzelstrafen fir Wohnungseinbruch bei Tatmehrheit (88 53, 54 StGB)
addiert und ein Gesamtmittelwert gebildet. Dieser liegt bei 13,5 Monaten (N=148) mit einer
Spannweite von drei bis 40 Monaten. Die durchschnittliche Hohe der Freiheitsstrafen mit
Bewéhrung fallt dabei erwartungsgemal signifikant geringer aus als die Hohe der Freiheits-
strafen ohne Bewahrung (10,3 vs. 15,2 Monate; Tabelle 21).**

Tabelle 21: Dauer der Freiheitsstrafen mit und ohne Bewahrung (in Monaten; nur Freiheitsstrafen, die (auch) wegen
Wohnungseinbruchs verhéngt wurden)

Mittelwert | Minimum | Maximum
Strafen bei einmaliger und ausschlielicher Verletzung 126 5 2
I des § 244 | Nr. 3 StGB '
Freiheitsstrafen ohne - e
Bewihrung Strafen bei Tateinheit (§ 52 StGB) 12,3 10 15
(N=96) Einzelstrafen fur WED bei Tatmehrheit (8§ 53, 54 StGB) 16,1 4 40
Zusammen 15,2 4 40
Strafen bei einmaliger und ausschlieflicher Verletzung 9.9 4 20
I . des § 244 | Nr. 3 StGB '
Freiheitsstrafen mit - e
Bewahrung Strafen bei Tateinheit (§ 52 StGB) 11,0 7 18
(N=52) Einzelstrafen fir WED bei Tatmehrheit (§§ 53, 54 StGB) 10,6 3 18
Zusammen 10,3 3 20
Strafen bei einmaliger und ausschlieBlicher Verletzung 112 4 21
- . des § 244 | Nr. 3 StGB '
Freiheitsstrafen insge- - R
samt Strafen bei Tateinheit (§ 52 StGB) 11,7 7 18
(N=148) Einzelstrafen fiir WED bei Tatmehrheit (§§ 53, 54 StGB) 14,6 3 40
Zusammen 13,5 3 40

Im Stadtvergleich zeigen sich signifikante Unterschiede bei den Einzelstrafen fir Wohnungs-
einbruch im Fall der Tatmehrheit (8§ 53,54 StGB). Diese reichen von durchschnittlich 8,5
Monaten in Stadt 3 bis 18,8 Monaten in Stadt 4 (Abbildung 62). Der Anteil der Freiheitsstra-
fen, deren Vollstreckung zur Bewéhrung ausgesetzt wurde, liegt bei 23,8 % (N=319) und un-
terscheidet sich nicht signifikant zwischen den Stéadten.

138 Darunter fallen auch Falle, in denen — wie regelmaBig beim Wohnungseinbruchdiebstahl — der Sache nach

zwar weitere Straftatbestande (wie etwa § 123 StGB) verletzt sind, diese aber durch § 244 Abs. 1 Nr. 3
StGB verdrangt werden.

Die durchschnittliche Hohe der Freiheitsstrafe bei einmaliger und ausschlieBlicher Verletzung des § 244 |
Nr. 3 StGB - unabhangig davon, ob sie zur Bewahrung ausgesetzt wurde oder nicht — liegt bei 11,2 Mona-
ten. Ein &hnliches Ergebnis zeigt sich auch bei Albrecht fiir den Einbruchdiebstahl (1994, S. 279), der zum
Zeitpunkt seiner Untersuchung allerdings noch in 8 243 Abs. 1 Nr. 1 StGB geregelt und nicht vollstandig
inhaltsgleich mit dem heutigen § 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB war sowie einen anderen Strafrahmen vorsah.
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Abbildung 62: Dauer der Einzelstrafen fiir Wohnungseinbruch bei Tatmehrheit (88 53,54 StGB) (in Monaten; fett:
Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Differenziert nach dem Tatstadium und bezogen auf den berechneten Gesamtmittelwert ergibt
sich ebenso erwartungsgemal, dass die Hohe der Freiheitsstrafe bei vollendeten Delikten mit
durchschnittlich 14,0 Monaten signifikant gréfer ausfallt als die Hohe der Freiheitsstrafe bei
Taten, die im Versuchsstadium stecken geblieben sind (8,9 Monate). Dies zeigt sich ebenfalls
bei den Einzelstrafen fiir einen Wohnungseinbruch bei Tatmehrheit (88 53,54 StGB; 15,2 vs.
9,0 Monate; Tabelle 22).24°

Tabelle 22: Dauer der Freiheitsstrafen bei versuchten und vollendeten Taten (in Monaten; nur Freiheitsstrafen, die
(auch) wegen Wohnungseinbruchs verhangt wurden)

Mittelwert | Minimum | Maximum

Strafen bei einmaliger und ausschlieRlicher Verletzung 114 4 21
PR des § 244 | Nr. 3 StGB ’
S | Vollendung |strafen bei Tateinheit (§ 52 StGB) 13,0 7 18
\lZ_l, (N=133) Einzelstrafen fir WED bei Tatmehrheit (8§ 53, 54 StGB) 15,2 5 40
é"; Zusammen 14,0 4 40
< Strafen bei einmaliger und ausschlieRlicher Verletzung 70 6 8
G des § 244 | Nr. 3 StGB '
3 Versuch  |Strafen bei Tateinheit (§ 52 StGB) 10,0 8 12
% (N=15) Einzelstrafen fur WED bei Tatmehrheit (8§ 53, 54 StGB) 9,0 3 16
i Zusammen 8,9 3 16

Sanktionen nach Jugendstrafrecht

Ein Anteil von 40,9 % der rechtskraftig verurteilten Tater/innen wurde nach Jugendstrafrecht
verurteilt. Am haufigsten wurde die Jugendstrafe (88 17 f. JGG) verhéngt: 16,2 % der jungen
Téater/innen erhielten diese ohne Bewahrung, bei weiteren 34,9 % wurde die Vollstreckung
der Strafe (8 21 JGG) bzw. deren Verhéngung (8 27 JGG) zur Bewahrung ausgesetzt. Darauf
folgen die Zuchtmittel (88 13 JGG) mit 34,8 % und die Erziehungsmalregeln (88 9 ff. JGG)
mit 17,7 % (Abbildung 61).

140 Bei der Interpretation der Ergebnisse ist die geringe Fallzahl insbesondere bei den Versuchen zu beriick-

sichtigen. Eine weitere Differenzierung ist damit nicht sinnvoll méglich.
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Die Dauer der Jugendstrafe ohne Bewahrung betrug durchschnittlich 25,9 Monate (N=29) und
mit Bewdhrung 15,3 Monate (N=68). Die durchschnittliche Dauer fir Jugendstrafen mit Be-
wahrung unterscheidet sich signifikant zwischen den Stadten und fiel in Stadt 4 am langsten
aus (22,1 Monate) und in Stadt 3 am kiirzesten (10,9 Monate). Die Stadtunterschiede hinsicht-
lich der Jugendstrafen ohne Bewéhrung erwiesen sich als nicht signifikant, was in der gerin-
gen Fallzahl begriindet sein dirfte. Der grofite Unterschied hinsichtlich der Dauer von Ju-
gendstrafen mit und ohne Bewahrung fand sich in Stadt 2 (Abbildung 63).

Ein Vergleich der durchschnittlichen Dauer der Jugendstrafen mit der Dauer der nach Er-
wachsenenstrafrecht verhangten Freiheitsstrafen erscheint nicht sinnvoll. Dies gilt zum einen,
weil Jugend- und Freiheitsstrafen nach grundsatzlich unterschiedlichen gesetzlichen Mal3sté-
ben und Kriterien bemessen werden. Zum anderen ist es bei der Jugendstrafe haufig nicht
maoglich, genau zu sagen, wie hoch die Einzelstrafe fir den Wohnungseinbruch ausgefallen
ist. Denn in den nicht seltenen Fallen von Verurteilungen wegen mehrere Taten setzt das Ge-
richt nach dem in § 31 JGG normierten Einheitsprinzip auch bei mehreren Straftaten eines
Jugendlichen die Rechtsfolgen der Tat regelhaft nur einheitlich fest, ohne die Einzelstrafen fur
den Wohnungseinbruch auszuweisen.

Abbildung 63: Dauer der Jugendstrafe (in Monaten; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
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Bei fast allen der mit ErziehungsmaRregeln sanktionierten Tatern/innen wurden Weisungen
erteilt (97,1 %); bei 11,4 % erfolgte eine Anordnung, Hilfe zur Erziehung im Sinne des § 12
JGG in Anspruch zu nehmen. Wie in Abbildung 64 zu sehen, war das am hdufigsten verhang-
te Zuchtmittel der Jugendarrest (76,8 %). Ein Viertel erhielt Auflagen (24,6 %) und bei etwa
jedem achten wurde eine Verwarnung ausgesprochen (13,0 %). Der Jugendarrest setzt sich
zusammen aus zwei Dritteln Dauerarrest (65,1 %), knapp einem Viertel Freizeitarrest
(23,3 %) und gut einem Zehntel Kurzarrest (11,6 %).
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Abbildung 64: Zusammensetzung der verhangten Zuchtmittel (in %; Mehrfachangaben mdglich)
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5.3 Einflussfaktoren fur eine Verfahrensfortfiihrung und Verurteilung

Um magliche EinflussgroRen zu erkennen, die flr die Fortfiihrung des Strafverfahrens durch
die Staatsanwaltschaft und letztendlich die Verurteilung einer zunachst wegen Wohnungsein-
bruchs verdéachtigen Person statistisch relevant sind, werden nun auf Grundlage des Gesamt-
datensatzes (Personenebene) binér-logistische Regressionsmodelle berechnet (Tabelle 23). Im
Unterschied zu den Regressionsmodellen in Abschnitt 4.5 werden an dieser Stelle keine Falle
miteinander verglichen, sondern Verfahrensdaten zu konkreten tatverddchtigen Personen.
Fallmerkmale polizeilich aufgeklarter Félle wie das Tatstadium kénnen entsprechend der An-
zahl der ermittelten Tatverdachtigen mehrfach in die Auswertung eingehen. Als abhéngige
Variable dient den Modellen 0 bis 2 die binar codierte Variable Fortfihrung des Verfahrens,
in der zwischen tatverdachtigen Personen unterschieden wird, deren Verfahren durch Ankla-
geerhebung oder Beantragung eines Strafbefehls fortgefiihrt wurde oder nicht. AnschlieRend
wird im Modell 3 unter Beibehaltung der unabhéngigen Variablen die abhéngige Variable
gewechselt. Mit der Variable Verurteilung wird dann zwischen tatverdachtigen Personen mit
und ohne rechtskréftige Verurteilung in Folge des untersuchten Wohnungseinbruchs unter-
schieden.*! Im Vergleich der Modelle 2 und 3 soll gezeigt werden, ob eigenstindige Faktoren
erkennbar werden, die zwar flr die Staatsanwaltschaft zur Fortfihrung des Verfahrens ent-
scheidend waren, aber hinsichtlich der gerichtlichen Entscheidung zur Verurteilung keine
Bedeutung erlangten.

Hierbei sind erneut folgende Punkte bei der Interpretation der Ergebnisse zu berticksichtigen:
Zur Vergleichsgruppe der Verfahren, die nicht mit einer/m rechtskréftigen Verurtei-
lung/Strafbefehl endeten, zéhlen u.a. Verfahren, die etwa gemal der §8 153, 153a 154 StPO
von Staatsanwaltschaft oder Gericht eingestellt wurden, auch wenn maéglicherweise gentigend
beweiskraftiges Material fur eine Verurteilung vorgelegen haben mag. Daneben bleibt bei den

41 personen, die einen rechtskraftigen Strafbefehl erhielten, werden zu den Verurteilten gezahlt.
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durch die Staatsanwaltschaft fortgefuhrten Verfahren unberiicksichtigt, welche noch im Er-
mittlungsverfahren gesammelten Indizien/Beweise letztendlich durch das Gericht zur Urteils-
findung heranzogen wurden.

Das Modell 0 ist — wie bereits unter Abschnitt 4.5 — kein Vorhersagemodell im eigentlichen
Sinne. Hier werden lediglich bivariate Zusammenhange aufgefiihrt, um im Modell 2 erkennen
zu konnen, welche der in diesem Schritt identifizierten Pradiktoren unabhangige Effekte auf-
weisen. Zu den positiv wirkenden Einflussgrofien, die die Chance erhohten, dass das Verfah-
ren gegen die tatverdachtige Person fortgefiihrt wurde, zdhlen in diesem Schritt Hinweise auf
die verschiedenen Suchte und Abhangigkeiten, Aussagen eines/einer Mittaters/in oder anderer
Tatverdachtiger, Fingerabdruck- und DNA-Spuren, Selbstanzeigen der Téater/innen, Ergreifen
in Tatortnéhe, Ertappen auf frischer Tat, aufgefundenes Stehlgut, Beschuldigtenvernehmun-
gen mit Gestandnis, vollendete Taten und Hinweise auf gemeinschaftliche Tatbegehung. Hin-
gegen wirkte es sich negativ aus, wenn Zeugenaussagen den Tatverdacht begriindeten oder
ein/e (Ex-)Partner/in oder ein Familienmitglied verdachtigt wurde. Ebenfalls signifikant ne-
gativ wirkte es sich aus, wenn die Tatverdachtigen tber Zusammenhédnge mit anderen Einbri-
chen hinsichtlich der Begehungsweise, des Tatorts, der Tatzeit oder sonstige Hinweise ermit-
telt wurden und wenn eine durchgefiihrte Vernehmung ohne Gestandnis blieb. Stadtunter-
schiede sind ebenfalls zu erkennen, insofern die Chance der Fortfiihrung des Verfahrens
durch die Staatsanwaltschaft im Vergleich zu Stadt 1 in Stadt 3 signifikant niedriger und in
Stadt 4 signifikant hoher ausfiel.

Das multivariate Modell 1 dient im ndchsten Schritt dem Test, ob sich u.a. Hinweise auf
Sucht/Abhangigkeit, die Ermittlung von Tatverdachtigen aufgrund von Spuren bzw. tber Zu-
sammenhange mit anderen Einbriichen sowie die Durchfihrung einer Beschuldigtenverneh-
mung im Allgemeinen als bedeutsame Pradiktoren zeigen. Im Modell 2 werden diese Variab-
len anschlieBRend durch differenzierende Variablen — bspw. verschiedene Siich-
te/Abhangigkeiten oder Spurenarten — ersetzt, um genauere Aussagen treffen zu kénnen. 2

Im Modell 1 sind unter Kontrolle der anderen EinflussgréRen ebenfalls signifikante Stadtun-
terschiede zu erkennen. Im Vergleich zu Stadt 1 war in den Stddten 2 und 3 die Chance der
Fortfihrung des Verfahrens gegen die tatverdachtige Person kleiner, wéhrend sie in Stadt 4
und 5 signifikant groRer ausfiel. Dies ist insofern interessant, als dass in den Stadten 2 und 3
die Chance zur fallbezogenen polizeilichen Ermittlung mindestens eines Tatverdachtigen sig-
nifikant hoher ausfiel.*** Die Chance der Verfahrensfortfiihrung erhéhte sich ebenfalls durch
Hinweise auf Siichte/Abhangigkeiten, durch die Ermittlung des Tatverdéachtigen tber Mitta-
teraussagen, Spuren, das Ergreifen in Tatortnahe bzw. auf frischer Tat oder durch Ermittlung

2 Die berichteten signifikanten Effektkoeffizienten (Exp(8)) in Modell 1 und 2 sind unabhangige Effekte,

die sich als Chance der Verurteilung eines namentlich ermittelten Tatverdéchtigen nach einem Wohnungs-
einbruch interpretieren lassen. Beispielsweise zeigt sich im Modell 1, dass — verglichen mit Tatverdéchti-
gen, die anders ermittelt wurden — die Chance der Verurteilung um das Dreifache hdher ausfiel, wenn der
Tatverdacht Uber gesicherte Tatortspuren begriindet wurde.

Siehe Abschnitt 4.5. Damit in Zusammenhang steht méglicherweise die durchschnittliche Anzahl an ermit-
telten Tatverdachtigen pro aufgeklartem Fall, die in Stadt 1 (1,3) kleiner ausfiel als in den anderen Stadten
(Stadt 2: 1,5; Stadt 3 und 4: 1,6; Stadt 5: 1,7).
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uber das Stehlgut sowie durch die Durchfuhrung mindestens einer Beschuldigtenvernehmung
oder das Vorhandensein von Hinweisen auf eine gemeinschaftliche Tatbegehung.

Daneben ist erkennbar, dass der Tatverdacht bei einem vollendeten Einbruch signifikant hdu-
figer zur Fortfihrung des Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft flihrte als bei einem Ver-
such. Hingegen verringerte sich die Chance der Fortfiihrung, wenn es zwischen Tatverdachti-
gen und Geschéadigten eine Beziehung gab und wenn sich der Tatverdacht allein tber den
Zusammenhang mit einem anderen Einbruch begriindete. Keinen eigenstandigen statistisch
relevanten Einfluss auf die Entscheidung zur Fortfihrung des Verfahrens hatten die Aussagen
von Zeugen und anderen Tatverdachtigen sowie die Ermittlung eines Tatverdachtigen Uber
Hehler und Sonstiges. Die positiven Effektkoeffizienten der Variablen Ermittlung tiber Uber-
wachungskameras und Tater/in hat sich der Polizei gestellt sind zwar recht grof3, Gbersprin-
gen allerdings die Signifikanzschwelle einer funfprozentigen Irrtumswahrscheinlichkeit. Dies
durfte u.a. mit der sehr geringen Fallzahl solcher Konstellationen zusammenhéngen.

Im Modell 2 wird das bisherige Ergebnis von Modell 1 im Grof3en und Ganzen bestatigt. Le-
diglich die Unterschiede von Stadt 4 und 5 zur Referenzstadt 1 verschwinden. Dies kénnte
zum einen mit dem Fallverlust durch fehlende Werte bei den neu eingefiihrten Variablen und
zum anderen mit deren zusétzlicher Erklarungskraft zusammenhéangen.*** Die stérksten signi-
fikanten Pradiktoren, d.h. die Variablen mit dem groRten positiven Einfluss auf die unabhén-
gige Variable Fortfuhrung des Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft, sind die Vernehmung
mit Gestandnis, das Ertappen auf frischer Tat sowie die Ermittlung tber Mittateraussagen
und das Stehlgut. Bezuglich der Hinweise auf stoffliche und nichtstoffliche Siichte und Ab-
hangigkeiten ergab sich, dass allein Hinweise auf BtM-Abhangigkeit bei den Tatverdachtigen
die Chance einer Fortfiihrung des Verfahrens erhéhten, wahrend sich bei Hinweisen auf ande-
re Suchte und Abhéngigkeiten keine eigenstandigen Effekt ergaben. Dies ist insofern plausi-
bel, da Téater/innen mit bestimmten BtM-Abhéngigkeiten einem vergleichsweise grof3en und
akuten Beschaffungsdruck ausgesetzt sind und daher spontaner und unvorsichtiger agieren.
Die Tater/innen dieser Gruppe dirften auch entsprechend leichter beweiskréftig zu ermittelt
sein als andere.

144 Bspw. lsen sich die im ersten Modell berechneten signifikanten Effekte von Stadt 4 und 5 mit der Einfiih-

rung der Variable Vernehmung mit Gestandnis im Modell 2 auf. Dies ist erwartungskonform, da sich im
Vergleich mit Stadt 1 zeigte, dass in beiden Stadten ein signifikant groRerer Anteil der durchgefiihrten Ver-
nehmungen mit einem Gestandnis endete (siehe Abbildung 41, S. 63).
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Tabelle 23: Bindr-logistische Regression zur Vorhersage der Anklage/Verurteilung der tatverdéchtigen Person

Abhéngige Variable:
Fortfiihrung des Verfahrens durch die StA (Modell 0-2) Modell 0 Modell 1 Modell 2 Modell 3
Rechtskraftige Verurteilung/Strafbefehl (Modell 3)
Stadt 1 Referenz Referenz Referenz Referenz
Stadt 2 .995 .680 * 536 ** 421 Fx*
Stadt 3 502 *** 4098 *** 521 ** 445 Fxx
Stadt 4 1.482 ** 1.397 * 1.158 1.020
Stadt 5 817 1.646 ** 1.338 1.255
Vollendete Tat (Referenz: Versuche) 1314 * 1.465 ** 1.448 * 1.468 *
Hinweis auf Sucht/Abhéngigkeit (Referenz: kein Hinweis) 2.930 ***
Spielsucht 2.785 * 1.117 1.133
BtM-Abhéngigkeit 2.939 *** 2.769 *** 2.751 ***
Alkoholsucht 2.506 *** 1.383 1.298
Medikamentenabhéngigkeit 3.944 ** .697 .652
Téater-Opfer-Beziehung (Referenz: keine Beziehung) .682 **
vom Sehen oder aus der Nachbarschaft 1.158 1.023 .898
aus Bekannten- oder Freundeskreis 811 .662 * .622 *
(Ex-)Partner/in oder Familienmitglied .565 *** .655 563 *
Sonstige Bekanntschaft 593 .645 327 *
Tatverdachtige/r ermittelt durch:
Zeugenaussagen 744 ** 1.252 1.444 * 1.184
Mittateraussagen 3.831 *** 7.053 *** 5.789 *** 3.792 ***
Aussagen eines anderen Tatverdachtigen 1.615 * 1.534 1.609 911
Spuren 2.669 ***
Fingerabdruckspur 2.382 *** 3.329 *** 3.337 ***
Schuhabdruckspur .812 .938 1.876
DNA-Spur 1.898 *** 2.400 ** 2.525 **
Sonstige-Spur 1.830 4751 3.181
Téter/in hat sich der Polizei gestellt 2.134 1.870 974 1.074
Ergreifen in Tatortndhe 3.279 *** 2.731 *** 2.828 *** 1.790 **
Ertappen auf frischer Tat 3.884 *** 3.426 *** 4.106 *** 3.914 ***
Zusammenhang mit anderem Einbruch 482 ***
Begehungsweise 379 *** 512 * 426 **
Tatort 460 *** 251 ** .390
Tatzeit 527 *x* 3.153 * 2.929
Art des Stehlguts .642 1.213 1.005
Sonstiges 362 * 779 1.180
Uberwachungskamera 1.628 1.878 1.321 1.745
Stehlgut 2.605 *** 3.257 *** 4,334 *** 4.080 ***
Hehler 1.145 408 .205 409
Sonstiges .959 .624 .331 ** .389 **
Durchfuhrung einer Beschuldigtenvernehmung 2 840 *xx
(Referenz: keine Vernehmung)
mit Gestandnis 11.413 *** 13.068 *** 15.445 ***
ohne Gesténdnis .814 * 1.596 ** 1.326
e e Tobegshur s | aaers | s | sese
N 2025 1980 1980
Nagelkerkes R2 .303 407 431

Signifikanzniveau: * p<.05, ** p<.01, *** p<.001
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Bei den Tatortspuren zeigen sich wie bereits im Modell 0 Fingerabdruckspuren und DNA-
Spuren forderlich fiir die staatsanwaltschaftliche Entscheidung der Fortfihrung des Verfah-
rens. Und auch wenn die durchgefuhrte Beschuldigtenvernehmung ohne Gestandnis blieb,
entschied sich die Staatsanwaltschaft signifikant haufiger zur Fortfiihrung des Verfahrens, als
wenn keine Vernehmung durchgefiihrt wurde. Wéhrend sich ein Uber die Tatzeit hergestellter
Zusammenhang zu anderen Einbriichen positiv auf diese Entscheidung auswirkte, verringer-
ten sich die Chancen einer Fortfiihrung, wenn die Polizei die Tatverdéachtigen allein tber ahn-
liche Begehungsweisen oder raumliche Néhe zu anderen Tatorten ermittelte.*

Ebenfalls negativ wirkte es sich aus, wenn der/die Tatverddchtige allein tiber Sonstiges ermit-
telt wurde. Darunter fallen vor allem Verkehrskontrollen, Verkehrsdatenerhebung, Telekom-
munikationsuberwachung sowie das Gestandnis der untersuchten Tat innerhalb eines anderen
Strafverfahrens.

Das Modell 3 mit der abhdngigen Variable rechtskraftige Verurteilung/Strafbefehl unter-
scheidet sich nur relativ gering vom Modell 2 mit der abhangigen Variable Fortfiihrung des
Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft. Dies ist insofern erwartungskonform, als dass die
Mehrheit (76,4 %; N=662) der Verfahren gegen Tatverdachtige des Wohnungseinbruchs, die
von der Staatsanwaltschaft fortgefiihrt werden, auch mit einer rechtskréftigen Verurteilung
bzw. einem rechtskraftigen Strafbefehl endeten.

Zu den erkennbaren Unterschieden gehdren insbesondere das Verschwinden der signifikanten
Effekte der Zeugenaussagen sowie der Vernehmungen ohne Gestandnis unter gleichzeitiger
VergroRerung des Effektkoeffizienten der Vernehmung mit Gestdndnis. Auch Zusammen-
hange zu anderen Einbriichen, die allein Uber eine zeitliche Nahe hergestellt wurden, sind
nicht mehr signifikant.

Die regionalen Unterschiede bleiben erhalten, wonach in den Stadten 2 und 3 ebenfalls die
Chance der Verurteilung einer von der Polizei als tatverdachtig ermittelten Person unabhéngig
von allen anderen Modellvariablen signifikant geringer ausfiel als in Stadt 1. Beachtet werden
muss, dass die durchschnittliche Anzahl der ermittelten Tatverddchtigen pro aufgeklartem
Fall in Stadt 2 und 3 hoher ausfiel als in Stadt 1.*° Daneben liegt eine mégliche Erklarung in
den regionalen Unterschieden bei staatsanwaltschaftlichen und gerichtlichen Entscheidungen
sowie bei den Einstellungsgriinden. In Stadt 3 wurden signifikant mehr Félle bereits durch die
Staatsanwaltschaft eingestellt als in Stadt 1 (80,4 % vs. 67,5 %) — meist nach § 170 1l StPO —
und in Stadt 2 wurden signifikant mehr Falle gerichtlich eingestellt als in Stadt 1 (23,8 % vs.
8,1 %) — meist nach § 154 Il StPO als unwesentliche Nebenstraftat. D.h., die signifikant ge-
ringere Chance einer Verurteilung in Stadt 3 kann u.a. auf die Einstellungen durch die Staats-
anwaltschaft bei nicht hinreichendem Tatverdacht zuriickgefihrt werden, wahrend die signifi-

%5 Die Herstellung eines Zusammenhangs zu anderen Einbriichen iiber die Begehungsweise erwies sich auf

Fallebene u.a. hinsichtlich der polizeilichen Ermittlung mindestens eines Tatverddchtigen noch als Chance
erh6hend (siehe Abschnitt 4.5).

146 Sjehe FuRnote 143.
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kant geringere Chance einer Verurteilung in Stadt 2 auch mit den gerichtlichen Einstellungen
aus anderen Griinden zusammenhangt.**’

Der stabile Effekt der Variable Hinweis auf BtM-Abh&ngigkeit deutet darauf hin, dass Ver-
fahren gegen betdubungsmittelabhéngige Tatverdéchtige bereits von der Staatsanwaltschaft
signifikant haufiger fortgefiihrt wurden und entsprechend signifikant haufiger mit einer Ver-
urteilung endeten als Verfahren gegen Tatverdachtige ohne Hinweis auf Sucht/Abhéangigkeit.

147 Sjehe Abschnitte 5.1.1 und 5.2.
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6 Verurteilte Tater/innen

Nachdem bereits unter Abschnitt 4.3 der Frage nach den Tatverddchtigen nachgegangen wur-
de, sollen an dieser Stelle zur Beantwortung der dritten zentralen Forschungsfrage die Ta-
ter/innen des Wohnungseinbruchs charakterisiert werden.

Weil sich gezeigt hat, dass eine Vielzahl der Verfahren gegen Tatverdachtige des Wohnungs-
einbruchs inshesondere aus Mangel an Beweisen eingestellt wurde, werden nur diejenigen
polizeilich ermittelten Personen als Té&ter/innen bezeichnet, die in Folge des Wohnungsein-
bruchs einen rechtskraftigen Strafbefehl erhielten oder rechtkraftig verurteilt wurden. Anhand
der Akten lasst sich diese Gruppe (N=506) folgendermaRen beschreiben'*®: Das durchschnitt-
liche Alter der Verurteilten betrug zum Zeitpunkt der Tat 26,3 Jahre und variierte zwischen 14
und 61 Jahren (50,0 % waren jlnger als 23 Jahre, die andere Halfte alter). Die Mehrzahl ist
mannlich (89,9 %) und wurde in Deutschland geboren (56,6 %). Die Halfte der Verurteilten
hat die deutsche (49,6 %), die andere Halfte eine andere Staatsangehorigkeit (50,4 %).'*° Da-
bei treten neben Staatenlosen und ungeklérten Staatsangehorigkeiten 38 verschiedene Natio-
nalitdten auf. Relativ haufig fanden sich tlrkische, serbische, ruménische und kroatische
Staatsangehorige. Ein Anteil von 79,1 % der verurteilten Personen war zum Zeitpunkt der
Ermittlung bereits vorgeahndet, davon knapp ein Drittel (30,6 %) wegen Wohnungseinbruch-
diebstahls.

6.1 Tatergruppen

Um das Vorkommen verschiedener Tatergruppen einzuschétzen, wurden die Verurteilten ent-
sprechend zugeteilt. Zu den Téatern/innen mit osteuropéischer Herkunft kdnnen 31,3 % der
Verurteilten gezahlt werden.™®® Ein Anteil von 44,3 % beging den Einbruch zusammen mit
mindestens einer weiteren daftr verurteilten Person. Hinweise fur stoffliche und nichtstoffli-
che Siichte/Abhangigkeiten fanden sich bei iiber einem Drittel (38,5 %).%**

In Tabelle 24 werden die verurteilten Personen verteilt Gber die Merkmale Staatsangehorig-
keit, Alleintater/innen/Gemeinschaftstater/innen und Suchthinweise gleichzeitig dargestellt.
Mit 92 verurteilten Personen findet sich die grofite Anzahl bei abhéngigen Alleintatern/innen
mit ausschliellich deutscher Staatsangehorigkeit. Gleichzeitig sind aber auch alle anderen

%8 Der Frage, wer die verurteilten Tater sind, wurde bereits von DreiRigacker et al. 2015a unter Riickgriff auf

die Verurteilten innerhalb der Zufallsstichprobe nachgegangen. Die folgende Auswertung bezieht sich auf
alle in der Gesamtstichprobe enthaltenen Verurteilten. Die einzelnen absoluten bzw. relativen Werte wei-
chen daher voneinander ab, filhren aber der Tendenz nach zum gleichen Ergebnis.

Personen, die neben der deutschen noch eine weitere Staatsangehorigkeit besallen, wurden den Personen
mit nichtdeutscher Staatsangehdérigkeit zugerechnet.

Dazu z&hlen rumadnische, serbische, bulgarische, bosnische, mazedonische, albanische, kroatische, russi-
sche, ungarische, moldawische, georgische, weirussisch, ukrainische, litauische und polnische Personen.

Dazu wurden Personen gezéhlt, bei denen sich entweder Hinweise auf Spielsucht, BtM-Abhéangigkeit, Al-
koholsucht oder Medikamentenabhangigkeit in entsprechenden polizeilichen Ermittlungsergebnissen fan-
den oder Aussagen der Téater zu Tatmotiven und gerichtlichen Feststellungen innerhalb des Hauptverfahrens
gemacht wurden.
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Gruppen mit mindestens einer Person besetzt. Eine Dominanz eines bestimmten Téatertyps
l&sst sich nicht feststellen.

Tabelle 24: Verurteilte Personen nach Gruppenzugehorigkeit (Gesamtprozentanteile)

ausschlieBlich deutsche osteuropéische Staatangeho- andere
Staatsangehérigkeit rigkeit Staatsangehorigkeit'>2
- Gemein- s Gemein- - Gemein-
AII_e intter/ schaftstater/ AI[e L0tz schaftstater/ AII_e Lkitad schaftstater/
innen 3 innen " innen -
innen innen innen
] 92 42 18 6 28 4
Hinweis auf stoffliche a 18,9 % 8,6 % 3,7 % 1,2 % 57 % 0,8 %
oder nichtstoffliche
Suchte/Abhéngigkeiten Nein 52 56 45 72 33 40
10,7 % 11,5 % 9,2% 14,8 % 6,8 % 8,2 %

In der weiteren Auswertung zeigte sich dartiber hinaus eine weitere relevante Differenzie-
rungsmoglichkeit: die Tater-Opfer-Beziehung.™ Bei knapp einem Drittel der Verurteilten
existierte eine Beziehung zu mindestens einem Mitglied des geschadigten Haushalts (32,4 %):
9,6 % kannten sich vom Sehen oder aus der Nachbarschaft, 14,9 % waren (ber den Bekann-
ten- oder Freundeskreis bekannt und in 6,7 % handelte es sich um (Ex-)Partner, Familienan-
gehorige oder Verwandte. Zu den erfassten sonstigen Beziehungen (1,2 %) zéhlen Beziehun-
gen zu Mitbewohnern/innen und Hausangestellten. Wiirde diese Differenzierung in Tabelle
24 zusétzlich berlcksichtigt, untermauerte dies die Folgerung, dass es keinen dominanten
Tatertyp unter den Verurteilten gibt.

6.2 Regionale Unterschiede

Zwischen den Stadten zeigen sich signifikante Unterschiede. Ein erster Unterschied findet
sich bei den Gemeinschaftstaten (Abbildung 65).

Abbildung 65: Anteil der Falle mit mehreren rechtskraftig verurteilten Personen (in %; nur Félle mit mindestens

einer Verurteilung/Strafbefehl; fett: Unterschiede signifikant bei p<.05)
60
50
40
30
20
10

0 T T T T T 1
Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt

53,2 52,6

42’3 44,3

37,4

33,7

152 Keine deutsche und keine osteuropdische Staatsangehdrigkeit.

153 Sjehe dazu auch Kawelovski, 2012 42f.
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So wurde in Stadt 2 nur in einem Drittel der Félle, die mit Verurteilung bzw. Strafbefehl en-
deten, mehr als eine Person sanktioniert (33,7 %), wahrend in Stadt 3 und 4 in Uber der Hélfte

dieser Falle (53,2 % bzw. 52,6 %) mehrere Personen verurteilt wurden.

Weitere signifikante Stadtunterschiede gibt es hinsichtlich des Geschlechts, des Durch-
schnittsalters, des Geburtslandes bzw. der Staatsangehdrigkeit, der Hinweise auf das Vorlie-
gen einer Sucht, des Wohnsitzes der Tater/innen sowie der gemeinschaftlich begangenen Ta-
ten (Tabelle 25).

Tabelle 25: Tatermerkmale im Stadtevergleich ohne und mit Dublettenidentifizierung (bis auf Alter in %o; fett: Unter-
schiede signifikant bei p<.05)

Stadt 1 Stadt 2 Stadt 3 Stadt 4 Stadt 5 Gesamt

Geschlecht: weiblich 4,0 2,4 11,1 12,1 18,8 9,9
Durchschnittsalter zur 25,30 26,67 24,17 25,95 29,19 26,24
Tatzeit (in Jahren)

& anderes Geburtsland als

% Deutschland 40,6 19,8 31,6 52,2 64,9 43,3

= andere Staatsangehorig-

E keit als deutsch 48,6 30,2 40,5 57,0 70,3 50,4

©  Hinweis auf osteuropéi-

£ schen Migrationshinter- 28,0 8,1 20,3 40,4 52,1 313

‘2 grund

= Hinweis auf stoffliche

& und nicht-stoffliche

O Siichte und Abhangigkei- | %7 523 48.1 521 185 385

3 ten

® - e

5 ‘gael'ltere Verurteilte im 385 34,1 53,2 537 427 45,0

S

g ohne festen oderbekann- | 47, 3,6 8,9 38,9 36,8 230
Tatort in Stadt des
Wohnsitzes 771 86,7 75,9 53,9 442 66,0
Tater-Opfer-Beziehung 29,2 29,3 34,2 33,3 354 32,4
Geschlecht: weiblich 45 2,5 10,9 8,8 17,9 8,5
Durchschnitisalter zur 25,60 26,32 24,68 26,47 26,86 26,01
Tatzeit (in Jahren)
anderes Geburtsland als
Deutschland 36,3 17,5 314 39,8 52,2 35,2
andere Staatsangehorig- 45,1 28,7 40,0 457 57,8 431

& keit als deutsch

% Hinweis auf osteuropéi-

=4 schen Migrationshinter- 26,1 8,8 18,6 26,9 35,8 23,1

s grund

£ Hinweis auf stoffliche

S und nicht-stoffliche

& Siichte und Abhéngigkei- 45,7 51,2 514 309 254 40,9

é ten

o Litere Verurteilte im 40,0 36,7 50,0 50,0 403 435
ohne festen oder bekann-
ten Wohnsitz 16,7 3,9 8,6 25,3 24,6 159
Tatort in Stadt des 76,7 85,7 75,7 65,5 58,5 72,8
Wohnsitzes
Tater-Opfer-Beziehung 33,0 314 34,3 45,7 50,7 39,0
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Nach der Anndherung an eine Echtpersonenzahlung durch die Filterung identifizierter Dublet-
ten™* bleiben die Stadtunterschiede beim Geschlecht, dem Geburtsland bzw. der Staatszuge-
horigkeit sowie dem Wohnsitz der Tater/innen und den Hinweisen auf Suchte/Abhéngigkeiten
bestehen. Zusétzlich werden die Unterschiede hinsichtlich der Tater-Opfer-Beziehung statis-
tisch relevant.

Im Einzelnen fallt auf, dass Té&ter/innen mit Hinweis auf stoffliche und nicht-stoffliche Stich-
te/Abhangigkeiten in den Stadten 1, 2 und 3 haufiger vorkommen als in den Stédten 4 und 5,
wohingegen in letzteren der Anteil der T&ter/innen mit Migrationshintergrund (anderes Ge-
burtsland, andere Staatszugehdrigkeit) mit tUber 50,0 % am groRten ist. In Stadt 2 spielen
Frauen unter den Verurteilten nur eine sehr geringe Rolle, ebenso wie Té&ter/innen mit osteu-
ropéaischem Migrationshintergrund und Téter/innen ohne festen oder polizeilich bekannten
Wohnsitz. Diese Gruppen sind hingegen in Stadt 5 viel starker vertreten. Wahrend in Stadt 2
uber 80,0 % der verurteilten Tater/innen selbst in der Stadt wohnten, in der sie die Tat verib-
ten, kam ein groRer Teil der Tater/innen in Stadt 5 von auBerhalb. Diese Unterschiede bleiben
auch nach der Dubletten-Filterung signifikant.

Die Zahl der verurteilten Personen erlaubt im Stadtvergleich keine umfangreiche Differenzie-
rung bei der gleichzeitigen Betrachtung verschiedener Personenmerkmale, daher werden fir
diesen Vergleich lediglich Verurteilte mit deutscher bzw. mit anderer Staatsangehorigkeit
sowie Verurteilte mit und ohne Suchthinweise unterschieden (Tabelle 26). Dabei werden noch
einmal regionalspezifische Besonderheiten in der Zusammensetzung der Téter/innen deutlich.
Wahrend in Stadt 1 alle Zellen relativ gleichméRig besetzt sind und in Stadt 2 und 3 die
Gruppe der deutschen Tater/innen mit Suchthintergrund mit zwei Finftel aller Verurteilten
am grofiten ist, dominieren in den Stadten 4 und 5 Tater/innen mit einer anderen Staatsange-
horigkeit ohne Suchthintergrund.

Tabelle 26: Verteilung verurteilter Personen nach Gruppenzugehdrigkeit (in %)

Stadt 1 (N=105) | Stadt2 (N=86) Stadt 3 (N=79) | Stadt4 (N=135) | Stadt5 (N=91)
Staatsange- Staatsange- Staatsange- Staatsange- Staatsange-
horigkeit horigkeit horigkeit horigkeit horigkeit
Deutsch i Andere | Deutsch | Andere | Deutsch i Andere | Deutsch i Andere | Deutsch i Andere
Hinweis auf stoff- .
liche und nicht- Nein | 24,8 28,6 26,7 20,9 20,3 31,6 21,5 45,9 16,5 63,7
stoffliche Siichte
“”dAb?:r?g'gke" Ja | 267 200 | 430 93 | 392 89 | 215 111 | 132 66

Zu beachten ist weiterhin, dass sich die dargestellten Ergebnisse auf eine Stichprobe von
1.606 polizeilich aufgeklarten Wohnungseinbriichen der Stadte Berlin, Bremerhaven, Hanno-
ver, Stuttgart und Munchen beziehen und die Zahl der Félle, in denen die Polizei keinen Tat-
verdachtigen ermitteln konnte, ungleich groRer ist. Wir wissen also vom groRten Teil der Fal-
le weiterhin nicht, wer die Tater/innen sind. Zudem wird die Mehrheit der Verfahren gegen

1% Sjehe dazu Abschnitt 4.3.2.
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als tatverdéchtig ermittelte Personen eingestellt. Bezogen auf die Zufallsstichprobe konnte
unter Punkt 4.4.4 gezeigt werden, dass es lediglich in 2,6 von 100 Fallen zur Verurteilung
einer oder mehrerer Personen kommt — es liegen demnach nur zu einem sehr kleinen Aus-
schnitt aller Wohnungseinbruchstater/innen empirisch fundierte Erkenntnisse vor. Diese wei-
sen darauf hin, dass es allenfalls regional betrachtet starker auftretende Tatergruppen gibt oder
dass die polizeiliche Ermittlungsarbeit regional unterschiedlich auf bestimmte Tater/innen
ausgerichtet ist bzw. bei diesen erfolgreicher verlauft.
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7 Zusammenfassung zentraler Ergebnisse

Die Lage beim Wohnungseinbruch in Deutschland lasst sich wie folgt charakterisieren: Unter
Bezugnahme auf Erkenntnisse aus amtlichen Kriminalstatistiken gilt erstens, dass es sich
beim Wohnungseinbruch um ein besonderes Delikt handelt, da die Fallzahlen im Vergleich zu
anderen Delikten in den letzten Jahren stark zunehmen, die Aufklarungs- und Verurteilungs-
quoten sehr gering ausfallen und zugleich deutliche regionale Unterschiede bzgl. all dieser
Kennzahlen bestehen. Unter Bezugnahme auf den Forschungsstand lasst sich zweitens ein
Mangel umfassender empirischer Studien konstatieren. Die vorhandenen Betroffenenbefra-
gungen beziehen sich entweder nur auf geringe Fallzahlen oder sie beschrénken sich auf eine
Region. Verfiighare Aktenanalysen thematisieren den Wohnungseinbruchdiebstahl meist im
Vergleich mit anderen Delikten, sind ebenfalls zumeist regionalbezogen und liegen schon
viele Jahre zuriick.

Das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen hat sich vor diesem Hintergrund dazu
entschlossen, ein Forschungsprojekt zum Wohnungseinbruch zu initiieren, das durch Einbe-
zug verschiedener Grol3stadte die angesprochenen regionalen Unterschiede zu erklaren ver-
sucht und das durch Anwendung verschiedener Methoden umfangreiche Erkenntnisse zu Be-
troffenen, Tater/innen und Arbeit von Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichten zu erarbei-
ten beansprucht. Neben einer Befragung von Betroffenen wurden im Rahmen des Projekts
Analysen von Straf- und Ermittlungsakten durchgefuhrt, wobei systematisch aufgeklarte und
nichtaufgeklarte Falle verglichen wurden. Zusétzlich erfolgen Expertengesprache, in denen
die Ergebnisse zur Diskussion gestellt werden. Zur Teilnahme am Projekt haben sich nach
Absagen verschiedener ostdeutscher GroRstadte letztlich Berlin, Bremerhaven, Hannover,
Minchen und Stuttgart bereit erkléart.

Befunde der Auswertungen der Betroffenenbefragungen in diesen funf Grof3stadten wurden
bereits vorgestellt."> Daneben entstanden weiterfiihrende Auswertungen zu den Erfahrungen
der Betroffenen mit der Polizei™® und zur Effektivitat von praventiven MaRnahmen und Ver-

haltensweisen der Betroffenen.*®’

Ein Schwerpunkt der Auswertungen wurde auf den Vergleich der fiinf Stadte gelegt. Im
Rahmen der einzelnen Auswertungen wurde auf deren Benennung verzichtet. Instruktiv ist
bereits, die Spannbreite der Haufigkeitsauswertungen darzustellen; ob bei einer Auswertung
eine bestimmte Stadt besser oder schlechter abschneidet, ist nicht relevant. Flr die Stadte
selbst ist es dagegen durchaus von Bedeutung, zu erfahren, welche Werte sich fir sie ergeben.
Deshalb erhalten die Verantwortlichen in den Stadten die Information, unter welcher Stadtbe-
zeichnung sie im Bericht geflihrt werden.

Die Zahl der Akten setzt sich in den einzelnen Stédten aus einer zufélligen Stichprobe von
jeweils 500 Féllen des Wohnungseinbruchdiebstahls aus dem PKS-Jahr 2010 und einer be-

1% Wollinger et al. 2014a; 2014b sowie Wollinger 2015
1% Baier et al. 2015
17 DreiRigacker et al. 2015b
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wussten Hinzuziehung weiterer 300 bis 400 Akten polizeilich aufgeklarter Falle zusammen.
Diese bewusste Ziehung hat den Hintergrund, dass insbesondere fiir die statistische Auswer-
tung staatsanwaltschaftlicher und gerichtlicher Entscheidungen zu Wohnungseinbriichen aus-
reichend Félle zur Verfligung stehen sollten. Um die dafiir bendtigte Fallzahl zu erreichen,
musste in den meisten Stédten auf aufgeklarte Falle aus PKS-Jahre vor 2010 zurtickgegriffen
werden. Insgesamt wurden von den 4.156 angeforderten Akten 3.802 Akten der Untersuchung
zur Verfugung gestellt, wovon 3.668 analysiert werden konnten. Der Anteil der analysierten
Akten aufgeklarter Félle betragt 43,8 %; ein Anteil von 10,3 % aller analysierten Akten ende-
te mit mindestens einer/m rechtskraftigen Verurteilung/Strafbefehl. Je nach Fragestellung
wurde fiir die Auswertung auf den Datensatz der Zufallsstichprobe oder der Gesamtstichprobe
zuruckgegriffen.

Zu Beginn des Berichts wurden drei zentrale Forschungsfragen formuliert, anhand derer die
Ergebnisse der Auswertungen strukturiert wurden. An dieser Stelle sollen diese sowie die
hierzu jeweils gebildeten Unterfragen noch einmal aufgegriffen und die wichtigsten Ergebnis-
se zusammengefasst werden.

1. Warum ergeben sich in den Aufklarungserfolgen der Polizei derart grof3e regiona-
le Unterschiede?

1.1 Polizeiliche Organisation

Im Stadtvergleich lassen sich grofiere organisationale Unterschiede beziglich der Er-
mittlungsarbeit bei Wohnungseinbruchsdelikten finden, die auch teilweise mit der Gro-
Re der Stadtgebiete zusammenhangen konnen. Wahrend der sogenannte ,.erste Angriff«
in einer Stadt fast ausschlieRRlich von der Schutzpolizei durchgefuhrt wurde, war in einer
anderen Stadt mehrheitlich die Kriminalpolizei dafur zustandig. Der Anteil der Falle,
die ausschlieBlich von der Kriminalpolizei bearbeitet wurden, variiert zwischen 15,0 %
und 41,3 %. Zusammenhéange zwischen organisationalen Unterschieden und Aufkla-
rungs- bzw. Verurteilungsquote lie3en sich allerdings nicht finden.

1.2 Ermittlungsmalinahmen

Die Anteile der Félle, in denen eine Spurensuche erfolgte, unterscheiden sich ebenfalls
signifikant zwischen den Stédten. Diese reichten von 76,1 % bis 97,6 %. Zwischen
26,4 % und 78,0 % liegt der Anteil an Féllen, in denen anschlieend Spuren gefunden
und gesichert wurden. Generell fuhrten Spuren aber nur in rund 3 von 100 Féllen zur
Ermittlung eines/r Tatverdachtigen bzw. zur Erhartung eines bestehenden Tatverdachts.
Zu den Spuren, die am haufigsten zur Ermittlung bzw. Erhartung eines Tatverdachts
flhrten, zéhlen Fingerabdruck- und DNA-Spuren. Deren Anteil an gesicherten Spuren
variiert ebenfalls signifikant zwischen den Stadten.

Hinsichtlich durchgefiihrter Zeugenbefragungen ergeben sich dhnlich grofle Stadtunter-
schiede. Der Anteil an Féllen, in denen Zeugen befragt wurden, reicht von 61,2 % bis
99,0 %. Auch wenn etwa zwei Funftel der Zeugen Hinweise zur Tat geben konnten,
fuhrten deren Aussagen lediglich in acht von 100 Féllen zur Ermittlung von Tatverdach-
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tigen. Wie Spuren kdnnen auch Zeugenaussagen entscheidend bei der Ermittlung von
Tatverdachtigen sein und mussen sorgféltig aufgenommen werden. Die Polizei hat je-
doch weder Einfluss auf die Spurenlage noch auf die Zahl relevanter Zeugen.

Weitere Stadtunterschiede lassen sich bei den Anteilen der Falle zeigen, in denen Zu-
sammenhdnge zu anderen Wohnungseinbriichen durch die Polizei hergestellt wurden.
Die Spannbreite reicht hierbei von 11,0 % bis 27,1 %. Begriindet wurden diese Tatzu-
sammenhdange insbesondere mit der rdumlichen und zeitlichen N&he weiterer Woh-
nungseinbruchstaten sowie mit einer &hnlichen Begehungsweise. Dieses Vorgehen be-
ruht haufig auf dem kriminalistischen Gespdur der ermittelnden Polizeibeamten und steht
Im Zusammenhang mit der Ermittlung von Tatverdachtigen bzw. mit hoheren polizeili-
chen Aufklarungsquoten. Wenn allerdings keine weiteren Indizien/Beweise hinzutraten,
bot der auf Hinweise flr einen Tatzusammenhang gestiitzte Verdacht in der Regel kei-
nen gendgenden Anlass fur eine Anklage.

Ansatzpunkte zur Durchfiihrung bestimmter Ermittlungs-/ZwangsmaBnahmen®™® nach
der StPO boten sich nur in knapp einem Funftel der Félle, wobei dieser Anteil signifi-
kant zwischen den Sté&dten variiert und von 7,7 % bis 30,7 % reicht. Zu den relativ hiu-
fig durchgefiihrten Malinahmen z&hlten insoweit inshesondere Sicherstellungen/Be-
schlagnahmen, Fingerabdruckabgleiche und molekulargenetische Untersuchungen.
Funkzellenabfragen und Durchsuchungen bei anderen Personen als den Tatverdachtigen
erfolgten seltener. Bezogen auf 100 polizeilich registrierte Félle zeigt sich, dass solche
MaRnahmen einen weiteren kleinen Beitrag zur Aufklarung leisteten. Zusammenge-
nommen fuhrten diese in rund zwei von 100 Fallen zur Ermittlung eines/r Tatverdachti-
gen bzw. zur Erhértung eines bereits bestehenden Tatverdachts.

1.3 Unterschiede zwischen aufgeklarten und nicht aufgeklarten Fallen

Bivariat zeigt sich, dass die polizeiliche Aufklarung eines Falls im Zusammenhang steht
mit: vollendeten Taten, dem Auffinden und Sichern von Fingerabdruck- und DNA-
Spuren, der Vernehmung von Zeugen sowie mit vorhandenen Videoaufzeichnungen
von Uberwachungskameras. Daneben finden sich unter den aufgeklarten Fallen haufiger
Félle mit Betroffenen, die bei der Tat anwesend waren und diese bemerkten. Hinsicht-
lich durchgefiihrter MaRnahmen nach der StPO*® zur Ermittlung von Tatverdachtigen
zeigen sich positive Zusammenhange zu molekulargenetischen Untersuchungen, Si-
cherstellungen/Beschlagnahmen, Durchsuchungen bei anderen Personen als dem Tat-
verdachtigen und Fingerabdruckabgleichen. Auch die Herstellung von Zusammenhan-
gen zu anderen Einbrichen z.B. (iber die Begehungsweise, das Stehlgut, Tatort und -zeit
ist bivariat mit hoheren polizeilichen Aufklarungsquoten verbunden.

In weiteren Auswertungsschritten wurden mit multivariaten Regressionsmodellen Fak-
toren gesucht, die einen eigenstandigen Beitrag dazu leisten, mindestens eine tatver-

%8 Siehe zu den hier gemeinten MaRnahmen Abschnitt 4.1.7 und zu weiteren MaRnahmen die Abschnitte 4.3.7

und 4.3.8.
19 sjehe FuRnote 158.
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1.4

dachtige Person zu ermitteln, die anschlielend auch rechtskraftig verurteilt wird bzw.
einen Strafbefehl erhélt. Dabei erweisen sich die Sicherung von Fingerabdruck- und
DNA-Spuren, Videoaufzeichnungen von Uberwachungskameras, tiber das Stehlgut und
andere Griinde (Zeugenaussagen oder Beziehungen zwischen Betroffenen) hergestellte
Zusammenhange zu anderen Einbriichen sowie Sicherstellungen/Beschlagnahmen (8§ 94
StPO) als statistisch relevant, sowohl die polizeiliche Aufklarung des Falls als auch des-
sen Abschluss mit mindestens einer/m rechtskraftigen Verurteilung/Strafbefehl unab-
hangig von anderen Variablen positiv zu beeinflussen.'®

Zeugenvernehmungen, Tatzusammenhange, die lediglich tber die Begehungsweise oder
bestimmte Spuren hergestellt wurden, sowie Durchsuchungen bei anderen Personen als
dem spater Tatverdachtigen (8 103 StPO) leisteten zwar einen eigenstandigen Beitrag
zur Erhohung der Aufklarungsquote, konnten aber nicht unabhéngig von anderen Fakto-
ren die Beendigung des Falls mit mindestens einer/m Verurteilung/Strafbefehl befor-
dern. Daruber hinaus ergaben sich auch regionale Unterschiede hinsichtlich der polizei-
lichen Aufklarungsquote, die auf weitere, allerdings nicht in den Modellen enthaltene
Einflussfaktoren hinweisen, aber statistisch nicht mehr relevant sind, wenn es um die
Quote der mit mindestens einer/m Verurteilung/Strafbefehl abgeschlossenen Falle
geht.'®

Tatmerkmale und Zusammensetzung der Tatverdachtigen

Zusatzlich haben sich folgende Befunde zur Tat und den polizeilich ermittelten Tatver-
dachtigen ergeben, die fiir unterschiedliche Aufklarungsquoten relevant sein kénnten.

Der Anteil an betroffenen Mehrfamilienhdusern in der Zufallsstichprobe reicht von
54,1 % bis 80,7 % und der von Einfamilienhdusern von 17,0 % bis 38,0 %. Entspre-
chend unterscheiden sich die Einbruchstellen: Durch eine Tir gelangten die Tater/innen
bei 37,3 % bis 63,9 % der Félle ins Innere, durch ein Fenster bei 36,7 % bis 64,0 %.
Aber auch unter Kontrolle der Einbruchstelle variieren die Anteil verschiedener Arten
des Eindringens zwischen den Stadten. Auch wenn das Aufhebeln bei Tiren in allen
Stadten dominierte, war bspw. in zwei Stidten das Offnen der Tiir mittels Karte
(Fall/Schnapper driicken) verbreiteter, in einer anderen das Offnen mittels Turblatt-
durchbruch. Bezlglich der Fenster wurden in einer Stadt haufiger gekippte Fenster zum
Eindringen genutzt oder das Glas zum Offnen eingeschlagen als in anderen Stadten. Ein
weiteres Tatmerkmal, das in Gesamtschau fur regional unterschiedlich agierende Ta-
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Einschréankend zu beachten ist bei der Interpretation, dass Falle, in denen mdglicherweise zwar geniigend
beweiskraftiges Material fiir die Verurteilung mindestens eines/r Tatverdéchtigen vorgelegen haben mag,
deren Verfahren dann aber gleichwohl nach Mal’gabe der vom Gesetzgeber vorgegebenen Wertungen (z.B.:
8§ 153, 153a 154 StPO) von Staatsanwaltschaft oder Gericht eingestellt wurden (Einstellungen aus Oppor-
tunitatsgriinden), zur Vergleichsgruppe der Félle gez&hlt werden, in denen es zu keiner/m rechtskréftigen
Verurteilung/Strafbefehl kam. Daneben bleibt bei den Féllen, in denen mindestens ein/e Tatverdéchtige/r
angeklagt wurde, unberiicksichtigt, welche Beweise das Gericht letztendlich zur Urteilsfindung heranzog.

Siehe Ful3note 160.



ter/innen spricht, ist der Zustand der Wohnung nach der Tat. Die Anteile der Falle, in
denen die Wohnung gréitenteils verwustet wurde, reichen von 3,8 % bis 24,1 %.

Ein Vergleich der als tatverdachtig ermittelten Personen zwischen den Stidten ergab
ebenfalls signifikante Unterschiede hinsichtlich der Herkunft, des Wohnsitzes, des Fa-
milienstandes, der beruflichen Tétigkeit, des Bildungsgrades sowie bei der Beziehung
zu mindestens einem Mitglied des geschadigten Haushalts. In einer Stadt wurden bspw.
vorwiegend junge, unverheiratete, mannliche Tatverdachtige deutscher Herkunft, ohne
schulischen und beruflichen Abschluss verdéchtigt, die offiziell in derselben Stadt
wohnten und hdufig eine Beziehung zu einem Mitglied des geschédigten Haushalts hat-
ten. In einer anderen waren es vergleichsweise altere, verheiratete oder geschiedene
Ménner nichtdeutscher Herkunft mit Berufsausbildung, ohne festen Wohnsitz in der
Stadt des Tatortes und ohne Beziehung zu den Betroffenen. Der Anteil an Tatverdéchti-
gen, bei denen sich Hinweise auf BtM-Abhéangigkeit ergaben, variiert ebenfalls signifi-
kant zwischen 7,4 und 25,8 %.

Der Anteil an ermittelten Tatverdachtigen, die bei ihrer Ermittlung in Deutschland oder
einem anderen Staat bereits strafrechtlich vorgeahndet waren, unterscheidet sich zwi-
schen den Stéadten und reicht von 63,7 % bis 79,7 %. Etwa ein Drittel der vorgeahndeten
Personen wurde bereits mindestens einmal wegen Wohnungseinbruchdiebstahls sankti-
oniert. Die Mehrheit (71,8 %) fiel in der Vergangenheit mit anderen Diebstahls- bzw.
Unterschlagungsdelikten auf. Ein Drittel der VVorgeahndeten stand wéhrend der Ermitt-
lung zum analysierten Wohnungseinbruch unter Bewahrung und gut die Hélfte hatte bis
dahin schon mindestens einmal eine Jugend- oder Freiheitsstrafe ohne Bewahrung er-
halten.

Insgesamt wurde bei rund jedem zehnten Tatverdachtigen die Untersuchungshaft ange-
ordnet und meist auch vollzogen. Die Stadte unterscheiden sich dabei mit Anteilen von
4,8 % bis 25,4 % signifikant. Daruber hinaus steht die Anordnung der Untersuchungs-
haft in Zusammenhang mit fehlenden festen Wohnsitzen und Suchthinweisen bei den
Tatverdachtigen. Entsprechend zahlen zu den wichtigsten Grunden fur eine Untersu-
chungshaft die Fluchtgefahr sowie die Wiederholungsgefahr. Auch hierbei ergaben sich
Unterschiede zwischen den teilnehmenden Stadten, die den unterschiedlichen Zusam-
mensetzungen der Tatverdédchtigen entsprechen. Der Anteil der mit Fluchtgefahr be-
grindeten Untersuchungshaftbefehle lag zwischen 34,6 % und 100,0 % und war in der
Stadt am grof3ten, in der der Anteil an Tatverdachtigen ohne (ermittelten) festen Wohn-
sitz am hochsten ausfiel. Mit Wiederholungsgefahr wurden zwischen 3,8 % und 76,9 %
begriindet, wobei der hochste Wert in der Stadt mit dem héchsten Anteil an Tatverdach-
tigen mit Suchthinweisen festzustellen war. Die weit Uberwiegende Mehrheit der Tat-
verdachtigen in Untersuchungshaft wurde am Ende des Strafverfahrens auch rechtskréf-
tig verurteilt oder erhielt einen Strafbefehl (73,9 %).

Zusammen mit dem Ergebnis, dass sich die Verurteilungsquoten trotz signifikant unter-
schiedlicher polizeilicher Aufklarungsquoten statistisch gesehen nicht mehr unterschei-
den, kann zumindest ein Teil der regionalen Unterschiede bei der haufig als Erfolgsmaf
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2.1

der Polizei dargestellten Aufklarungsquote auf unterschiedliche Usancen bei der Be-
grindung eines Tatverdachts zuriickgefuhrt werden. Hinweise darauf, dass organisatio-
nale Unterschiede der Polizeien — etwa die unterschiedliche Einbeziehung von Krimi-
naldienststellen — ein erklérender Faktor fiir regional unterschiedliche Aufklarungsquo-
ten sein kénnten, lieRen sich hingegen nicht finden.

Allgemein wird erkennbar, dass die tatsachliche Aufklarung eines Wohnungseinbruchs,
d.h. die Ermittlung eines/einer spéter rechtskraftig verurteilten Téaters/in, von vielen
Merkmalen (Spurenlage, Zeugenaussagen, Stehlgutfunde etc.) abhéngt, die von Seiten
der Polizei nur schwer beeinflusst werden kénnen.

Wie erklaren sich die Vielzahl der Einstellungen von als aufgeklart geltenden Fal-
len und die geringe Verurteilungsquote?

Grunde fir Verfahrenseinstellungen

Die Staatsanwaltschaft stellte tiber zwei Drittel der Strafverfahren gegentiber polizeilich
ermittelten Tatverddchtigen ein, wobei es signifikante Stadtunterschiede mit Anteilen
zwischen 57,7 % und 80,4 % gibt. Die Mehrzahl der Einstellungen erfolgte nach
8 170 11 StPO, d.h. aufgrund des Fehlens eines genligenden Anlasses zur Erhebung 6f-
fentlicher Klage. Dieser Anlass fehlte wiederum zu 93,0 % aus tatsachlichen Grunden,
da die von der Polizei als tatverddchtig ermittelte Person nach Auffassung der Staats-
anwaltschaft nicht hinreichend verdéchtig war, mithin kein gentigender Anlass fir eine
Anklageerhebung bestand.*®? Auch bei den Einstellungsgriinden gibt es regionale Un-
terschiede, die sich als statistisch relevant herausstellten. Der Anteil der Einstellungen
nach § 170 Il StPO variiert zwischen 58,7 % und 80,4 %. Am zweith&ufigsten wurden
Strafverfahren nach § 154 | StPO, d.h. bei unwesentlichen Nebenstraftaten, eingestellt
(13,4 % bis 26,9 %). Eine Stadt fiel daneben mit einem signifikant héheren Anteil an
Einstellungen wegen Geringflgigkeit geméafl § 153 | StPO auf (0,4 % bis 8,1 %).

Bei etwa einem Drittel (30,0 %) der Tatverdéchtigen fuhrte die Staatsanwaltschaft das
Verfahren fort und erhob in den meisten Fallen Anklage (93,3 %), woraufhin das Ge-
richt mehrheitlich (90,0 %) das Hauptverfahren erdffnete. Bei 12,2 % der Angeklagten
stellte das Gericht das Verfahren im weiteren Verlauf ein, bei weiteren 6,0 % erfolgte
ein Freispruch. Die Anteile der gerichtlichen Einstellungen im Hauptverfahren variier-
ten signifikant zwischen 8,1 % und 23,8 %. Hauptgrund flr eine gerichtliche Einstel-
lung des Hauptverfahrens war, dass es sich bei der Tat um eine unwesentliche Neben-
straftat (§ 154 1l StPO) handelte (45,2 %). Daneben wurden etliche Hauptverfahren we-
gen bereits eingeleiteter oder durchgefiihrter erzieherischer MalRnahmen (8 47 1 1 Nr. 2
JGG i.V.m. § 45 11 JGG) eingestellt.
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2.2

2.3

Unterschiede zwischen staatsanwaltschaftlich eingestellten und fortgeftihrten Verfahren

Die Berechnung bivariater Regressionen zeigt, dass folgende Variablen in einem positi-
ven Zusammenhang zur staatsanwaltschaftlichen Entscheidung stehen, das Verfahren
gegen einen polizeilich ermittelten Tatverdachtigen fortzufiihren: Vollendung der Tat,
Suchthinweise (Spielsucht, BtM-Abhéangigkeit, Alkoholsucht, Medikamentenabhéngig-
keit), die Ermittlung des Tatverdachtigen Uber Mittateraussagen, Aussagen anderer Tat-
verdachtiger, Fingerabdruck- und DNA-Spuren, Ergreifen in Tatortndhe, Ertappen auf
frischer Tat oder Stehlgutfunde sowie die Durchfiihrung einer Beschuldigtenverneh-
mung mit Gestandnis und Hinweise auf gemeinschaftliche Tatbegehung.

In der multivariaten Analyse wurden bestimmte Faktoren erkennbar, die einen unab-
hangigen Einfluss auf diese Entscheidung ausubten, d.h., sie konnten allein die Chance
der Fortfiihrung erhdhen oder verringern. Positiv wirkte es sich aus, wenn es eine voll-
endete Tat war, es Hinweise auf BtM-Abhangigkeit gab, die Ermittlung der Tatverdach-
tigen Uber Zeugen- und Mittateraussagen, Fingerabdruck- und DNA-Spuren, Stehlgut-
funde, das Ergreifen in Tatortndhe oder auf frischer Tat sowie Uber tatzeitliche Zusam-
menhange zu anderen Einbriichen erfolgte. Ebenso beeinflussten sowohl die Durchfiih-
rung einer Beschuldigtenvernehmung, insbesondere in Zusammenhang mit einem Ge-
standnis, als auch Hinweise auf gemeinschaftliche Tatbegehung die Entscheidung der
Verfahrensfortfuhrung positiv. Negativ wirkte es sich hier erneut aus, wenn der Tatver-
dacht allein auf Zusammenhangen mit anderen Einbriichen Uber &hnliche Begehungs-
weisen und Tatortnahe beruhte.'®®

Besonderheiten von Verfahren mit rechtskraftiger Verurteilung bzw. Strafbefehl

In der weiteren Analyse wurde deutlich, dass der GroRteil der Einstellungen bereits von
der Staatsanwaltschaft veranlasst wurde. Rund drei Viertel der fortgefiihrten Verfahren
endeten dann auch mit einer Verurteilung bzw. einem Strafbefehl. Insgesamt erfolgte
die Verurteilung bei etwa drei Flinftel der Tater/innen nach Erwachsenenstrafrecht und
bei zwei Funftel nach Jugendstrafrecht. Die Unterschiede zwischen den Stidten sind
deutlich und reichen von 57,3 % bis 74,2 % (Erwachsenenstrafrecht) bzw. 25,8 % bis
59,2 % (Jugendstrafrecht). Die Freiheitsstrafe mit und ohne Bewahrung bildete die am
haufigsten verhangte Sanktion im Erwachsenenstrafrecht. Die Dauer betrug bei einma-
liger und ausschlieRlicher Verletzung des 8 244 | Nr. 3 StGB durchschnittlich 11,2 Mo-
nate bzw. als Einzelstrafe fiir Wohnungseinbruch bei Tatmehrheit (88 53, 54 StGB)
14,6 Monate. Bei namlichen Einzelstrafen zeigen sich signifikante Stadtunterschiede
mit einer Spannbreite von 8,5 bis 18,8 Monate. Die Jugendstrafe ohne und mit Bewéh-
rung wurde als hdufigste Sanktionsform nach Jugendstrafrecht mit einer durchschnittli-
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Dabei ist zu beachten, dass Verfahren, die gemal der 88 153, 153a 154 StPO von Staatsanwaltschaft oder
Gericht eingestellt wurden, zur Vergleichsgruppe der Verfahren, die nicht mit einer/m rechtskréftigen Ver-
urteilung/Strafbefehl endeten, zéhlen, auch wenn mdglicherweise genugend beweiskraftiges Material flr
eine Verurteilung vorgelegen haben mag. Bei den durch die Staatsanwaltschaft fortgefuhrten Verfahren
bleibt unberticksichtigt, welche noch im Ermittlungsverfahren gesammelten Indizien/Beweise letztendlich
durch das Gericht zur Urteilsfindung heranzogen wurden.
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chen Dauer von 25,9 Monaten ohne Bewahrung bzw. 15,3 Monaten mit Bewahrung bei
Aussetzung der Vollstreckung oder Verhdngung ausgesprochen. Letztere unterscheidet
sich signifikant zwischen den Stadten (10,9 Monate bis 22,1 Monate). Strafbefehle
spielten eine untergeordnete Rolle bei der Sanktionierung eines Wohnungseinbruchs.
Lediglich 4 von 100 Tatern/innen wurden auf diese Weise bestraft.

Die relevanten Faktoren fiir die Beendigung von Strafverfahren mit einer Verurteilung
bzw. einem Strafbefehl entsprechen weitgehend und erwartungskonform den Faktoren
fur die staatsanwaltschaftliche Entscheidung, das Verfahren fortzufiihren. Divergenzen
zeigen sich insbesondere bei der Bedeutung von Zeugenaussagen. Eine eigenstéandige
Bedeutung erlangten hingegen erneut Hinweise auf BtM-Abhéngigkeit, Mittateraussa-
gen, Fingerabdruck- und DNA-Spuren, Ergreifen in Tatortndhe oder auf ,,frischer Tat*,
Stehlgutfunde, Gestandnisse und Hinweise auf gemeinschaftliche Tatbegehung. Negativ
wirkte es sich vor allem aus, wenn es zwischen Tatverdachtigen und Betroffenen Bezie-
hungen gab, die Uber fliichtige Bekanntschaft aus der Nachbarschaft hinausgingen und
wenn die Tatverdachtigen allein tUber Zusammenhange mit anderen Einbriichen hin-
sichtlich der Begehungsweise ermittelt wurden.

Es l&sst sich zusammenfassen, dass ein Grolteil der Strafverfahren, die die Polizei ge-
gen Tatverdachtige des Wohnungseinbruchs einleitete, bereits von der Staatsanwalt-
schaft eingestellt wurde, da fur sie der Tatverdacht meist aus tatsachlichen Griinden
nicht hinreichend begriindet war. Neben der geringen Quote der Félle, in denen Uber-
haupt tatverdachtige Personen ermittelt wurden, ist dies ein weiterer Grund fir die ge-
ringe Verurteilungsquote auf Basis aller registrierten Félle. Die signifikanten Unter-
schiede der Verurteilungsquote auf Basis der Falle, in denen Tatverdachtige ermittelt
wurden (13,7 % bis 31,9 %), sind vor allem eine Folge der unterschiedlichen Anteile
staatsanwaltschaftlich eingestellter Verfahren (57,7 % bis 80,4 %). Dabei muss jedoch
beachtet werden, dass auch die verschiedenen Einstellungsgriinde zwischen den Stédten
variieren. Die differierenden Anteile an Einstellungen aufgrund eines fehlenden genu-
genden Anlasses nach § 170 11 StPO hangen wie bereits beschrieben zumindest teilwei-
se mit verschiedenen Usancen bei der Ermittlung von Tatverdachtigen zusammen. Vor
allem Versuche der Polizei, Tatverdachtige allein Uber Zusammenhédnge mit anderen
Einbriichen bspw. Uber typische Begehungsweisen oder rdumliche Nahe zu anderen
Tatorten zu ermitteln, erhohten zwar die offizielle Aufklarungsquote. In der Regel fihr-
ten solche Falle aber nicht zu einer Anklage oder gar Verurteilung.

Wer sind die Tater/innen des Wohnungseinbruchs?

Alle Ergebnisse, die im Rahmen einer Aktenanalyse zu den Té&tern/innen des Woh-
nungseinbruchs gefunden werden kénnen, beziehen sich immer auf Tater/innen im Hell-
feld. Da sich aber zeigte, dass es nur in 2,6 % der analysierten polizeilich registrierten
Falle zu einer rechtskraftigen Verurteilung/einem rechtskraftigen Strafbefehl kam, ist
davon auszugehen, dass dies nur ein sehr kleiner Ausschnitt ist und tber den Groliteil
der Tater/innen weiterhin keine empirischen Ergebnisse vorliegen.



3.1 Soziodemografische Merkmale

Die in Folge eines Wohnungseinbruchs rechtskréftig verurteilten Personen sind tiber-
wiegend mannlich (89,9 %), durchschnittlich 26,3 Jahre alt, meist in Deutschland gebo-
ren (56,6 %) und zum Zeitpunkt der Tat h&ufig bereits vorgeahndet (79,1 %). Zu den
am héufigsten vorkommenden nichtdeutschen Staatsangehérigkeiten zéhlen die tirki-
sche, die serbische, die rumanische und die kroatische Staatsangehorigkeit. Uber zwei
Funftel (44,3 %) der verurteilten Téater/innen begingen die Tat gemeinschaftlich mit
mindestens einer weiteren dafur verurteilten Person. Bei einem Drittel (38,5 %) fanden
sich Hinweise auf einen Suchthintergrund. Zusatzlich zeigt sich, dass viele der verurteil-
ten Personen jemanden aus dem geschadigten Haushalt zumindest vom Sehen (32,4 %)
kannten.

3.2 Regionale Unterschiede

Die Suche nach bestimmten Tatergruppen (bspw. drogenabhangige Alleintéter/innen
oder osteuropaische Gemeinschaftstater/innen) brachte zundchst das Ergebnis, dass kei-
ne dominanten Gruppen erkennbar und die Verurteilten heterogen zusammengesetzt
sind. Allerdings zeigte der regionale Vergleich zwischen verschiedenen Tatermerkma-
len stadtspezifische Besonderheiten. Zwei Stédte fallen bspw. mit einem relativ hohen
Anteil an verurteilten Personen mit Suchthintergrund auf. In einer anderen Stadt finden
sich vermehrt verurteilte Gemeinschaftstater/innen und Personen ohne festen oder be-
kannten Wohnsitz und in einer weiteren wurden vergleichsweise altere und deutlich
mehr nichtdeutsche Personen verurteilt.

Da u.a. hinsichtlich der Vorgehensweisen und des Zustands der Wohnung nach der Tat
ebenfalls signifikante Stadtunterschiede auftreten, kann davon ausgegangen werden,
dass es regionale Besonderheiten bei den Tater/innen gibt. Aufgrund der geringen Ver-
urteilungsquote bleibt aber letztendlich unklar, wie stark die beobachteten regionalspe-
zifischen Zusammensetzungen der verurteilten Tater/innen den Zusammensetzungen al-
ler Téater/innen in den Regionen entsprechen bzw. welchen Einfluss modgliche unter-
schiedliche Ausrichtungen der polizeilichen Ermittlungsarbeit dabei haben.

7.1 Resimee

Wie dargestellt, hangt eine beweiskréftige Ermittlung von Tatverdéchtigen und deren Verur-
teilung von vielen Umstanden ab, die von den Strafverfolgungsbehérden kaum zu beeinflus-
sen sind. Dies wird zuletzt auch darin deutlich, dass sich der Unterschied der Verurteilungs-
quoten auf Basis der polizeilich registrierten Félle statistisch gesehen als nicht bedeutsam
erwies, obwohl sich u.a. die polizeiliche Organisation und Ermittlungspraxis beim Woh-
nungseinbruch der Stadte zum Teil deutlich voneinander unterscheiden.

Neben Fingerabdruckspuren hatten insbesondere DNA-Spuren im Vergleich die gréite Er-
folgsaussicht bei der Ermittlung und Uberfiinrung von Tatverdachtigen. Vor dem Hinter-
grund, dass allerdings nur ein sehr geringer Anteil sowohl der aufgenommenen Spuren als
auch der Zeugenaussagen zur Ermittlung mindestens eines Tatverdéchtigen fiihrte bzw. einen
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bestehenden Tatverdacht erhdrtete, erscheint eine haufig im Zusammenhang mit steigenden
Wohnungseinbruchsféllen geforderte Erhéhung der Polizeistarke zur entscheidenden Verbes-
serung der Aufklarungs- und Verurteilungsquote kaum geeignet. Daneben erwies sich insbe-
sondere die Ermittlungspraxis der Herstellung von Zusammenhéngen zu anderen Wohnungs-
einbriichen aufgrund ahnlicher Begehungsweisen als ungeeignet, eine Person hinreichend zu
verdachtigen, wenn nicht andere Verdachtsmomente hinzukommen. Dieses Vorgehen steht
zwar in einem positiven Zusammenhang zur Ermittlung von Tatverdachtigen und erklart zu-
mindest einen Teil der regional unterschiedlichen Aufklarungsquoten, hilft aber bei der Uber-
flhrung der Tater/innen kaum.

Zusammengenommen bestétigen die Ergebnisse die eingangs geschilderte Vermutung, dass in
Deutschland das Risiko, wegen eines Wohnungseinbruchs verurteilt zu werden, ausgespro-
chen niedrig ist.*®* Gleichzeitig verdeutlichen sie auch, dass das Problem der zunehmenden
Wohnungseinbruchzahlen und die damit in Zusammenhang stehenden geringen Aufklarungs-
und Verurteilungsquoten nicht allein mit Veranderungen auf polizeilicher, staatsanwaltschaft-
licher und/oder gerichtlicher Ebene zu lésen ist. Vielmehr scheinen préventive MaRnahmen
erfolgsversprechender zu sein. Einerseits konnten diese angesichts der Hinweise auf regional-
spezifische Besonderheiten bei den beobachteten Tater/innen und hinsichtlich der Forderung
sozialer Kohasion in den Nachbarschaften im sozialpolitischen Bereich getroffen werden.
Andererseits zeigen sich auch praventive MaRnahmen im Bereich des technischen Einbruch-
schutzes als geeignet, einen Beitrag zur Bekdmpfung des Phanomens zu leisten.'®®

Die Auswertungen zur Aktenanalyse sind mit diesem Bericht noch nicht abgeschlossen. Wei-
tere Ergebnisse z.B. zu Verfahrensverlauf, Ermittlungsmalinahmen, Tatverdéchtigen und ver-
urteilten Tatern/innen werden folgen.

184 sjehe Abschnitt 1, S. 10.

165 Zur praventiven Wirkung von technischer Einbruchssicherung und einer praventiv orientierten Nachbar-
schaft siehe Dreilligacker et al. 2015b.
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Wohnungseinbruch

Die Téter des Wohnungseinbruchs:
Sind es die ,,Osteuropaer*,

die ,,professionellen Banden* oder
die ,,Drogenabhéingigen®?

Von Arne DreiBigacker, Dirk Baier, Gina Rosa Wollinger, Tillmann Bartsch

Die Antwort auf diese Frage kann nur lauten: Wir wissen es
nicht und werden es auch vorerst nicht erfahren. Der Beit’ag
von Bartsch et al. (2014) in dieser Zeitschrift ist von zwei Sei-
ten kritisiert worden. Einerseits moniert Fuchs (2014), dass
der Beitrag die Rolle der osteuropaischen Taterbanden zu
stark relativiere. Andererseits spricht Kersting (2014) in seiner
Replik von ,, dramatisierenden Aussagen” mit Blick auf die
angestellte Kalkulation der Verurteiltenquote: Dabei hatte
sich namlich ergeben, dass u. U. nur in zwei Prozent der Falle
des Wohnungseinbruchsdiebstahls Tater verurteilt werden.
Grundlage dieser Kalkulation war eine Gegeniiberstellung
von Polizeilicher Kriminalstatistik und Strafverfolgungsstatis-
tik, die nur in Teilen kompatibel sind. Die Argumentation von
Bartsch et al. (2014) steht und fallt mit dem Nachweis, dass
nur ein Bruchteil der Tater des Wohnungseinbruchdiebstahls
daflr rechtskraftig verurteilt wird. Wenn die Schatzung des
Anteils an verurteilten Tatern aufgrund inkompatibler Sta-
tistiken zu gering ausfiele, der ,,wahre” Anteil also deutlich
hoher lage, dann ware moglicherweise auch eine andere
Schlussfolgerungen bezlglich der Beteiligung osteuropai-

scher Taterbanden zu ziehen.

Ein solcher Nachweis kann letztlich nur
auf Basis einer Aktenanalyse erfolgen.
Kawelovski (2012) fihrte bereits im Jahr
2009 fur den Zustandigkeitsbereich der
Staatsanwaltschaft Duisburg eine sol-
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che Aktenanalyse durch und ermittelte
ebenfalls eine Verurteiltenquote von zwei
Prozent. Das Kriminologische Forschungs-
institut Niedersachsen hat vergleichbare
Aktenanalysen in funf bundesdeutschen
GroBstadten vorgenommen.! Die dabei
erzielten Resultate zum Verlauf des Er-
mittlungs-, Zwischen- und Hauptverfah-
rens sollen an dieser Stelle vorgestellt wer-
den. Sie bestatigen die von Bartsch et al.
(2014) getroffenen Aussagen. Die Verur-
teiltenquote beim Wohnungseinbruchs-
diebstahl ist auBerordentlich gering. Die

wenigen letztendlich verurteilten Tater
haben kein einheitliches Profil; osteuropa-
ische Diebesbanden stellen keine auffal-
lige Tatergruppierung dar.

1. Stichprobenbeschreibung

Die Daten der Analyse beruhen auf der
zufalligen Auswahl von je 500 Fallen der
innerhalb des PKS-Jahres 2010 erfassten
Wohnungseinbriche der Stadte Berlin,
Bremerhaven, Hannover, Stuttgart und
Minchen.’ Die zugehérigen Ermittlungs-
und Strafverfahrensakten wurden bei den
entsprechenden Staatsanwaltschaften an-
gefordert und von diesen groBtenteils zur
Analyse GObersandt. Letztendlich bilden
2403 Fallakten zu polizeilich registrierten
Wohnungseinbriichen die Grundlage die-
ser Auswertung (siehe Tabelle 1).

2. Tatverdacht

Bei einem Anteil von 15,3 Prozent der
analysierten Fdlle wurde nach dem poli-
zeilichen Ermittlungsergebnis mindestens
ein Tatverdachtiger namentlich bekannt.
Diese Falle gelten nach den PKS-Richtli-
nien als aufgeklart®, unabhangig davon,
wie das Strafverfahren weiterging, ob also
die als tatverdachtig ermittelte Person im
weiteren Verfahren angeklagt und verur-
teilt wurde oder ob das Verfahren zur Ein-
stellung gelangte. Insgesamt wurden in
den 368 aufgeklarten Verfahren 619 Tat-
verdachtige® von der Polizei ermittelt (vgl.
auch Abbildung 1), also pro aufgeklarten
Fall durchschnittlich 1,7 Tatverdachtige.
Nachfolgend wird aufgezeigt, wie viele
dieser als tatverdachtig ermittelten Perso-
nen schlieBlich angeklagt bzw. verurteilt
wurden und bei wie vielen das Verfahren
mit einer Einstellung endete.
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zufallige Ziehung von Wohnungseinbrichen (PKS-Jahr 2010) 2500

analysierbare Falle

davon mit mindestens einem Tatverdachtigen

ermittelte Tatverdachtige insgesamt

Tabelle 1: Folizahl der Stichprobe

3. Entscheidung der
Staatsanwaltschaft

Spatestens nachdem die Polizei ihre Er-
mittlungen fir abgeschlossen halt, wird
die Akte erstmals der Staatsanwaltschaft
Gbergeben, die im Anschluss die Rechts-
und Beweislage bewertet und auf dieser
Basis (ggf. nach Durchflhrung weiterer
Ermittlungen) eine abschlieBende Ent-
scheidung (Einstellung oder Fortftihrung
des Strafverfahrens) trifft.

Die Frage, ob die von der Polizei vor-
genommene rechtliche Bewertung der
jeweiligen Tathandlung als Wohnungs-
einbruchdiebstahl von der Staatsanwalt-
schaft Ubernommen wurde, konnte nur
bei 600 Tatverdachtigen nachvollzogen
werden, In 93,8 Prozent folgte die Staats-
anwaltschaft der Einschatzung der Polizei
und bewertete das Geschehen ebenfalls
als Wohnungseinbruchdiebstahl (§ 244 |
Nr. 3 StGB). In 1,7 Prozent sah sie hinge-
gen keinen und in 4,5 Prozent einen an-
deren Straftatbestand als verwirklicht an,®

3.1 Einstellung durch die
Staatsanwaltschaft

Bei 80,1 Prozent der Tatverdachtigen
wurde das Verfahren eingestellt® In
81,9 Prozent wurde aufgrund eines
fehlenden gentgenden Anlasses zur Er-
hebung der offentlichen Klage (§ 170 Il
StPO) eingestellt. In 12,8 Prozent sah die
Staatsanwaltschaft von einer Verfolgung
ab, weil es sich bei der Tat um eine unwe-
sentliche Nebenstraftat nach § 154 | StPO
handelte. 2,7 Prozent der Einstellungen
erfolgten wegen Geringfugigkeit (§ 153 |
StPQ), 1,7 Prozent wegen der langeren
Abwesenheit des Beschuldigten (§ 154f
StPO) sowie 0,9 Prozent wegen durchge-
fuhrter oder bereits eingeleiteter erziehe-
rischer MaBnahmen (§ 45 Il JGG).

3.2 Fortfuihrung des Verfahrens

Bei 19,3 Prozent der Tatverdachtigen
wurde das Verfahren fortgefihrt.” Dabei
erhob die Staatsanwaltschaft in 94,7 Pro-
zent der Fdlle Anklage und beantragte
die Eroffnung des Hauptverfahrens. In

5,3 Prozent stellte die Staatsanwaltschaft
einen Strafbefehlsantrag und strebte da-
mit eine Sanktionierung ohne Hauptver-
fahren an.

4. Entscheidung des Gerichts

Die Gerichte haben alle beantragten Straf-
befehle erlassen. Da die Angeklagten ent-
weder keinen Einspruch einlegten oder
aber eingelegte Einspriche zurticknah-
men, erlangten die Strafbefehle samtlich
Rechtskraft, so dass die Strafverfahren
erheblich abgekGrzt wurden. Die Ankla-
gen der Staatsanwaltschaft wurden in
97,1 Prozent der Falle (samtlich unveran-
dert) zur Hauptverhandlung zugelassen.
Nur in drei Fallen geschah dies nicht: Ein
Verfahren fihrte zur Einstellung, weil die
Tat als unwesentliche Nebenstraftat ein-
gestuft wurde (§ 154 Il StPQ). In einem
weiteren Fall wurde die Eroffnung des
Hauptverfahrens abgelehnt, weil der An-
geschuldigte aus tatsachlichen Griinden
nicht hinreichend verdachtig war, und im
dritten Fall verstarb der Angeschuldigte
vor der Eroffnung.

Bei 80 Prozent der
Tatverdachtigen wurden
Verfahren durch die
Staatsanwaltschaft eingestellt

82,8 Prozent der erstinstanzlichen Ver-
fahren endeten mit einer Verurteilung;
7.1 Prozent fuhrten zu einem Freispruch
und 10,1 Prozent zu einer Einstellung.
Eingestellt wurde nach § 15311 StPO
wegen Geringfiigigkeit (40,0 Prozent),
gemaB § 153a Il StPO bei Erfullung von
Auflagen und Weisungen (20,0 Prozent),
nach § 154 | StPO, weil die Tat als unwe-
sentliche Nebenstraftat eingestuft wurde
(20,0 Prozent), sowie gemall §4711
Nr. 2 JGG zur Durchfihrung erzieheri-
scher MaBnahmen (20,0 Prozent).

Nach der Verurteilung wurde in 7,3 Pro-
zent Berufung (sechs Falle) durch den
Angeklagten eingelegt. Dieses Rechts-
mittel war in zwei Fallen erfolgreich und
endete mit einem Freispruch durch das
Berufungsgericht. In einem Fall wurde das

urspriinglich wegen Wohnungseinbruch-
diebstahls ergangene Urteil aufgehoben
und der Angeklagte stattdessen wegen
besonders schweren Diebstahls (§§ 242,
243 StGB) verurteilt. Alle anderen Beru-
fungen wurden als unzuldssig oder als
unbegriindet verworfen.

Insgesamt ergingen 82,4 Prozent aller
rechtskraftig gewordenen Urteile (auch)
wegen Wohnungseinbruchdiebstahls®; in
den restlichen 17,6 Prozent kam es vor
allem wegen Hausfriedensbruchs, Dieb-
stahls, besonders schweren Diebstahls
und Sachbeschadigung zur Verurteilung
der Angeklagten.

5. Verurteiltenquote

Zur Verdeutlichung der vorangegangenen
Ausflhrungen wird der ,Trichtereffekt”
des Strafverfahrens noch einmal anhand
absoluter Zahlen der Stichprobe nachvoll-
zogen (siehe Abbildung 1).

86 der urspringlich
619 Tatverdachtigen
rechtskraftig verurteilt

Bei 2.403 analysierten Fallen, einer Auf-
klarungsquote von 15,3 Prozent und
1,7 Tatverdachtigen pro Fall wurden in
368 aufgeklarten Fallen 619 Tatverdach-
tige ermittelt.

Bei 470 der insgesamt 619 Tatverdach-
tigen stellte die Staatsanwaltschaft das
Verfahren ein, Davon wurden in 384 Fal-
len wegen Fehlens eines genugenden
Anlasses zur Erhebung der offentlichen
Klage (§ 170 Il StPO) eingestellt.

Bei 113 Tatverdachtigen fuhrte die
Staatsanwaltschaft das Verfahren fort.
Daraus resultierten sechs rechtskraftige
Strafbefehle und 107 Anklagen, die in
100 Fallen zur Er6ffnung des Hauptver-
fahrens fahrten.

82 der 100 Hauptverfahren endeten
mit einer Verurteillung, zehn wurden ein-
gestellt und in sieben Verfahren kam es zu
einem Freispruch. Berufung legten sechs
der erstinstanzlich Verurteilten ein. In zwei
Fallen war dieses Rechtsmittel erfolgreich
und die Angeklagten wurden in zweiter
Instanz freigesprochen. Letztendlich wur-
den 80 Verurteilungen rechtskraftig.

Zusammengenommen wurden 86 der
urspranglich 619 Tatverdachtigen rechts-
kraftig verurteilt oder mit einem rechts-
kraftigen Strafbefehl (der nach § 41011l
StPO einer Verurteilung gleichsteht) be-
dacht. Hinter diesen Verurteilungen ste-
hen tatsachlich jedoch nur 80 Personen
bzw. 62 der polizeilich registrierten Falle
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Abbildung 1: Trichtereffekt beim Wohnungseinbruchdiebstahl

des Wohnungseinbruchdiebstahls. Die
Personenzahl ist kleiner, da sechs Tater
fur jeweils zwei Falle in eigenstandigen
Strafverfahren sanktioniert wurden. Die
Fallzahl ist kleiner, weil in 17 Fallen zwei
bis vier Tater fir ein und dieselbe gemein-
schaftlich verlbte Tat zur Verantwortung
gezogen wurden,

Analysierte Falle
ergeben Verurteilungsquote
von 2,6 Prozent

Im Ergebnis ergibt sich somit Folgendes:
Bezogen auf die 368 aufgeklarten Falle
entsprechen 62 Falle mit mindestens
einer Verurteilung einer Quote von
16,9 Prozent. Im Hinblick auf die 2403
analysierten Falle ergibt sich eine Ver-
urteilungsquote von 2,6 Prozent. Dieser
Befund untermauert sowohl das Ergebnis
der Ruhrgebiets-Untersuchung von Kawe-
lovski (2012: 137) als auch die Berech-
nung anhand der Strafverfolgungsstatistik
von Bartsch et al. (2014: 485).

6. Wer sind die verurteilten Tater?

Schon wegen der Unschuldsvermutung
konnen nur diejenigen polizeilich er-

mittelten Personen als Tater bezeichnet
werden, die in Folge des Wohnungsein-
bruchs einen rechtskraftigen Strafbefehl
erhielten oder rechtkraftig verurteilt wur-
den. Anhand der Akten lasst sich diese
Gruppe folgendermaBBen beschreiben®;
Das durchschnittliche Alter der Verurteil-
ten betrug zum Zeitpunkt der Tat 28 Jahre
und variierte zwischen 14 und 60 Jahren
(50 Prozent waren junger als 23 Jahre,
die andere Halfte alter). Die Mehrzahl ist
mannlich (93,6 Prozent) und wurde in
Deutschland geboren (60,0 Prozent). Die
Halfte der Verurteilten hat die deutsche,
die andere Halfte eine andere Staatsange-
horigkeit.'" Dabei treten neben staatenlo-

Osteuropaer

sen und ungeklarten Staatsangehérigkei-
ten 16 verschiedene Nationalitdten auf.

Um das Vorkommen der im Titel an-
gesprochenen Tatergruppen — osteuro-
paische Herkunft, Zugeharigkeit zu einer
professionellen Bande, Drogenabhangige
- einzuschatzen, wurden die Verurteilten
entsprechend zugeteilt." Zu den osteuro-
paischen Tatern kénnen 28,8 Prozent der
Verurteilten gezahlt werden.” Ein Anteil
von 47,5 Prozent beging den Einbruch
zusammen mit mindestens einer weite-
ren daflr verurteilten Person. Hinweise
fur stoffliche und nichtstoffliche Stchte/
Abhangigkeiten fand sich bei etwa einem
Drittel (31,3 Prozent)."””

andere Staat

5 1 13 6
Ja
Hinweis auf stoffliche 6,3 % 1,3% 16,3 % 7,5%
und nicht-stoffliche
Suchte/Abhangigkeiten 7 10 17 21
Nein
8.8% 125% 21.3% 26,3 %

Tabelle 2: Verteilung verurteilter Personen nach Gruppenzugehorigkeit
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In Tabelle 2 werden die Verurteilten
verteilt Uber alle Merkmale gleichzeitig
dargestellt. Mit 21 Tatern findet sich die
groBte Tateranzahl bei nichtabhangigen
Gemeinschaftstatern einer nicht-osteuro-
paischen Staatsangeharigkeit. Gleichzei-
tig sind aber auch alle anderen Gruppen
mit mindestens einer Person besetzt. Eine
Dominanz eines bestimmten Tatertyps
l&sst sich mithin nicht feststellen.

28,8 Prozent der
Verurteilten zahlen zu den
osteuropaischen Tatern

In der weiteren Auswertung zeigte sich
darlber hinaus eine weitere relevante Dif-
ferenzierungsmaglichkeit: die Tater-Opfer-
Beziehung.™ Bei knapp einem Drittel der
Verurteilten existierte eine Beziehung zu
mindestens einem Mitglied des geschadig-
ten Haushalts (29,9 Prozent): 16,9 Prozent
waren Uber den Bekannten- oder Freundes-
kreis bekannt und in 10,4 Prozent handelte
es sich um (Ex-)Partner, Familienangehorige
oder Verwandte. Zu den erfassten sonstigen
Beziehungen (2,6 Prozent) zdhlen Mitbe-
wohner und Hausangestellte, Wiirde diese
Differenzierung in Tabelle 2 zusatzlich be-
rucksichtigt, untermauerte dies die Folge-
rung, dass es keinen dominanten Tatertyp
unter den Verurteilten gibt.

7. Fazit

Die dargestellten Ergebnisse beziehen
sich auf eine Stichprobe von 2403 zufallig
ausgewahlten Wohnungseinbrichen der
Stadte Berlin, Bremerhaven, Hannover,
Stuttgart und Minchen aus dem PKS-Jahr
2010. Bei einem GrofBteil der registrierten
Falle des Wohnungseinbruchdiebstahls
werden keine Tatverdachtigen ermittelt
(84,7 Prozent). Wir wissen also von die-
sem GroBteil der Félle bislang nicht, wer
die Tater sind. Zudem wird die Uberwie-
gende Mehrheit der Verfahren gegen als
tatverdachtig ermittelte Personen ein-
gestellt. Lediglich in 2,6 von 100 Fallen
kommt es zur Verurteilung einer oder
mehrerer Personen — es liegen demnach
nur zu einem sehr kleinen Ausschnitt al-
ler Wohnungseinbruchstater empirisch
fundierte Erkenntnisse vor; diese weisen
darauf hin, dass es keine dominierende
Tatergruppe gibt.

Eine Antwort auf die Frage, wer hinter
den zahlenméaBig seit Jahren ansteigen-
den Wohnungseinbriichen steckt, lasst
sich unter Ruckgriff auf diese kleine und
zudem sehr heterogene Gruppe verurteil-
ter Einbrecher mithin nicht geben. Vor

diesem Hintergrund kann nur erneut zu
mehr Zurlckhaltung gegenlber stigma-
tisierenden Generalisierungen aufgerufen
werden. Empirisch gesichertes Wissen
tber die Tater des Wohnungseinbruchs
existiert bislang nicht und da keine deut-
liche Erhohung der Aufklarungs- und
Verurteiltenquote absehbar ist, wird man
bedauerlicherweise auch in naher Zu-
kunft kein solches Wissen Uber diese
haben.” Unbedingt sollte weiterhin ver-
sucht werden, Wohnungseinbriche durch
préaventive Verhaltensweisen und sicher-
heitstechnische MaBnahmen zu erschwe-
ren. Dass dies aussichtsreich ist, zeigen
der weiterhin ansteigende Anteil der im

Keinen dominanten Tatertyp
unter den Verurteilten

Versuch steckenbleibenden Wohnungs-
einbriiche (vgl. Bartsch et al. 2014: 484)
sowie die Ergebnisse einer jingst am KFN
durchgefihrten Betroffenenbefragung zum
Thema Einbruchspravention (DreiBigacker
et al. 2015).

Anmerkungen

1 Far die finanzielle Forderung des Forschungs-
projekts danken wir dem Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) so-
wie den Stadten Bremerhaven und Berlin, Bei
der Nennung der teilnehmenden Stadte ist
uns in unserem letzten Kriminalistik-Beitrag
(Baier et al. 2015: 139) ein Fehler unterlaufen,
den wir an dieser Stelle berichtigen moch-
ten: Zu den teilnehmenden Stadten zahlen:
Bremerhaven, Berlin, Hannover, Minchen
und Stuttgart. Zur Beschreibung des gesam-
ten Forschungsprojekts siehe Bartsch et al.
(2013).

2 Darunter fallen sowoh| versuchte als auch
vollendete Delikte. Im Folgenden wird nicht
nach dem Tatstadium differenziert,

3 Als aufgeklart zahlt ,die Straftat, die nach
dem (kriminal-) polizeilichen Ermittlungser
gebnis ein mindestens namentlich bekannter
oder auf frischer Tat ergriffener Tatverdach-
tiger begangen hat” (Richtlinien fir die Fuh-
rung der Polizeilichen Kriminalstatistik i.d. F
vom 1,1.2010, BKA Wieshaden, S. 6).

4 Sofern eine Person in mehreren Fallen als
tatverdachtig ermittelt wurde, wurde sie hier
mehrfach gezahlt,

5 Darunter fallen vor allem Hausfriedensbruch
(§ 123 5tGB), Diebstahl (§ 242 StGB), beson-
ders schwerer Diebstahl (§§ 242, 243 StGB)
und Sachbeschadigung (§ 303 StGB).

6 Die angegebenen Prozentwerte beziehen sich
auf alle ,giltigen” Falle, d.h. abzlglich der
Falle, in denen entsprechende Informationen
in der Akte fehlten.

7 Die neben Einstellungen und Weiterleitungen
an das Gericht verbleibenden 0,6 Prozent
der Verfahren befanden sich zur Zeit der Ak-
tenanalyse noch in der Ermittlungsphase. In
einem Fall wurde die Strafverfolgung gem.
§154a StPO auf schwere Brandstiftung
(5 306a StGB) beschrankt.

8 Bei der Strafverfolgungsstatistik wird im Falle
der Verurteilung von Personen, , die in Tatein-
heit (§ 52 5tGB) oder Tatmehrheit (§ 53 5tGB)
mehrere Strafvarschriften verletzt haben”, nur
Jder Straftatbestand statistisch erfasst, der
nach dem Gesetz mit der schwersten Strafe
bedroht ist”, Hier wurden hingegen auch Ur-
teile berticksichtigt, bei denen der Wohnungs-
einbruch nicht als schwerstes Delikt in eine
Gesamtstrafe einging.

9 MNeben der Zufallsstichprobe von 500 Fallen
pro Stadt wurde eine bewusste Stichprobe
von zusatzlich 300 bis 400 aufgeklarten Fallen
in jeder Stadt gezogen, die in dieser Auswer-
tung nicht mit eingeflossen ist. Die Ergebnisse
zu diesen Fallen werden an anderer Stelle ver-
offentlicht.

10 Personen, die neben der deutschen noch eine
weitere Staatsangehdrigkeit besaBen, wurden
den Personen mit nicht deutscher Staatsange-
hérigkeit zugerechnet.

11 Bandendiebstahl wird in der PKS nicht ge-
sondert ausgewiesen (vgl. Vogel 2010: § 244
Rn, 1). Als Proxy fur Bandenmitgliedschaften
werden alle Tater gezahlt, die bet mindestens ei-
nem analysierten Fall gemeinschaftlich mit min-
destens einer weiteren daflir verurteilten Per-
son agierten. Dies entspricht im Vergleich zum
strafrechtlichen Bandenbegriff (vgl. Vogel 2010:
§ 244 Rn. 56) einer sehr weiten Auslegung.

12 Dazu zahlen rumanische, serbische, bulgari-
sche, bosnische, mazedonische, albanische,
kroatische, russische, ungarische und polni-
sche Personen.

13 Dazu wurden Personen gezahlt, bei denen
sich Hinweise auf Spielsucht, BtM-Abhangig-
keit, Alkoholsucht ader Medikamentenabhan-
gigkeit in entsprechenden polizeilichen Er-
mittlungsergebnissen, Aussagen der Tater zu
Tatmotiven und gerichtlichen Feststellungen
innerhalb des Hauptverfahrens fanden.

14 Siehe dazu Kawelovski, 2012: 42 1,

15 Wenngleich reprasentative Interviews mit
Angeharigen der Strafverfalgungsbeharden -
wie Fuchs (2014) es zur Erkenntnisgewinnung
vorschlagt — eine wichtige Informationsguelle
sind, lieBe sich das Problem der geringen
Aufklarungs- und Verurteiltenguote auch mit
diesem methodischen Vorgehen nicht beseiti-
gen. Bestenfalls entstiinde eine reprasentative
Darstellung der polizeilichen und staatsan-
waltschaftlichen Perspektive, die die beste-
hende Wissensliicke und damit verbundene
Unsicherheiten erneut verdeutlichen wirde
(siehe dazu Schlembach (2008: 59-66), der
diese Methode einsetzte),
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~ RECHT AKTUELL

Sicherstellung von ,verdachtigem” Bargeld

1. Bargeld, das zunachst strafpro-
zessual beschlagnahmt und auf
ein Justizkonto eingezahlt worden
ist, kann nach MaBgabe des Poli-
zeirechts zur Eigentumssicherung
(hier: Art. 25 Nr. 2 BayPAG) sicher-
gestellt werden.

2. Dies gilt insbesondere dann,
wenn die Eigentumsvermutung
des § 1006 Abs. 1 BGB durch hinrei-
chende Indizien und Erfahrungstat-
sachen erschuttert ist.

3. Es bedarf vorher nicht der Um-
wandlung des Buchgeldes in Bar-
geld.

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt

Der Antragsteller (A) des vorliegenden
Verfahrens des vorlaufigen Rechtsschut-
zes wurde im April 2012 im Fernzug
Paris-MUnchen nach einer verdachtsun-
abhangigen Kontrolle festgenommen
und durchsucht. Dabei wurde ein Bar-
geldbetrag in Hohe von 176 650 € ge-
funden. A bewahrte das Geld in einem
Stoffbeutel auf, der sich in einer kleinen
Reisetasche befand. Er gab zunachst
an, er fihre 193.000 € bei sich, die
er innerhalb von drei Wochen beim
Pokerspiel in einem privaten chinesi-
schen Casino in Paris gewonnen habe.
Das Geld, so erklarte er spater, sei fir
eine Huftoperation seiner Schwester
bestimmt. Im Rahmen der polizeilichen
Vernehmung anderte A seine Aussage
erneut: Von dem aufgefundenen Geld
gehorten 100 000 € ihm, 80 000 €
habe er sich von Freunden geliehen.
Damit habe er einen Lkw kaufen wol-
len, einen entsprechenden Fuhrerschein
habe er aber nicht. Hinsichtlich seiner
Einkommensverhaltnisse gab A an, seit

Kersting, 5. (2014): Anmerkungen zu ,Phanomen
Wohnungseinbruch - Taten, Tater, Opfer” von
Tillmann Bartsch, Arne DreiBigacker, Katharina
Blauert und Dirk Baier in Kriminalistik 8-9/2014,
5. 483-490. In: Kriminalistik 68 (11/2014),
5. 654,

Schlembach, €. (2008); Der Blick des Einbrechers,
Zur Struktur von Einbruchshandlungen in Pri-

vathaushalte. Wien, Graz: Neuer Wissenschaft-
licher Verlag.

Vogel, J. (2010): §§ 242-262. Diebstahl und Un-
terschlagung. In: H.W. Laufhatte, R. Rissing-
van Saan und K. Tiedemann (Hg.): Strafgesetz-
buch. Leipziger Kommentar, Bd. 8., 12. Aufl.
Berlin: de Gruyter Recht.

seinem 20. Lebensjahr zehn Jahre lang
als Prostituierter gearbeitet zu haben. Da-
nach habe er in Turin Werbung fur Lo-
kale gemacht und damit rd. 4000 € im
Monat verdient. Zudem habe er in Paris
mit der Vermittlung von Immabilien rd.
3000 € verdient.

Der bei A aufgefundene Geldbetrag
wurde gem. § 111c¢ StPO beschlagnahmt.
Nach Einstellung des gegen A eingeleite-
ten Strafverfahrens wurde das Geld , frei-
gegeben” und bei der Hinterlegungsstelle
(Amtsgericht) eingezahlt. Die zustandige
Polizeibehorde ordnete die Sicherstellung
der beschlagnahmten Gelder an. Der Be-
scheid wurde flr sofort vollziehbar erklart,
weil die Gefahr bestehe, dass A das Geld
an unbekannte Dritte weiterleiten wirde.

Hiergegen richtet sich der Antrag auf
Gewahrung vorlaufigen Rechtsschutzes.

Il. Zur Rechtslage

Gegen die Zulassigkeit des auf § 80
Abs. 5 VwGO gestiitzten Antrages beste-
hen keine Bedenken.

Der Erfolg eines solchen Antrages in
der Sache hangt von einer Abwagung der
- von der Behorde wahrzunehmenden -
offentlichen Interessen und dem privaten
Aufschubinteresse des Betroffen ab. Inso-
weit fallt mafBigeblich ins Gewicht, ob der
Verwaltungsakt — hier: Sicherstellungsan-
ordnung - (offenkundig) rechtmaBig oder
rechtswidrig ist. Ergibt eine summarische
Prufung die Rechtswidrigkeit, so ist zu-
gunsten eines Antragstellers zu entschei-
den, anderenfalls wird das Gericht die
auf § 80 Abs. 2 Nr. 4 VWGO beruhende
Anordnung der sofortigen Vollziehung
bestatigen.

Die Polizeibehorde konnte im Falle des
A ihre Sicherstellungsanordnung auf Art.
25 Nr. 2 BayPAG (= z. B. § 43 Nr. 2 PolG

NRW) statzen. Danach kann die Polizei
eine Sache sicherstellen, um den Eigent(-
mer oder den rechtmaBigen Inhaber der
tatsachlichen Gewalt vor Verlust oder Be-
schadigung einer Sache zu schitzen,

.Sachen” werden als korperliche Ge-
genstande definiert (s. § 90 BGB), so dass
sich bereits die Frage stellt, ob auch , Buch-
geld” — wie hier — sichergestellt werden
kann (bejaht vom OVG Luneburg, Urt. v.
7.3.2013 - 11 LB 438/10). Der VGH lasst
diese (umstrittene) Frage einstweilen offen
und verweist auf die Maglichkeit der Kla-
rung in einem Hauptverfahren.

Zu prifen ist weiterhin, ob die Sicherstel-
lung dem Schutz des Eigentums dient(e).
Da das Geld bei A gefunden wurde, kann
er sich auf die Eigentumsvermutung des
§ 1006 Abs. 1 BGB berufen. Allerdings halt
es der Senat fur moglich, dass diese ge-
setzliche Vermutung durch Indizien und
Erfahrungstatsachen widerlegt werden
kann. Entscheidend sei, dass diese mit ei-
ner flr das praktische Leben brauchbaren
Gewissheit das Eigentum des gegenwar-
tigen Besitzers (= A) als weniger wahr-
scheinlich erscheinen lassen als das Eigen-
tum von Dritten.

Insoweit schlagen vor allem die wider-
spruchlichen Angaben des A zu seinen Las-
ten durch. Das Gericht legt insbesondere
dar, dass seine Erklarung, er habe das Geld
in einem ,Casino” gewonnen, aufgrund et-
licher Ungereimtheiten unplausibel sei. Es
spreche daher einiges fur die Rechtmallig-
keit der Sicherstellungsanordnung. Im Ub-
rigen bestehe kein Gberwiegendes Interesse
des A an der Wiederherstellung der auf-
schiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs.

VGH Munchen, Beschl. v. 6.2.2014
10 CS 14.47
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Was schiitzt vor einem Einbruch und welche Konsegquenzen
ziehen Betroffene aus einer solchen Tat?

Arne DreiBigacker, Gina Rosa Wollinger,
Tillmann Bartsch & Dirk Baier

In der Ausgabe 4/2014 dieser Zeitschrift (Wollinger et al. 2014b) wurden bereits
erste Ergebnisse einer Befragung von Betroffenen des Wohnungseinbruchs
durch das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen e.V. (KFN)
veroffentlicht. Daran anknlipfend werden in diesem Beitrag weiterflihrende
Ergebnisse dieser Befragung zum Thema Einbruchspravention vorgestellt.

Die jahrlich steigenden Fallzahlen
des Wohnungseinbruchdiebstahls, die
weiterhin sehr geringe Aufklarungs-
quote bei diesem Delikt," die groBe
Prasenz des Themas in den Medien
und der breit beworbene Markt an Si-
cherungstechniken und Versiche-
rungsprodukten bewegen viele BUr-
gerzumHandeln. Neben der Griindung
von Burgerinitiativen, die mithilfe von
Prasenzstreifen Einbruchstaten ver-
hindern wollen, und erhdéhter Wach-
samkeit gegenutber Fremden? werden
madgliche PraventivmaBnahmen zu-
nehmend reflektiert und umgesetzt.3
Dies reicht von der Uberpriifung von
Fenstern und Tlren beim Verlassen
der Wohnung bzw. des Hauses bis hin
zur Installation aufwendiger Siche-
rungstechnik in den eigenen vier wan-
den. Diejenigen, die einmal oder sogar
mehrfach von Wohnungseinbriichen
betroffen waren, sind durch solche Er-
lebnisse in der Regel zusatzlich moti-
viert, MaBnahmen zur zukilnftigen
Verhinderung zu ergreifen.

Diese ,aktiven, pradeliktischen, auf
die Verhinderung der Tatbegehung
abzielenden MaBnahmen“4 und Ver-
haltensweisen, die sich nach der ge-
laufigen, allerdings nicht unumstritte-
nens theoretischen Differenzierung
(primare, sekundare, tertidare Kriminal-
pravention) den Ebenen der situa-
tions- und opferbezogenen sekun-
daren Kriminalpravention zuordnen
lassen, stehen im Mittelpunkt des ers-
ten Teils dieses Beitrags. Konkret wird
auf Basis der Befunde einer aktuel-
len empirischen Untersuchung des
Wwohnungseinbruchs durch das KFN
der Frage nachgegangen, welche

MaBnahmen und Verhaltensweisen
eine solche Tat, praziser formuliert ein
Eindringen in die Wohnung, verhin-
dern kdnnen. In den Blick genommen
werden dabei die von verschiedenen
Anbietern offerierte Beratung zur Ein-
bruchspravention, diverse praventive
Verhaltensweisen von Wohnungsinha-
bern bzw. Bewohnerné sowie MaBnah-
men der technischen Sicherung von
Gebduden und Wohnungen (soge-
nannte Technopravention). Mit Ver-
weis auf das ,Dusseldorfer Gutach-
ten“7 wurde dem zuvor beschriebenen
Bereich der sekundaren Kriminalpra-
vention allgemein die ,niedrigsten Er-
folgsquoten“e bescheinigt. Da viele
der verflgbaren Erhebungen, die sich
hiermit auseinandersetzen, in den
1990er-Jahren im angelsidchsischen
Raum durchgefiihrt wurden und sich
deren Ergebnisse in der Regel nicht
einfach auf andere Regionen Ubertra-
gen lassen, erscheint die empirische
Untersuchung der Frage, ob verschie-
dene Beratungsangebote, Verhal-
tensweisen und MaBnahmen eine
einbruchsverhindernde wirkung ent-
falten, aber weiterhin als sinnvoll und
notwendig.?

Im zweiten Teil des Beitrags wird
untersucht, inwieweit Menschen, die
einen Wohnungseinbruch erleben
mussten, Anderungen in ihrem Pra-
ventionsverhalten zeigen. Dabei ldsst
sich vor dem Hintergrund der Befunde
des ersten Teils auch eine Aussage
dazu treffen, ob die SicherungsmaB-
nahmen und Verhaltensianderungen,
die die Betroffenen nach der Tat er-
griffen bzw. gezeigt haben, wirksam
sind.10

Als Basis fUr die Beantwortung der
vorstehenden Fragen dienen die Da-
ten einer in den Jahren 2013/14 durch
das KFN durchgefiihrten Betroffenen-
befragung.” In funf deutschen GroB-
stddten (Bremerhaven, Berlin, Hanno-
ver, Stuttgart und Mudnchen) wurden
Betroffene eines versuchten bzw. voll-
endeten Wohnungseinbruchs u.a. zu
praventiven MaBnahmen und Verhal-
tensweisen bezuglich der Zeit vor und
nach der Tat befragt. An der Erhebung
haben - bei einer Rucklaufguote von
68,7 % - 1329 Betroffene des Woh-
nungseinbruchs teilgenommen. So-
weit nachfolgend auf Unterschiede
zZzwischen einzelnen Stiadten einge-
gangen wird, geschieht dies, ohne de-
ren Namen zu nennen.?

An dieser Stelle ist noch auf Folgen-
des hinzuweisen: Die im ersten Bei-

1 Bartsch et al. (2014)

2 Lauerer, M.: Schutz vor Einbrlichen. Wenn Burger auf
Streife gehen. In: Spiegel-Online, 9.9.2014, verfligbar
unter http://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/
buergerstreife-in-radevormwald-buerger-wehren-sich-
gegen-einbrueche-a-981549.html, zuletzt gepruft am
16.9.2014

3 Das zeigt sich auch im steigenden Anteil von Wohnungs-
einbruchen, die im Versuch stecken geblieben sind (dazu
Bartsch et al. 2014: 484).

4 Meier (2010: 270).

5 Hafen (2001: 37); Meier (2010: 271). Ein aktueller Versuch,
aus systemtheoretischer Perspektive die Bereiche der
Kriminalprévention theoretisch zu fassen, findet sich bei
Hafen (2005). Dabei weicht Hafen von der bisherigen
Differenzierung zwischen Primar-, Sekundar- und
Tertidrpravention ab und schldgt die seines Erachtens
trennschdrfere begriffliche Unterscheidung von
,Prdvention” und ,Behandlung” vor.

6 Auf mannlich-weibliche Doppelformen sowie auf
maogliche Konstellationen im Plural (z. B. der/die Téter/
-innen) wird zur besseren Lesbarkeit verzichtet; die
weibliche Form als auch gemeinschaftliche Konstellatio-
nen sind jeweils mitgemeint. Daneben sind auch Hauser
einbezogen, wenn von Wohnungen die Rede ist.

7 Réssner et al. (2002). Siehe dazu auch Sherman et al.
(2002).

8 Feltes (2008: 253).

9 Eine aktuellere deutsche Studie zu diesem Thema legte
Feltes (2004) vor. Sie beschrankt sich aber auf die
Auswertung vorhandener Studien und auf eine
qualitative Befragung von 27 wegen Einbruchs
inhaftierten Personen.

10 FQr hilfreiche Kommentare und Anregungen zu diesem
Beitrag danken wir Herrn Reinhold Hepp vom Deutschen
Forum fr Kriminalpravention (DFK).

" FUr die finanzielle Férderung der Studie danken wir dem
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft
(GDV) sowie den Stadten Berlin und Bremerhaven. Zu den
Details der Untersuchung vgl. Wollinger et al. (2014a).

12 Damit soll einem Ranking nach ,besseren” und
,schlechteren” Stadten vorgebeugt werden.

forum kriminalpravention 2/2015
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Abbildung 1: Information lber Praventionsméglichkeiten (in Prozent)

tragsteil behandelte Frage, was einen
Wwohnungseinbruch verhindert, wird
auf der Grundlage eines Vergleichs der
in unserem Datensatz enthaltenen
Lerfolgreichen” Wohnungseinbriiche
einerseits und der ,erfolglosen” Taten
anderseits beantwortet. Dabei gilt ein
Wwohnungseinbruch - in Abweichung
von der strafrechtlichen Definition -
bereits dann als ,erfolgreich”, wenn
der Tater in die Wohnung gelangt ist.
Als ,erfolglos” wird ein Einbruch hin-
gegen eingestuft, wenn dem ein-
bruchswilligen Tdter das Eindringen
nicht gelungen ist. Der erstgenannten
Kategorie (,erfolgreiche Wohnungs-
einbriche”) gehdren 984 Fille unseres
Datensatzes an, der zweitgenannten
303 Falle. Die Ubrigen 42 Fille konnten
bei dieser Analyse nicht beriicksichtigt
werden, da sich mittels der Betroffe-
nenangaben nicht mit der erforderli-
chen Sicherheit ermitteln lieB, ob der
Tater in die Wohnung eingedrungen
war.

Was schiitzt vor dem Eindringen
in die Wohnung?

Zur Beantwortung der Frage nach
dem Unterschied erfolgreicher und
erfolgloser Einbriiche wurde erhoben,
ob und ggf. wo sich die Betroffenen
bereits vor der Tat Uber die M&glich-
keiten der Einbruchspravention infor-
miert haben,’® ob bereits zusatzliche
technische Sicherungen vorhanden
waren’ und ob sie bestimmte Verhal-
tensweisen zeigten, die dem Schutz
vor Einbruichen dienen sollten.’s Daru-
ber hinaus sollten die Befragten eine
Einschdtzung dazu abgeben, ob in der
Nachbarschaft das Thema ,Einbruchs-
pravention” bereits vor der Tat eine
Rolle spielte. ¢

forum Kriminalpravention 2/2015

Information Uber
Praventionsmaoglichkeiten

Knapp zwei Drittel der Betroffenen
(62,6 %) bejahten die Frage, ob sie sich
ZU irgendeinem Zeitpunkt Uber MdAg-
lichkeiten zur Verhinderung von Ein-
brichen informiert haben. Hiervon gab
aber nur ein kleiner Anteil der Befrag-
ten (4,8 %) an, dass sie sich bereits vor
der Tat beraten lieBen bzw. Informatio-
nen eingeholt haben. Weitere 23,9 % ta-
ten dies sowohl vor als auch nach der
Tat (Abbildung 1). Bei letzteren bleibt
aufgrund der Operationalisierung un-
klar, welche der angekreuzten Bera-
tungsmadglichkeiten vor und welche
nach der Tat in Anspruch genommen
wurden.’” Die am haufigsten genutzte
Informationsmaoglichkeit ist die Bera-
tung durch die Polizei, gefolgt von der
Information im Freundes- und Famili-
enkreis. Diejenigen Betroffenen, die
sich ausschlieBlich vor der Tat zu den
Md&glichkeiten der Pravention beraten
lieBen, nutzten neben polizeilichen Be-
ratungsstellen haufig die Expertise ei-
nes entsprechenden Fachgeschafts.

Ausstattung mit Sicherheitstechnik

Vor der Tat war die Uberwiegende
Mehrheit der Haushalte (72,7 %) mit
keiner speziellen Sicherheitstechnik
ausgestattet, wahrend 27,3 % der Be-
fragten ihr Zuhause bereits technisch
sicherten. Am haufigsten wurden spe-
zielle Sicherungen an Turen (68,7 %)
und Fenstern (48,6 %) angegeben, ge-
folgt von Beleuchtung (innen/auBen)
(31,0 %) und Alarmanlagen (10,9 %).18
Die Nennung von Videokameras (in-
nen/auBen) (4,4 %) und sonstigen Si-
cherheitstechniken (6,4 %) — darunter
fallen vor allem Bewegungsmelder,
zeitgesteuerte Fensterrollldden und

automatische Alarmmelder - erfolgte
selten. Kunstliche DNA wurde nicht
eingesetzt. Der Einbau der Sicher-
heitstechnik wurde in 55,5 % von den
Befragten oder einem anderen Haus-
haltsmitglied veranlasst bzw. selbst
durchgefuhrt. In 30,6 % der Falle wur-
den diese Arbeiten von Vormietern
oder Vorbesitzern tbernommen und
in 20,9 % geschah der Einbau durch
sonstige Personen.

13 Zu den Vorgaben zahlten: ,Beratungsprogramm der
Polizei”, ,Beratungsangebot eines Geschafts/
Unternehmens”, ,Beratungsangebot einer Versiche-
rung”, ,Ich habe mich im Freundes-/Bekannten-/
Familienkreis informiert”, ,Sonstiges Beratungsangebot”,
LIch habe mich durch Zeitschriften/Broschlren
informiert”, ,Ich habe mich im Internet informiert”. Eine
Mehrfachnennung war maéglich.

14 Folgende Antwortmaéglichkeiten standen zur Auswahl:
,Spezielle Sicherung an der Tur", ,Spezielle Sicherung an
Fenstern”, ,Alarmanlage”, ,Beleuchtung auBerhalb der
Wohnung bzw. des Hauses, z. B. im Garten”, ,Beleuch-
tung innerhalb der Wohnung bzw. des Hauses, z. B. Licht
mit Zeitschaltuhr, ,Fernsehsimulator”, “Videokameral(s)
auBerhalb der Wohnung bzw. des Hauses”,
Videokamera(s) innerhalb der Wohnung bzw. des
Hauses”, ,Klnstliche DNA (sogenannte kDNA)", ,Sonstige
Sicherheitstechnik”. Eine Mehrfachnennung war maglich.

5 Zu den Antwortvorgaben zdhlten: ,Ich lasse das Licht
brennen, wenn ich die Wohnung bzw. das Haus verlasse”,
,Ich stelle das Radio oder den Fernseher an, wenn ich die
Wohnung bzw. das Haus verlasse”, ,Ich schlieBe die
Wohnungs- bzw. HaustUr ab, wenn ich gehe”, ,Wenn ich
langere Zeit nicht da bin, bitte ich andere, nach meiner
Wohnung zu sehen und/oder den Briefkasten zu
entleeren” und ,Ich achte darauf, dass maoglichst wenige
Menschen von einer [angeren Abwesenheit (z. B. Reise)
erfahren”. Die Betroffenen konnten auf einer Skala von
1 ,nie” bis 4 ,immer” angeben, ob sie dies bereits vor
dem Einbruch taten.

6 Die Betroffenen konnten ihre Einschdtzung zu folgenden
Items auf einer Skala von 1 ,trifft gar nicht zu” bis 4 ,trifft
voll und ganz zu” abgeben: ,Innerhalb der Nachbarschaft
sprach man Uber Wohnungseinbruch”, ... war man
wachsam gegenuber Fremden in der Gegend”,

... machte man sich um Einbruchschutz Gedanken”,
,... achtete man gegenseitig auf die Wohnung bzw. das
Haus, wenn jemand verreiste”.

7 Die Beratungsart bzw. Informationsquelle wurde lediglich
einmal und dabei unabhdngig vom Zeitraum der
Beratung (,davor”, ,danach” oder ,davor und danach”)
erfragt. Bei denjenigen, die angaben, sich sowohl vor als
auch nach der Tat informiert zu haben, kann bei Angabe
mehrerer Informationsquellen somit nicht zweifelsfrei
gesagt werden, ob alle genannten Beratungsquellen nur
vor, nur nach oder sowohl vor als auch nach der Tat
genutzt wurden.

"8 Die Prozentzahlen beziehen sich auf jene Befragten, die
das Vorhandensein einer technischen Sicherung
bejahten.
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Abbildung 2: Préventionsverhalten vor dem Einbruch (in Prozent)

Praventionsverhalten

Auf die Frage nach speziellen Verhal-
tensweisen, die dem Schutz vor Einbri-
chen dienten, gab die Uber-
wiegende Mehrzahl (79,8 %) an, ihre
Wohnungstur beim Verlassen der Woh-
nung immer zu verschlieBen (Abbil-
dung 2) bzw. jemanden zu beauftragen
(65,3 %), bei einer ldangeren Abwesen-
heit den Briefkasten zu leeren und nach
der Wohnung zu schauen. Ein Drittel
(33,5 %) unterrichtete immer nur weni-
ge ausgewadhlte Personen von einer be-
vorstehenden Reise. Nur sehr wenige
Befragte lieBen beim Verlassen der
Wohnung immer das Licht brennen
oder das Radio laufen (8,0 bzw. 0,9 %).
FUr die nachfolgende Analyse zur Wirk-
samkeit praventiver Verhaltensweisen
und MaBnahmen wurden zwei Mittel-
wertskalen gebildet, die zum einen
Handlungen zusammenfassen, die eine
Anwesenheit suggerieren,’”® und zum
anderen Handlungen mit dem Ziel, eine
langere Abwesenheit vor Fremden ver-
borgen zu halten.2

Praventionsorientierte Nachbarschaft

Jeweils ein Drittel der Betroffenen
stimmte den Aussagen zu, dass Woh-
nungseinbriche schon vor der Tat in
der Nachbarschaft thematisiert wur-
den (31,8 %) und man sich Gedanken
zum Einbruchschutz machte (35,3 %).
Eine allgemeine Wachsamkeit gegen-
Uber Fremden in der Gegend bestatig-
ten 46,2 % der Befragten und Uber die
Halfte gab an, dass man innerhalb der
Nachbarschaft bei langerer Abwesen-
heit gegenseitig auf die Wohnungen
achtete und die Briefkdsten leerte
(55,7 %).21

Wirksamkeit praventiver Ver-
haltensweisen und MaBnahmen

Nach der vorangegangenen de-
skriptiven Darstellung sollen nun binar-
logistische Regressionsmodelle mit
der erfolgreichen Verhinderung des
Eindringens der Tater als abhdngige
Variable geschatzt werden. Dabei geht
es in erster Linie nicht um eine hohe
Varianzaufklarung von Vorhersagemo-
dellen, sondern um die Identifizierung
von statistisch wirksamen Einflussgro-
Ben zur Einbruchspravention.

Zundachst werden in einem Modell 0
rein bivariate Regressionen berech-
net, um zu erkennen, welche signifi-
kanten Zusammenhange sich im Mo-
dell 1l als unabhangig erweisen und
welche in den Effekten der anderen
Variablen aufgehen. Zu erwarten ist
bspw., dass die in Modell 0 zu erken-
nenden signifikanten Effekte der Bera-
tung durch die Polizei, durch ein Fach-
geschaft sowie der Information im
Familien- und Freundeskreis (siehe Ta-
belle 1) nach der Einfihrung der ver-
schiedenen Sicherheitstechnik-Varia-
blen im Modell Il verschwinden, da
Beratungen allein keinen Einfluss auf
das Verhindern eines Eindringens ha-
ben kdénnen, sondern nur indirekt
Uber die anschlieBend getroffenen Si-
cherungsmaBnahmen wirken. Neben
diesen Beratungs- und Informations-
quellen erweisen sich Tur- und Fens-
tersicherungen, Alarmanlagen, sonsti-
ge Sicherungen, das Verbergen
langerer Abwesenheit und eine pra-
ventionsorientierte Nachbarschaft in
diesem Analyseschritt als geeignet,
das Eindringen von Einbrechern zu
verhindern.

Im Modell | wird der Frage nachge-
gangen, ob es insgesamt betrachtet
fUr die entsprechenden Betroffenen
effektiv war, sich vorher tber die M6g-
lichkeiten der Pravention zu informie-
ren und zusatzliche Sicherungstech-
nik zu installieren. Mit Blick auf Tabelle
1 lasst sich dies bestdtigen. Sowonhl
das vorherige Einholen von Informati-
onen zur Einbruchspravention als
auch die Installation von zusatzlicher
Sicherheitstechnik erweisen sich als
bedeutsame Pradiktoren fur die Ver-
hinderung eines Eindringens des Ta-
ters.22 Der statistisch signifikante regi-
onale Unterschied, wonach in Stadt 4
das Eindringen in die Wohnung haufi-
ger scheiterte als in Stadt 1, deutet
moglicherweise auf eine unterschied-
liche Zusammensetzung der Tater hin.
So ist es u. a. denkbar, dass in Stadt 4
die Gruppe der Tater grdBer ist, die
schneller an technischen Sicherungen
scheitert als andere.

Im Modell Il werden wiederum Vari-
ablen zur Differenzierung der Infor-

19 Darunter fallen die Items ,Ich lasse ein Licht brennen ...”
und ,Ich stelle das Radio oder den Fernseher an, wenn
ich die Wohnung verlasse” (Cronbachs Alpha = .44).

20 Hierbei wurden die Items ,Wenn ich ldngere Zeit nicht da
bin, bitte ich andere, nach meiner Wohnung zu sehen
und/oder den Briefkasten zu entleeren” und ,Ich achte
darauf, dass méglichst wenige Menschen von einer
langeren Abwesenheit (z. B. Reise) erfahren” zusammen-
gefasst (Cronbachs Alpha = .49). Das Item ,Ich schlieBe
meine Wohnungstur ab ..." weist fUr eine weitergehende
Auswertung zu wenig Varianz auf.

21 Diese Items wurden ebenfalls Uber die Berechnung einer
Mittelwertskala fUr die weitere Auswertung zusammen-
gefasst (Cronbachs Alpha = .81).

22 Mit Ausnahme der Variablen Langere Abwesenheit
verbergen und Praventionsorientierte Nachbarschaft,
die auf Mittelwertskalen beruhen, lassen sich die
angegebenen Effektkoeffizienten (Explp) als Chance zur
Verhinderung eines Eindringens von Einbrechern in die
Wohnung interpretieren (Urban; Meyerl 2011: 341f.). So
ist zum Beispiel die Chance fur eine erfolgreiche
Verhinderung eines Einbruchs durch den Einsatz
zusatzlicher Sicherungstechnik im Model | um etwa das
Zweifache hoéher als ohne.
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mationsquelle und der Sicherungsart
- dieses Mal multivariat — eingefuhrt.
Dabei zeigt sich zum einen, dass ne-
ben dem Verbergen einer langeren
Abwesenheit die praventionsorien-
tierte Nachbarschaft einen eigenstan-
digen Effekt aufweist, d. h. einen be-
deutsamen praventiven Beitrag
leistet. Zum anderen haben insbeson-
dere die Beratung durch ein Fachge-
schaft, die Investition in eine zusatzli-
cheTulrsicherung sowie die genannten
sonstigen Sicherungen eine hohe Be-
deutung bei der Verhinderung von
Einbriichen unabhdngig von den an-
deren Variablen. Wahrend die Effekte
der polizeilichen Beratung und der In-
formation im Familien- und Freundes-
kreis erwartungskonform verschwin-
den, bleibt der signifikante Effekt der
Beratung durch ein Fachgeschift be-
stehen. Dies deutet darauf hin, dass in
Folge der Nutzung dieser Informati-
onsquelle —-im Gegensatz zu sonstigen
Informationsquellen - weitere effekti-
ve, hier nicht gemessene sicherheits-
technische Vorkehrungen und Ver-
haltensweisen zum Schutz vor Einbri-
chen umgesetzt wurden. Die im Ver-
gleich mit Modell 0 nicht mehr signifi-
kanten Effekte der Fenstersicherungen
und Alarmanlagen kénnen damit plau-
sibilisiert werden, dass diese Art der
Sicherung fur sich allein keine Eindrin-
gen verhindernde Wirkung entfaltet,
aber in Kombination mit anderen
durchaus relevant ist.z

Welche Konsequenzen ziehen die
Betroffenen aus dem Einbruch?

Um zu Uberprifen, ob und in wel-
cher Weise sich ein Wohnungsein-
bruch auf das Praventionsverhalten
der Betroffenen auswirkt, wurde er-
hoben, welche Informationsquellen
und Beratungsangebote nach der Tat
in Anspruch genommen wurden bzw.
wie sich die Betroffenen seither durch
ihr Verhalten und den Einbau von
Sicherheitstechnik schiitzen.2s Dazu
konnten u. a. sowohl die H8he der fi-
nanziellen Investition flr Sicherheits-
technik angegeben werden als auch
die Grinde, die fur bzw. gegen den
Einbau sprachen.

Zundchst wurden alle Betroffenen
gefragt, ob sie glauben, dass die er-
lebte Tat hatte verhindert werden
kénnen. Zwei Drittel der Befragten au-
Berten sich zustimmend und benann-
ten retrospektiv Moglichkeiten zur
Pravention. Am haufigsten wurde an-
geflihrt, dass eine gréBere Wachsam-
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Modell 0 Modell | Modell Il
Stadt 1 Referenz | Referenz
Stadt 2 0.928 1.039
Stadt 3 1.021 1.202
Stadt 4 1.636* 1.850*
Stadt 5 1.247 1.490
Keine Praventionsinformation Referenz
Praventionsinformation nach der Tat 0.534**
Praventionsinformation vor und nach der Tat 0.824
Praventionsinformation vor der Tat 2.104*
durch Polizeia 2.957** 1.056
durch Fachgeschaft 7.149%** 4.754*
durch Versicherung 4.305 1.225
durch Familie und Freunde 2.937* 0.597
durch Zeitschriften 2174 1.069
im Internet 2.586 0.713
Zusatzliche Sicherheitstechnik vorhanden 1.978***
TUrsicherung (z. B. zusatzliches Schloss) 2.843*** 3.022%**
Fenstersicherung (z. B. Pilzkopfverriegelung) 1.770** 0.867
Alarmanlage 2.599** 1.987
Videokamera(s) auBen 2.047 0.434
Videokameral(s) innen 1.625 0.889
Beleuchtung auBen 1.276 0.914
Eglril;gﬂglijrgglglcg?? (z. B. Zeitschaltuhr, 1140 0.440
Sonstige Sicherung 2.549* 2.854*
Wwohnung belebt wirken lassen 1.016 0.794 0.806
Langere Abwesenheit verbergen 1.273** 1.240* 1.294**
Praventionsorientierte Nachbarschaft 1.313** 1.215 1.385**
N 1141 1141
Nagelkerkes R? 0.095 0.154
a) ,danach” sowie ,davor und danach” wurden bei der Modellschatzung berUcksichtigt, aus Griinden der Ubersichtlich-
keit jedoch nicht angegeben
Signifikanzniveau: * p<.05, ** p<.01, *** p<.001

Tabelle 1: Binar-logistische Regressionsmodelle zur Vorhersage des Scheiterns eines Einbruchs

keit der Nachbarn die Tat hatte verhin-
dern kdnnen (28,7 %). Jeder Flinfte sah
Mdglichkeiten im eigenen Verhalten
durch das AbschlieBen der Eingangs-
tlr zur Wohnung (12,6 %) bzw. ande-
rer Turen oder Fenster (6,4 %) und
Uber ein Viertel nutzte die im Frage-
bogen vorgesehene Mdglichkeit zur
freitextlichen Ergdnzung sonstiger
Praventionsmoéglichkeiten (26,9 %).
Sehr hadufig wurde dabei auf techni-
sche Sicherungen verwiesen, die bis-
her noch nicht vorhanden waren
oder die nicht konsequent genug
genutzt wurden. Dazu zahlten: das
regelmaBige SchlieBen der AuBen-
jalousien, der Einbau technisch gesi-
cherter Fenster und Tlren, die Instal-
lation einer Alarmanlage sowie das
Vermitteln eines belebten Eindrucks

trotz Abwesenheit (z. B. durch Innen-
beleuchtung mit Zeitschaltuhr). Gut
ein Funftel der Befragten meinte, dass
die Tat nicht zu verhindern war
(22,3 %), und jeder Sechste konnte die-
se Frage nicht beantworten (16,2 %).

Information tber
Praventionsmadglichkeiten

Uber die HéElfte der Betroffenen
(53,9 %) informierte sich erst nach dem
erlebten Wohnungseinbruch tber még-

2 7u einem ahnlichen Ergebnis kommen auch Tseloni et al.
(2014: 12f.). Alarmanlagen und Dummy-Alarmanlagen
erwiesen sich ohne weitere mechanische Sicherungs-
technik sogar als kontraproduktiv, indem diese
vermutlich das Interesse beim Tater erst weckten.

24 Die Antwortmaglichkeiten gleichen sich mit denen vor
der Tat (siehe FuBnote 13 bis 16).
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Abbildung 3: Zusétzliche Sicherheitstechnik nach der Tat (in Prozent; bezogen auf Befragte, die nach der Tat in Sicherheitstechnik investierten)

liche Einbruchspravention.> Die Bera-
tung durch ein Fachgeschaft, die sichin
der obigen Analyse als wirkungsvolle
PraventionsmaBnahme herausgestellt
hat, nahm lediglich gut ein Fulnftel
(22,7 %) dieser Betroffenen in Anspruch.
Ein groBer Teil informierte sich hinge-
gen bei der Polizei (56,3 %), im sozialen
Umfeld (47,0 %) sowie im Internet
(40,4 %). Im Vergleich zu den Betroffe-
nen, die sich bereits vor der Tat infor-
miert hatten, fallt auf, dass insbesonde-
re das Internet sowie das soziale Umfeld
als Informationsquelle an Bedeutung
gewinnen, wohingegen Beratungsan-
gebote von entsprechenden Fachge-
schaften weit weniger in Anspruch
genommen wurden. Dies gibt einen
ersten Hinweis darauf, dass finanzielle
Aspekte bei der Sicherung der Woh-
nung eine Rolle spielen, Betroffene also
eher Angebote annehmen, die mit ge-
ringeren Kosten und wenig Aufwand
verbunden sind.26

Ausstattung mit Sicherheitstechnik

Etwa zwei Drittel der Betroffenen
(63,8 %) statteten ihre Wohnung nach
der Tat mit zusatzlicher Sicherheits-
technik aus. Davon investierte Uber
die Halfte in die Sicherung der Tur, die
sich als besonders wirkungsvolles Ins-
trument zur Verhinderung von Woh-
nungseinbrichen herausgestellt hat
(Abbildung 3). Ein Drittel sicherte die
Fenster zusatzlich und drei von zehn
Betroffenen installierten Videokame-
ras im Innen- bzw. AuBenbereich der
wohnung. Des Weiteren ist zu erken-
nen, dass viele Betroffene die Band-
breite von Sicherungsmdéglichkeiten
fur ihr Zuhause reflektieren und dem-
entsprechend die Antwortmaoaglichkeit
,Sonstige Sicherheitstechnik” mit frei-

textlicher Erganzung nutzten. Zu den
hadufig genannten Antworten zdhlen
dabei: Vergittern von Kellerfenstern,
Kamera-Attrappen, Tresore, gesicher-
te (elektronische und zeitgesteuerte)
Rollldden, Bewegungsmelder, Siche-
rung von Gartentoren und die An-
schaffung von Hunden. Alarmanlagen
wurden von 14 % eingebaut, zusatzli-
che Beleuchtung sowie der Einsatz
kinstlicher DNA spielten hingegen
eine untergeordnete Rolle. Betroffe-
ne, bei denen die Tater in die Woh-
nung gelangten, bauten signifikant
haufiger Alarmanlagen ein und ver-
bessern ofter die Sicherheit der Fens-
ter als Betroffene eines erfolglosen
Eindringversuchs.?7

Angaben zum finanziellen Aufwand
flr neue Sicherheitstechnik machten
lediglich 500 von 821 Befragten, die
mindestens eine Sicherheitstechnik
einsetzten. Die Angaben weisen dabei
eine groBe Spanne von 0 bis 50000
Euro auf. Daher ist bei der Interpreta-
tion der Ergebnisse Zurtickhaltung ge-
boten. Im Durchschnitt wurden ca.
2180 Euro ausgegeben, der robustere
Median liegt bei 500 Euro, d.h., die
Halfte aller antwortenden Betroffenen
gab bis zu 500 Euro flr die Sicherheits-
technik aus, die andere Halfte inves-
tierte hingegen mehr.

Fast alle Befragten, die nach der Tat
Sicherheitstechnik installierten, taten
dies, um das eigene Sicherheitsgefunhl
zu erhohen (96,8 %). Uber zwei Drittel
wurde entsprechend aktiv, weil die
Polizei dazu geraten hat (68,0 %), und
die Halfte handelte zur Verbesserung
des Sicherheitsgefluhls anderer Haus-
haltsmitglieder (52,9 %) oder infolge
des Rats von Freunden, Bekannten
und Familienangehoérigen (49,4 %). Im-
merhin jeder flnfte Betroffene ent-

sprach damit auch dem Rat der Versi-
cherer (21,9 %). Unter den freitextlich
erganzten sonstigen Grunden fand
sich haufig, dass der Eigentumer bzw.
Vermieter den Einbau unterstitzte
oder sogar ganz Ubernahm. Wieder-
holt wurde auch genannt, dass be-
schadigte Tlren oder Fenster ohnehin
ausgetauscht werden mussten.

Von denjenigen Befragten, die an-
gaben, nach der Tat keine Sicherheits-
technik eingebaut zu haben, begriin-
dete dies mehr als die Halfte damit,
dass die Wohnung schon sicher genug
(63,6 %), entsprechende Technik zu
teuer (58,8 %) oder der Schaden nicht
50 schlimm gewesen sei (52,2 %). Etwa
jeder vierte Befragte fuhrte an, dass
die Versicherer keine zusatzliche Si-
cherung forderte (38,3 %), einem Drit-
tel kam ein Nachrusten Uberhaupt
nicht in den Sinn (33,5 %), flr ein FUNf-
tel war dies zu aufwendig (20,4 %) und
jeder Zehnte duBerte asthetische
Grunde (11,0 %).

Gefragt nach der subjektiven Wir-
kung, die der Einbau von Sicherheits-
technik auf das persdnliche Wohl-
befinden sowie das anderer Haushalts-
mitglieder hatte, gab die Uberwiegen-

25 Weitere 38,4 % holten sich sowohl vor als auch nach der
Tat Informationen zur Einbruchspravention ein (eine
Mehrfachnennung war maéglich).

2% Tilley et al. (2011: 310) weisen darauf hin, dass
insbesondere einkommensschwdchere Haushalte sich
gut durch zusatzliche Sicherheitstechnik schutzen
kénnen, da diese hdufiger von Gelegenheitseinbrechern
betroffen seien, die dadurch schneller abgeschreckt
werden bzw. daran scheitern.

27 Der Anteil Betroffener, bei denen erfolgreich in die
Wohnung eingedrungen wurde und die daraufhin eine
Alarmanlage installierten, liegt bei 15,7 %, wahrend nur
8,8 % der Betroffenen eines Einbruchversuchs (ohne
Eindringen) diese Technik einbaute. Bezlglich der
Installation neuer Sicherungen an Fenstern liegt dieser
Anteil bei 37,0 % (erfolgreiches Eindringen) gegenuber
28,2 % (verhindertes Eindringen). Weitere statistisch
bedeutsame Unterschiede zwischen diesen Gruppen
ergaben sich nicht.
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de Mehrheit an, dass dadurch das eige-
ne Sicherheitsgefuhl (87,2 %) und das
anderer Haushaltsmitglieder gestei-
gert wurde (70,4 %). Zwei Drittel der Be-
troffenen konnten nun wieder ruhiger
schlafen (66,7 %) und zwei Flnftel half
dies beim Vergessen der Tat (39,3 %).
Eine weitere, haufig freitextlich ge-
nannte Folge war, dass die Betroffenen
wieder beruhigter verreisen konnten
und weniger Angst hatten, ihr Zuhause
langere Zeit zu verlassen.

Praventionsverhalten

Ein Wohnungseinbruch fuhrt in vie-
len Fallen auch zu einer Veranderung
des Praventionsverhaltens. Wahrend
vor der Tat zwei Drittel der Befragten
bei ldngeren Reisen immer andere
baten, ihren Briefkasten zu leeren
und nach der Wohnung zu schauen
(65,3 %),28 taten dies nach der Tat be-
reits Uber drei Viertel konsequent
(77,4 %). Uber zwei Drittel sprechen
seither (meist) nur mit wenigen Men-
schen Uber zuklinftige Reisen (67,7 %);
vorher achtete ein Anteil von 53,5 %
darauf, wer diese Information erhielt.
Etwa die Halfte aller Betroffenen lasst
nun beim Verlassen der Wohnung das
Licht (hdufig) brennen (49,6 %) und ein
Anteil von 11 % stellt sogar (immer)
das Radio oder das Fernsehgerit an,
um die Wohnung trotz Abwesenheit
belebt erscheinen zu lassen; vorher
waren es 22,8 % bzw. 3,6 %. Der Anteil
derjenigen, die ihre Wohnungstur nun
immer beim Gehen abschlieBt, stei-
gerte sichvon 79,8 % vor dem erlebten
Einbruch auf 93,4 %.

Praventionsorientierte Nachbarschaft

Auch in der Nachbarschaft wirkt
sich ein Einbruch nach der subjektiven
Einschatzung der Betroffenen sehr
deutlich aus. Die berechneten Mittel-
wertskalen der entsprechenden
Items?® unterscheiden sich signifikant
voneinander; vor der Tat wurde durch-
schnittlich ,trifft eher nicht zu" ange-
kreuzt und nach der Tat ,trifft eher
Zu“. Gab bspw. gut ein Drittel fir die
Zeit vor dem Einbruch an, dass sich die
Nachbarschaft Gedanken zum Ein-
bruchschutz machte (35,3 %), wurde
dies flr die Zeit nach der Tat immerhin
von drei Viertel der Befragten berich-
tet (75,3 %).

Versicherung
Mit dem Erlebnis eines Einbruchs

und dem damit verbundenen unsi-
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cherheitsgefliinl wuchs der Anteil der
Hausratversicherten: 29,4 % der vor der
Tat nichtversicherten Befragten
(N =309) schloss nach dem Einbruch
eine Hausratversicherung ab, wobei
sich kein signifikanter Unterschied zwi-
schen den Befragten zeigte, die einen
versuchten oder einen vollendeten
Einbruch erlebten.3 Diejenigen Befrag-
ten, die angaben, auch weiterhin ohne
Versicherungsschutz auszukommen,
hatten im Mittel (Median) einen Dieb-
stahlsschaden von 1000 Euro und ei-
nen weiteren Sachschaden von 200
Euro zu verkraften, wahrend die Be-
troffenen, die nach der Tat eine Haus-
ratversicherung abschlossen, einen im
Mittel hdheren Schaden von 2 000 Euro
(Diebesgut) bzw. 375 Euro (weiterer
Schaden) hinnehmen mussten.

Diskussion

Zunachst kann festgehalten wer-
den, dass vor der Tat nur wenige Be-
troffene Uber Praventionsmaoglichkei-
ten informiert waren und nur ein
relativ kleiner Teil bereits zusatzliche
Sicherungstechniken einsetzte. In der
folgenden Analyse erwiesen sich ver-
schiedene Md&glichkeiten, das Eindrin-
gen von Einbrechern in die Wohnung
zZu verhindern, als statistisch bedeut-
sam. Darunter fallen insbesondere die
Praventionsberatung durch ein Fach-
geschaft, der Einbau zusatzlicher Tur-
und genannter sonstiger Sicherun-
gen, das Verbergen der Abwesenheit
bei ldangeren Reisen sowie eine pra-
ventionsorientierte Nachbarschaft.
Fenstersicherungen und Alarmanla-
gen zeigten sich als sinnvolle Ergan-
zungen.

Der unabhdngige Effekt der Bera-
tung durch ein Fachgeschaft blieb
auch bei der Einflihrung der verschie-
denen Sicherheitstechniken sowie des
Praventionsverhaltens in das Modell
bestehen. Dies bedeutet, dass diese
Beratungsform noch andere praventiv
wirksame sicherheitstechnische MaB-
nahmen oder Verhaltensweisen zur
Folge hatte als die hier gemessenen,
die jeweils flr sich oder auch erst zu-
sammengenommen die Wirksamkeit
des Einbruchschutzes maBgeblich er-
héhten. Der Effekt des Verbergens
langerer Abwesenheit kommt wahr-
scheinlich dadurch zustande, dass sich
ausgewahlte Personen aus der Nach-
barschaft flur die Wohnung in dieser
Zeit verantwortlich fihlen. Neben der
Vermeidung auffilliger Anzeichen der
Abwesenheit, wie z. B. eines sichtbar
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vollen Briefkastens, werden beauf-
tragte Nachbarn bei Fremden eher
aufmerksam und kénnen so haufiger
Einbriche verhindern, als dies bei
Wohnungen der Fall ist, die nicht
durch Nachbarn ,beschitzt" werden.
Ahnlich durfte es sich bezlglich der
praventionsorientierten Nachbar-
schaft verhalten. Sensibilisierte Men-
schen schdpfen eher Verdacht und
machen sich gegenuber dem Tater
schneller bemerkbar.

Die Analysen bestdtigten zudem,
dass sich Stadt 1 und Stadt 4 hinsicht-
lich der Haufigkeit des Scheiterns ei-
nes Eindringversuches unterscheiden:
In Stadt 4 gelang den Tatern das Ein-
dringen signifikant seltener, als dies in
Stadt 1 der Fall war. Eine mdgliche,
aber hier nicht Uberprifbare Erkla-
rung ware daher ein unterschiedlich
hohes Auftreten verschiedener Tater-
typen in den jeweiligen Stadten.

Neben den wirksamen Praventions-
moglichkeiten kann auch auf die sta-
tistisch nicht nachweisbare Wirkung
von Videokameras hingewiesen wer-
den. Ebenso scheint die Informations-
beschaffung Uber das Internet oder
Zeitschriften nicht zu einem Mehr an
Sicherheit zu fuhren. Diese MaBnah-
men sind daher gegenlber der pro-
fessionellen Beratung, insbesondere
durch Fachgeschafte, wenig empfeh-
lenswert. Daruber hinaus scheinen die
Versuche, trotz Abwesenheit einen
belebten Eindruck zu hinterlassen, sei
es mit technischen Einrichtungen wie
zeitgesteuertem Licht und Fernsehsi-
mulatoren oder durch das Laufenlas-
sen von Radios und Fernsehgeraten,
keine wirkungsvollen Wege der Pra-
vention zu sein.

Nach einem Einbruch ergreifen vie-
le Betroffene effektive Mdglichkeiten,
um sich in der Zukunft vor Einbriichen
zu schutzen. So sicherte die Mehrzahl
Z. B. ihre Wohnungstur zusatzlich und
bittet seither hdufiger Nachbarn, bei
Reisen den Briefkasten zu leeren und
nach der Wohnung zu schauen. Zum
Teil wird aber auch auf weniger wirk-
same Wege wie die Montage von Vi-
deokameras bzw. Kameraattrappen
oder die Erzeugung eines belebten
Eindrucks gesetzt.

28 Siehe Abbildung 2: Praventionsverhalten vor dem
Einbruch (in Prozent).

29 Innerhalb der Nachbarschaft sprach man tber
Wohnungseinbruiche”, ,... war man wachsam gegenuber
Fremden in der Gegend”, ,... machte man sich um
Einbruchschutz Gedanken”, ,... achtete man gegenseitig
auf die Wohnung bzw. das Haus, wenn jemand verreiste”.

30 Der Anteil der nichtversicherten Haushalte reduzierte

sich von insgesamt 25,5 % vor der Tat auf 18,6 % nach
dem erlebten Einbruch.
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AbschlieBend ist auf methodische
Limitationen der Studie hinzuweisen.
Bei der Analyse wurden Einbruchsfalle
miteinander verglichen, bei denen es
Tatern gelang, in die Wohnung einzu-
dringen oder eben nicht. Falle, bei de-
nen Tater beispielsweise durch einen
belebten Eindruck oder vorhandene
Videokameras schon bei der Objekt-
wahl abgeschreckt wurden, blieben
auBen vor. Aussagen uber praventive
Mdglichkeiten, die bereits das Anset-
Zzen zur Tat bzw. den Eindringversuch
verhindern, kénnen daher nicht ge-
troffen werden.3' Daneben wurde die
Erhebung retrospektiv durchgefluhrt
und kdénnte durch Erinnerungseffekte
(telescoping effect) beeinflusst sein.
Mithin weist etwa die Operationalisie-
rung der Informations- und Bera-
tungsquellen zu den verschiedenen
Zeitpunkten (,davor”, ,danach”, ,da-
vor und danach”) einige Schwachen
auf, sodass die Angaben ,davor und
danach” nicht nach inrer Quelle aufge-
I6st werden konnten. Daneben wur-
den auch die qualitative Dimension
der Beratung sowie der eingesetzten
Sicherheitstechnik weitgehend ver-
nachlassigt. Somit kénnen auch keine
Aussagen Uber deren Inhalte oder Ei-
genschaften getroffen werden.

Auch angesichts dessen bleibt eine
weitergehende Untersuchung der Effek-
tivitat verschiedener Praventionsstrate-
gien winschenswert,3 um Wohnungs-
einbriche weiter zu erschweren und
langfristig als schnelle Bereicherungs-
madglichkeit unattraktiv zu machen.
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31 Tseloni et al. (2014: 13) zeigen z. B. auf Basis des Crime
Survey for England and Wales (2008-2012), dass zeit-
oder sensorgesteuerte Innenbeleuchtung in Kombinati-
on mit anderen Sicherheitstechniken einen relevanten
Beitrag zur Verhinderung von Einbruchsversuchen
leisten konnte.

32 Ein Quasi-Experiment zur Erhéhung individueller
Praventionsaktivitat wird zurzeit in Leipzig konzipiert und
durchgefihrt. Siehe dazu Lauber und Muhler (2014).
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Herausforderungen der

Stratverfolgung von
Wohnungseinbriichen
aus Sicht der Praxis

Von Gina Rosa Wollinger, Arne Drei3igacker, Jessica Mdller, Dirk Baier

Falle des Wohnungseinbruchs gehéren zu einem Deliktsbe-
reich, bei dem die Polizei kaum Ermittlungsansatze hat. Dies
belegt eine umfangreiche Analyse von Strafakten aus funf
verschiedenen GrofBstadten Deutschlands (DreiBigacker et al.
2016). Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass die Polizei
selbst wenig tun kann, um die Anzahl der Verurteilungen zu
erhohen, da sie hauptsachlich auf Spuren und Zeugen ange-
wiesen ist. Aufbauend auf den Ergebnissen dieser Aktenana-
lyse geht der vorliegende Beitrag mittels Experteninterviews
mit Personen der Ermittlungs- und Justizbehérden der Frage
nach, welche Probleme, aber auch welche Potentiale bei

der Ermittlung von Tatern des Wohnungseinbruchs gesehen
werden. Zusatzlich wird sich der Frage gewidmet, wie die
Experten die regionalen Unterschiede der Aufklarungsquote
der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) deuten.

1. Einleitung

Seit fast zehn Jahren steigen die Fallzah-
len von Wohnungseinbriichen in Deutsch-
land in der Polizeilichen Kriminalstatistik
(PKS) an, wahrend Gewalt- und andere
Diebstahlsdelikte nur leicht zunehmen
bzw. sogar teilweise deutlich riicklau-
fig sind (Bartsch et al. 2014). Gleichzei-
tig gilt, dass die sog. Aufklarungsquote
beim Wohnungseinbruch besonders ge-
ring ist und sich in den letzten Jahren
sogar noch weiter verringert hat. In Bezug
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auf die Aufkldrungsquote finden sich zu-
dem starke regionale Unterschiede. Der
Anstieg der Wohnungseinbriiche wiegt
umso schwerer, insofern es sich keines-
falls um ein Bagatelldelikt handelt. Dies
belegen Studien zu psychischen Belas-
tungssymptomen wie Schlafstérungen
oder Angst- und Unsicherheitsgefiihlen,
die Betroffene haufig auch noch Monate
nach einer Tat berichten (Deegener 1996;
Schubert-Lustig 2011; Wollinger 2015).
Aufgrund dieser Charakteristika des Woh-
nungseinbruchs ist jener in den zuriicklie-
genden Jahren verstarkt in den Fokus der
Offentlichkeit aber ebenso der kriminolo-
gischen Forschung gertickt.

So hat das Kriminologische Farschungs-
institut Niedersachsen e.V. (KFN) 2013
ein  umfangreiches Forschungsprojekt
begonnen, das sich sowohl den Opfern
als auch den Tatern (bzw. Tatverdachti-

gen) und deren Strafverfolgung widmet.'
Durchgefiihrt wurde einerseits eine Op-
ferbefragung, andererseits eine Analyse
von 3.668 Strafakten zu Fallen des Woh-
nungseinbruchdiebstahls  (DreiBigacker
et al. 2016). Bei der Aktenanalyse wurden
Félle betrachtet, die im Jahr 2010 und in
den Jahren davor in den Stadten Berlin,
Bremerhaven, Hannover, Minchen und
Stuttgart polizeilich registriert wurden.

Beziiglich der Frage der Ermittlung von
Tatverdachtigen und deren maoglicher
Verurteilung hat die Aktenanalyse fol-
gendes gezeigt: Hinsichtlich der Ermitt-
lung von Tatverdachtigen gilt, dass die
Vernehmung von Zeugen, die Existenz
von Videoaufzeichnungen einer Uberwa-
chungskamera, die Herstellung von Zu-
sammenhédngen mit anderen Einbriichen
(bspw. aufgrund der Tatbegehung oder
des Stehlguts) sowie das Vorhandensein
von DNA-Spuren relevant sind. Zu einer
Verurteilung tragen vorhandene Finger-
abdruckspuren, DNA-Spuren, Zusam-
menhange zu anderen Einbriichen (hier:
aufgrund des Stehlguts), Videoaufzeich-
nungen von Uberwachungskameras so-
wie MaBnahmen der Sicherstellung und
Beschlagnahme bei.

Polizei hat selbst nur
wenig Maoglichkeiten,
Zahlen Tatverdachtiger und
Verurteilter zu erhohen

Die Befunde lassen sich dahingehend zu-
sammenfassen, dass Spuren und Zeugen
die zentralen Mittel darstellen, um Woh-
nungseinbriuche beweiskraftig aufzukla-
ren und Tater zu verurteilen. Die Polizei
kann kaum beeinflussen, ob es Spuren
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oder Zeugen gibt; dementsprechend kann
sie nur bedingt auf die Strafverfolgung
Einfluss nehmen, d.h. sie hat nur we-
nige Maglichkeiten, die Quote der Tat-
verdachtigen und spater verurteilten Ta-
ter selbst zu erhéhen. Dies verdeutlicht
auch folgender Befund: Obwohl sich die
funf einbezogenen Stadte hinsichtlich
der Aufklarungsquote (Anteil der Falle, in
denen eine tatverdachtige Person polizei-
lich ermittelt werden konnte) unterschei-
den, tun sie dies bei der Verurteilungs-
quote (Anteil der Falle, in denen es zu
einer rechtskraftigen Verurteilung kommt)
nicht mehr. Diese liegt bei durchschnitt-
lich 2,6 %; d.h. nur bei diesem kleinen
Anteil aller Falle kommt es letztlich zu ei-
ner Verurteilung — dies deshalb, weil es
deutschlandweit eine schlechte Spuren-
und Zeugenlage gibt. An diese Akienana-
lyse schlieBen sich verschiedene Fragen
an, die mittels Experteninterviews zu be-
antworten versucht wurden. In den finf
Stadten wurden deshalb Experteninter-
views in Form von Gruppendiskussionen
mit Vertretern der Strafverfolgung durch-
gefihrt. Die drei wesentlichen Leitfragen
dieser Diskussionen, die in diesem Beitrag
vorgestellt werden, lauteten;

e Mit welchen konkreten Problemen
sind die Akteure der Praxis bei der Er-
mittlung und Anklage bzw. Verurtei-
lung im Zusammenhang mit dem De-
likt Wohnungseinbruch konfrontiert?

o Welche ErmittlungsmaBnahmen wer-
den als erfolgsversprechend bewer-
tet?

e Wie werden die regionalen PKS-Un-
terschiede in den Aufkldrungsquoten
gedeutet, die im Widerspruch zu den
regional vergleichbaren Verurteilten-
guoten stehen?

2. Methodisches Vorgehen

In den GroBstadten Berlin, Bremerhaven,
Hannover, Minchen und Stuttgart wur-
den Experteninterviews als Gruppendis-
kussionen durchgefiihrt. Dabei handelte
es sich um ,systematisierende Experten-
interviews”, bei welchen die ,Teilhabe an
exklusivem Expertenwissen” im Vorder-
grund stand (Bogner & Menz 2005: 37).
Die Experten wurden ,(...) als ,Ratgeber’
gesehen, als jemand, der Uber ein be-
stimmtes, dem Forscher nicht zugangli-
ches Fachwissen verflgt” (Bogner & Menz
2005: 37). Zugrunde gelegt wurde eine
konstruktivistische Definition von Exper-
ten, nach welcher eine Person durch ihre
Rolle, die sie in der Gesellschaft bzw. im
Beruf einnimmt, (ber ein bestimmtes (Ex-

perten-)Wissen verfugt (Bogner & Menz
2005: 38). In diesem Sinn wurden fir die
hier aufgestellten Forschungsfragen Sach-
bearbeitern der Polizei, Staatsanwalten
und Richtern als Experten fiir die Untersu-
chung benannt.

Die Interviews wurden leitfadengestiitzt
durchgefihrt. Pro Stadt erfolgte eine
Gruppendiskussion mit mindestens zwei
Polizisten und einem Staatsanwalt.? In
zwei Stadten konnten zwei Richterinnen
zu den Gesprachen hinzugezogen wer-
den. Die Interviews fanden innerhalb des
Zejtraums von November 2015 bis Marz
2016 durch zwei Projekt Mitarbeiter statt;
insgesamt haben 18 Experten an den Dis-
kussionen teilgenommen.

Interviews in Form von
Gruppendiskussionen mit
18 Experten in funf Stadten

Der Leitfaden beinhaltete Fragen zur all-
gemeinen Situation vor Ort in Bezug auf
das Wohnungseinbruchgeschehen, zum
Ablauf der Ermittlungen und der justi-
ziellen Verfahren. Gefragt wurde im Be-
sonderen danach, welche Besonderheiten
und Probleme die Experten wahrnehmen
und was aus ihrer Sicht die Ermittlung
und Strafverfolgung verbessern wirde.,

3. Ergebnisse

Im Folgenden werden zentrale Befunde
der Gruppendiskussionen entlang der drei
Forschungsfragen wiedergegeben. Um
die Befunde zu illustrieren, werden Zitate
der Interviewteilnehmer genutzt. Dabei
erfolgt jeweils auch ein Verweis auf die
Quelle des Zitats (,Polizist”, ,Staatsan-
walt”); auf die Nennung der Stadt, in der
die zum Zitat gehdrige Diskussion statt-
fand, wird verzichtet.

3.1 Mit welchen konkreten Proble-
men sind die Akteure der Praxis bei
der Ermittlung und Anklage bzw.
Verurteilung im Zusammenhang mit
dem Delikt Wohnungseinbruch
konfrontiert?

Ein zentraler Aspekt bei der Ermittlungsar-
beit in Bezug auf Wohnungseinbruch ist die
Spurenlage. Da selten Zeugen vorhanden
sind, die Angaben zu Tatern machen, sind
es hauptsachlich Spuren, die Anhaltspunkte
flr weitere Ermittlungen bieten kénnen:

LAlso aus meiner Sicht ist es so, mal
im Vergleich jetzt auch zu anderen De-
likten, naturlich das Problem, dass wir
absolut auf die Spurensicherung, die

Spurenlage vor Ort angewiesen sind.”
(Polizist)

Fehlen Spuren, sind fir die Polizei oft
keine Mdglichkeiten geboten, sinnvolle
MaBnahmen zu ergreifen:

,Und ich hab also von meinen ganzen
Akten, von den Spurenlagen, ist so was
von mies und mau, dass ich manchmal
das Gefthl hab, ich bin Verwaltungs-
beamter, ich verwalte die Einbriche,
aber ,ne Aufklarung, ‘ne wirkliche, ist
wahnsinnig schwer.” (Polizist)

In diesem Zusammenhang wird auch auf
eine Verdnderung des Verhaltens der Ta-
ter hingewiesen, die mittlerweile weniger
Spuren hinterlassen als noch vor einigen
Jahren:

,Die Spurenlage war mal besser. [...]
Also das ist immer so: wir, wir rennen
denen hinterher. Das heil3t, die kommen
mit ,ner neuen Methode, so bis die sich
drauf eingeschossen haben; da arbeiten
sogar Anwilte mit. Ich habe das im In-
ternet mal verfolgt; zum Beispiel der, die,
die sogenannte Zigarettenkippe. Das ist
immer so das Ding. Der Tater raucht am
Tatort, ja und dann, dann geht 'nen An-
walt ins Internet rein und streut da wirk-
lich Jungs, nehmt von Euren Kumpels
Zigaretten mit"." (Polizist)

Finger- und DNA-Spuren
wird groBte Relevanz
zugeschrieben

Ein weiterer Interviewpartner beschreibt
den Lernprozess auf Seiten der Tater wie
folgt:

JFingerspuren haben deutlich nachge-
lassen, daktyloskopische Spuren, weil
‘nen Einbrecher, der wo-, mal anfangt
und keine Handschuhe angehabt hat,
nach der ersten Verurteilung wird er
immer Handschuhe tragen und au-
Berdem in der heutigen Zeit bei Ta-
tergruppierungen oder so was, die ha-
ben, die haben ihre Socken mit dabej;
ja die haben Socken in der Tasche oder
ihre Handschuhe.” (Polizist)?

Innerhalb der verschiedenen Spuren schrei-
ben Experten v.a. Fingerabdriicken und
DNA-Spuren die grofite Relevanz zu. Die
Aufnahme anderer Spuren wie beispiels-
weise Schuhspuren wird eher als wenig
erfolgsversprechend bewertet:
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Was wir auch sehr haufig ja nun
haben, sind Werkzeugspuren oder
Schuhabdruckspuren. Aber ich muss
mich sehr anstrengen, mal mich daran
zurlick zu erinnern, wann wirklich so
eine Spur mal zum Erfolg gefthrt hat.
Natirlich erkennen Sie mal irgendwo
,ne, 'nen Tatzusammenhang gegebe-
nenfalls, weil immer wieder der gleiche
Schuhabdruck mal irgendwo aufge-
taucht ist; aber dass man jetzt wirk-
lich so argumentieren kann, dass eine
solche Spur wirklich zur Uberfiihrung
eines Taters mal geftihrt hat, ist wirk-
lich sehr selten.” (Polizist)

DNA-Spuren sind weit wertvaoller, welil
sie tatsachlich individuelle Informationen
enthalten. Das wesentliche, in allen Ge-
sprachen benannte Problem ist aber die
lange Wartezeit bzgl. der Auswertung
dieser Spuren:

.Was nicht sein kann, ist die Bearbei-
tungsdauer. Das ist ‘nen ganz groBes
Problem, gerade bei den DNA-Spuren
[...] Und wenn dann nach 'nem Jahr
die DNA-Spur rausgeht, dann sag ich
mir; okay 154% dann stelle ich den
Fall ein; ist einfach so, weil der ist in-
zwischen verurteilt, dann in der Regel
noch mal ein Fass aufzumachen, das
macht keiner. Und das ist halt einfach,
ist wirklich schade, muss ich sagen, ja
weil das ist sehr argerlich.” (Staatsan-
walt)

Wesentliches Problem in allen
Gesprachen: Lange Wartezei-
ten bei der Spurenauswertung

In einer anderen Stadt wird dies wie folgt

ausgedriickt:

,Da ist ,nen unheimlicher Rickstau.
Wenn, dann muss man schon von der
Polizeiseite aus sagen: ,Das ist ein Fall,
der hat Prioritat, da muss es jetzt vor-
gezogen werden’. Ansonsten kriegt
man manchmal Mitteilungen, ich sehe
das spater in der Akte, dass da iber-
haupt noch-, das dauert ‘nen Jahr. Das
war da keine Ausnahme."” (Polizist)

In einer weiteren Stadt ist eine Entwick-
lung hin zu klrzeren Bearbeitungszeiten

zu verzeichnen:

LAlso DNA-Spuren hatten wir ja jetzt
,ne Zeitlang, dass das wirklich teilweise
bis zu einem Jahr gedauert hat. Das

LKA hat aber jetzt eh zunehmend auch
die Auftrage dann ausgelagert an an-
dere Bundeslander und an irgendwel-
che unabhangigen Institute, so dass
man jetzt teilweise dann schon so nach
‘nem, nach drei Monaten, drei, vier
Monaten eventuell dann schon ‘nen
Ergebnis auch bekommt, ne.” (Polizist)

Doch selbst eine kiirzere Bearbeitungszeit
von mehreren Wochen kann die Ermitt-

lungsarbeit behindern:

Jch sag, ich sage mal, auch nach
sechs Wochen, sechs, acht Wochen ist
schon zu lang, weil sie damit keine Se-
rie stoppen.” (Polizist)

Aspekt der Notwendigkeit
von mehr Personal wird auch
ambivalent diskutiert

Die lange zeitliche Spanne der Auswer-
tung von DNA-Spuren weist auf einen
weiteren problematischen Aspekt hin,
namlich den wahrgenommenen Perso-
nalmangel. Neben mehr Personal bei der
Spurenanalyse ist dieses v. a. auch fur die
Prasenz im offentlichen Raum notwen-

dig:

Wir haben 30 Polizisten zu viel an-
geblich, ja tatsachlich sogar zu viel
und in Zielzahlen, die werden in den
nachsten drei Jahren abgebaut wer-
den. Das sind genau die Kollegen, die
wir nachts auf die StraBe schicken
kénnen. [...] Das ist so. Aber das ist
in drei Jahren vorbei. Dann sind diese
30 Polizisten nicht mehr da und dann
konnen wir das gar nicht mehr.” (Po-
lizist)

Auch bei der konkreten Ermittlungsarbeit

fehlen Polizisten:

,Da kann ich 'ne PKW-Innenraumiiber-
wachung, die nicht umgesetzt wird-,
jetzt ist der Staatsschutz auch richtiger-
weise groll im Kommen, da fehlen mir
einfach Krafte. Ich habe da niemanden
mehr, der meine Tater verfolgt, der de-
nen hinterherlduft und faktisch ist es ja
so, dass ich die eigentlich jede Nacht
begleiten musste” (Staatsanwalt)

Des Weiteren bindet die Ermittlung bei
Bandenstrukturen, wie z.B. bei reisen-
den Tatergruppen, Krafte, weshalb auf
aufwendige ErmittlungsmaBnahmen teil-

weise verzichtet wird:

~Wenn wir diese Strukturen dann tat-
sachlich feststellen, muss das ja irgend-
einer bearbeiten. Wenn man diese Ver-
fahren zusammenfuhren wirde, beiBt
eine Dienststelle erst mal ins Gras und
hat dann also einen Riesenberg Arbeit
auf dem Tisch, so dass jeder versucht,
erst mal im Busch zu bleiben und den
Kopf nicht so weit rauszustrecken. Gilt
aber, gilt far die Staatsanwaltschaften
genauso, also ist genau das gleiche
Problem. [...] Das ist aber, sage ich
mal, am eigentlich, ja der schlechten
Besetzung der Staatsanwaltschaften
und Polizeidienststellen geschuldet,
das muss man ganz ehrlich sagen.
Wenn da genug Arbeit ware, konnte
man solche Verfahren viel besser auf-
arbeiten und auch viel besser die Struk-
turen ausarbeiten. Und das ist eigent-
lich schade.” (Staatsanwalt)

Personalmangel ist demnach nicht nur bei
der Polizei gegeben, sondern auch inner-
halb der Staatsanwaltschaften:

«Wenn da so zehn bis 15, sagen wir
20 Einbruchsdiebstahle pro Dezernat,
also pro Dezernenten im Monat ein-
gehen, dann konnen die nicht mehr so
abgearbeitet werden. Das heiBt also,
diese Vorgange liegen mehrere Mo-
nate erst mal rum, wo sich gar nichts
mehr tut.” (Staatsanwalt)

Der Aspekt der Notwendigkeit von mehr
Personal wird jedoch auch ambivalent
diskutiert. Aufgrund der schwierigen Aus-
gangslage fur die polizeiliche Ermittlung,
ist die Wirksamkeit von einer Aufstockung
der Polizeikrafte fraglich:

LAlso ich, ich sag jetzt mal so, im Er-
mittlungsbereich wiarde viel mehr
Personal die Sachbearbeiter eventuell
entlasten, aber ich glaube nicht, dass
es zu wesentlich anderen Ergebnissen
fuhren wirde.” (Polizist)

In den Gesprachen zeigt sich weiter, dass
die Personalerhéhung differenziert be-
trachtet werden muss. So fahrt der eben
zitierte Polizist fort, dass mehr Personal
far die Praventionsarbeit und flr Strei-
fenfahrten wichtig sein kénnte. In einem
anderen Interview wird darauf hingewie-
sen, dass es gut ausgebildete Analysten
benétigt, um die zahlreichen Informati-
onen, die bspw. bei Funkzellenabfragen
entstehen, zielfGhrend auswerten zu kon-
nen. Insofern wird zwar einerseits von




Kriminalistik 6/2016

Wohnungseinbruch 387

den Interviewten die haufig zu hérende
Forderung nach mehr Personal wieder-
holt; andererseits wird aber auch betont,
dass es eines Uberlegten Personaleinsatzes
bedarf, wenn eine solche Personalauf-
stockung tatsachlich mit einer besseren
Aufklarung von  Wohnungseinbriichen
einhergehen soll,

3.2 Welche ErmittlungsmaBnahmen
werden als erfolgsversprechend
bewertet?

Eine bessere Aufklarung von Wohneinbrii-
chen kann aber auch auf anderen Wegen
erreicht werden. Die Experten betonen
dabei zwei verschiedene Aspekte: Erstens
die Arbeitsorganisation innerhalb der Po-
lizei sowie zwischen Polizei und Staatsan-
waltschaft und zweitens die Maoglichkeit
der Funkzellenabfrage.

Deliktspezifische
Spezialisierung bei Polizei
und Staatsanwaltschaft

in Bezug auf die Arbeitsorganisation
wird es von den Experten als vorteilhaft
erlebt, wenn bei der Bearbeitung der
Falle maoglichst eine deliktspezifische
Spezialisierung stattfindet; d.h., eine
bestimmte Gruppe von Polizisten fiihrt
schwerpunktmaBig die Ermittlung bei
Wohnungseinbriichen durch. In einer
Stadt wurden bspw. vor einiger Zeit Er-
mittlungsgruppen eingerichtet, die fir
alle Falle zustandig sind, die sich inner-
halb einer Woche ereignen. Anschlie-
Bend hat eine Gruppe jeweils zwei Wo-
chen Zeit, die Einbriche dieser Wochen
zu bearbeiten:

.50 ein Kommissariat besteht aus drei
Kommissionen und eine Kommission
arbeitet immer die Woche ab. Dadurch
haben zwei Kommissionen Zeit, zwei
Wochen quasi, Ermittlungen zu tati-
gen. Das ist der-, da kriegen sie keine
neuen Falle. Da kénnen sie ermitteln.
Das ist die Zeit, die mehr die haben,
die man ihnen da durch dieses Maodell
verschafft.” (Polizist)

In derselben Stadt wurde zudem eine wei-
tere Stelle zur Bearbeitung von Fallen mit
sehr schlechter Spurenlage geschaffen.
Dadurch ist die Fokussierung auf Falle mit
vielversprechendem Ermittlungsansatz
moglich:

.Da versucht man den einzelnen Kol-
legen zu entlasten, durch solche Ge-

schichten und auch mit technischen
Sachen einfach den-, die Verwaltung
zurtickzunehmen, um tatsachlich Félle
bewerten zu kénnen, wo rentiert es
sich, tiefer einzusteigen oder nicht. Das
haben wir so innerhalb der Dienststelle
so geschaffen. [...] viel ist auch den
Leuten klarzumachen, dass man gar
nichts dagegen hat, wenn man mal
50 Falle einfach liegen lasst, wo nichts
zu tun ist und sich den einen raus-
sucht, den einen goldenen, wo es sich
rentiert, weiter zu machen.” (Polizist)

Bezlglich der Arbeitsorganisation wird
weiterhin  eine enge Zusammenarbeit
zwischen der Staatsanwaltschaft und
der Polizei als vorteilhaft gewertet. Eine
Verbesserung der Zusammenarbeit wird
gesehen, wenn eine deliktspezifische Spe-
zialisierung, wie sie bei der Polizei gege-
ben ist, auch bei der Staatsanwaltschaft
stattfinden wiirde. Derzeit bearbeiten die
Staatsanwidlte jedoch nicht nach Delikt,
sondern nach Buchstaben der Tatverdach-
tigen:

Jlch meine, letztlich passen, ich sage
das jetzt ganz bewusst und provozie-
rend, die beiden Geschéaftsverteilungs-
plane nicht so richtig zusammen. Wir
haben es hier relativ spezialisiert. Wir
arbeiten im Haus, sage ich mal, na-
hezu die gesamte Einbruchskrimina-
litat fur das PP [Stadt] und die KFZ-
Delikte noch mit zwei Kommissariaten
und bei der Staatsanwaltschaft- [...]
sind es allgemeine” (Polizist)

.Wo jeder Gruppenleiter in der Abtei-
lung dann diesen, so ‘nen Buchstaben-
bereich hat [...] Ich finde auch, ich hab
es selbst vermisst irgendwie die Zu-
sammenarbeit mit der Polizei vor Ort.
Man hat einfach die Zeit nicht. Ich bin
oft gefragt worden, ich soll doch mal
mitgehen, mal mit hierher kommen,
auch zu Vernehmungen, man hat ein-
fach die Zeit nicht. Das muss man ganz
ehrlich sagen.” (Staatsanwalt)

Demnach waére es flr die Polizei wiin-
schenswert, wenn es auf Seiten der
Staatsanwaltschaft feste Ansprechperso-
nen geben wirde:

JAus meiner Sicht war das sinnvoll,
wenn so eine Abteilung ein Team
oder wie auch immer, der Staatsan-
waltschaft gibt [...] die nur fur dieses
Phanomen da ist, die immer derselbe

Ansprechpartner ist. Gerade die Staats-
anwaltschaft [Stadt] ist riesengroB. Die
haben Falle ohne Ende, die ersaufen
in Féllen und dann da den richtigen
Staatsanwalt rauszusuchen, der der
gar nicht weiB, wo er anfangen soll,
weil halt so viel passiert, weil halt so
viel daliegt und den dann auf seine
Seite zu ziehen, dass man sagt, wir
miissen, jetzt missen wir einsteigen,
ganz massiv, das ist halt immer schwie-
rig. Und wenn da jemand ware, der
nur fir unseren Bereich ware, das ware
wesentlich leichter.” (Polizist)

Uberregionale und
internationale polizeiliche
Kooperation sinnvoll

Weiterhin wird als sinnvoll erachtet, wenn
die Polizei uberregional bzw. international
gut miteinander kooperiert:

.Das gibt's sowohl die Hinweise auch
aus [Bundesland] von den Kollegen
auch, die ab und an auch mal so einen
Hinweis geben, dass sie sagen. Hier, ach-
tet mal darauf, wir haben hier aufgrund
eines anderen Verfahrens Erkenntnisse
zum Beispiel-, also aus verdeckten Er-
mittlungen, dass jetzt hier ein Fahrzeug
wieder nach [Stadt] kommen soll, wo
Einbriiche passieren sollen”. (Polizist)

Dabei sind auch internationale Datenban-
ken relevant:

.Ich habe den Tater, ich beleuchte den,
Vernetzung innerhalb Deutschlands.
Wir machen es immer mit europaweit,
da haben wir sehr gute Erfahrungen
mit Europol, bestimmte Wege, Kandle,
um moglichst schnell Informationen
herzuziehen, was ist es fur ein Tater.”
{Polizist)

Neben Verbesserungen in der Arbeits-
organisation wird in allen Diskussionen
auch das Potential der Funkzellenabfrage
betont:

.Beispiele Thema Funkzellen, das ist da
das A und O. Die Tater mussen heute
gar nicht mehr telefonieren, wenn sie
das Telefon dabei haben, produzieren
sie Daten.” (Polizist)

Aufgrund der schlechten Spurenlage ist
die Funkzellenabfrage teilweise auch der
einzige Anhaltspunkt far weitere Ermitt-
lungen:
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.Ohne diese ErmittlungsmaBnahmen
kénnen wir, glaube ich, wahrscheinlich
die Akte teilweise dann gleich wieder
zumachen. Also man kommt dann
nicht ran. Wo hat man den Ansatz-
punkt, wenn er nicht gleich seinen Pass
da hinterlegt oder DNA, dann gibt's
eigentlich nahezu keine guten Ermitt-
lungsansatze, auBer (ber diese Tele-
fongeschichten.” (Staatsanwalt)

Funkzellenabfrage teilweise
einziger Ansatzpunkt fir
weitere Ermittlungen

Ziel einer Funkzellenabfrage ist die Ermitt-

lung von Personen, die sich zu den jeweili-

gen Tatzeitpunkten in den Funkzellen ver-
schiedener Tatorte befanden und damit
als Tatverdachtige einer Reihe von Taten in

Frage kommen. Dabei gelangen allerdings

auch die gespeicherten Daten von unbe-

teiligten Dritten in die Auswertung, wes-
halb die Strafprozessordnung hohe An-
forderung an diese MaBnahme stellt. Die

Funkzellenabfrage, d.h. die Abfrage von

nach § 113b Telekommunikationsgesetz

gespeicherten Verkehrsdaten der Funkzel-
len von Tatorten zu den Tatzeitpunkten
ist im § 100g Abs. 2 S. 2 StPO geregelt.

Demnach ist diese ErmittlungsmaBnahme

nur zulassig wenn:

1) ein Verdacht fir eine begangene Straf-
tat, die auch im Einzelfall von erhebli-
cher Bedeutung ist, besteht

2) der VerhaltnismaBigkeitsgrundsatz ge-
wahrt bleibt und

3) das Subsidiaritatsprinzip des § 100g
Abs. 1 S. 2 StPO beachtet wird, d.h.,
wenn andere ErmittlungsmaBnahmen
aussichtlos waren oder die Ermittlung
ohne die Funkzellenabfrage wesentlich
erschwert ware,

Zu den Straftaten, bei denen eine Funk-
zellenabfrage moglich ist, gehoren die in
§ 100a Abs. 2 StPO bezeichneten Strafta-
ten. Wahrend der Wohnungseinbruchdieb-
stahl nach § 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB nicht
darunter fallt, wird der von einer Bande
begangene Wohnungseinbruchsdiebstahl
nach § 244a StGB vom Straftatenkatalog
des § 100a Abs. 2 StPO in Nr. 1j erfasst.

.Bei uns in der Abteilung [...] ist die
groBte Hurde ganz am Anfang, die
Bande zu konstruieren oder zu, zu
begriinden, zu konstruieren passt viel-
leicht nicht ganz. [...] Also den An-
fangsverdacht fiir eine Bande zu schaf-
fen, das heiBt, wir brauchen ,ne Serie.
Das ist meistens nicht so das Problem,

die haben wir relativ gut, das haben
wir mal eben driiber gesprochen; aber
wir brauchen jetzt eigentlich drei Tater.
Es ist deswegen wichtig, weil nur in
diesem Fall die StPO mir Maglichkei-
ten an die Hand gibt, wie Funkzellen
abfragen, TelefontberwachungsmaB-
nahmen und ahnlichen, namlich auch
‘nen Verbrechen drin und dann kann
ich eben tatig werden.” (Staatsanwalt)

Bezliglich dieses Verdachts auf von Ban-
den veribten Straftaten unterscheiden
sich die einbezogenen Regionen in ihren
Strafverfolgungsmalinahmen  erheblich.
In einer Stadt wird die Begriindung eines
Bandenverdachts nicht als problematisch
gesehen:

.(...) soweit ich das mitbekommen
habe, sind die Richter da durchaus zu-
ganglich auch bei Einzeltatern, weil, wie
soll ich die Bandenstruktur aufdecken,
wenn ich eben diese ganzen Funkzel-
lenauswertungen und die Vernetzun-
gen dann letztendlich nicht habe, also
die stellen sich ja nicht als Bande vor
und lassen sich als Bande direkt da fest-
nehmen und sagen: ,Ja unsere Banden-
struktur ist folgende’.” (Staatsanwalt)

Erhebliche regionale
Unterschiede bei Begriindung
des Bandenverdachts

In einer anderen Stadt gelingt dies dage-
gen kaum:

LuUnd es ist ,ne Funkzelle ist fir mich
der klassische Ansatzpunkt far ‘nen
Wohnungseinbruch. [...] Das kann ich
nicht mehr tun, ja. Und das ist halt
das ist flr mich schon ,nen Problem;
und es war zu mindestens, bei sagen,
wir mal, also bei den Fallen, die ich
so kenne, eigentlich war das ‘ne Stan-
dardmaBnahme bei den Fallen, die
bei uns gelandet sind und die machen
wir jetzt halt nicht mehr. Also das ist
halt einfach schon ‘nen Problem, sehe
ich einfach so, ja. Sie missen im, wir
muissen jetzt ohne dieses Mittel die
Bande begriinden, das finde ich ext-
rem schwierig, ja.” (Staatsanwalt)

Eine effektive Auswertung der Funkzellen-
daten ist wiederum auf Ressourcen ange-
wiesen:

,Aber kostet, das muss man auch ganz
klar sagen. Das leisten wir uns hier im

Haus, kostet aber Ressourcen, perso-
nelle Ressourcen, kostet auch materi-
elle Ressourcen; das ist mit den norma-
len Rechnern gar nicht zu leisten; das
ist auch mit der normalen Software
nicht zu leisten, die massen sie ja an-
schaffen, ja." (Polizist)

Dass die Funkzellenabfragen auch kritisch
gesehen werden, insbesondere wenn die
Ressourcen zur Auswertung nicht zur Ver-
figung stehen, zeigt sich in einer anderen
Stadt:

.Gerade jetzt hier im Stadtbereich,
es wirklich auBerst schwierig ist, ir-
gendwie was Aussagekraftiges mit zu
erreichen, weil, also ob jetzt, sage
ich mal, hier eine Tat stattgefunden
hat oder am Hauptbahnhof, das ist
vermutlich ein und dieselbe Funkzelle
und was da natirlich dann fir Da-
tenmengen anfallen, das ist schon
enorm.” (Polizist)

Dennoch wird der Nutzen dieser MaB-
nahme generell sehr hoch eingeschatzt:

LUnd ich meine auch, dass die Ergeb-
nisse, die da erzielt werden, den Auf-
wand da auch rechtfertigen, muss ich
sagen, also auch noch mehr Aufwand
rechtfertigen wiirden, gehe ich fast da-
von aus.” (Staatsanwalt)

3.3 Wie werden die regionalen
PKS-Unterschiede in den Aufkla-
rungsquoten der PKS gedeutet, die
im Widerspruch zu den regional
vergleichbaren Verurteiltenquoten
stehen?

Die befragten Experten nehmen eine kri-
tische Position zur PKS und insbesondere
zur Frage, ab wann ein Fall als aufgeklart
gilt, ein:

.Die Aufkldrungsquote oder die PKS
betrachtet ja einen Fall schon dann als
aufgeklart, sobald man einen Tatver-
dachtigen hat. Um einen Tatverdachti-
gen zu haben, brauchen sie aber tber-
haupt nicht viel. Dafir brauchen sie
juristisch einen sogenannten Anfangs-
verdacht, das heiBt, zureichende tat-
sachliche Anhaltspunkte. Klammer auf:
dafir reicht nach der Kommentierung
sogar auch kriminalistische Erfahrung
aus.” (Staatsanwalt)

Auch in einer anderen Stadt auBert sich
ein Staatsanwalt in vergleichbarer Form:
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.Nehmen sie sich die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik und dann, ja, was dann am
Ende letztlich auch verurteilt wird [...]
das ist ja schon ,ne wahnsinnige Diffe-
renz. Das ist ja einfach die Frage: Bin ich
bereit zu sagen als Strafverfolgungsbe-
horde, ich nehme die fiinf Leitz-Ordner
noch mit, ja dann ist die aufgeklart, da
steht dann ja ‘nen Name drauf, ja. Oder
[...] die Polizei schreibt ,nen Namen
drauf und dann sagt der Staatsanwalt
eben: also Modi operandi sehe ich nicht,
stelle ich ein. Also wie ehrlich bin ich an
der Stelle. Das ist fir mich schon mal 'ne
ganz, ganz, ganz entscheidende Frage,
finde ich. Ich finde, Statistiken sind im-
mer ganz vorsichtig zu genieBen, also
wirklich.” (Staatsanwalt)

Tatverdachtigen wird tiber die

Begehungsweise leichtfertig

eine Vielzahl von Einbriichen
zugerechnet

Vermutet wird weiterhin, dass teilweise
auch einem Tatverddchtigen Uber die
Begehungsweise eine Vielzahl an Einbri-

chen leichtfertig zugerechnet wird:

+Also aus meiner Sicht ist es natirlich
schon so, dass die Dienststellen natdr-
lich auch schon schauen mussen, wie
ihre Arbeit bewertet wird und da ist
es natirlich keine Frage, dass das auch
lber diese Statistiken geht, Gber die
Zahlen, [...] Ich sag mal so: der GroB-
teil der aufgeklarten Taten kommen
natirlich auch dadurch zustande, das
hat immer einen, jetzt auch da jetzt
keinen falschen Eindruck zu erwecken,
es hat immer einen serisen Hinter-
grund eine aufgeklarte Tat, gar keine
Frage. Aber wenn ich naturlich jetzt
eine, meinetwegen eine Festnahme
habe, dann schaut man naturlich, wel-
che Taten kénnten eventuell noch dazu
passen. Und wenn es dann darum
geht, dass, sage ich mal, in derselben
Nacht im gleichen Stadtviertel mit 8hn-
lichem Modus operandi noch einmal
eine Tat passiert ist, dann ist es nicht
selten, dass diese Tat dann gegebenen-
falls auch dieser Person auch zugeord-
net wird.” (Polizist)

Der deutliche Schwund von der Anzahl
an Fallen hin zur Anzahl an Verurteilten
hat laut den befragten Experten allerdings
durchaus auch einen plausiblen Hinter-
grund. Prozesstaktische Grinde kénnen
es richtig erscheinen lassen, manche Falle

bewusst nicht bei einer Anklageerhebung
mit einzubeziehen: Wenn es Fille eines
Taters gibt, die beweiskraftig sind, wer-
den andere, weniger beweiskraftige Falle

dieses Tater nicht weiterverfolgt:

~Nenn wir sowieso wissen, wir krie-
gen da zwei Jahre, sechs Monate,
dann nehme ich die lieber fiir die Sa-
che, wo ich sie sicher, Ubersichtlich
festschreiben kann, als wenn ich das
zusammenklaube und Fehler intensiv
vielleicht spater zu ‘ner Aufhebung des
Urteils komme.” (Staatsanwalt)

JAlso beim Wohnungseinbruch ist es
dann so, wenn da so ,ne Serie ist,
dann behandelt man die zusammen,
aber wird dann oft mal eingestellt,
weil man sagt: da ist 'nen Tatnach-
weis vielleicht nicht so zu erbringen
vor Gericht. Man pickt dann, sage
ich mal, die funf, sechs Falle raus,
die wirklich gut nachzuweisen sind”
(Staatsanwalt)

4. Diskussion

Aufgrund der groBen Anzahl von Fallen
und den oft fehlenden Spuren und Zeu-
gen, ist die Bearbeitung von Wohnungs-
einbriichen flr Polizei und Justiz oftmals
zu einer Verwaltungsaufgabe” gewor-
den. Weitergehende Ermittlungen, die
eine Uberflihrung des Taters zur Folge
haben, sind die Ausnahme. Dies ist unbe-
friedigend fur die Opfer. Ein Staatsanwalt

formuliert dies so:

.Und jetzt da manchen zu sagen ,Nee,
Dein Fall wird nicht behandelt’, das ist
nattrlich far die schon schwierig [...]
Es melden sich dann auch Leute bei
der Staatsanwaltschaft und wenn die
dann fragen wieso ihr Verfahren nach
154 eingestellt wird, die [...] die sa-
gen dann schon ,Wieso wird mein Fall
eingestellt, bei mir ist eingebrochen
worden, 2.000 Euro entwendet, wieso
stellen Sie den einfach ein?’. Das dann
irgendwie zu erklaren, dass man den
dann dass der nichts wert sein soll, ist
schwierig.” (Staatsanwalt)

Gleichzeitig ist diese Situation auch un-
befriedigend flr die Polizeibeamten und
Staatsanwalte selbst, insofern immer wie-
der Misserfolgserlebnisse in Bezug auf die
eigene Arbeit gemacht werden. Negative
Folgen flr das berufliche Commitment
sind dann nicht ausgeschlossen.

Gleichzeitig belegen die vorgestellten
Auswertungen, dass die Experten nicht nur
die Schwierigkeiten der Strafverfolgung
von Wohnungseinbrtichen sehen, sondern
auch Méglichkeiten, diese zu optimieren.
Hier scheint es einerseits lohnenswert zu
sein, spezialisierte  Ermittlungseinheiten
zu grunden und diesen auch ausreichend
Handlungsspielraum zu geben. Erinnert sei
an das Beispiel einer Stadt, in der solchen
Ermittlungseinheiten zwei Wochen flr die
Aufklarung der Taten einer Woche einge-
raumt werden und in der insbesondere
an den Fallen mit hoherem Aufklarungs-
potential gearbeitet werden kann. Erstre-
benswert ist es den Aussagen der Experten
nach zusatzlich, wenn diese Ermittlungs-
einheiten auf Seiten der Staatsanwalt-
schaften feste Ansprechpersonen hatten.

Bearbeitung von
Wohnungseinbrichen ist
bei Polizei und Justiz zur

.Verwaltungsaufgabe”
geworden

Anderseits weist die Arbeit mit Spuren Ver-
besserungsmaglichkeiten auf. Eine starkere
Konzentration auf die schnelle Auswertung
von DNA- und Fingerabdruckspuren wird
von nahezu allen Experten angemahnt. Ein
breiter Konsens existiert daneben mit Blick
auf den Nutzen der Funkzellenabfrage, Al-
lerdings sind die gesetzlichen Hirden sehr
hoch, auf diese MaBnahme zurlickzugrei-
fen. Winschenswert ware daher sowohl
ein einfacherer Einsatz dieser MaBnahme
als auch eine bundesweit einheitliche Vor-
gehensweise; bislang gibt es noch groBe
regionale Unterschiede, was die Nutzung
der Funkzellenabfrage anbelangt. Fraglich
ist allerdings, inwieweit die Tater auf eine
ausgedehntere Nutzung dieser MaBnahme
reagieren werden. Die Experten duBern,
dass die Tater hinsichtlich des Hinterlas-
sens von DNA- oder Fingerabdruckspuren
in den letzten Jahren vorsichtiger gewor-
den sind. Gleiches ist auch in Bezug auf
die Handynutzung zu erwarten, wie fol-
gendes Zitat eines Diskussionsteilnehmers
bestatigt:

.Dort haben wir dann Handys sicher-
gestellt und sind dann mit diesen Han-
dys sind wir von einem Erfolg zum
anderen marschiert. Die Tatergruppie-
rung hat dann-, gegen Ende ist sie bei-
gegangen, hat die ganzen Handys vor
der Tat eingesammelt. Die haben sich
auch nicht mehr verabredet. Die nach-
traglich sichergestellten Handys im

389



390 Wohnungseinbruch

Kriminalistik 6/2016

Verfahren haben wir ausgewertet; da
war nichts mehr drauf. Also das heif3t:
drei Monate vorher war alles drauf, da-
nach gar nichts mehr.” (Polizist)

Die Ermittlungstatigkeit lasst sich nach
Aussage vieler Interviewpartner auch
durch mehr Personal auf Seiten der Poli-
zei wie Staatsanwaltschaft verbessern. Die
Experten stimmen damit einer auch an
vielen anderen Stellen zu horenden For-
derung zu, Gleichwoh! wird diese Forde-
rung von den Befragten nicht pauschal
erhoben, sondern geht mit konkreten

Erfolg von Polizei und Justiz
lasst sich nicht allein an
fallbezogenen Statistiken
messen

Vorschlagen zum Einsatz des Personals
einher. Generell wirde mehr Personal ja
nicht das Grundproblem der Aufkldrung
von Wohnungseinbrichen, namlich die
wenigen Spuren und Zeugen beheben
konnen. Mehr Personal wdre aber u.a.
notig, um die Auswertung der wenigen
Spuren (insbesondere DNA-Spuren) zu
beschleunigen. Andererseits kénnte gut
ausgebildetes Personal bei der Funkzel-
lenauswertung hilfreich sein oder aber im
Bereich der Pravention eingesetzt werden.

Bezlglich der geringen Aufklarungs-
quote der PKS und der starken regionalen
Unterschiede haben die Interviews gezeigt,
dass sich der Erfolg der Polizei- und Justiz-
behérden nicht allein anhand von fallbe-
zogenen Statistiken messen lasst. Bei der
Anklageerhebung kann es durchaus sinn-
voll sein, nur die Falle miteinzubeziehen,
die sich gut nachweisen lassen und andere
auBlen vor zu lassen. Dies hat nach Ein-
schatzung der befragten Experten keinen
Einfluss auf das verhangte Strafmal3 und
erleichtert die Durchfihrung des Verfah-
rens. Zugleich auBern die Befragten eine
gewisse Skepsis gegenliber den Zahlen der
PKS und bestatigen damit implizit, dass re-
gionale Unterschiede in der Aufklarungs-
quote auch ein Resultat eines unterschied-
lichen Vorgehens bzgl. der Begriindung ei-
nes Tatverdachts sein konnen. Ein Befragter
drtickt sich bspw. wie folgt aus:

.Die PKS kann ich ganz locker auch
mit einer Anordnung kann ich die
durchfalschen und ich weiB nicht,
was dahinter steckt [...] Das ist ein-
fach so, nech: ,Ach das kénnte Hans

Meier sein, der macht eigentlich immer
ED's’ und schon gebe ich ihm quasi
am Anfang der Ermittlung gebe ich
ihn da mit rein, mache einmal eh den
Vorgang ein [...] Hans Meier war es,
und damit habe ich eine damit kann
ich die Aufklarungsquote locker nach
oben schieen. Und da sind wir [...]
vielleicht ehrlich, ja, und die anderen
nicht.” (Polizist)

Die Experteninterviews konnten zuletzt
auf ein neues Phanomen im Bereich des
Wohnungseinbruchs aufmerksam machen,
welches in der eingangs erwahnten Akten-
analyse, die sich auf Félle aus dem Jahr
2010 bezog, so noch nicht sichtbar wurde.
In bestimmten Regionen gibt es Hinweise
auf das Auftreten familiarer Bandenstruk-
turen, bei welchen auch Frauen und Min-
derjahrige als Tater involviert sind. Zwei
Zitate konnen dies illustrieren:

LAber wir haben halt teilweise wirklich
da auch mehrere, gerade junge Frauen
[...] Frauen oder Madchen sogar noch,
also die dann 14, 15 sind, hierher ge-
schickt werden, um einbrechen zu ge-
hen [...] Also da haben wir jetzt auch
vermehrt Probleme, gerade Osteuropa-
erinnen, die dann sagen sie sind halbe
Kinder oder so was" (Polizist)

LAlso Sie haben, Sie haben diese Ta-
ter, die von auflen kommen, das sind
die klassischen sldosteuropaischen
Staaten, die wir in den letzten Jahren
immer wieder haben |[...| Sie haben
eh Ruménen, Bulgaren dort, das sind
so die klassischen Taterstrukturen, die
wir haben und dann das, was man
sage ich mal unter, unter ,Roma’ be-
zeichnet. [...] Da sind dann auch gern
Frauen dabei, ja.” (Polizist)

In bestimmten Regionen
Auftreten von familiaren
Bandenstrukturen

Diese Entwicklungen unterstreichen, dass
der Bereich des Wohnungseinbruchdieb-
stahls ein dynamisches Feld ist. Polizei
und Staatsanwaltschaft mussen sich nicht
nur mit den Herausforderungen einer
schlechten Spuren- und Zeugenlage aus-
einandersetzen, sondern ebenso mit sich
verandernden Taterstrukturen. Dies macht
es notwendig, dass Ermittlungsansatze
weiterentwickelt werden. Die Interviews

konnten belegen, dass bei Polizei und
Staatsanwaltschaft Ideen hierzu vorhan-
den sind, deren Umsetzung zu prifen
und ggf. zu beschleunigen ist.

Kontakt
Gina.Wollinger@kfn.de
www.kfn.de

Anmerkungen

1 Das Forschungsprojekt wurde finanziell vom
Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft (GDV) sowie den Stadten Bremerha-
ven und Berlin gefordert.

2 Eine Ausnahme stellt eine Stadt dar, in der kein
Staatsanwalt/keine  Staatsanwaltin  anwesend
war.

3 In einer Stadt wird nicht nur eine Veranderung
im Taterverhalten, sondern auch im Verhalten
von Zeugen und Geschadigten wahrgenom-
men: ,Das kann mal sein, dass man, dass ,ne
Zeuge beispielsweise nicht kommt. Ne, und
dass wir den Zeugen dann auffordern ‘Pass mal
auf, du kriegst ,ne neue Einladung von der Poli-
zei, erscheine bitte’. Und wenn er dann da nicht
kommt, wir den dann gegebenenfalls staats-
anwaltschaftlich vernehmen lassen missen”
(Staatsanwalt), ,Ja das ist das ist, das ist tat-
sachlich ,nen grofles Problem [...] So geht das
schon mal los oder melden sich gar nicht, So.
Teilweise sogar Geschadigte, die einfach nicht
bereit sind zu kommen, weil sie einfach sagen
‘Nee, ich komme nicht'™ (Palizist).

4 Gemeint ist § 154 | StPO, welcher die Einstel-
lung einzelner Taten bei Vorliegen mehrere Ta-
ten regelt.

Literatur

Bartsch, T, DreiBigacker, A., Blauert, K., Baier, D
(2014): Phanomen Wohnungseinbruch. Ta-
ten, Tater, Opfer. In: Kriminalistik 68 (8-9):
483-490.

Bogner, A., Menz, W. (2005): Das theoriegenerie-
rende Experteninterview. Erkenntnisse, Wissens-
formen, Interaktion. In: A. Bogner, B. Littig &
W. Menz (Hrsg.), Das Experteninterview. Theo-
rie, Methode, Anwendung. 2. Auflage. Wiesba-
den, 5. 33-70.

Deegener, G. (1996): Psychische Folgeschaden
nach Wohnungseinbruch. Erfahrungen von Op-
fern nach Einbruchdiebstahl und Raublberfall.
Mainz.

Dreifligacker, A., Wollinger, G.R.,,  Blauert, K.,
Schmitt, A., Bartsch, T,, Baier, D. (2016); Woh-
nungseinbruch: Polizeiliche Ermittlungspraxis
und justizielle Entscheidungen im Erkenntnis-
verfahren. Ergebnisse einer Aktenanalyse in funf
GroBstadten, KFN-Forschungsbericht Nr, 130,

DreiBigacker, A., Baier, D., Wollinger, G.R.,
Bartsch, T. (2015): Die Tater des Wohnungsein-
bruchs: Sind es die ,Osteuropaer”, die ,pro-
fessionellen Banden” oder die , Drogenabhangi-
gen”? In; Kriminalistik 69(5): 307-311.

Schubert-Lustig, S. (2011): Wohnungseinbruch -
Folgen fur die Betroffenen. In: Polizei und Wis-
senschaft 15: 9-22.

Wollinger, G.R. (2015) Wohnungseinbruch als
traumatisches Ereignis. Ergebnisse einer Betrof-
fenenbefragung zu Einflussfaktoren posttrau-
matischer Belastungssymptome. In: Monats-
schrift fur Kriminologie und Strafrechtsreform
98(4): 365-383.




	Dreißigacker Wollinger et al. 2016 - Wohnungseinbruch.pdf
	1 Einleitung
	2 Forschungsstand
	3 Methode
	3.1 Vorgehen
	3.2 Stichprobenbeschreibung

	4 Ermittlung von Tatverdächtigen
	4.1 Polizeiliche Ermittlungen
	4.1.1 Kenntnisnahme der Tat
	4.1.2 Ermittelnde Polizeieinheiten
	4.1.3 Tatmerkmale
	Tatstadium
	Anwesenheit während der Tat
	Tatzeit
	Monat
	Wochentag
	Feiertage und Schulferien
	Tageshälfte

	Tatort
	Stockwerk
	Haushaltsgröße und -zusammensetzung
	Wohneigentum

	Modus Operandi
	Einbruchstelle
	Art des Eindringens
	Einbruchwerkzeug

	Einbruchschaden
	Art und Wert des Stehlguts
	Weiterer Schaden
	Zustand der Wohnung


	4.1.4 Spuren
	4.1.5 Zeugenbefragungen
	4.1.6 Zusammenhänge zu anderen Wohnungseinbrüchen
	4.1.7 Maßnahmen nach der StPO

	4.2 Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen
	4.2.1 Erster Eingang der Akte
	4.2.2 Rückverfügung
	4.2.3 Ermittlungsmaßnahmen auf Betreiben der Staatsanwaltschaft
	4.2.4 Information der Verletzten über ihre Befugnisse (§ 406h StPO)

	4.3 Ermittelte Tatverdächtige
	4.3.1 Soziodemografische Daten
	4.3.2 Zur Überzählung der Tatverdächtigen
	Vorgehen bei der Dubletten-Identifizierung
	Restriktionen der Dubletten-Identifizierung
	Ergebnisse der Dubletten-Identifizierung

	4.3.3 Begründung des Tatverdachts
	4.3.4 Anwaltliche Vertretung und Verhalten während der Vernehmung
	4.3.5 Vorahndungen
	4.3.6 Abhängigkeiten und Süchte
	4.3.7 Untersuchungshaft
	4.3.8 Weitere Maßnahmen nach der StPO gegen tatverdächtige Personen

	4.4 Weiterer Verlauf: Ausfilterungsprozess während des Strafverfahrens
	4.4.1 Tatverdacht
	4.4.2 Entscheidung der Staatsanwaltschaft
	Einstellung des Verfahrens
	Fortführung des Verfahrens

	4.4.3 Entscheidung des Gerichts
	4.4.4 Verurteilungsquote

	4.5 Einflussfaktoren für einen Ermittlungserfolg

	5 Entscheidungen von Staatsanwaltschaften und Gerichten
	5.1 Staatsanwaltschaftliche Entscheidungen
	5.1.1 Einstellung des Verfahrens
	5.1.2 Fortführung des Verfahrens

	5.2 Gerichtliche Entscheidungen
	5.2.1 Beweismittel
	5.2.2 Schuldfähigkeit und Sucht
	5.2.3 Dauer des Verfahrens
	Anzahl der Hauptverhandlungstage
	Dauer vom Eingang der Anklageschrift bei Gericht bis zur Entscheidungsverkündung
	Dauer bis Rechtskraft bei Rechtsmittelverfahren

	5.2.4 Sanktionen
	Strafbefehle
	Sanktionen nach Erwachsenenstrafrecht
	Sanktionen nach Jugendstrafrecht


	5.3 Einflussfaktoren für eine Verfahrensfortführung und Verurteilung

	6 Verurteilte Täter/innen
	6.1 Tätergruppen
	6.2 Regionale Unterschiede

	7 Zusammenfassung zentraler Ergebnisse
	7.1 Resümee

	Literaturverzeichnis

	Dreißigacker Wollinger et al. 2015 - Prävention von Wohnungseinbruch.pdf
	_Ref404675620
	_Ref404675849
	_Ref406571790
	_Ref406571810
	_Ref405812884
	_Ref405812879


